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Bericht der Abgeordneten Dr. Schmitt-Vodcenhausen und Dr. Jobst 


ERSTES KAPITEL 


der Maschinen erforderlichen Ersatz- 
teile oft nicht vorhanden war, 


A. Einsetzung des Ausschusses und dessen 
Auftrag 

1 

Der Deutsche Bundestag faßte in seiner 139. Sitzung 
am 1. Oktober 1971 einstimmig den Beschluß, dem 
Antrag der Fraktion der CDU/CSU vom 29. Sep- 
tember 1971 (Drucksache VI/2624) entsprechend ge- 
mäß Artikel 44 des Grundgesetzes (GG) einen aus 
sieben Mitgliedern (3 CDU/CSU, 3 SPD, 1 FDP) be- 
stehenden Untersuchungsausschuß zur Prüfung fol- 
gender Fragen einzusetzen.- 

2 

1. Ob dem Bundesverkehrsministerium als 
der Genehmigungsbehörde für das Luft- 
fahrtuntemehmen Panintemational vor 
dem Hamburger Unfall Tatsachen be- 
kannt wurden, die Zweifel in die Zuver- 
lässigkeit und Leistungsfähigkeit dieser 
Gesellschaft begründen mußten, deren 
eine Maschine am 6. September 1971 bei 
Hamburg auf der Autobahn notlandete, 
wobei 22 Menschen ums Leben kamen. 
Insbesondere, ob 

3 

a) dem Luftfahrt-Bundesamt schon am 
9. Juli 1971 Schreiben von mindestens 
zwei ehemaligen Flugbetriebsleitem 
des Unternehmens Vorlagen, in denen 
schwerste Vorwürfe gegen die Unter- 
nehmensleitung wegen Vernachlässi- 
gung der technischen und fliegerischen 
Sicherheitsbestimmungen erhoben wur- 
den. 


7 

e) das Luftfahrt-Bundesamt — Außen- 
stelle Düsseldorf — nach einem Besuch 
am 4. Mai 1971 dem Unternehmen ge- 
genüber feststellte, daß in den Werk- 
stätten und in den Lagerräumen „völ- 
lige Unordnung und Durcheinander" 
herrschten, so daß „die ordnungsge- 
mäße Durchführung der Wartung und 
die Nachprüfung der Wartung von 
Flugzeugen technisch nicht möglich" 
sei. 

8 

2. Ob das Bundesverkehrsministerium die 
ihm obliegende Aufsichtspflicht dadurch 
verletzt hat, daß es trotz der ihm bekannt- 
gewordenen Tatsachen keine hinreichen- 
den Maßnahmen zur Gewährleistung der 
Betriebs- und Flugsicherheit der Paninter- 
national getroffen hat und welche Gründe 
dafür maßgebend waren. 

9 

3. Ob die gesetzlichen Bestimmungen und 
die von den Behörden geübte Aufsichts- 
praxis das erforderliche Höchstmaß an Zu- 
verlässigkeit, Betriebs- und Flugsicherheit 
aller Charterfluggesellschaften gewährlei- 
sten. 

10 

Von den Fraktionen wurden folgende Abgeordnete 

als Ausschußmitglieder benannt: 

Fraktion der CDU/CSU 


4 

b) seit Zulassung der Panintemational in 
zwei Jahren nicht zuletzt wegen der 
Sicherheitsmängel vier Flugbetriebs- 
leiter ihren Dienst aufgaben, 

5 

c) seit Ausscheiden des Flugbetriebslei- 
ters Kuehnel vom 7. Juli 1971 bis 
31. August 1971 der Sommerflugbetrieb 
ohne verantwortlichen Flugbetriebslei- 
ter durchgeführt wurde. 


Ordentliche Mitglieder 

Dr. Dionys Jobst 
Wilhelm Rawe 
Gerhard Reddemann 

Stellvertretende 

Mitglieder 

Prof. Dr. Manfred Abelein 
Karl-Heinz Mursch 
Friedrich Vogel 


Fraktion der SPD 


6 

d) die Gesellschaft sich häufig in Finanz- 
schwierigkeiten befand, so daß bei- 
spielsweise das Geld zur Beschaffung 
der für die ordnungsgemäße Wartung 


Ordentliche Mitglieder 

Emst Haar 
Prof. Dr. Hans. G. 
Schachts chabel 
Dr. Hans de With 
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Stellvertretende 
Mitglieder 
Dr. Jürgen Schmude 
Günther Wuttke 
Fred Zander 


12 


Fraktion der FDP 

Ordentliches Mitglied 
Carlo Graaff 

Stellvertretendes Mitglied 
Alfred Olle sch 


13 

Abgeordneter Haar schied nach seiner Bestellung 
zum Parlamentarischen Staatssekretär beim Bundes- 
minister für Verkehr am 4. Februar 1972 aus dem 
Untersudiungs)ausschuß aus. An seine Stelle trat Ab- 
geordneter Dr. Hermann Schmitt- Vockenhausen. 


B. Vorgeschichte und Parallelverfahren 


I. Schriftwechsel zwischen dem Abg. Dr. Franz Josef 
Strauß und dem früheren Bundesminister für 
Verkehr, Georg Leber 


14 

Der Einsetzung des Untersudiungsausschuisses war 
ein Schriftwechsel zwischen dem Abgeordneten Dr. 
Franz Josef Strauß und dem damaligen Bunidesmini- 
ster für Verkehr, Georg Leber, vorausgegangen, von 
dem es in der mündlichen Begründung zum Antrag 
der CDU/CSU — siehe Stenographischen Bericht der 
139. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 1. Ok- 
tober 1971, Seite 8041 (D) — heißt, er habe keine 
Klarheit geschaffen. 

15 

Der wesentliche Inhalt dieses Schriftwechsels ergibt 
sich aus einem Schreiben des Abgeordneten Dr. 
Strauß vom 13. September 1971 und des damaligen 
Bimdesministers für Verkehr vom 20. September 
1971. 

Beide Schreiben sind als Anlage 1 und Anlage 2 
diesem Bericht beigefügt. 


sitzenden der Bundesminister für Verkehr mift 
Schnellbrief vom 10. September 1971 den Ministe- 
rialdirigenten i. R. Dr. Heinrich von Spreckelsen 
bestellte. 

17 

Die Kommission hat die Aufgabe, die Ursache des 
Unfalls des Flugzeuges BAC 1 — 11 mit dem Kenn- 
zeichen D-ALAR des Luftfahrtunternehmens Panin- 
temational, der sich am 6. September 1971 nördlich 
des Flughafens Hamburg ereignete, zu untersuchen. 
Mit der Fertigstellung des Abschlußberichtes der 
Kommission ist zum Jahresende zu rechnen. 

III. Das Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft 
bei dem Landgericht Itzehoe 


18 

Die Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht in 
Itzehoe führt auf Grund des Unfalles, bei dem 22 
Menschen ums Leben kamen und 61 weitere verletzt 
wurden, gegen den damaligen technischen Betriebs- 
leiter des Luftfahrtunternehmens Panintemational, 
Heinrich Moos, und andere Mitarbeiter des Unter- 
nehmens Ermittlungen wegen fahrlässiger Tötung 
und fahrlässiger Körperverletzung. 

Das Ermittlungsverfahren, das unter dem Akten- 
zeichen 2 Js 179/72 geführt wird, soll Ende dieses 
Jahres abgeschlossen werden. 


C. Der Ablauf des Untersuchungsverfahrens 

I. Konstituierende Sitzung 
19 

Die konstituierende Sitzung des Ausschusses fand 
am 13. Oktober 1971 statt. 

Den Vorschlägen der Fraktionen entsprechend be- 
stimmte der Ausschuß Abgeordneten Rawe zum 
Vorsitzenden und Abgeordneten Dr. de With zum 
stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses. 

Zum Berichterstatter wurde Abgeordneter Haar und 
zum Mitberichterstatter Abgeordneter Dr. Jobst be- 
stimmt. 

Mit dem Ausscheiden von Abgeordneten Haar am 
4. Februar 1972 übernahm dessen Nachfolger, Abge- 
ordneter Dr. Schmitt- Vockenhausen, die Aufgaben 
des Berichterstatters. 


III. Das Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft 
Luftfahrt-Bundesamtes 

16 

Unmittelbar nach dem Unfall vom 6. September 
1971 wurde eine Untersuchungskommission des 
Luftfahrt-Bundesamtes eingesetzt, zu deren Vor- 


II. Verfahrensregeln 
20 

Bereits in der konstituierenden Sitzung wurde die 
Frage aufgeworfen, nach welchen Regeln der Aus- 
schuß zu verfahren habe. Es wurde angeregt, dem 
Verfahren die Regeln zugrunde zu legen, die im 
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„Entwurf eines Gesetzes über Einsetzung und Ver- 
fahren von Untersuchungsausschüssen des Bundes- 
tages" der Interparlamentarischen Arbeitsgemein- 
schaft — IPA — (Drucksache V/4209) formuliert sind, 
der vom 5. Deutschen Bundestag nicht mehr ab- 
schließend behandelt und im 6. Deutschen Bundes- 
tag nicht neu eingebracht wurde. Diese Anregung 
ist auf dem Hintergrund der Tatsache zu verstehen, 
daß es bis heute keine Kodifikation der Rechtsvor- 
schriften gibt, die für das Verfahren vor Untersu- 
kungsausschüssen des Deutschen Bundestages gel- 
ten. Die Rechtsgrundlagen für die Einsetzung und 
für das Verfahren von Untersuchungsausschüssen 
des Bundestages finden sich in Artikel 44 GG, in 
den gemäß Artikel 44 Abs. 2 GG sinngemäß anzu- 
wendenden Vorschriften über den Strafprozeß und 
in den einschlägigen Vorschriften der Geschäftsord- 
nung des Deutschen Bundestages. 

21 

Bei näherer Prüfung stellte sich heraus, daß der An- 
regung, die im Entwurf der IPA enthaltenen Regeln 
zur Grundlage des Verfahrens zu machen, nicht ohne 
weiteres entsprochen werden konnte. Denn dieser 
Entwurf beschränkt sich nicht darauf, das geltende 
Recht zu kodifizieren und zu übernehmen, sondern 
enthält auch Vorschläge, die geltendes Recht ändern 
bzw. ergänzen sollen. Unter dem Eindruck dieser Be- 
denken beschloß der Ausschuß in seiner zweiten Sit- 
zung deshalb, den Entwurf nur insoweit zur Grund- 
lage des Verfahrens zu machen, als er geltendem 
Recht nicht widerspricht und keine sonstigen Beden- 
ken dagegen bestehen. 


Ml. Klarstellende Interpretation des Untersuchungs- 
auftrages 

1. Interpretation von Punkt 1 des Untersuchungsauftrages 
22 

Zu Punkt 1 des Untersuchungsauftrages ist danach 
gefragt, 

ob dem Bundesverkehrsministerium als der 
Genehmigungsbehörde für das Luftfahrtunter- 
nehmen Paninternational vor dem Hamburger 
Unfall Tatsachen bekannt wurden, die Zwei- 
fel in die Zuverlässigkeit und Leistungsfähig- 
keit dieser Gesellschaft begründen mußten, 
und ob die Außenstelle Düsseldorf des Luft- 
fahrt-Bundesamtes nach einem Besuch am 
4. Mai 1971 dem Unternehmen gegenüber 
feststellte, daß in den Werkstätten und in den 
Lagerräumen „völlige Unordnung und Durch- 
einander" herrschten. 

Damit wird ausdrücklich auch nach Kenntnissen des 
Luftfahrt-Bundesamtes und der Außenstelle Düssel- 
dorf des Luftfahrt-Bundesamtes gefragt. 

23 

Der Untersuchungsausschuß hat deshalb in seiner 
dritten Sitzung am 25. November 1971 beschlossen, 


davon auszugehen, daß der Antrag auf Drucksache 
VI/2624 (Untersuchungsauftrag) so auszulegen ist, als 
stünden in Nummer 1 Satz 1 des Antrages zwi- 
schen „Paninternational" und „vor dem Hamburger 
Unfall" die Worte: beziehungsweise dem Luftfahrt- 
Bundesamt. 

24 

Demgemäß ist nach Punkt 1 Satz 1 des Untersu- 
chungsauftrages zu prüfen, 

ob dem Bundesverkehrsministerium als der 
Genehmigungsbehörde für das Luftfahrtunter- 
nehmen Paninternational bzw. dem Luftfahrt- 
Bundesamt vor dem Hamburger Unfall Tat- 
sachen bekannt wurden, die Zweifel in die 
Zuverlässigkeit und Leistungsfähigkeit dieser 
Gesellschaft begründen mußten, deren eine 
Maschine am 6. September 1971 bei Ham- 
burg auf der Autobahn notlandete, wobei 22 
Menschen ums Leben kamen. 


a) Der Begriff der Tatsachen 

Im Sinne des Untersuchungsauftrages 

25 

Zu Punkt 1 des Untersuchungsauftrages ist nach 
bekanntgewordenen Tatsachen gefragt. Dieser Punkt 
wird unter anderem konkretisiert durch die Frage, 

ob dem Luftfahrt-Bundesamt schon am 9. Juli 
1971 Schreiben von mindestens zwei ehema- 
ligen Flugbetriebsleitem des Unternehmens 
Vorlagen, in denen schwerste Vorwürfe ge- 
gen die Unternehmensleitung wegen Ver- 
nachlässigung der technischen und fliegeri- 
schen Sicherheitsbestimmungen erhoben wur- 
den. 

Damit werden „schwerste Vorwürfe gegen die Un- 
ternehmensleitung wegen Vernachlässigung der 
technischen und fliegerischen Sicherheitsbestimmun- 
gen" als ein Beispiel von Tatsachen im Sinne des 
Punktes 1 des Untersuchungsauftrages angeführt. 

Daraus folgert der Ausschuß, daß als Tatsachen auch 
Tatsachenbehauptungen angesehen werden sollen. 

b) Der Begriff der Kenntnis von Tatsachen 
im Sinne des Untersuchungsauftrages 

26 

Die Tatsachen oder Tatsachenbehauptungen müssen 
dem Bundesverkehrsministerium als der Genehmi- 
gungsbehörde bzw. dem Luftfahrt-Bundesamt (LBA) 
bekanntgeworden sein ^). 

Insoweit hatte der Ausschuß die Frage zu klären, 
inwieweit Wissen innerhalb einer Behördenorgani- 
sation der Behörde selbst zugerechnet werden kann. 


siehe (s.) zu Randnummer (Rdnr.) 2 
2) über die Aufgabenverteilung zwischen LBA und BMV 
s. Rdnrn. 78 ff. 
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Die Prüfung dieser Frage führte zu folgendem Er- 
gebnis: 

27 

Eine Kenntnis des LBA von den hier in Rede stehen- 
den Tatsachen und Tatsachenbehauptungen wird je- 
denfalls angenommen werden können, soweit die in- 
nerhalb dieser Behörde für die Überwachung der 
Zuverlässigkeit und Leistungsfähigkeit des Luft- 
fahrtunternehmens Panintemational zuständig ge- 
wesenen Bediensteten — die Betriebsprüfer (die 
Flugbetriebsprüfer, der technische Betriebsprüfer 
und der wirtschaftliche Betriebsprüfer) im Rah- 

men ihres Aufgabenbereichs dienstlich Kenntnis er- 
hielten. Denn die Betriebsprüfer sind die nach der 
Organisation des LBA für die Ermittlung derarti- 
ger Umstände zuständigen Organe. 

28 

Entsprechendes gilt hinsichtlich der Leiter der 
Außenstellen des LBA für ihren Aufgabenbereich. 

29 

Kenntnis des LBA begründete natürlich auch die in- 
nerhalb ihres jeweiligen Aufgabenbereichs dienst- 
lich erworbene Kenntnis der Referenten des Luft- 
fahrt-Bundesamtes und ihrer Vorgesetzten. Dies 
folgt aus den Aufgaben und den Befugnissen der 
Referenten und deren Vorgesetzten innerhalb der 
Behördenorganisation. 

30 

Dementsprechend sind als Kenntnisse des Bundes- 
ministeriums für Verkehr als Genehmigungsbehörde 
die Kenntnisse von Tatsachen und Tatsachenbehaup- 
tungen anzusehen, die die Referenten dieser Be- 
hörde innerhalb ihres Aufgabenbereichs dienstlich 
erhalten haben. 

31 

Der Umstand, daß es auf Tatsachen oder Tatsachen- 
behauptungen ankommt, die Zweifel begründen 
mußten, hat nach Ansicht des Ausschusses zur 
Folge, daß derartige Tatsachen auch zu berücksich- 
tigen sind, wenn sie infolge von Fahrlässigkeit 
keine Zweifel hervorgerufen haben. 

Der Ausschuß geht davon aus, daß — ähnlich wie 
kennen müssen im Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) 
der Unkenntnis infolge von Fahrlässigkeit gleidige- 
setzt ist (§ 122 Abs. 2 BGB) — hier zweifeln müssen 
dem Mangel an Zweifeln infolge von Fahrlässigkeit 
gleichzustellen ist. 

In Analogie zu § 276 Abs. 1 Satz 2 BGB sind deshalb 
alle die Tatsachen und Tatsachenbehauptungen er- 
heblich, die so gravierend sind, daß sie bei Anwen- 
dung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt Zweifel 
an der Zuverlässigkeit und Leistungsfähigkeit des 
Luftfahrtunternehmens Panintemational hätten be- 
gründen (aufkommen lassen) müssen. 


32 

Ähnlich wie bei § 276 BGB ist auch hier für die Be- 
urteilung der Frage, ob bestimmte Tatsachen oder 
Tatsachenbehauptungen Zweifel hätten hervorrufen 
müssen, ein auf die allgemeinen Verkehrsbedürf- 
nisse ausgerichteter objektiver, abstrakter Maßstab 
anzuwenden. Es kommt also nicht darauf an, ob Be- 
urteilungsvermögen und Einsichtsfähigkeit der Be- 
diensteten im LBA und im Bundesverkehrsministe- 
rium, deren Kenntnis gemäß den obigen Ausführun- 
gen der Behörde selbst zuzurechnen ist, über oder 
unter dem im Verkehr Erforderlichen lagen. 

2. Interpretation von Punkt 2 des Untersuchungsauftrages 

33 

Zu Punkt 2 des Untersuchungsauftrages wird da- 
nach gefragt, 

ob das Bundesverkehrsministerium die ihm 
obliegende Aufsichtspflicht dadurch verletzt 
hat, daß es trotz der ihm bekanntgeworde- 
nen Tatsachen keine hinreichenden Maßnah- 
men zur Gewährleistung der Betriebs- und 
Flugsicherheit der Panintemational getroffen 
hat und welche Gründe dafür maßgebend wa- 
ren. 

Ausgehend von dem eindeutigen Ziel des Untersu- 
chungsauftrages und dem Umstand, daß das LBA 
als Bundesoberbehörde für Aufgaben der Zivilluft- 
fahrt Aufsichtsbefugnisse ®) wahrzunehmen hat, 
faßte der Ausschuß in seiner dritten Sitzung am 
25. November 1971 den Beschluß, diese Frage so zu 
interpretieren, als stünden in Nummer 2 des Unter- 
suchungsauftrages zwischen „ob das Bundesver- 
kehrsministerium" und „die ihm obliegende Auf- 
sichtspflicht“ die Worte: beziehungsweise das Luft- 
fahrt-Bundesamt. 

Im Rahmen der Untersuchung zu Punkt 2 des Unter- 
suchungsauftrages sind demnach die folgenden Fra- 
gen zu prüfen: 

a) Hat das Bundesverkehrsministerium bzw. 
das Luftfahrt-Bundesamt die ihm oblie- 
gende Aufsichtspflicht dadurch verletzt, 
daß es trotz der ihm bekanntgewordenen 
Tatsachen keine hinreichenden Maßnah- 
men zur Gewährleistung der Betriebs- und 
Flugsicherheit der Panintemational getrof- 
fen hat? 

b) Wenn ja, welche Gründe waren dafür maß- 
gebend? 

IV. Beweisaufnahme 

34 

Der Ausschuß trat — abgesehen von seiner konsti- 
tuierenden Sitzung — insgesamt 25mal zusammen. 
Von diesen 25 Sitzungen dienten 17 öffentliche Sit- 
zungen der Vernehmung von Zeugen und acht nicht- 
öffentliche Sitzungen der Beratung. 

®) s. dazu Rdnrn. 81 ff. 
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35 

Darüber hinaus fand am 22. Juni 1972 eine nicht- 
öffentliche Zeugenvernehmung durch einen in der 
20. Sitzung des 1. Untersuchungsausschusses einge- 
setzten Unterausschuß statt, der vom Berichterstat- 
ter, Abgeordneter Dr. Schmitt- Vockenhausen, und 
Mitberichterstatter des Ausschusses, Abgeordneter 
Dr. Jobst, gebildet wurde. 

36 

Ausschuß und Unterausschuß vernahmen insgesamt 
26 Zeugen. Bei den Zeugen handelt es sich einerseits 
um solche Personen, die im LBA und im Bundes- 
ministerium für Verkehr mit der Aufsicht über das 
Luftfahrtunternehmen Paninternational befaßt wa- 
ren, und andererseits um ehemalige leitende Ange- 
stellte des Luftfahrtunternehmens Paninternational; 
ferner, wurde Abg. Wienand als Zeuge vernommen. 
Eine Liste der Zeugen ist diesem Bericht als Anlage 3 
beigefügt. Keiner der Zeugen wurde vereidigt. 

37 

Bereits in seiner konstituierenden Sitzung faßte der 
Ausschuß den Beschluß, den Bundesminister für Ver- 
kehr (BMV) zu ersuchen, 

— zu den Untersuchungsthemen des 1. Un- 
tersuchungsausschusses (Drucksache 

W2624) eine schriftliche Stellungnahme 
abzugeben und 

— alle im Bundesministerium für Verkehr so- 
wie im LBA entstandenen bzw. vorhan- 
denen Vorgänge vorzulegen, die mit den 
Untersuchungsthemen zu 1 und 2 der an- 
geführten Drucksache im Zusammenhang 
stehen. 

Die Stellungnahme, die daraufhin abgegeben wurde, 
ist — ohne die dazugehörigen Anlagen — als An- 
lage 4 diesem Bericht beigefügt. 

Auf das Ersuchen um Aktenvorlage wurden dem 
Untersuchungsausschuß 14 Bände und ein Heft 
Akten zugeleitet, deren Inhalt zum Gegenstand des 
Verfahrens gemacht wurde. Von der Staatsanwalt- 
schaft bei dem Landgericht Itzehoe wurden 12 Bände 
kriminalpolizeiliche Ermittlungsakten beigezogen 
und ausgewertet. 

38 

Darüber hinaus wurden zu einer Reihe von entschei- 
dungserheblichen Fragen schriftliche Auskünfte und 
Stellungnahmen eingeholt. 

Der Verband Luftfahrtpersonal in Deutschland e. V. 
und die Vereinigung Cockpit e. V. gaben eine Stel- 
lungnahme zu Punkt 3 des Untersuchungsauftrages 
ab. 

Das Ausschußmitglied Abg. Prof. Dr. Schachtschabei 
erstattete am 30. August 1972 im Aufträge des Aus- 
schusses ein Gutachten zu der Frage: 

Welchen Erkenntniswert hat die vom wirt- 
schaftlichen Betriebsprüfer Dr. Nitzsche ange- 


wandte, im Gutachten über die wirtschaftliche 
Überprüfung des Luftfahrtuntemehmens Pan- 
international vom 21. Januar 1971 zum Aus- 
druck kommende und durch die diesbezüg- 
lichen Zeugenaussagen beschriebene wirt- 
schaftliche Prüfmethode im Hinblick auf die 
sich aus § 62 f. Luftverkehrs-Zulassungs-Ord- 
nung ergebene Notwendigkeit, die wirt- 
schaftliche Leistungsfähigkeit des Luftfahrt- 
untemehmens festzustellen? 

V. Informationsreisen 

Im Rahmen der Ermittlungen zu Punkt 3 des Unter- 
suchungsauftrages wurden zwei Informationsreisen 
durchgeführt. 

1. Informationsreise nach Braunschweig und Frankfurt 

39 

Eine Delegation des 1. Untersuchungsausschusses 
unternahm am 30. und 31. Mai 1972 eine Reise zum 
LBA in Braunschweig und nach Frankfurt. 

In Braunschweig ließ sich die Delegation am 30. Mai 
1972 nach einer Besichtigung des LBA unter anderem 
die Organisation und die personelle Situation dieser 
Behörde erläutern und erörterte mit dem Leiter des 
LBA und anderen leitenden Beamten dieser Behörde 
insbesondere Fragen der Flugsicherheit. 

In Frankfurt nahm die Delegation am 31. Mai 1972 
an der technischen und flugbetrieblichen Überprü- 
fung eines Luftfahrtunternehmens durch das LBA 
teil, nachdem sie vorher die Außenstelle Frankfurt 
des LBA besichtigt hatte. 

40 bis 47 

2. Informationsreise in die USA 

In der Zeit vom 3. bis 11. Juli 1972 unternahm der 
Untersuchungsausschuß eine Informationsreise in 
die Vereinigten Staaten von Amerika, Mit dieser 
Reise verfolgte der Ausschuß insbesondere das 
Ziel, sich über die als vorbildlich geltende Prüforga- 
nisation und Prüfpraxis (Aufsichtspraxis) der ameri- 
kanischen Luftfahrtbehörden und die dort auf diesem 
Sektor geltenden Rechtsvorschriften zu informieren. 
Dadurch sollte der Ausschuß in die Lage versetzt 
werden, die hiesige Prüforganisation und Prüfungs- 
praxis sowie die hier geltenden Betriebsvorschriften 
mit internationalen Maßstäben zu messen und fun- 
dierte Verbesserungsvorschläge zu machen. 

Während der USA-Reise führten die Ausschußmit- 
glieder in Washington Besprechungen mit Vertre- 
tern der Federal Aviation Administration (FAA) und 
Repräsentanten des National Transportation Safety 
Board (NTSB); in Oklahoma City besichtigte der 
Ausschuß Einrichtungen des Aeronautical Center 
der FAA und ließ sich über die Aufgaben dieser 
Institution unterrichten. In New York ließ er sich 
schließlich über die Arbeit des District Office New 


s. dazu Rdnrn. 617 ff. 
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York der FAA informieren und besichtigte u. a. ein 
Ersatzteillager eines amerikanischen Luftfahrtunter- 
nehmens. 

Die Erkenntnisse, die dem Ausschuß aus seinen In- 
formationsreisen zugewachsen sind, haben in diesem 
Bericht ihren Niederschlag gefunden und sind — so- 


weit dies erforderlich oder zweckmäßig erschien — 
besonders hervorgehoben. 

Es verdient auch an dieser Stelle hervorgehoben zu 
werden, daß der Ausschuß von seinen amerikani- 
schen Gesprächspartnern mit dankenswerter Bereit- 
willigkeit und Offenheit informiert wurde. 


ZWEITES KAPITEL 

Vorbemerkungen zu den Untersuchungsergebnissen 


48 

Vor der Darstellung der Einzelergebnisse der Unter- 
suchung wird zunächst ein kurzer Überblick über die 
Entwicklung des Luftfahrtunternehmens Paninter- 
national, über die für den Betrieb dieses Luftfahrt- 
unternehmens erforderlich gewesenen rechtlichen 
Voraussetzungen und die mit dem Betrieb verbun- 
denen Pflichten sowie darüber gegeben, inwieweit 
das Unternehmen der Aufsicht durch den Bundes- 
minister für Verkehr und das LBA unterlag. 

A. Das Luftfahrtunternehmen Paninternational 

49 

Die Gesellschaft, deren Zuverlässigkeit und Lei- 
stungsfähigkeit Gegenstand der Untersuchung ist, 
wurde am 2. Mai 1968 unter der Firma 

PANAIR-Luftverkehrsgesellschaft mbH 
&L Co. Germania Luftfahrtinvestition und 
-betrieb KG 
gegründet. 

Gemäß Handelsregisterauszug wurde die Firma am 
16. Februar 1970 geändert in 

PANINTERNATIONAL Luftverkehrsgesell- 
schaft mbH & Co. 

Germania Luftfahrtinvestition und -betrieb 
KG. 

50 

Der Gegenstand des Unternehmens war in einem 
Kommanditisten vertrag vom 1. März 1969, mit dem 
ein Kommanditistenvertrag vom 2. Mai 1968 neu 
gefaßt wurde, wie folgt umschrieben: 

(1) Gegenstand des Unternehmens ist jeg- 
liche gewerbliche Betätigung in der Luft- 
fahrt mit Ausnahme des planmäßigen inter- 
nationalen Linienverkehrs, sowie die War- 
tung und Reparatur von Flugzeugen und 
die Vertretung gleichartiger ähnlicher aus- 
ländischer Unternehmen in der Bundesrepu- 
blik Deutschland. 


(2) Gegenstand des Unternehmens ist 
ferner die Finanzierung von neuen Verkehrs- 
flugzeugen und deren langfristige Vermie- 
tung, der Erwerb von Beteiligungen an 
Fluggesellschaften und Reisebüros, sowie 
jede sonstige Tätigkeit, die geeignet ist, den 
Gegenstand des Unternehmens zu fördern. 
Zur Erreichung des Unternehmenszweckes ist 
die Gesellschaft berechtigt, gleichartige Un- 
ternehmen zu erwerben oder sich an solchen 
zu beteiligen, Zweigniederlassungen zu er- 
werben, zu errichten oder sich an solchen zu 
beteiligen oder Filialen zu erwerben oder zu 
errichten. 

51 

Das Kommanditkapital war zunächst auf 6 000 000 
DM festgesetzt und in Anteile zu 1000 DM einge- 
teilt. 

52 

Geschäftsführer der Gesellschaft, die ihren Betrieb 
am 6. Oktober 1971 einstellte, waren der Diplom- 
chemiker Dr. Tassilo Trommer und der Kaufmann 
Jürgen Botzenhardt. 

53 

Zur Unterstützung der Geschäftsführung war ein 
Beirat ernannt, dem unter anderen fünf Komman- 
ditisten angehörten. 

54 

Die Genehmigung als Luftfahrtunternehmen gemäß 
§ 20 Abs. 1 des Luftverkehrsgesetzes (LuftVG) 
wurde der Firma PANAIR mit Genehmigungs- 
urkunde vom 1. Juli 1969 erteilt. Mit IJrkunde vom 
11. März 1970 wurde die Genehmigung auf die Firma 
Paninternational umgeschrieben. 

55 

Bereits am 15. Mai 1969 hatte das Unternehmen den 
Flugbetrieb mit gecharterten Flugzeugen aufgenom- 
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men. Mitte Juni 1969 wurde der Flugbetrieb mit der 
bereits am 4. Juli 1968 fabrikneu gekauften, aber 
verspätet ausgelieferten eigenen Maschine vom 
Muster BAC 1-11 mit dem Kennzeichen D-ALAT 
begonnen. 

56 

Die Genehmigung vom 1. Juli 1969 gestattete dem 
Unternehmen die gewerbsmäßige Beförderung von 
Personen oder Sachen im nichtplanmäßigen Verkehr 
mit dem Flugzeug vom Muster BAC 1-11/500 Kenn- 
zeichen D-ALAT. 

Im Jahre 1970 erwarb das Unternehmen noch zwei 
weitere Flugzeuge vom Muster BAG 1-11/500 (Kenn- 
zeichen: D-ALAS und D-ALAR) und zwei gebrauchte 
Flugzeuge vom Muster Boeing 707 (Kennzeichen: 
D-ALAL und D-ALAM). Anfang 1971 kam eine 
vierte Maschine vom Muster BAC 1-11/500 hinzu 
(Kennzeichen: D-ALAQ), 

Die gewerbliche Verwendung dieser Maschinen 
wurde — in Erweiterung der Untemehmensgeneh- 
migung vom 1. Juli 1969 — wie folgt gestattet: 


10. April 1970 BAC 1-11/500 D-ALAS 

15. Mai 1970 BAC 1-11/500 D-ALAR 

16. März 1971 BAC 1-11/500 D-ALAQ 

2. April 1971 Boeing 707 D-ALAL 

2. April 1971 ........ Boeing 707 D-ALAM 


57 

Der Beschäftigtenstand des Unternehmens entwik- 
kelte sich in der Zeit vom 9. August 1969 bis 13. De- 
zember 1970 — den diesbezüglichen Angaben in 
einem Gutachten des wirtschaftlichen Betriebsprü- 
fers Dr. Nitzsche des LBA vom 21. Januar 1971 zu- 
folge — wie folgt: 


Kapitäne 

_ . . . . 13. De- 

9. August 1. April ^ ^ber 

1969 1970 1970 

. . 4 13 26 

Co-Piloten 

. . 4 

13 

30 

Flugingenieure 

.. — 

— 

6 

Kabinenpersonal .... 

. . 10 

18 25 

5158 120 

Flugbetriebspersonal . . 


9 

22 63 

Technik und Wartung 


11 

20 40^) 

Verwaltung 


18 

23 20 


56 116 243 

Als das Unternehmen am 6, Oktober 1971 seinen Be- 
trieb einstellte, hatte es insgesamt etwa 400 Be- 
schäftigte. 


Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme des Unter- 
suchungsausschusses (s. Rdnrn. 336, 341 f.) waren im 
lufUahTttedinisdien Betrieb (s. dazu Rdnr. 59) des 
Unternehmens in Düsseldorf am 7. Mai 1971 und vor- 
her nicht mehr als 23 Mann technisches Personal 
(Prüfer, Flugzeugmechaniker etc.) beschäftigt. 


58 

Durch die Aufnahme von Neukommanditisten und 
Kapitalerhöhung der Altkommanditisten war das 
Kommanditkapital von anfänglich 6 000 000 DM über 
15 621 000 DM (7. April 1970) auf 29 033 000 DM 
(15. Dezember 1970) erhöht worden. Im Zeitpunkt 
des Zusammenbruchs des Unternehmens betrug das 
Kommanditkapital durch weitere Kapitalerhöhungen 
schließlich ca. 59 000 000 DM. 

59 

Das Unternehmen, das seinen Sitz in München 
hatte, hatte zwei Stationen, Düsseldorf und Mün- 
chen, und war in fünf Abteilungen gegliedert: 

Technik, Flugbetrieb, Verkehr/Passage, Verkauf 
und Rechnungswesen. 

Es war als luftfahrttechnischer Betrieb im Sinne der 
Prüfordnung für Luftfahrtgerät anerkannt. Das be- 
deutet, daß es im Rahmen der Anerkennung zur 
Prüfung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit 
seines Luftfahrtgeräts (Nachprüfung) und zur Durch- 
führung der Instandhaltung dieses Geräts befugt 
war. 

60 

Die Abteilung Technik einschließlich des luftfahrt- 
technischen Betriebes, der bis Oktober 1971 seinen 
Sitz in Düsseldorf hatte, wurde von einem techni- 
schen Betriebsleiter (§ 38 Abs. 1 Betriebsordnung für 
Luftfahrt gerät — LuftBO — ) geführt. 

Für den Flugbetrieb war ein Flugbetriebsleiter 
(§ 38 Abs. 1 LuftBO) bestellt. 

Technischer Betriebsleiter des Unternehmens war 
bis 30. Juni 1971 Patrick Neylon und ab 1. Juli 
1971 der Elektromeister Heinrich Moos. 

Als Flugbetriebsleiter waren in dem Unternehmen 
nacheinander folgende Personen tätig: 

Hans Kluttig, Lazi Kalmar, Robert Artinger, 
Joachim Kuehnel und Dr. Rudolf Weber. 


B. Rechtliche Voraussetzungen für den Betrieb 
des Luftfahrtunternehmens und damit ver- 
bundene Pflichten 

61 

Nach § 20 Abs. 1 Satz 1 LuftVG bedurfte die Firma 
Paninternational als ein Unternehmen, das Perso- 
nen oder Sachen gewerbsmäßig beförderte (Luft- 
f ahrtuntemehmen) , einer Genehmigung, die gemäß 
§ 20 Abs. 1 Satz 3 LuftVG, § 63 Abs. 1 der Luft- 
verkehrs-Zulassungs-Ordnung (LuftVZO) mit Auf- 
lagen verbunden und befristet werden konnte. Die 
Genehmigung setzt einen Antrag voraus, der ge- 
mäß § 62 Abs. 1 LuftVZO u. a. enthalten muß: 

a) die Namen des Luftfahrtpersonals unter 
Angabe der erteilten Erlaubnisse und be- 
sonderen Berechtigungen, 
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b) den Nachweis der wirtschaftlichen Lei- 
stungsfähigkeit des Antragstellers, 

c) den Nachweis des Abschlusses der gesetz- 
lich vorgeschriebenen Unfallversicherung 
für Fluggäste, 

d) den Nachweis, daß ausreichende perso- 
nelle, technische und organisatorische 
Voraussetzungen vorhanden sind, um die 
Lufttüchtigkeit der verwendeten Flug- 
zeuge jederzeit aufrechtzuerhalten und 
einen sicheren Betrieb durchzuführen, so- 
wie 

e) den Nachweis, daß die Führer der Luft- 
fahrzeuge die erforderlichen Berechtigun- 
gen besitzen. 

62 

Die materiellen Voraussetzungen der Genehmigung 
ergeben sich aus den § 20 Abs. 2 Satz 1 LuftVG 
und § 63 Abs. 2 LuftVZO in Verbindung mit § 62 
Abs. 1 LuftVZO. 

§ 20 Abs. 2 Satz 1 LuftVG hat folgenden Wortlaut: 

Die Genehmigung ist zu versagen, wenn Tat- 
sachen die Annahme rechtfertigen, daß die 
öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefähr- 
det werden kann, insbesondere wenn der An- 
tragsteller oder die für die Leitung des Un- 
ternehmens verantwortlichen Personen nicht 
zuverlässig sind; ergeben sich später solche 
Tatsachen, so ist die Genehmigung zu wider- 
rufen. 

In § 63 Abs. 2 LuftVZO heißt es: 

Die Genehmigungsbehörde kann die Geneh- 
migung widerrufen, wenn die Voraussetzun- 
gen für ihre Erteilung nicht Vorgelegen haben, 
nachträglich nicht nur vorübergehend entfal- 
len sind oder die erteilten Auflagen nicht ein- 
gehalten werden; . . . ®) 

63 

Genehmigungsbehörde für Luftfahrtuntemehmen, 
die — wie dies das Luftfahrtuntemehmen Paninter- 
national tat — Gelegenheitsverkehr mit Flugzeu- 
gen über 5700 kg höchstzulässigem Fluggewicht 
betreiben, ist gemäß § 61 LuftVZO der BMV. Gele- 
genheitsverkehr ist gewerblicher Luftverkehr, der 
nicht Fluglinienverkehr ist {§ 22 LuftVG). 

64 

Als luftfahrttechnischer Betrieb, der in sogenannten 
Nachprüfungen die Aufrechterhaltung der Lufttüch- 
tigkeit des Luftfahrtgeräts feststellen durfte (vgl. 
§ 31 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 26 Abs. 1 der 
Prüfordnung für Luftfahrtgerät — LuftGerPO — ), be- 


®) Zu dem Widerspruch zwischen „. . . ist zu ver- 
sagen ..." in § 20 Abs. 2 Satz 1 einerseits und 
„. . . die Genehmigung widerrufen, ..." in § 63 Abs. 2 
LuftVZO andererseits s. Rdnrn. 471 f. 


durfte das Unternehmen darüber hinaus einer An- 
erkennung als luftfahrttechnischer Betrieb. 

Auch die Anerkennung als luftfahrttechnischer Be- 
trieb setzt einen Antrag voraus. Dieser Antrag muß 
gemäß § 32 Abs. 1 LuftGerPO unter anderem ent- 
halten: 

a) Angaben der Arten des Luftfahrtgeräts, 
die Gegenstand der Instandhaltung, Än- 
derung und Prüfung sind; 

b) Angaben über die betriebseigenen techni- 
schen Einrichtungen und Werkstätten; 

c) Angaben über die Prüforganisation sowie 
die Namen des Prüfleiters, seiner Ver- 
treter und der Prüfer von Luftfahrtgerät; 

d) Angaben über die Lagerhaltung und die 
Ersatzteilbeschaffung ; 

e) Angaben über vertragliche Beziehungen 
zu dem Hersteller des Luftfahrtgeräts so- 
wie 

f) Angaben über die Prüfprogramme und 
Prüfverfahren. 

65 

Die materiellen Voraussetzungen der Anerkennung 
als luftfahrttechnischer Betrieb, die gemäß § 33 
Abs. 1 Satz 2 eingeschränkt und mit Auflagen ver- 
bunden werden kann, ergeben sich aus § 33 Abs. 2 
und 4 LuftGerPO. 

§ 33 Abs. 2 LuftGerPO hat folgenden Wortlaut: 

Die Anerkennung eines luftfahrttechnischen 
Betriebes ist zu versagen, wenn nicht ausrei- 
chende personelle, technische und organisa- 
torische Voraussetzungen, insbesondere eine 
von der Werkstättenleitung unabhängige 
Prüforganisation vorhanden sind, um die 
Nachprüfung ordnungsgemäß durchzuführen. 

In § 33 Abs. 4 LuftGerPO heißt es: 

Die Zulassungsbehörde kann die Anerken- 
nung zurücknehmen, wenn die Voraussetzun- 
gen für ihre Erteilung nicht Vorgelegen ha- 
ben; sie kann sie widerrufen, wenn die Vor- 
aussetzungen für ihre Erteilung nachträglich 
nicht nur vorübergehend weggefallen sind, 
die erteilten Auflagen nicht eingehalten oder 
die Prüfungen nicht ordnungsgemäß durchge- 
führt werden. 

66 

Zuständig für die Anerkennung als luftfahrttech- 
nischer Betrieb ist das LBA in seiner Eigenschaft als 
die zuständige Behörde für die Muster- und Ver- 
kehrszulassung — Zulassungsbehörde — (vgl. § 31 
Abs. 1 Satz 2 LuftGerPO in Verbindung mit §§ 2, 7 
LuftVZO). 

67 

Die Verantwortung für die Betriebs- und Flugsicher- 
heit trifft in erster Linie den Unternehmer. Welche 
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Pflichten der Unternehmer insoweit hat, ergibt sich 
vor allem aus der Betriebsordnung für Luftfahrt- 
gerät und aus den Auflagen zur Unternehmensge- 
nehmigung. 

68 

Nach § 36 der LuftBO ist der Unternehmer u. a. ver- 
pflichtet, den Flugbetrieb nach einem Verfahren zu 
überwachen, das der Zustimmung der Aufsichts- 
behörde bedarf. Er hat als Dienstanweisung und 
Arbeitsunterlage für das Flugbetriebspersonal ein 
Flugbetriebshandbuch zu erstellen und auf dem 
neuesten Stand zu halten (§ 37 Abs. 1 Satz 1 LuftBO). 
Er muß unbeschadet seiner eigenen Verantwortung 
einen technischen Betriebsleiter und einen Flug- 
betriebsleiter bestellen, wenn es deir Umfang des 
Unternehmens erfordert (§ 38 Abs. 1 Satz 1 LuftBO). 
Die Geschäfts- und Verantwortungsbereiche der 
Betriebsleiter hat er schriftlich festzulegen (§ 38 
Abs. 1 Satz 3 LuftBO). 

69 

Als Halter von Luftfahrtgerät ist der Unternehmer 
verpflichtet, das Luftfahrtgerät in einem solchen 
Zustand zu erhalten und so zu betreiben, daß kein 
anderer gefährdet, geschädigt oder mehr als nach 
den Umständen unvermeidbar behindert oder belä- 
stigt wird (§ 3 LuftBO). Er muß für die Instandhal- 
tung des Luftfahrtgeräts sorgen, die gemäß § 5 Luft- 
BO die Wartung einschließlich kleiner Reparatu- 
ren, die Überholung und die großen Reparaturen 
umfaßt. 

70 

Ist das Unternehmen als luftfahrttechnischer Betrieb 
anerkannt, der im Rahmen der Anerkennung als 
luftfahrttechnischer Betrieb nach der Prüfordnung 
für Luftfahrtgerät zur Instandhaltung befugt ist, ist 
der, Unternehmer darüber hinaus verpflichtet, die 
Vorschriften einzuhalten, die für luftfahrttechnische 
Betriebe gelten. Dazu gehört unter anderem die Ver- 
pflichtung, die Nachprüfung des Luftfahrtgeräts (§ 26 
LuftGerPO) nach den bei der Anerkennung festge- 
legten Prüfprogrammen und Prüfverfahren durch- 
zuführen sowie als Dienstanweisung und Arbeits- 
unterlage für das technische Personal ein Techni- 
sches Betriebshandbuch zu erstellen und durch Er- 
gänzungen und Berichtigungen auf dem neuesten 
Stand zu halten (§16 Abs. 1 Satz 1 LuftBO). 

71 

Wer vorsätzlich oder fahrlässig den Pflichten zu- 
widerhandelt, die sich für ihn aus der Betriebsord- 
nung für Luftfahrtgerät, der Prüf Ordnung für Luft- 
fahrtgerät und anderen Rechtsvorschriften ergeben, 
die auf Grund des Luftverkehrsgesetzes erlassen 
sind, handelt unter den Voraussetzungen des § 58 
Abs. 1 LuftVG ordnungswidrig. Die Ordnungs- 
widrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 5000 DM 
bzw. bis zu 10 000 DM geahndet werden (§ 58 Abs. 2 
LuftVG). 


72 

Eine Ordnungs Widrigkeit im Sinne des § 58 LuftVG, 
die mit einer Geldbuße bis zu 5000 DM geahndet 
werden kann, ist auch der vorsätzliche oder fahr- 
lässige Verstoß gegen die schriftlichen Auflagen 
einer Genehmigung nach § 20 Abs. 1 LuftVG, wenn 
darin ausdrücklich auf die Bußgeldbestimmungen 
des Luftverkehrsgesetzes hingewiesen war. 

73 

Für den Bereich der Aufgaben, die dem LBA über- 
tragen sind oder für die der BMV zuständig ist, ist 
zuständige Behörde für die Verfolgung von Ord- 
nungswidrigkeiten (§ 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten) das LBA (§ 63 Luft- 
VG). 


C. Die Aufsicht Uber das Luftfahrtunternehmen 
Paninternational und deren Aufgaben 


I. Der Gegenstand der Aufsicht im allgemeinen 

74 

Im Rahmen der Aufsicht über Luftfahrtunternehmen 
ist die Einhaltung aller Vorschriften des Luftver- 
kehrsgesetzes und seiner Durchführungsverordnun- 
gen zu überwachen, die dem Unternehmer mittelbar 
oder unmittelbar ein Tun oder Unterlassen auferle- 
gen; insbesondere ist auch auf die Einhaltung der 
Vorschriften zu achten, deren Übertretung gemäß 
§ 58 Abs. 1 LuftVG eine Ordnungswidrigkeit ist (vgl. 
Hofmann, Kommentar zum Luftverkehrsgesetz, 1971, 
§ 20 Rdnr. 26). 

75 

Um die Einhaltung und Erfüllung von Vorschriften 
des Luftverkehrsgesetzes oder seiner Durchfüh- 
rungsvorschriften handelt es sich auch dort, wo auf 
dem Luftverkehrsgesetz oder seinen Rechtsver- 
ordnungen beruhende Verpflichtungen des Unter- 
nehmers in schriftlichen Verfügungen der zuständi- 
gen Behörde konkretisiert werden (Hofmann, Luft- 
verkehrsgesetz, § 20 Rdnr. 26). Die Einhaltung der 
in der Genehmigung festgelegten öffentlich-recht- 
lichen Verpflichtungen (Bedingungen und Auflagen) 
ist ebenfalls Gegenstand der Überwachung durch 
die Aufsichtsbehörde. 

76 

Von der Aufsicht über Luftfahrtunternehmen zu un- 
terscheiden ist die Aufsicht über luftfahrttechnische 
Betriebe, wenn auch — wie dies im Falle der Firma 
Paninternational geschehen ist — Luftfahrtunter- 
nehmen als luftfahrttechnische Betriebe anerkannt 
werden können (§ 31 Abs. 1 Satz 1 LuftGerPO). 
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77 

Soweit den zuständigen Behörden eine Befugnis zur 
Aufsicht eingeräumt ist, besteht auch eine Pflicht 
dazu; denn die Aufsicht ist Aufgabe der Aufsichts- 
behörde. 

II. Träger der Aufsichtspflichten gegenüber der Firma 
Paninternational als Luftfahrtunternehmen und als 
luftfahrttechnischer Betrieb 

78 

Inwieweit im einzelnen dem LBA imd ob und inwie- 
weit dem BMV Aufsichtspflichten obliegen, geht 
aus den geltenden Rechtsvorschriften nicht immer 
mit der wünschenswerten Klarheit hervor. De facto 
übt jedoch im Rahmen der Zuständigkeit des Bundes 
nicht der BMV, sondern das LBA die Aufsicht aus. 
Soweit — wie z. B. im Falle des § 38 Abs. 2 LuftBO — 
eine ausdrückliche Regelung durch Gesetz, Rechts- 
verordnung oder Verwaltungsanweisung fehlt, kann 
man von einer stillschweigenden Zuweisung spre- 
chen. Rechtlich ist dieser Zustand durch folgende 
Umstände gedeckt: 

79 

Im Gesetz über das Luftfahrt-Bundesamt (LBAGes) 
vom 30. November 1954 in der Fassung des Ände- 
rungsgesetzes vom 16. Mai 1968 sind die Aufgaben 
des LBA — im Unterschied zu der ursprünglichen 
Fassung des Gesetzes — nicht mehr abschließend 
aufgezählt. § 2 Abs. 1 Satz 1 der neuen Fassung des 
Gesetzes lautet: „Das Luftfahrt-Bundesamt hat ins- 
besondere'^) folgende Aufgaben: . . § 2 Abs. 2 
LBAGes ermächtigt den Bundesminister für Verkehi 
ausdrücklich, dem LBA weitere Aufgaben des Bun- 
des auf dem Gebiet der Luftfahrt zuzuweisen. 

80 

Die Möglichkeit für den BMV, die Aufgaben des 
LBA zu erweitern, ergibt sich aber auch aus der 
Regelung des Artikels 87 d Abs. 1 GG, wonach die 
Luftverkehrs Verwaltung in bundeseigener Verwal- 
tung geführt wird und der Bundesminister für Ver- 
kehr ohnehin die Möglichkeit hat, im Rahmen seiner 
Organisationsgewalt dem LBA weitere Aufgaben 
des Bundes, die nicht den Ländern im Rahmen der 
Auftragsverwaltung obliegen, zu übertragen (vgl. 
Hofmann, Luftverkehrsverordnungen, 1971, § 2 LBA- 
Ges, Rdnr. 1). 

III. Aufsichtspflichten des LBA 

Als einzelne Aufsichtspflichten des LBA sind an 
dieser Stelle folgende Pflichten hervorzuheben: 

81 

1. Durch § 2 Abs. 1 Nr. 16 LBAGes ist dem LBA die 
Aufgabe übertragen, den technischen und betrieb- 

'^) Hervorhebung durch Verfasser 


liehen Zustand und die finanzielle Leistungsfä- 
higkeit der Luftfahrtuntemehmen, für deren Ge- 
nehmigung der BMV zuständig ist, zu prüfen. In 
§ 65 Satz 1 LuftVZO in der Fassung vom 28. No- 
vember 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 1264) heißt es 
zwar nach wie vor: 

Die Genehmigungsbehörde ist berechtigt 
nachzuprüfen, ob die Voraussetzungen, die 
für die Erteilung der Genehmigung maß- 
gebend waren, fortbestehen und ob der 
Flugbetrieb ordnungsgemäß durchgeführt 
wird. Sie kann die hierfür notwendigen Aus- 
künfte verlangen und Überprüfungen der 
Luftfahrzeuge und des Unternehmens durch- 
führen. 

82 

Es besteht jedoch — soweit ersichtlich — kein 
Streit darüber, daß alle Aufsichtsaufgaben, die 
nach dem Wortlaut des § 65 LuftVZO in Verbin- 
dung mit § 61 LuftVZO dem BMV als Genehmi- 
gungsbehörde obliegen, durch § 2 Abs. 1 Nr. 16 
LBAGes in der Fassung des Änderungsgesetzes 
vom 16. Mai 1968 dem LBA übertragen werden 
sollten, wenn dies auch nur unvollkommen im 
Gesetzestext zum Ausdruck gebracht worden ist. 
In der Begründung zu dem angeführten Ände- 
rungsgesetz (Drucksache V/2296 S. 10) heißt es 
zu § 2 Abs. 1 Nr. 16 und 17 LBAGes: 

Die Vorschriften geben dem Luftfahrt-Bun- 
desamt die gesetzlichen Grundlagen für 
seine Aufgaben als Aufsichtsbehörde (§§ 36 
und 65 LuftVZO) und als Gutachterstelle 
(§ 31 Abs. 4 LuftVG in Verbindung mit § 32 
Abs. 3 und § 62 Abs. 3 LuftVZO). 

Dementsprechend wird auch in der Praxis ver- 
fahren. 

Hier vom LBA nur als Erfüllungsgehilfen bei der 
Ausübung der Aufsicht durch die Genehmigungs- 
behörde zu sprechen, wie dies der BMV in 
seiner Stellungnahme vom 22. Oktober 1971 tut, 
wird der Sach- und Rechtslage nicht gerecht. 

83 

2. Gemäß § 35 LuftGerPO in Verbindung mit den 
§§ 2, 7 LuftVZO hat das LBA als Zulassungs- 
behörde die von den luftfahrttechnischen Betrie- 
ben durchzuführenden (§ 31 Abs. 1 Satz 1 Luft- 
GerPO) Nachprüfungen zur Aufrechterhaltung 
der Lufttüchtigkeit des Luftfahrtgeräts (§§ 26 ff. 
LuftGerPO) zu überwachen. Aus § 35 Satz 2 
LuftGerPO ergibt sich, daß es berechtigt ist, an 
den Prüfungen teilzunehmen und jederzeit nach- 
zuprüfen, ob die Voraussetzungen für die An- 
erkennung des luftfahrttechnischen Betriebes 
(§ 32 LuftGerPO) fortbestehen. 

Wie im Falle des § 65 LuftVZO entspricht auch 
hier bei § 35 LuftGerPO die Berechtigung zu 
überwachen und nachzuprüfen einer Verpflich- 
tung. 
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84 

3. Von den nach den Ausführungen zu 1. und 2. 
bestehenden Aufsichtspflichten ist zu unterschei- 
den die Luftaufsicht nach § 29 LuftVG, die ge- 
mäß § 31 Abs. 2 Nr. 18 LuftVG neben der Bun- 
desanstalt für Flugsicherung und den zuständi- 
gen Landesbehörden dem LBA obliegt. Die Auf- 
gabe der Luftaufsicht ist in § 29 Abs. 1 Sätze 1 
und 2 LuftVG umschrieben, der lautet: 

Die Abwehr von Gefahren für die Sicherheit 
des Luftverkehrs sowie für die öffentliche 
Sicherheit oder Ordnung durch die Luftfahrt 
(Luftaufsicht) ist Aufgabe der Luftfahrtbehör- 
den. Sie können in Ausübung der Luftauf- 
sicht Verfügungen erlassen. 

85 

Die in § 29 Abs. 1 Satz 2 LuftVG enthaltene 
polizeirechtliche Generalklausel zugunsten der 
für die Luftaufsicht im Sinne von § 29 Abs. 1 
LuftVG zuständigen Behörden ist subsidiär ge- 
genüber den Spezialklauseln der Luftrechtsvor- 
schriften selbst, d. h. sie kommt nicht zum Zuge, 
wenn das Luftverkehrsgesetz selbst oder die zu 
seiner Durchführung erlassenen Rechtsverord- 
nungen ihrerseits schon nähere Regelungen zu 
einem Sachgebiet getroffen haben (vgl. Hofmann, 
Luftverkehrsgesetz, § 29 Rdnr. 12). Das bedeutet, 
daß z. B. auf Grund des § 29 Abs. 1 Satz 2 Luft- 
VG der Widerruf oder das Ruhen einer Erlaub- 
nis des Luftfahrtpersonals nicht ausgesprochen 
werden kann, weil dieser Tatbestand bereits in 
§ 4 Abs. 3 LuftVG und § 29 LuftVZO abschlie- 
ßend geregelt ist. Andererseits dürfen die Or- 
gane der Luftaufsicht — wenn Gefahr droht — 
vorläufig mit luftaufsichtlidien Mitteln auch 
dann einsdireiten, wenn an sich die Zuständig- 
keit einer anderen Luftfahrtbehörde gegeben ist. 

IV. Aufsichtspflichten des Bundesministers 
für Verkehr 

86 

Wenn der BMV — anders als das LBA — hiernach 
auch keine unmittelbare Aufsicht über Luftfahrt- 
unternehmen wahrnimmt, so muß doch festgestellt 
werden, daß er in zweierlei Hinsicht eine mittelbare 
Aufsicht ausübt: 

87 

Der BMV ist für Luftfahrtunternehmen, die Gele- 
genheitsverkehr mit Flugzeugen von mehr als 
5700 kg höchstzulässigem Fluggewicht betreiben, 
Genehmigungsbehörde (§ 61 LuftVZO). Als Geneh- 
migungsbehörde kann er die Genehmigung mit Auf- 
lagen verbinden und befristen (§ 63 Abs. 1 Luft- 
VZO). Er hat die Genehmigung zu widerrufen (§ 20 
Abs. 2 Satz 1 LuftVZO), wenn sich nach Erteilung der 
Genehmigung Tatsachen ergeben, die die Annahme 
rechtfertigen, daß die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung gefährdet werden kann. Er kann die Ge- 


nehmigung widerrufen (§ 63 Abs. 2 LuftVZO), wenn 
die Voraussetzungen für ihre Erteilung nicht Vor- 
gelegen haben, nachträglich nicht nur vorüberge- 
hend entfallen sind oder die, erteilten Auflagen nicht 
eingehalten werden. 

88 

Der Umstand, daß die Prüfung der für die Erteilung 
von Genehmigungen und für deren Fortbestand er- 
forderlichen Voraussetzungen und die Zuständigkeit 
für die Genehmigung und deren Widerruf nicht in 
einer Stelle vereint ist, sondern dem LBA einerseits 
und dem BMV andererseits obliegt, bedingt, daß das 
LBA dem BMV über alle Umstände berichten muß, 
die für die Erteilung von Genehmigungen und deren 
Ausgestaltung sowie für deren Widerruf von Bedeu- 
tung sind. 

89 

Der BMV als Genehmigungsbehörde kann sich nicht 
darauf beschränken, die Berichte des LBA kritiklos 
zur Grundlage der ihm nach § 20 LuftVG und §§ 61, 
63 LuftVZO obliegenden Entscheidungen zu machen. 
Die ihm als Genehmigungsbehörde obliegenden 
Amtspflichten erfordern es vielmehr, die Berichte des 
LBA zumindest auf ihre Plausibilität hin kritisch zu 
überprüfen. Bedenken, die auf Grund einer derarti- 
gen Prüfung oder infolge anderer Umstände gegen 
die Erteilung einer Genehmigung oder den Fortbe- 
stand einer bereits erteilten Genehmigung auftreten, 
kann und muß er nachgehen. 

90 

Die Möglichkeit, diesen Bedenken nachzugehen, er- 
gibt sich aus dem Umstand, daß das LBA nach § 1 
Abs. 1 LBAGes dem BMV untersteht. Aus dem Be- 
griff „untersteht" folgt, daß der BMV die Dienst- und 
Fachaufsicht über das LBA ausübt (vgl. Hofmann, 
Luftverkehrsordnungen, 1971, § 1 LBAGes Rdnr. 4). 
Im Rahmen der Dienst- und Fachaufsicht steht dem 
BMV ein Weisungsrecht zu, das allgemein durch 
Verwaltungsvorschriften (§ 3 Abs. 1 LBAGes) oder 
im Einzelfall ausgeübt werden kann (Hofmann, Luft- 
verkehrsverordnungen, § 1 LBAGes, Rdnr. 4). 

91 bis 92 

Die Verpflichtung, aufgetretenen Bedenken nachzu- 
gehen, ergibt sich aus der Stellung des BMV als 
Genehmigungsbehörde, die unter bestimmten Vor- 
aussetzungen — wie dargelegt — zum Widerruf der 
Genehmigung nicht nur berechtigt, sondern ver- 
pflichtet ist. 


V. Die Personen, denen die Aufsicht über das Luft- 
fahrtunternehmen im LBA und im Bundesministe- 
rium für Verkehr oblag 

93 

Die Wahrnehmung der Aufsichtspflichten, um die es 
hier in erster Linie geht, oblag im LBA innerhalb 
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der Abteilung II (Betrieb) dem Referat II/4 (Flug- 
sicherheitsinspektion) und dem Referat II/5 (Luft- 
fahrtunternehmen) . 

94 

In flugbetrieblicher Hinsicht wurde die Aufsicht 
durch das Referat II/4 durchgeführt. Sie oblag den 
diesem Referat angehörenden vier Flugbetriebsprü- 
fern, den Angestellten Lindberg, Kuehnel (bis 
11. März 1971), Wrede und Holzapfel, die dem LBA 
über die Ergebnisse ihrer Prüfungen in Form von 
Gutachten berichteten, und dem Leiter des Referates, 
RegDir Ehmke, Alle genannten Flugbetriebsprüfer 
und RegDir Ehmke sind ehemalige Flugkapitäne im 
Liniendienst. 

95 

In technischer und wirtschaftlicher Hinsicht war die 
Aufsicht Sache des Referats II/5 und oblag dem tech- 
nischen Betriebsprüfer Riedel und dem wirtschaft- 
lichen Betriebsprüfer Dr. Nitzsche, der gleichzeitig 
Leiter des Referats II/5 war. In technischer Hinsicht 
war darüber hinaus der Leiter der Außenstelle Düs- 
seldorf des LBA, Ingenieur Dammler, an den Prü- 
fungen beteiligt, 

Audi die Ergebnisse der technischen und wirtschaft- 
lichen Prüfungen wurden von den Prüfern in Gut- 
achten (Berichten) an das LBA zusammengefaßt. 


96 

Auf der Grundlage der Gutachten über die Ergeb- 
nisse der Prüfungen — teilweise auch unter Über- 
sendung dieser Gutachten — legte das LBA dem 
BMV Berichte vor, die in der Regel vom Leiter des 
Amtes oder seinem Stellvertreter unterschrieben 
wurden. 

Leiter des LBA war in der Zeit vom 16. Januar 1970 
bis 31. Oktober 1971 der Direktor des Luftfahrt- 
Bundesamtes a. D. Ossenbühn. Stellvertretender Lei- 
ter ist seit dem 17. Februar 1970 Ltd. RBDir Mat- 
schego, der seit dem 20. Mai 1970 Leiter der Abtei- 
lung Betrieb ist. 

97 

Im Bundesministerium für Verkehr oblag die oben 
umschriebene Aufsicht®) innerhalb der Abteilung L 
(Luftfahrt) den Referaten L 3 (Luftverkehr), L 5 
(Flugtechnik und Flugforschung, Luftfahrt-Bundes- 
amt) und L 7 (Flugbetrieb und Luft auf sieht). Für sie 
war im Referat L 3 neben dem Referenten, Ministe- 
rialrat Paas, dessen Hilfsreferent Regierungsdirektor 
Dr. Stukenberg, im Referat L 5 neben dem Referen- 
ten, Ministerialrat Dr.-Ing. Lepke, dessen Hilfsrefe- 
rent Regierungsbaudirektor Hierl, und im Referat 
L 7 außer dem Referenten, Ministerialrat Huck, des- 
sen Hilfsreferent Oberregierungsrat Garbers zu- 
ständig. 


DRITTES KAPITEL 

Die Ergebnisse der Untersuchungen zu Punkt 1 des Untersuchungsauftrages 


98 

Im folgenden werden zunächst die Fragen zu a) bis 
e) des Punktes 1 des Untersuchungsauftrages beant- 
wortet. Sodann wird dargelegt, ob und gegebenen- 
falls inwieweit dem Bundesverkehrsministerium als 
Genehmigungsbehörde bzw. dem LBA vor dem Ham- 
burger Unfall am 6. September 1971 andere als die 
zu 1 a) bis e) angeführten Tatsachen oder Tatsachen- 
behauptungen ®) bekannt wurden, die Zweifel in die 
Zuverlässigkeit und Leistungsfähigkeit des Luft- 
fahrtuntemehmens Paninternational begründen 
mußten. 

99 

A. Zu 1 a) des Untersuchungsauftrages ist die Frage 
zu beantworten, 

8) s. Rdnrn. 86 ff. 
ö) s. Rdnr. 25 

10) Die Formulierung dieser Frage läßt es zu und erfor- 
dert es, auch solche Schreiben zu berücksichtigen, die 
nicht an das LBA adressiert waren. 


ob dem LBA schon am 9. Juli 1971 Schreiben 
von mindestens zwei ehemaligen Flugbe- 
triebsleitern des Unternehmens Vorlagen, in 
denen schwerste Vorwürfe gegen die Unter- 
nehmensleitung wegen Vernachlässigung der 
technischen und fliegerischen Sicherheitsbe- 
stimmungen erhoben wurden^®). 

100 

Als Flugbetriebsleiter waren vor dem 10. Juli 1971 
für das Luftfahrtunternehmen Paninternational nach- 
einander folgende Personen tätig: 

Kluttig, Hans 

von der Aufnahme des Flugbetriebes bis 

31. März 1970 

Kalmar, Lazi 

vom 1. April 1970 bis 2. Juli 1970 
Artinger, Robert 

vom 3. Juli 1970 bis 11. März 1971 
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Kuehnel, Joachim 

vom 12. März 1971 bis 6. Juli 1971 

101 

I. Der ehemalige Flugbetriebsleiter Kalmar und 
der stellvertretende Flugbetriebsleiter Rutis- 
hauser richteten am 29. April 1970 ein Fern- 
schreiben an das LBA zu Händen von Herrn 
Ehmke, dem Leiter des Referats Flugsicherheits- 
inspektion im LBA, mit dem sie um eine „bald- 
möglichste" Überprüfung des Flugbetriebes ba- 
ten. Wörtlich heißt es in dem Schreiben: 

Unter den momentanen Umständen sind wir 
nicht in der Lage, einen sicheren Flugbe- 
trieb aufrechtzuerhalten. 

102 

II. In Zusammenhang mit der Frage zu 1 a) des 
Untersuchungsauftrages darf nicht unerwähnt 
bleiben, daß Rutishauser sich am 11. Juli 1970 
— zusammen mit dem damaligen Chefpiloten 
des Luftfahrtunternehmens Paninternational, 
Roland Geister — ein weiteres Mal schriftlich 
an das LBA wandte. Rutishauser war zwar auch 
am 11. Juli 1970 nicht verantwortlicher, aber 
stellvertretender Flugbetriebsleiter. 

In dem Schreiben, das an die Außenstelle Mitte 
des LBA gerichtet war, heißt es unter dem Be- 
treff: Gefahr für den Flugbetrieb: 

Seit der Entlassung des Flugbetriebsleiters 
Kalmar (2. Juli 1970) wachse die Gefahr für 
die Durchführung eines ordentlichen Flug- 
betriebes von Tag zu Tag. 

Rutishauser und Geister führen unter anderem 
an, 

— der frühere Flugbetriebsleiter Kluttig 
mische sich in den Flugbetrieb ein; 

— die navigatorischen Kenntnisse und 
praktischen Leistungen der Piloten seien 
ungenügend; 

— die Piloten, die die Afrikaroute flögen, 
seien unqualifiziert; 

— für die Afrikaroute der Gesellschaft (an- 
scheinend sind Flüge nach Djibouti ge- 
meint) sei der Brennstoffvorrat (fuel 
capacity) der Maschinen unzureichend; 
die fuel capacity sei auf 1 1 249 kg be- 
schränkt, erforderlich seien jedoch unter 
Berücksichtigung der nötigen Reserven 
12 120 kg. 

Weiter heißt es in dem Schreiben wörtlich: 

„Wissen die . . . Kommanditisten denn 
wirklich, was mit ihrem Geld geschieht und 
die 300 Angestellten von Paninternational 


^^) Kuehnel war bis 11. März 1971 Flugbetriebsprüfer 
im LBA. 

^2) s. Fußnote zu Rdnr. 633 

^3) Ein Makeshift-Teil ist ein Aushilfsersatzteil zur be- 
helfsmäßigen Instandsetzung eines Luftfahrzeugs. 


und Paneuropa ^2), die ja von der ganzen 
Misere im Flugbetrieb nichts wissen? . . . 
Müssen wir warten, bis etwas passiert? 

Schließlich verlangen Rutishauser und Gei- 
ster in dem Schreiben unter anderem eine 
„absolute und korrekte Überprüfung des 
Flugbetriebes auf dem Boden und in der 
Luft", Für die „kommende B 707-Misere" 
lehnen sie ausdrücklich jede Verantwor- 
tung ab." 

103 

III. Der damalige Flugbetriebsleiter Kuehnel suchte 
am 7. Juli 1971 den Referenten L 3 (Luftverkehr) 
im Bundesministerium für Verkehr, MinRat 
Paas, auf und erhob mündlich in technischer 
und flugbetrieblicher Hinsicht eine Reihe von 
Vorwürfen gegen das Luftfahrtunternehmen. 
Zur Begründung und Erläuterung dieser Vor- 
würfe legte er eine Anzahl von Unterlagen vor. 
Dazu gehörte auch die Kopie eines Schreibens, 
das Kuehnel in seiner Eigenschaft als damaliger 
Flugbetriebsleiter des Luftfahrtuntemehmens 
unter dem Datum des 20. Juni 1971 an den Ge- 
schäftsführer Dr. Trommer richtete. 

104 

In dem angeführten Schreiben gibt Kuehnel 
wieder, 

die für Pantinternational eingesetzten Pilo- 
ten und Flugingenieure der American Air- 
lines hätten ihm am 19. Juni 1971 mitgeteilt, 
daß die Gefahr bestehe, daß der Flugbe- 
trieb mit den beiden Boeing 707 des Unter- 
nehmens in Kürze zum Erliegen komme, da 
die Flugsicherheit nicht mehr gewährlei- 
stet sei. 

Als Begründung für diese Ansicht sei an- 
geführt worden: 

— Fehlen jeglicher Ersatzteile und — da- 
durch bedingt — Verzögerungen bei der 
Durchführung von Reparaturen und Ge- 
fahr der Anfertigung und des Einbaus 
von minderwertigen Makeshift-Tei- 
len 13); 

— Fehlen des für die Durchführung von 
Reparaturen notwendigen Werkzeuges; 

— Fehlen jeglicher Disziplin und Beauf- 
sichtigung der Mechaniker durch Vor- 
gesetzte sowie 

— Einsatz von Mechanikern, die ihrer Auf- 
gabe nicht gewachsen seien bzw, an 
Teilen arbeiten müßten, die ihnen fremd 
seien. 


Kuehnel weist darauf hin, daß erst in der 
„vorigen" Woche bei einer Fahrwerkrepa- 
ratur ein Makeshift-Teil verwandt worden 
sei. Er macht darauf aufmerksam, daß Cap- 
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tain Manning zur selben Zeit einen Start 
habe abbredien müssen, weil ein Media- 
niker vergessen habe, aus der Fuel Control 
Unit eine mechanische Verriegelung zu ent- 
fernen. Er fügt hinzu, die Arbeit dieses Me- 
chanikers sei „niemals" von einem Inspek- 
tor kontrolliert worden. 

106 

Weiter gibt er an, Captain McCash habe am 
19. Juni 1971 in Barcelona einen Flug we- 
gen „power loss" am 2. und 3. Motor ge- 
stoppt. Als Ursache dieses Leistungsabfalls 
seien völlig verdreckte und zugeklebte 
Treibstoff-Filter gefunden worden, die — 
ihrem Aussehen nach — noch nie gereinigt 
worden seien. 

107 

Wörtlich heißt es am angeführten Orte u. a. 
weiter: 

„Alle Piloten und auch ich haben immer 
wieder darauf hingewiesen, daß bei Nicht- 
behebung dieser Mängel wir mit einem Zu- 
sammenbruch der Operation rechnen müs- 
sen." 

108 

Schließlich erklärte Kuehnel, daß er bei 
einer weiteren Verschlechterung der Lage 
und des Zustandes der Flugzeuge gezwun- 
gen sei, den Flugbetrieb aus Sicherheits- 
gründen einzuschränken oder gar stillzule- 
gen. 

109 

Eine Ablichtung dieses Schreibens wurde den 
Flugbetriebsprüfern Wrede und Holzapfel von 
der Außenstelle Mitte des LBA zusammen mit 
Ablichtungen anderer Unterlagen, die Kuehnel 
am 7. Juli 1971 im Bundesministerium für Ver- 
kehr überreichte, im Anschluß an eine Dienst- 
besprechung im Bundesministerium für Verkehr 
am 8. Juli 1971 ausgehändigt. 

110 

Es darf demnach festgehalten werden, daß das 
Schreiben vom 20. Juni 1971 dem LBA — ver- 
treten durch die Flugbetriebsprüfer Wrede und 
Holzapfel — schon am 9. Juli 1971 vorlag und 
bekannt war. 

111 

IV. Bereits am 5. Juli 1971 hatte Kuehnel ein Schrei- 
ben an den Leiter des Referats Flugsicherheits- 
inspektion im LBA, RegDir Ehmke, gerichtet, 
das ebenfalls Vorwürfe gegen die Leitung des 
Luftfahrtunternehmens Paninternational ent- 


s. Rdnrn. 2 und 26 
s. aber Rdnrn. 201 ff. 
s. dazu Rdnrn, 209 ff. 


hielt. Dieses Schreiben, das den Vermerk „Per- 
sönlich" trug, blieb jedoch bis 15. Juli 1971 un- 
geöffnet, weil sich RegDir Ehmke bis einschließ- 
lich 14. Juli in Urlaub befand. Ehmke nahm vom 
Inhalt des Schreibens, dem vier Anlagen bei- 
gefügt waren, erst am 15. Juli Kenntnis und gab 
das Schreiben anschließend in den Geschäfts- 
gang. 

Das Schreiben vom 5. Juli 1971 kann also — da 
die Frage zu 1 a) auf den Stichtag 9. Juli 1971 
abstellt und das Wort „vorlag" in der Frage im 
Sinne von „bekannt wurde" zu interpretieren 
ist — hier nicht berücksichtigt werden . 

112 

V. Das gleiche gilt für ein Schreiben, das der dama- 
lige Flugbetriebsleiter Kuehnel am 9. Juli 1971 
als Einschreiben beim Postamt München, Flug- 
hafen, einlieferte Dieses an die Außenstelle 
Mitte des LBA in Frankfurt zu Händen der Flug- 
betriebsprüfer Wrede und Holzapfel gerichtete 
Schreiben, dem 12 Anlagen beigefügt waren, 
ainq bei der Außenstelle Mitte erst am 10. Juli 
1971 ein. 

113 

VI. Von den sonstigen Flugbetriebsleitern des Luft- 
fahrtunternehmens Paninternational lag dem 
LBA am 9. Juli 1971 kein Schreiben vor, in dem 
schwerste Vorwürfe wegen Vernachlässigung 
technischer und fliegerischer Sicherheitsbestim- 
mungen erhoben wurden. 

114 

VIL Der Ausschuß glaubte, darauf verzichten zu 
können, im einzelnen festzustellen und darzu- 
legen, inwieweit es sich bei dem, was mit den 
hier zu I bis III wiedergegebenen Schreiben vor- 
getragen wurde, um „schwerste Vorwürfe ge- 
gen die Unternehmensleitung wegen Vernach- 
lässigung der technischen und fliegerischen 
Sicherheitsbestimmungen" handelt. 

Ausgehend von Punkt 1 Satz 1 des Untersu- 
chungsauftrages hielt er es für ausreichend, an 
dieser Stelle festzustellen, daß es sich bei den 
angeführten Schreiben und deren Inhalt um Tat- 
sachen bzw. Tatsachenbehauptungen handelt, 
die Zweifel in die Zuverlässigkeit und Lei- 
stungsfähigkeit des Luftfahrtunternehmens Pan- 
international begründen mußten. 

115 

Ergebnis 

Dem LBA lagen schon am 9. Juli 1971 Schreiben von 
zwei ehemaligen Flugbetriebsleitern sowie ein 
Schreiben von einem ehemaligen stellvertretenden 
Flugbetriebsleiter vor, die Zweifel in die Zuverläs- 
sigkeit und Leistungsfähigkeit des Luftfahrtunter- 
nehmens Paninternational begründen mußten. 
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116 

B. Zu 1 b) ist die Frage zu prüfen, 

ob seit Zulassung der Paninternational in 
zwei Jahren nicht zuletzt wegen der Sicher- 
heitsmängel vier Flugbetriebsleiter ihren 
Dienst aufgaben. 

In der Zeit vom 1. Juli 1969 (Zeitpunkt der Genehmi- 
gung des Unternehmens als Luftfahrtunternehmen) 
bis 30. Juni 1971 waren bei dem Luftfahrtunterneh- 
men Paninternational — vormals PAN AIR — nach- 
einander die obengenannten vier Flugbetriebleiter 
tätig. Weder Kluttig noch Kalmar hat jedoch seinen 
Dienst als Flugbetriebsleiter wegen Sicherheitsmän- 
gel aufgegeben, 

117 

Kluttig wurde von dem Geschäftsführer des 
Luftfahrtunternehmens Paninternational, Dr. 
Trommer, auf Veranlassung des LBA abge- 
löst. Das LBA hätte die Sicherheit des Flug- 
betriebs der Paninternational nicht mehr als 
gewährleistet angesehen, wenn Kluttig Flug- 
betriebsleiter geblieben wäre. 

118 

Kalmar wurde von dem Luftfahrtunternehmen 
mit der Begründung entlassen, daß das „Ver- 
trauensverhältnis" zwischen Unternehmen 
und Flugbetriebsleiter zerstört sei. Als Zer- 
störung des Vertrauensverhältnisses dürfte 
das Verhalten Kalmars angesehen worden 
sein, das seinen Ausdruck in dem Fernschrei- 
ben vom 29. April 1970 an das LBA findet. 

119 

über die Gründe für das Ausscheiden Artingers als 
Flugbetriebsleiter des Luftfahrtunternehmens gibt 
es verschiedene Versionen: 

Artinger selbst erklärte — als Zeugen vor dem Un- 
tersuchungsausschuß vernommen — zunächst, er 
habe sein Amt aus freien Stücken niedergelegt; aus 
sachlichen Differenzen mit Dr. Trommer und aus ge- 
sundheitlichen Gründen heraus. Ein Fernschreiben 
darüber sei dem LBA zugeleitet worden. 

Tatsächlich befindet sich bei den Akten des 
LBA ein Fernschreiben des Luftfahrtunterneh- 
mens Paninternational an das LBA mit dem 
Datum vom 12. März 1971, in dem mitgeteilt 
wird, Artinger habe das Amt des Flugbe- 
triebsleiters aus „gesundheitlichen Gründen" 
niedergelegt. 

Der Zeuge fuhr fort, er habe nicht mehr die Nerven- 
kraft gehabt, „das weiter durchzustehen". Damit 
meinte er, daß er durch Prüfberichte des LBA für 
Mängel verantwortlich gemacht worden sei, die er 
nicht zu vertreten gehabt hätte. Andererseits habe 
er, um die Sicherheit des Flugbetriebs gewährleisten 
zu können, sich wiederholt der Hilfe des Abgeord- 
neten Wienand bedienen müssen, der dann bei Dr. 
Trommer interveniert habe. 


17) s. Rdnr. 101 


Auf Vorhalt sagte der Zeuge jedoch aus, Kuehnel 
habe ihn am 8. März 1971 mit zu Dr. Trommer ge- 
nommen und ihm eröffnet, er müsse als Flugbe- 
triebsleiter ausscheiden; das LBA habe gefordert, 
daß er, Kuehnel, die Aufgaben des Flugbetriebs- 
leiters wahrnehmen müsse. Kuehnel habe ihn dann 
aufgefordert, „seinen Stellvertreter zu machen". 
Diese Aufforderung sei mit dem Hinweis auf beruf- 
liche Nachteile verbunden gewesen, die ihm im Falle 
seines Ausscheidens drohen würden. Er habe es 
jedoch abgelehnt, weiter im Unternehmen zu bleiben. 

120 

Der Zeuge Ehmke sagte aus, Artinger sei als Flug- 
betriebsleiter „abgelöst" worden, weil seine Erfah- 
rungen und Kenntnisse für den Langstreckenverkehr 
mit Flugzeugen vom Muster Boeing 707, den das Un- 
ternehmen habe aufnehmen wollen, nicht ausge- 
reicht hätten. Artinger sei nicht in der Lage gewesen, 
den Betrieb mit den beiden Boeing 707 der Paninter- 
national richtig vorzubereiten und einen sicheren 
Betrieb mit diesen Flugzeugen zu gewährleisten. 

Artinger habe ihn in seiner Sache angerufen und 
dabei seine Besorgnis geäußert, daß er, da er nun ab- 
gelöst sei, wahrscheinlich für alle Zeiten als Flug- 
betriebsleiter nicht mehr in Frage komme. Er, 
Ehmke, habe ihm daraufhin erklärt, das hänge von 
ihm und davon ab, bei welchem Unternehmen und 
mit welchen Flugzeugen er dann Flugbetriebsleiter 
werden wolle. 

121 

Der Zeuge Dr. Trommer erklärte in diesem Zusam- 
menhang, er habe im Januar 1971 von seinem tech- 
nischen Betriebsleiter Neylon gehört, daß der dama- 
lige Flugbetriebsprüfer Kuehnel sich habe verän- 
dern wollen. Nach Vorbesprechungen, die zwischen 
Neylon und Kuehnel stattgefunden hätten, habe er 
schließlich einen Vertrag mit Kuehnel in der Erwar- 
tung geschlossen, daß nach dessen Einstellung die 
gewerbliche Verwendung des vierten Flugzeuges 
vom Muster BAC 1-11 und der beiden Flugzeuge 
vom Muster Boeing 707 genehmigt werden würde. 
Primär sei es ihm mit der Einstellung Kuehnels um 
die Zulassung der Boeing 707 gegangen. 

Nach dem Vertrag, den er mit Kuehnel geschlossen 
habe, sei dieser nicht als Flugbetriebsleiter ange- 
stellt worden. Er habe vielmehr die Aufgabe gehabt, 
Technik und Flugbetrieb zu koordinieren. Er habe 
— sozusagen als „internes LBA" — beide Abteilun- 
gen überwachen sollen. 

122 

Diese Aussage des Zeugen wird durch eine 
„Anlage zum Einstellungsvertrag von Herrn 
J. Kuehnel", die das Datum des 26. Februar 
1971 trägt und von Dr. Trommer einerseits 
und J. Kuehnel andererseits unterzeichnet ist, 
bestätigt. Darin heißt es unter Punkt 2: 

„Herrn Kuehnel unterstehen organisatorisch 
und disziplinär der Flugbetriebsleiter, der 
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technische Leiter und die entsprechenden Ab- 
teilungen.“ 

123 

Nachdem Kuehnel ein oder zwei Tage in dem Unter- 
nehmen tätig gewesen sei, sei in einer Vormittags- 
besprechung die Inbetriebnahme der beiden Boeing 
707 angesprochen worden. Nachmittags habe Kueh- 
nel ihn dann angerufen und erklärt, Regierungs- 
direktor Ehmke habe ihm gesagt, wenn sie wollten, 
daß die Boeing bald in die Luft gingen, dann müßte 
er, Kuehnel, auch die Aufgaben des Flugbetriebslei- 
ters übernehmen. 

124 

Auf die Frage, ob die Inbetriebnahme der beiden 
Boeing nicht von dem Ergebnis einer neuen Prüfung, 
sondern von der Bestellung Kuehnels als Flugbe- 
triebsleiter abhängig gewesen sei, antwortete der 
Zeuge Dr. Trommer, die Inbetriebnahme sei von der 
Ablösung Artingers und der Bestellung Kuehnels 
abhängig gewesen. Dies habe er Artinger mitgeteilt, 
worauf dieser ihm bedeutet habe, daß er unter die- 
sen Bedingungen überhaupt nicht mehr im Unter- 
nehmen arbeiten wolle. Daraufhin habe er noch am 
selben Tage ein Fernschreiben an Ehmke geschickt 
und darin geschrieben, daß Artinger als Flugbe- 
triebsleiter aus „gesundheitlichen Gründen“ zurück- 
trete. Das sei eine Formulierung, die von Kuehnel 
angeregt worden sei. Gleichzeitig habe er als neuen 
Flugbetriebsleiter Kuehnel vorgeschlagen. Ein Tag 
später sei die positive Antwort des LBA da gewesen. 

125 

Diese Aussage des Zeugen Dr. Trommer ist über- 
zeugend. Sie steht nicht im Widerspruch zur Dar- 
stellung des Zeugen Ehmke und stimmt im we- 
sentlichen mit dem überein, was der Zeuge Artinger 
schließlich selbst zu diesem Thema ausgesagt hat. 
Danach ist davon auszugehen, daß Dr. Trommer 
in einem Gespräch mit Artinger die Absicht zum 
Ausdruck brachte, ihn als Flugbetriebsleiter abzu- 
lösen und an seiner Stelle Kuehnel zum Flug- 
betriebsleiter zu bestellen, weil er so eine Chance 
sah, in naher Zukunft die Genehmigung zur gewerb- 
lichen Verwendung der beiden Boeing 707 zu erhal- 
ten. 

126 

Sowohl der Zeuge Dr. Trommer wie auch der Zeuge 
Ehmke haben übereinstimmend von einer „Ablö- 
sung" Artingers gesprochen. Dies spricht dafür, daß 
man die im Fernschreiben vom 12. März 1971 an das 
LBA angeführten „gesundheitlichen Gründe“ nur 
vorgeschoben hat. Diese Annahme wird auch durch 
folgende Umstände gestützt: 

127 

In einem von allen damaligen Flugbetriebsprüfern 
des LBA — insbesondere also auch von Kuehnel — 


Unterzeichneten Bericht über die flugbetrieblichen 
Grundlagen für die Durchführung eines sicheren 
Flugbetriebes der Firma Paninternational, der auf 
einer in der Zeit vom 11. bis 15. Januar 1971 durch- 
geführten Prüfung beruht, heißt es in der Schluß- 
bemerkung: 

Von Absatz 1 des Schreibens . . . vom 
6. August 1970 ist Gebrauch zu machen und 
die Zustimmung für Herrn Artinger als Flug- 
betriebsleiter zurückzuziehen. 

128 

Bei dem angeführten Schreiben vom 6. August 1970 
handelt es sich um ein Schreiben des LBA an das 
Luftfahrtunternehmen Paninternational mit dem Be- 
treff: Bestellung eines Flugbetriebsleiters. Absatz 1 
dieses Schreibens hat folgenden Wortlaut: 

Wir erteilen unsere Zustimmung zur Bestel- 
lung des Herrn Artinger als Flugbetriebs- 
leiter Ihres Unternehmens nach § 38 Abs. 2 
LuftBO. Wir behalten uns vor, unsere Zu- 
stimmung zurückzunehmen, wenn sich nach 
einer angemessenen Einarbeitungszeit her- 
ausstellen sollte, daß Herr Artinger den Auf- 
gaben eines Flugbetriebsleiters in Ihrem Un- 
ternehmen nicht gewachsen ist. 

Soviel zu Artinger. 

129 

Kuehnel, der Artinger als Flugbetriebsleiter ab- 
löste, war noch über den 30. Juni 1971 hinaus als 
Flugbetriebsleiter für das Unternehmen tätig. In 
einer Besprechung am 30. Juni 1971 im LBA, an 
der u. a. auch der Geschäftsführer Dr. Trommer des 
Luftfahrtunternehmens Paninternational teilnahm, 
hatte er jedoch dargelegt, daß er aus Sicherheits- 
gründen die Verantwortung für den Flugbetrieb ab- 
lehnen müsse und sein Amt als Flugbetriebsleiter 
aufgebe. Im weiteren Verlauf der Besprechung er- 
klärte er sich jedoch damit einverstanden, die Auf- 
gaben des Flugbetriebsleiters zunächst weiter wahr- 
zunehmen. 

130 

Der Referent für Flugsicherheitsinspektion im 
Luftfahrt-Bimdesamt, RegDir Ehmke, machte 
— seiner Aussage vor dem Untersuchungs- 
ausschuß zufolge — Dr. Trommer in der Be- 
sprechung am 30. Juni 1971 Vorhaltungen mit 
dem Hinweis, das Kuehnel (schon) der vierte 
Flugbetriebsleiter des Unternehmens inner- 
halb von zwei Jahren sei. 

131 

Mit einem von der Geschäftsleitung Unterzeichneten 
Schreiben vom 6. Juni 1971 wurde Kuehnel dann mit 
sofortiger Wirkung „beurlaubt“ und gleichzeitig ge- 
beten, die Räume des Luftfahrtunternehmens Pan- 
international nicht mehr zu betreten. Dieses Schrei- 
ben ging Kuehnel am 7. Juli 1971 zu. Von diesem 
Zeitpunkt ab hat er Aufgaben des Flugbetriebslei- 
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ters bei dem Luftfahrtuntemehmen Paninternational 
nicht mehr wahrgenommen. 

132 

Ergebnis 

Es kann zwar nicht festgestellt werden, daß seit Zu- 
lassung des Luftfahrtuntemehmens Paninternational 
in zwei Jahren nicht zuletzt wegen Sicherheitsmän- 
geln vier Flugbetriebsleiter ihren Dienst aufgaben. 

Es ist jedoch erwiesen, daß das Unternehmen in der 
Zeit vom 1. Juli 1969 bis 7. Juli 1971 vier verschie- 
dene Flugdienstbetriebsleiter hatte, von denen einer 
(Kluttig) wegen Sicherheitsmängeln abgelöst wurde. 
Bei einem zweiten (Artinger) lag die Ablösung — 
jedenfalls aus der Sicht des LBA — im Interesse der 
Sicherheit des Flugbetriebes, Beim dritten (Kalmar) 
stand die Ablösung (Entlassung) vermutlich eben- 
falls im Zusammenhang mit Sicherheitsmängeln; 
denn die „Zerstörung des Vertrauensverhältnisses", 
mit der die Entlassung begründet wurde, dürfte dar- 
in gesehen worden sein, daß sich Kalmar aus Sorge 
um die Sicherheit ^®) an das LBA gewandt hatte. Bei 
einem vierten Flugbetriebsleiter (Kuehnel) kam die 
Ablösung der aus Sicherheitsgründen angedrohten 
Aufgabe des Amtes des Flugbetriebsleiters zuvor. 

133 

C, Zu 1 c) ist die Frage zu prüfen, 

ob seit Ausscheiden des Flugbetriebsleiters 
Kuehnel vom 7. Juli 1971 bis 31. August 1971 
der Sommerflugbetrieb ohne verantwortlichen 
Flugbetriebsleiter durchgeführt wurde. 

Neben dem (verantwortlichen) Flugbetriebsleiter war 
in dem Luftfahrtunternehmen Paninternational ein 
stellvertretender Flugbetriebsleiter bestellt. Dieser 
befand sich auch nach der Beurlaubung Kuehnels 
(7. Juli 1971) weiter im Dienst. 

Ein neuer Flugbetriebsleiter war jedoch bis 
31. August 1971 nicht bestellt. 

134 

Mit Schreiben vom 1. September 1971 an die 
Geschäftsführung des Luftfahrtunternehmens 
Paninternational teilte das LBA bezüglich der 
Bestellung eines Flugbetriebsleisters u. a. mit: 
„Mit Zustimmung des Herrn Bundesministers 
für Verkehr sind wir bereit, die bei uns be- 
stehenden Bedenken zurückzustellen und der 
Bestellung Ihres Flugkapitäns, Herrn Dr. 
Heinz-Rudolf Weber, zum Flugbetriebsleiter 
Ihres Unternehmens . , , zuzustimmen, wenn 
der Verantwortungsbereich des Flugbetriebs- 
leiters befriedigend geregelt ist," 

135 

In einem Fernschreiben des LBA vom 16. Sep- 
tember 1971 an das Luftfahrtuntemehmen 
heißt es hinsichtlich der Bestellung des neuen 
Flugbetriebsleiters schließlich: 

^®) s. dazu Rdnr. 248 


„Nachdem nunmehr von Ihnen mit Fernschrei- 
ben vom 15. September 1971 bestätigt worden 
ist, daß die in unserem Schreiben vom 
10. September 1971 genannten Voraussetzun- 
gen erfüllt sind, bestätigen wir, daß wir der 
Bestellung des Herrn Dr. Weber als Flug- 
betriebsleiter Ihres Unternehmens . . . zu- 
stimmen. " 

136 

Aus einem von dem Zeugen Lindberg im Anschluß 
an seine Vernehmung in der 4. Sitzung des 1. Unter- 
suchungsausschusses in Fotokopie überreichten 
Schreiben des Dr. Weber an das Luftfahrt-Bundesamt 
— Außenstelle Mitte — und einer Anlage zu diesem 
Schreiben ergibt sich, daß Dr. Weber die Aufgaben 
des Flugbetriebsleiters bei dem Luftfahrtuntemeh- 
men Paninternational erst am 16, September 1971 
übernommen hat. 

137 

Ergebnis 

Das Luftfahrtuntemehmen Paninternational war in 
der Zeit vom 7. Juli bis einschließlich 15. September 
1971 ohne verantwortlichen Flugbetriebsleiter. 

138 

D. Zu 1 d) ist zu prüfen, 

ob die Gesellschaft sich häufig in Finanz- 
schwierigkeiten befand, so daß beispielsweise 
das Geld zur Beschaffung der für die ord- 
nungsgemäße Wartung der Maschinen erfor- 
derlichen Ersatzteile oft nicht vorhanden war. 

Mit Finanzschwierigkeiten im Sinne dieser Frage 
sind, wie das darin angeführte Beispiel zeigt, Zah- 
lungsschwierigkeiten gemeint. Mit dieser Frage ist 
demnach die Liquidität des Unternehmens angespro- 
dien. 

139 

Zur Liquidität des Unternehmens wurde in allen 
Gutachten des LBA über die wirtschaftliche Über- 
prüfung des Unternehmens Stellung genommen. Da- 
bei wurde — abgesehen von einem ersten Gut- 
achten, das am 16. Mai 1969 erstattet wurde — un- 
terschieden zwischen dispositiver Liquidität und Ta- 
gesliquidität. Unter dem Stichwort „dispositive Li- 
quidität" wurde festgestellt, inwieweit die sofort 
greifbaren flüssigen Mittel die fälligen und „kurz- 
fristig fälligen" Verbindlichkeiten deckten. Unter 
der Überschrift „Tagesliquidität" wurde dagegen je- 
weils nur die Summe der Guthaben bei Banken, 
diversen Kassen und auf Postscheckkonten ausge- 
wiesen. 

140 

In den Berichten bzw. Gutachten über die wirt- 
schaftliche Überprüfung vom 22. August 1969, 
24. April 1970 sowie dem — letzten — Gutachten 
vom 21. Januar 1971 wird die dispositive Liquidi- 
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tat ausnahmslos als gut bezeichnet. Das Gutachten 
vom 21. Januar 1971 weist zum Stichtag 13. Januar 
1971 eine „Tagesliquidität" von 4 440 000 DM aus. 

141 

Für die Frage, ob sich das Unternehmen häufig in 
Zahlungsschwierigkeiten befand, ist allein die „dis- 
positive Liquidität" von Interesse. Denn die unter 
„Tagesliquidität" ausgewiesene Summe der Gut- 
haben sagt für sich nichts darüber aus, ob das Un- 
ternehmen in der Lage war, alle fälligen Verbind- 
lichkeiten zu erfüllen. 

142 

Aber auch das vom Gutachter ermittelte Verhält- 
nis zwischen liquiden Mitteln L Ordnung (Kasse, 
Bank, Postscheck) und den fälligen und kurzfristig 
fälligen Verbindlichkeiten, die dispositive Liquidi- 
tät im Sinne des Gutachtens, ist — wie der Ausschuß 
auf Grund eines von Abg. Prof. Dr. rer. pol. 
Schachtschabei erstellten Gutachtens festgestellt hat 
— für die hier zu untersuchende Frage nur von be- 
grenzter Aussagekraft, weil es lediglich Aufschluß 
über die Liquiditätslage an einem bestimmten Stich- 
tag geben kann Angaben, die einen weiter- 
gehenden Aufschluß über die Liquidität geben könn- 
ten, sind in den angeführten Gutachten des LBA 
nicht gemacht worden. Hinzu kommt, daß die Fest- 
stellungen des Gutachters im Gutachten vom 21. Ja- 
nuar 1971 — auch die zur dispositiven Liquidität 
und zur wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des Un- 
ternehmens — nicht zuverlässig sind 2 ®). 

143 

Mit dem Hinweis auf die Gutachten über die wirt- 
schaftliche Überprüfung des Unternehmens kann 
deshalb nicht ohne weiteres verneint werden, daß 
die Gesellschaft sich häufig in Zahlungsschwierig- 
keiten befand. 

Tatsächlich gibt es eine Reihe von Hinweisen auf 
Zahlungsschwierigkeiten ; 

144 

a) Der Zeuge Kluttig, ehemals Flugbetriebs- 
leiter in dem Luftfahrtuntemehmen Pan- 
international, erinnerte sich, daß Mitte 

1970 eine Firma repariertes Gerät zurück- 
gehalten habe, weil die Reparaturkosten 
nicht bezahlt worden seien. 

145 

b) Der Zeuge Kuehnel gab an, im Januar 

1971 seien Flugzeugführer des Untemeh- 


1 «) s. Rdnr. 626 

20) s. Rdnrn. 646 ff. 

21) s. Rdnr. 214 

22) Die beiden Boeing 707, deren gewerbliche Verwen- 
dung erst am 2. April 1971 genehmigt wurde (s. 
Rdnr. 294), standen dem Unternehmen einschließlich 
der dafür erforderlichen Besatzung bereits seit 1. De- 
zember 1971 zum Einsatz zur Verfügung. 


mens bei American Airlines zur Schulung 
gewesen. Diese Schulung sei plötzlich ab- 
gebrochen worden, weil die Firma Pan- 
intemational die Schulungskosten nicht 
bezahlt habe. 

Der Zeuge fuhr fort, der Geldmangel habe 
sich (aber) in erster Linie in fehlenden 
Werkzeugen bzw. in fehlenden Ersatz- 
teilen ausgedrückt. Es sei vorgekommen, 
daß Ersatzteile, die die Firma zur Über- 
holung nach England zur BAC geschickt 
habe, dort festgehalten worden seien, weil 
die entsprechenden Rechnungen nicht be- 
zahl worden seien. Dies sei ihm im April 
1971 klar geworden. 

146 

c) In einem Schreiben vom 3. Juli 1971 2 ^) 
wies der damalige Flugbetriebsleiter des 
Unternehmens, Kuehnel, den Geschäfts- 
führer Dr. Trommer darauf hin, daß durch 
die „bisherige säumige Zahlungsweise 
von Rechnungen" sogar der Flugbetrieb 
beeinflußt werde, da die Übersendung von 
Ersatzteilen und die Ausbildung von Pi- 
loten von Firmen abgelehnt worden sei, 
denen das Unternehmen erhebliche Be- 
träge schulde. So sei erst „letzte" Woche 
von der BAC die Ausbildung von acht 
Piloten abgelehnt worden, da dieser Firma 
„bisher" ein Betrag von 55 000 Pfund nicht 
bezahlt worden sei. 

Diese Darstellung hielt Kuehnel als Zeuge 
vor dem 1. Untersuchungsausschuß auf- 
recht. 

Hinzu kommt folgendes: 

147 

d) Der Zeuge Dr. Trommer gab an, durch den 
Stillstand der beiden Boeing 707 für die 
Dauer von vier Monaten ^2) seien dem Un- 
ternehmen 12 Millionen DM ungeplanter 
Kosten entstanden. 

Der Zeuge sagte aus, im Februar 1971 sei 
ihm klar gewesen, daß das Jahr 1971 
„selbst bei bestem Fliegen" mit „einem 
ziemlichen Defizit" enden werde, zumal er 
gewußt habe, daß im Jahre 1971 zusätzlich 
noch etwa 10 Millionen DM Crew- Aus- 
bildungskosten hinzukommen würden. 

Weiter erklärte der Zeuge wörtlich: 

„Ich habe mir im März oder Februar 
(1971) . . . gesagt: Wenn die Boeing-Ge- 
nehmigung nicht im Minimum der näch- 
sten zwei Monate kommt, wird es für das 
Unternehmen sehr, sehr kritisch. 

148 

e) Der Zeuge Schwarzer, Kommanditist und 
Beiratsmitglied des Unternehmens bekun- 
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dete, im August 1971 sei ihm bekanntge- 
worden, daß die Finanzlage des Unter- 
nehmens, vor allem die Liquidität, „kata- 
strophal" gewesen sei. 

Auf die Frage, ob er genau fixieren könne, 
von wann ab die Verhältnisse so schlecht 
gewesen seien, antwortete der Zeuge 
wörtlich: 

„Wenn man von Prüfungsseite her alle 
Fakten der Gesellschaft beurteilt und 
richtig beobachtet . . . und den Schluß ge- 
zogen hätte, war nach meiner Auffassung 
die Lage bestimmt schon im Oktober/No- 
vember 1970 katastrophal." 

149 

Andererseits erklärte der Zeuge Moos, der ab 
1. Juli 1971 technischer Betriebsleiter des Luftfahrt- 
unternehmens Paninternational war, für ihn habe 
es bei seinen Bemühungen, den luftfahrttechnischen 
Betrieb des Unternehmens ordnungsgemäß auszu- 
statten, keine Geldbarrieren gegeben; zu seiner 
Zeit habe es insbesondere bei der Lieferung von 
Ersatzteilen „bis zum Schluß" keine Schwierigkeiten 
gegeben. Der Zeuge, gegen dessen Glaubwürdigkeit 
keine Bedenken bestehen, hob hervor, daß für die 
Flugzeuge des Musters BAC 1-11 genügend Ersatz- 
teile vorhanden gewesen seien, obwohl der Ver- 
bleib von angeschafften Ersatzteilen im Werte von 
über 1 Million DM nicht habe ermittelt werden kön- 
nen. Die Ersatzteilbevorratung für die beiden Ma- 
schinen des Musters Boeing 707 sei jedoch unzu- 
reichend gewesen. 

Für die hier zu untersuchende Frage sind auch fol- 
gende Aussagen der Zeugen Artinger und Kluttig 
von Interesse: 

150 

Der Zeuge Kluttig anwortete auf die Frage, ob es 
irgendwann Zahlungsschwierigkeiten gegeben habe, 
dies sei schwierig zu beantworten, weil Dr. Trom- 
mer die Eigenart gehabt habe, Zahlungen ungebühr- 
lich lange hinauszuzögern. Mahnungen seien infol- 
gedessen kein Anzeichen für Geldmangel gewesen. 

151 

Der Zeuge Artinger wußte zwar ebenfalls von 
Schwierigkeiten bei der Ersatzteilbeschaffung zu 
berichten, die im Januar 1971 aufgetreten seien. Er 
fügte jedoch hinzu, es sei durchaus möglich, daß 
diese Schwierigkeiten auf „der Schlamperei der 
Buchhaltung" beruht hätten. Der Zeuge fuhr fort: 

Da hat es ja immer Schwierigkeiten gegeben. 
Es wurden Dinge nicht bezahlt, die weiß Gott 
hätten bezahlt werden können. 

152 

Diese Aussage wird unterstrichen durch den Um- 
stand, daß — wie die Beweisaufnahme ergeben hat 


— im Januar 1971 ein Buchungsrückstand von ca. 
sechs Monaten bei der Firma bestanden hat. 

153 

Nach den hier angeführten Aussagen der Zeugen 
Moos, Kluttig, Artinger und Zerr kann nicht aus- 
geschlossen werden, daß Unordnimg im Rechnungs- 
wesen und Nachlässigkeit die Ursachen für die zu a) 
bis c) angeführten Umstände waren. Die Aussagen 
der Zeugen Schwarzer und Dr. Trommer sprechen 
jedoch dafür, daß diese Umstände auf mangelnde 
Liquidität zurückzuführen waren. 

154 

Wie es um die Liquidität und die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit des Unternehmens tatsächlich be- 
stellt war, konnte nicht mehr aufgeklärt werden. 
Die Absicht des Ausschusses, zu dieser Frage den 
Wirtschaftsprüfer und Steuerberater Dipl. -Kaufmann 
Mair als sachverständigen Zeugen zu vernehmen, 
der für die BRG Betriebsberatungs- und Revisions- 
gesellschaft mbH in München die Jahresabschlüsse 
(Bilanzen) und Steuererklärungen des Luftfahrt- 
unternehmens Paninternational für 1970 und 1971 
erstellte, konnte nicht verwirklicht werden. Der 
Zeuge berief sich gegenüber dem Ausschuß auf seine 
Schweigepflicht gegenüber dem Luftfahrtunterneh- 
men und sein darauf beruhendes Zeugnisverweige- 
rungsrecht (§ 53 Abs. 1 Nr. 3 StPO). Eine Entbin- 
dung des Zeugen von der Schweigepflicht, die zu 
einer Aussagepflicht geführt hätte (§ 53 Abs. 2 
StPO), wurde von dem Beiratsmitglied Dr. U., von 
dessen Zustimmung alle Erklärungen der Geschäfts- 
führung des rechtlich nach wie vor existenten Un- 
ternehmens abhängen, — leider — verweigert. 

155 

Ergebnis 

Ob sich die Gesellschaft häufig in Finanzschwierig- 
keiten befand, so daß beispielsweise das Geld zur 
Beschaffung der für die ordnungsgemäße Wartung 
der Maschinen erforderlichen Ersatzteile oft nicht 
vorhanden war, konnte nicht restlos aufgeklärt wer- 
den. Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme ist es 
jedoch erwiesen, daß die Ersatzteilbevorratung für 
die beiden Maschinen des Musters Boeing 707 nicht 
ausreichend war. Es kann jedoch nicht ausgeschlos- 
sen werden, daß dieser Umstand nicht auf man- 
gelnde Liquidität, sondern auf andere Gründe zu- 
rückzuführen war. 

156 bis 160 

Wie die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Un- 
ternehmens und insbesondere seine Liquidität wirk- 
lich war, konnte nicht festgestellt werden. Die ermit- 
telten Umstände lassen es jedoch als wahrscheinlich 
erscheinen, daß sich die wirtschaftliche Situation des 
Unternehmens seit Ende 1970 ständig verschlechterte 
und daß — damit zusammenhängend — auch Zah- 
lungsschwierigkeiten auftraten. 
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161 

E. Zu 1 e) ist zu prüfen, 

ob das LBA — Außenstelle Düsseldorf — nach 
einem Besuch am 4. Mai 1971 dem Unter- 
nehmen gegenüber feststellte, daß in den 
Werkstätten und in den Lagerräumen „völlige 
Unordnung und Durcheinander" herrschten, 
so daß „die ordnungsgemäße Durchführung 
der Wartung und die Nachprüfung der War- 
tung von Flugzeugen technisch nicht möglich" 
sei. 

162 

Unter dem Datum des 4. Mai 1971 richtete die 
Dienststelle Düsseldorf des LBA ein Schreiben an 
die Firma Paninternational in 4 Düsseldorf-Loh- 
hausen, Flughafen, in dem es unter anderem heißte 

Anläßlich der Besuche Ihrer neuen Werk- 
stätten, Lager- und Büroräume im Flug- 
hafen Düsseldorf am 29. April 1971 und 
3. Mai 1971 haben wir leider feststellen müs- 
sen, daß in den Werkstätten und in den 
Lagerräumen völlige Unordnung und Durch- 
einander herrschten. Wir sehen uns deshalb 
veranlaßt, Sie darauf hinzuweisen, daß unter 
diesen Umständen die ordnungsgemäße 
Durchführung der Wartung und die Nach- 
prüfung der Wartung von Flugzeugen tech- 
nisch nicht möglich ist. 

163 

Der Leiter der Dienststelle Düsseldorf, Ingenieur 
Dammler, der das Schreiben Unterzeichnete, erklärte 
vor dem Untersuchungsausschuß als Zeuge, daß er 
darauf nie eine Antwort erhalten habe. Der frühere 
Geschäftsführer des Unternehmens, Dr. Frommer, 
sagte als Zeuge aus, er habe dieses Schreiben nie 
in die Hände bekommen. Düsseldorf sei auch nicht 
der Zustellungsort für Schreiben des LBA. Dies 
sei der Sitz der Geschäftsleitung in München gewe- 
sen. 

164 

Dies schließt nicht aus, daß das Schreiben vom 
4. Mai 1971 am Sitz des luftfahrttechnischen Betrie- 
bes des Unternehmens in Düsseldorf angekommen 
ist. Selbst wenn weder einer der Geschäftsführer 
der Gesellschaft noch der damalige technische Be- 
triebsleiter des Unternehmens, Neylon, tatsächlich 
keine Kenntnis von dem Schreiben erhalten hätte, 
so wäre dies im Rahmen der Untersuchung zu 
Punkt 1 e) des Untersuchungsauftrages unerheblich. 
Dieser Punkt ist als ein Beispiel für Tatsachen an- 
geführt, die Zweifel in die Zuverlässigkeit und Lei- 
stungsfähigkeit des Luftfahrtunternehmens Pan- 
international begründen mußten. Nach Nummer 1 
Satz 3 des Untersuchungsauftrages kommt es nicht 
darauf an, ob derartige Tatsachen dem Unternehmen 
bekannt wurden. Entscheidend ist vielmehr, ob und 
inwieweit sie dem Bundesministerium für Verkehr 


als Genehmigungsbehörde oder dem LBA bekannt 
wurden. Die in der Frage zu 1 e) enthaltene Formu- 
lierung „dem Unternehmen gegenüber" darf des- 
halb als bloße Kennzeichnung des Schreibens und im 
übrigen als unerheblich angesehen werden. 

165 

Die Kenntnis des Leiters der Dienststelle Düssel- 
dorf des LBA vom Zustand der Werkstätten und 
Lagerräume ist dem Luftfahrt-Bundesamt selbst zu 
zurechnen “^) . 

166 

Das Bundesministerium für Verkehr erhielt von dem 
Schreiben vom 4. Mai 1971 erst am 7. Juli 1971 
Kenntnis. 

167 

Ergebnis 

Die Dienststelle Düsseldorf des LBA stellte — einem 
an die Firma Paninternational in Düsseldorf-Loh- 
hausen adressierten Schreiben dieser Dienststelle 
vom 4. Mai 1971 zufolge — nach Besuchen der 
neuen Werkstätten und Lagerräumen der Firma 
in Düsseldorf, Flughafen, fest, daß in den Werk- 
stätten und Lagerräumen „völlige Unordnung und 
Durcheinander" herrschten, so daß „die ordnungs- 
gemäße Durchführung der Wartung und die Nach- 
prüfung der Wartung von Flugzeugen technisch nicht 
möglich" sei. 

168 

F. Entsprechend den Vorbermerkungen vor A. 
dieses Kapitels ist nunmehr die Frage zu beant- 
worten, 

ob und gegebenenfalls inwieweit dem Bun- 
desverkehrsministerium als Genehmigungs- 
behörde bzw. dem LBA vor dem Hamburger 
Unfall am 6. September 1971 andere als die 
zu 1 a) bis e) des Untersuchungsauftrages an- 
geführten Tatsachen oder Tatsachenbehaup- 
tungen bekannt wurden, die Zweifel in die 
Zuverlässigkeit und Leistungsfähigkeit des 
Luftfahrtunternehmens Paninternational be- 
gründen mußten. 

Im einzelnen handelt es sich um folgende Tatsachen 
und Tatsachenbehauptungen, die — für sich be- 
trachtet — Zweifel in die Zuverlässigkeit und Lei- 
stungsfähigkeit des Luftfahrtunternehmens Pan- 
international begründen mußten: 

169 

a) Bericht des LBA vom 25. Juni 1969 an den BMV 
mit Gutachten über die technischen und flug- 
betrieblichen Grundlagen des Luftfahrtunterneh- 
mens Panair vom 19. Juni 1969. 


23) s. Rdnrn. 27 ff. 

24) s. Rdnr. 98 
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In der Schlußbemerkung des am 30. Juni 
1969 im Bundesministerium für Verkehr ein- 
gegangenen Gutachtens, das in flugbetrieb- 
licher Hinsicht auf Feststellungen des dama- 
ligen Flugbetriebsprüfers Kuehnel beruht, 
heißt es u. a., das Unternehmen habe nicht 
einen einzigen Piloten im Beschäftigungsver- 
hältnis, der als verantwortlicher Flugzeug- 
führer eingesetzt werden könne. Selbst 
wenn dieser Mangel in absehbarer Zeit be- 
hoben werde, decke die geringe Erfahrung 
aller Flugbesatzungen gerade die Sicher- 
heitsforderungen, die an den gewerblichen 
Luftverkehr mit Düsenflugzeugen gestellt 
werden müßten. 


In dem als vertraulich gekennzeichneten 
Brief berichtet Kuehnel von Schwierigkeiten 
und Unregelmäßigkeiten bei der Durchfüh- 
rung von Afrikaflügen der Panair. Er meint, 
daß sich diese Schwierigkeiten aller Vor- 
aussicht nach bei der „Indienststellung des 
zweiten Flugzeuges am 23. März 1970" noch 
vergrößern würden, „da sich das Bestreben 
der Gesellschaft, die kaufmännischen Inter- 
essen voranzustellen, nicht nur auf Afrika 
beschränkt". Er sieht nur eine Lösung, die 
Abhilfe schaffen könne: die Einsetzung eines 
verantwortlichen und erfahrenen Flugbe- 
triebsleiters, der den Mut haben müsse, sich 
den Wünschen der Geschäftsleitung entge- 
genzustellen, wenn diese die Sicherheit be- 
einträchtigen. 


170 

In Übereinstimmung mit einem diesbezüg- 
lichen Vorschlag des Flugbetriebsprüfers 
wird es jedoch in dem Bericht für unbedenk- 
lich gehalten, dem Unternehmen unter im 
einzelnen angeführten Auflagen eine zu- 
nächst auf drei Monate befristete Genehmi- 
gung zu erteilen. Dabei wird die Annahme 
zum Ausdruck gebracht, daß der später auf 
Verlangen des LBA abgelöste Flugbetriebs- 
leiter Kluttig dank seiner „Erfahrung und 
Zuverlässigkeit" die Anfangsschwierigkeiten 
des Unternehmens überwinden werde. 

171 

b) Bericht des LBA an den BMV vom 23. Septem- 
ber 1969 mit Bericht über die Prüfung der tech- 
nischen und flugbetrieblichen Grundlagen des 
Luftfahrtuntemehmens Panair vom 22. Septem- 
ber 1969. 

In dem Bericht über die Prüfung der tech- 
nischen und flugbetrieblichen Grundlagen 
des Luftfahrtuntemehmens Panair vom 
22. September 1969, der von dem technischen 
Betriebsprüfer Riedel und dem damaligen 
Flugbetriebsprüfer Kuehnel unterzeichnet ist, 
heißt es zusammenfassend, daß das Unter- 
nehmen durch die angespannte Personallage 
und die geringe Flugstundenerfahmng der 
Piloten weiterhin nur die Mindestanforde- 
rungen erfülle, die zur Gewährleistung eines 
sicheren Flugbetriebes zu stellen seien. 

In der Schlußbemerkung des Berichts wird 
jedoch bemerkt, daß gegen die Erteilung 
einer unbefristeten Genehmigung als Luft- 
fahrtunternehmen in technischer und flug- 
betrieblicher Hinsicht keine Bedenken erho- 
ben würden, wenn dem Unternehmen die im 
einzelnen auf geführten vier Auflagen erteilt 
würden. 
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c) Schreiben des Flugbetriebsprüfers Kuehnel vom 
10. Dezember 1969 an den damaligen Leiter des 
LBA, Ossenbühn. 
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d) Bericht des Flugbetriebsprüfers Lindberg an das 
LBA vom 28. November 1969 über die flugbe- 
trieblichen Grundlagen für die Durchführung 
eines sicheren Flugbetriebes des Luftfahrtunter- 
nehmens Panair im Hinblick auf die Flüge nach 
Ost- und Westafrika. 

In dem Bericht wird festgestellt, das Unter- 
nehmen habe die Auflage Nr. 3 des zweiten 
Nachtrages zur Genehmigung als Luftfahrt- 
untemehmen vom 29. September 1969 nicht 
erfüllt. 

Nach Nummer 3 des angeführten Nachtrages 
waren die Unterlagen über die Beschrän- 
kung der Startgewichte hinsichtlich der Hin- 
demisfreiheit bei Triebwerksausfall für 
Flughäfen bis zum 30. Oktober 1969 dem 
Luftfahrt-Bundesamt vorzulegen. 

Schließlich heißt es in dem Bericht vom 
28. November 1969, daß der Flugbetriebs- 
leiter (Kluttig) des Unternehmens in seiner 
Aufgabe „zumindest" überfordert sei. 

174 

e) Schreiben des Flugbetriebsprüfers Kuehnel an 
den Flugkapitän Ehmke im LBA vom 17. De- 
zember 1969. 

In dem Schreiben heißt es u. a., Dr. Trom- 
mer und der Flugbetriebsleiter Kluttig glaub- 
ten, daß ihr Flugzeug ohne Berücksichtigung 
irgendwelcher anderer (Sicherheits-) Überle- 
gungen nur zum Geldverdienen eingesetzt 
werden sölle. 

In einer Anlage zu diesem Schreiben wird 
erklärt, er, Kuehnel, gewinne immer deut- 
licher den Eindruck, daß der Flugbetriebs- 
leiter Kluttig weder in der Lage noch willens 
sei, sich an die Richtlinien zur sicheren 
Durchführung der Afrikaflüge zu halten. 
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f) Bericht des LBA an den BMV vom 23. Januar 
1970. 
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In dem Bericht, der am 27. Januar 1970 beim 
Bundesminister für Verkehr einging, wird 
festgestellt, das Unternehmen habe seit der 
Aufnahme der Afrikastrecken überdurch- 
schnittlich oft die höchstzulässige Flug- und 
Flugdienstzeit überschritten, allein im Ja- 
nuar 1970 mehr als alle (anderen) deutschen 
Unternehmen zusammengenommen. Wenn 
auch die auf getretenen Mängel im Einzelfall 
nicht ausreichten, den Flugbetrieb als un- 
sicher zu bezeichnen, so gebe doch die 
Summe aller bisher beobachteten Beanstan- 
dungen Anlaß zu Bedenken. Seit November 
1969 sei ein Flugbetriebsprüfer praktisch nur 
mit dem Flugbetrieb dieses Unternehmens 
beschäftigt. Dem Unternehmen habe jedoch 
bisher trotz eingehender Überwachung noch 
kein Verstoß gegen die Betriebsvorschriften 
nachgewiesen werden können, der Anlaß 
zu einschneidenden behördlichen Maßnah- 
men geboten hätte. 
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g) Bericht des LBA an den BMV vom 20. Februar 
1970. 

In dem Bericht, der im Bundesministerium 
für Verkehr am 23. Februar 1970 einging, 
heißt es, daß auf einem Prüfungsflug nach 
Mombasa und zurück schwerwiegende flug- 
betriebliche Mängel festgestellt worden 
seien. Dem Bericht zufolge bildeten diese 
Mängel eine Gefahr für die Verkehrssicher- 
heit und die öffentliche Ordnung und Sicher- 
heit. Sie seien hauptsächlich darauf zurück- 
zuführen, daß der zu ersetzende Flugbe- 
triebsleiter weder die für den derzeitigen 
Betrieb des Unternehmens notwendigen 
Kenntnisse und Erfahrungen noch ausrei- 
chende organisatorische Fähigkeiten be- 
sitze. 


Schließlich heißt es, dem Unternehmen hät- 
ten Verstöße gegen die Betriebsvorschriften 
nachgewiesen werden können. 

Dem Bericht war als Anlage ein Bericht des 
Flugbetriebsprüfers Lindberg vom 5. Februar 
1970 über die flugbetrieblichen Grundlagen 
für die Durchführung eines sicheren Flugbe- 
triebes der Firma Paninternational beigefügt. 
In diesem Bericht wird festgestellt, daß die 
Durchführung eines sicheren Flugbetriebes 
nicht gewährleistet sei. 
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h) Bericht des LBA an den BMV vom 20. Mai 1970 
mit Gutachten über die flugbetrieblichen Grund- 
lagen des Luftfahrtunternehmens Paninternatio- 
nal vom 15. Mai 1970. 

Das am 22. Mai 1970 im Bundesministerium 
für Verkehr eingegangene Gutachten beruht 
auf den Ergebnissen einer Prüfung, die am 


11. Mai 1970 von dem Leiter des Referats 
Flugsicherheitsinspektion im LBA und dem 
Flugbetriebsprüfer Lindberg vorgenommen 
wurde. In dem Gutachten, dem eine Reihe 
von Anlagen beigefügt waren, wird unter 
anderem festgestellt, daß der Mangel an 
vollständigen Unterlagen und die quanti- 
tative sowie qualitative Schwäche des per- 
sonellen Unterbaues einen neuen Aufbau 
des Flugbetriebes notwendig machten. Der 
in München tätige Stationsleiter I. sei unge- 
eignet. Die Station Düsseldorf des Unter- 
nehmens habe keinen verantwortlichen Lei- 
ter, obwohl 60 Vo des Flugbetriebes von dort 
ausgingen. Weiter heißt es, daß der (neue) 
Flugbetriebsleiter Kalmar bei wesentlichen 
Vorgängen, die seinen Bereich beträfen, 
übergangen werde. Das Flugprogramm werde 
nicht mit ihm abgestimmt. Dieser Umstand 
gefährde die Durchführung eines sicheren 
Flugbetriebes. 


Gleichwohl wird schließlich in dem Gut- 
achten vorgeschlagen, dem Unternehmen die 
Indienststellung eines dritten Flugzeuges 
vom Muster BAC 1-11 — die Verwendung 
eines zweiten Flugzeuges dieses Musters 
war bereits am 10. April 1970 genehmigt 
worden — zu genehmigen, jedoch mit dieser 
Genehmigung die Auflage zu verbinden, daß 
der Gesamtumfang des Flugbetriebes nicht 
über den Umfang hinaus ausgedehnt werden 
dürfe, der vom verantwortlichen Flugbe- 
triebsleiter des Unternehmens für tragbar 
gehalten werde. 
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i) Schreiben des Flugbetriebsprüfers Kuehnel an 
den Leiter des Referates Flugsicherheitsinspek- 
tion im LBA, Ehmke, vom 26. Juli 1970 mit vier 
Anlagen. 


Eine der Anlagen mit Datum vom 21. Juli 
1970 ist überschrieben mit „Bericht der Flug- 
überprüfung von Captain S., Paninternatio- 
nal, auf dem Flug München-Athen und zu- 
rück. In dem Bericht wird zusammenfassend 
festgestellt, die Überprüfung habe ergeben, 
daß S. nicht in der Lage sei, die Aufgaben 
des Pilot in Command (PIC) oder die eines 
Copiloten sicher zu übernehmen. Ein Einsatz 
als PIC würde voraussichtlich in einer Kata- 
strophe enden. 

182 

In einer weiteren Anlage, die die Überschrift 
trägt „Bericht über den Ausbildungsstand 
der Piloten bei Paninternational (Überprü- 
fung vom 14. bis 23. Juli 1970), wird unter 
Bezugnahme auf einen Bericht vom 10. Juni 
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1969 angegeben, daß immer nodi etwa die 
Hälfte der von dem Luftfahrtunternehmen 
Paninternational beschäftigten Piloten kaum 
den Sicherheitsmindestanforderungen im 
Hinblick auf fliegerische Erfahrung ent- 
spreche. In einigen Fällen würden sogar 
diese Mindestanforderungen nicht erfüllt. 
Diese Situation werde nicht verbessert wer- 
den, solange die Gesellschaft den Verkauf 
von Flugtickets für wichtiger erachte als die 
Bereitstellung eines Trainingsflugzeuges. 
Wie vom Chefpiloten und dem Stellvertreter 
des Flugbetriebsleiters versichert worden 
sei, komme es immer wieder vor, daß Flug- 
zeuge, die zum Training vorgesehen worden 
seien, dem Charterbetrieb zugeführt wür- 
den, da der Verkauf dem Flugbetrieb voran- 
gestellt werde. 

Nach einer Angabe des technischen Betriebs- 
leiters Neylon seien sogar Flugzeuge, die 
für die Wartung vorgesehen gewesen seien, 
dem Charterbetrieb zugeführt worden. 
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j) Bericht des LBA an den BMV vom 14. August 
1970 mit Bericht über die flugbetrieblichen 
Grundlagen für die Durchführung eines sicheren 
Flugbetriebes der Firma Paninternational vom 
14. August 1970. 

In dem am 18. August 1970 im Bundesmini- 
sterium für Verkehr eingegangenen Bericht 
über die flugbetrieblichen Grundlagen für 
die Durchführung eines sicheren Flugbetrie- 
bes, der auf einem Bericht der Flugbetriebs- 
prüfer Lindberg, Kuehnel und Wrede vom 
29. Juli 1970 beruht, wurden unter Hinweis 
auf zahlreiche Anlagen u. a. folgende Fest- 
stellungen getroffen: 

Die schon lange beanstandete fehlende 
Schulung der Paninternational-Kanzelbesat- 
zungen sei immer noch nicht durchgeführt, 
da eine Freistellung der Besatzungsmitglie- 
der für die Schulung vom Unternehmen ver- 
hindert worden sei. Von insgesamt 36 Flug- 
zeugführern lägen 17 ihrer Ausbildung nach 
unter dem Durchschnitt; vier davon seien 
völlig ungenügend. Im Zeitraum 1. Januar 
bis 27. Juli 1970 seien bei 36 Flugzeugfüh- 
rern in der Bundesrepublik Deutschland 
lediglich rund 2 Stunden und 45 Minuten pro 
Flugzeugführer im Durchschnitt geschult 
worden. Bei den Flugzeugführern herrsche 
im allgemeinen große Unkenntnis über die 
Bedienung des Wetterradars. In den Unter- 
lagen vieler Flugzeugführer fehle der Nach- 
weis der Ausbildung im Gebrauch der Not- 
ausrüstung und des Verhaltens in Notfällen 
auf dem Flugzeug des Musters BAC 1-11. 
Zusammengefaßt hätten die Prüfer einen 
gänzlich unzureichenden Ausbildungsstand 
festgestellt, der sich auch auf „Performance'', 
Gewichts- und Schwerpunktberechnung, Wet- 
terkunde, Flugplanung und Radar beziehe. 
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Weiterhin heißt es, das Flugbetriebshand- 
buch des Unternehmens entspreche nicht den 
Anforderungen der Betriebsordnung für Luft- 
fahrtgerät. Die Räumlichkeiten der Station 
Düsseldorf und die dortige Bodenorganisa- 
tion „im ganzen" entsprächen nicht den An- 
forderungen des Betriebes. 

185 

In der Schlußben;erkung des Berichtes wird 
ausgeführt, noch kein Unternehmen habe 
der Flugsicherheitsinspektion so viel fort- 
laufende Sorgen bereitet und Hilfsaktionen 
benötigt wie die Firma Paninternational seit 
ihrem Entstehen. Bis zum 30. September 1970 
müsse der Entscheid fallen, ob die Durch- 
führung eines sicheren Flugbetriebes end- 
gültig gewährleistet sei oder nicht. Aus dem 
Zustand, in dem sich das Unternehmen an 
diesem Termin befinden werde, müßten end- 
gültige Schlußfolgerungen gezogen werden. 
Wenn es dem Unternehmen nicht gelinge, 
seinem Betrieb bis 30. September 1970 eine 
ordnungsgemäße Grundlage zu geben, dann 
müsse daraus geschlossen werden, daß die- 
ses Ziel auch in Zukunft nicht erreicht wer- 
den könne. Unter Bezugnahme auf die Ab- 
sicht des Unternehmens, weitere Flugzeuge 
in Dienst zu stellen, heißt es, jede Erweite- 
rung des Betriebes sei zur Zeit nicht mög- 
lich. 
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Als Anlage 14 war dem Bericht eine Ablich- 
tung des Berichts des Flugbetriebsprüfers 
Kuehnel über den Ausbildungsstand der 
Piloten bei Paninternational (Überprüfung 
vom 14. bis 23. Juli 1970) sowie als Anlage 5 
ein zweiter Bericht über den Ausbildungs- 
stand der Piloten bei Paninternational bei- 
gefügt, der die Namen von insgesamt 36 
Flugkapitänen und Copiloten mit einer Be- 
urteilung ihrer Flugleistungen aufführt. 


Hauptsädilicher Anlaß der erneuten Be- 
triebsprüfung, die diesem Bericht voranging, 
war die plötzliche Entlassung des Flugbe- 
triebsleiters Kalmar und die „Ernennung" 
des Flugkapitäns Artinger zum Flugbetriebs- 
leiter durch das Luftfahrtunternehmen Pan- 
international. In bezug auf die Entlassung 
Kalmars und die Bestellung Artingers stel- 
len die Flugbetriebsprüfer in ihrem Bericht 
vom 29. Juli 1970, der dem Bericht an den 
Bunclesminister für Verkehr vom 14. August 
1970 zugrunde lag, fest, daß nur zwei Alter- 
nativen zur Verfügung gestanden hätten, 
nämlich die sofortige Einstellung des ge- 
werblichen Betriebes zu empfehlen oder bei 
Artinger lediglich die Tatsache zu akzeptie- 
ren, daß er im Besitze eines gültigen Luft- 


30 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3830 


fahrerscheines für Linienflugzeugführer sei. 
Sie hätten sich für letzteres entschieden, um 
dem Unternehmen nochmals eine Chance zu 
geben. 

188 

k) Vermerk des Leiters der Dienststelle Düsseldorf 
des LBA vom 19. November 1970. 

In diesem Vermerk, der vom technischen Be- 
triebsprüfer Riedel des LBA spätestens am 
24. November 1970 zur Kenntnis genommen 
wurde, werden in bezug auf den „Werft- 
betrieb" Düsseldorf des Luftfahrtunterneh- 
mens Paninternational eine Reihe von Bean- 
standungen erhoben. Hinsichtlich der Werk- 
statt heißt es: 

„Die Werkstatt und deren Einrichtung sind 
für die Wartung von Verkehrsflugzeugen 
völlig unzureichend." 


Die Beanstandungen wurden vom techni- 
schen Betriebsprüfer Riedel als so schwer- 
wiegend angesehen, daß er in einem im Ent- 
wurf vom Leiter des Referats Instandhal- 
tung und Nachprüfung von Luftfahrzeugen 
sowie vom Leiter des Referats Recht und 
Verwaltung mitgezeichneten Schreiben an 
die Geschäftsleitung des Luftfahrtunterneh- 
mens Paninternational auf die Möglichkeit 
des Widerrufs der Anerkennung des Unter- 
nehmens als luftfahrttechnischer Betrieb 
hinwies. Dieses Schreiben wurde jedoch auf 
Weisung des Direktors des LBA nicht ab- 
gesandt. 
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1) Bericht der Flugbetriebsprüfer Lindberg, Kueh- 
nel, Wrede und Holzapfel über die flugbetrieb- 
lichen Grundlagen für die Durchführung eines 
sicheren Flugbetriebes der Firma Paninternatio- 
nal an das LBA vom 20. Januar 1971. 


In dem Bericht, dem 19 Anlagen beigefügt 
waren, heißt es u. a.: 

Die Auflage 2 des Fünften Nachtrages zur 
Genehmigung als Luftfahrtunternehmen vom 
21. August 1970, mit der dem Unternehmen 
auf gegeben wurde, sämtliche Flugzeugfüh- 
rer in den Sachgebieten Flugleistungen der 
BAC 1-11, Gewichts- und Schwerpunktbe- 
rechnung, Meteorologie, Flugplanung und 
Gebrauch des Wetterradars, Gebrauch der 
Notausrüstung und Verhalten in Notfällen 
bis zum 15. Oktober 1970 eingehend zu schu- 
len, sei nicht erfüllt worden. Zum Beweis 
wird auf eine handschriftliche Notiz des da- 
maligen Flugbetriebsleiters des Unterneh- 
mens vom 12. Januar 1971 verwiesen, in 


der es heißt, daß die theoretische Ausbil- 
dung nach wie vor im Gange und „bis zum 
heutigen Tage" noch nicht abgeschlossen 
sei. 
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Auch die Auflage, für die Flugschulung und 
wiederkehrenden Überprüfungen mindestens 
drei Prüfkapitäne einzusetzen (Auflage 3 
des Fünften Nachtrages), sei nicht erfüllt. 
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In der Schluß bemerkung des Berichts der 
Flugbetriebsprüfer wird festgestellt, die not- 
wendige und geforderte Konsolidierung des 
Flugbetriebes mit den Flugzeugen des Mu- 
sters BAC 1-11 sei weder termingerecht 
(15. Oktober 1970) noch drei Monate danach 
erfolgt. Der BAC 1-1 1 -Hauptbetrieb sei we- 
gen Vorbereitung für den Einsatz von Flug- 
zeugen des Musters Boeing 707 vernachläs- 
sigt worden. Es fehle die Voraussetzung für 
einen geordneten und sicheren Flugbetrieb. 
Von einer Erweiterung mit BAC 1-11 werde 
auf jeden Fall bis zu dem Zeitpunkt abge- 
raten, bis ein einwandfreier Betrieb wäh- 
rend eines Jahres nachgewiesen sei. 


Schließlich heißt es in dem Bericht, von der 
Erteilung der Genehmigung zu der geplan- 
ten Betriebserweiterung mit zwei Flugzeu- 
gen des Musters Boeing 707 müsse abge- 
raten werden. Die Weiterführung des be- 
stehenden Flugbetriebes mit drei Flugzeu- 
gen vom Muster BAC 1-11 werde nur dann 
empfohlen, wenn der Flugbetrieb einen mit 
allen Vollmachten ausgerüsteten und vom 
Luftfahrt-Bundesamt im voraus genehmig- 
ten Flugbetriebsleiter vor der Verlängerung 
der Betriebsgenehmigung erhalte. Die Zu- 
stimmung zur Bestellung des Flugkapitäns 
Artinger als Flugbetriebsleiter sei zurück- 
zuziehen. 
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m) Bericht des LBA an den BMV vom 12. Februar 
1971 mit Gutachten über die flugbetrieblichen 
Grundlagen des Luftfahrtunternehmens Pan- 
international vom 9. Februar 1971. 

Bericht und Gutachten, die am 15. Februar 
1971 im Bundesministerium für Verkehr ein- 
gingen, stützen sich auf den Bericht der 
Flugbetriebsprüfer vom 20. Januar 1971. 

In dem Bericht vom 12. Februar 1971 wird 
hervorgehoben, daß ein wesentlicher Teil 
der mit der Genehmigung verbundenen flug- 
betrieblichen Auflagen noch immer nicht er- 
füllt sei und daß wiederholt vorgebrachte 
Beanstandungen nicht behoben worden 
seien. 
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Das Gutachten über die flugbetrieblichen 
Grundlagen vom 9. Februar 1971 faßt die 
wesentlichen Ergebnisse der Prüfung durch 
die Flugbetriebsprüfer Lindberg, Kuehnel, 
Wrede und Holzapfel gemäß Bericht vom 
20. Januar 1971 zusammen und stellt in der 
Schlußbemerkung u. a. fest, daß das Unter- 
nehmen die Auflagen des Fünften Nach- 
trages zur Genehmigung vom 21. August 
1970 in wesentlichen Teilen nicht erfüllt 
habe. Die organisatorischen und personel- 
len Voraussetzungen für einen sicheren 
Flugbetrieb seien gegenüber den Feststel- 
lungen des Berichtes vom 14. August 1970 
nicht entscheidend verbessert worden. Im 
Unterschied zum Bericht der Flugbetriebs- 
prüfer wird jedoch nicht ausdrücklich fest- 
gestellt, daß die Voraussetzung für einen 
geordneten und sicheren Flugbetrieb fehle. 


Der Bericht an den BMV schlägt vor, die 
Genehmigung als Luftfahrtunte mehmen 
nach § 20 LuftVG unter Anwendung des § 63 
LuftVZO mit Wirkung vom 15. Mai 1971 zu 
widerrufen, wenn bis zu diesem Zeitpunkt 
nicht nachgewiesen werde, daß ein ord- 
nungsgemäßer Betrieb mit den Flugzeugen 
des Musters BAC 1-11 sichergestellt sei. 


Der Bericht schließt mit der Bestellung, daß 
die personellen, technischen und organisa- 
torischen Mindestvoraussetzungen für die 
Erweiterung der Genehmigung des Unter- 
nehmens auf die Verwenciung der Boeing 
707-Flugzeuge nicht gegeben seien und eine 
erneute Prüfung des Unternehmens auf diese 
Betriebserweiterung so lange für zwecklos 
gehalten werde, als nicht nachgewiesen sei, 
daß der Flugbetrieb mit den BAC 1-11- 
Flugzeugen so weit konsolidiert sei, daß er 
auch durch eine Betriebs erweiterung nicht 
wieder in Unordnung gebracht werde. 


n) Schreiben des Flugsicherheitsoffiziers Don James 
vom 28. Juni 1971 an den Leiter des Referates 
Flugsicherheitsinspektion im LBA. 

Mit diesem Schreiben meldet der Flugsicher- 
heitsoffizier Mängel der Notausrüstung der 
Flugzeuge des Musters BAC 1-11 und der 
Boeing 707. Er weist darauf hin, daß von 
den Flugbesatzungen wiederholt Berichte 
über (mangelhafte) Notausrüstung erstattet 
worden seien. 

Schließlich heißt es, die Lagerhaltung für 
technische Teile sei ungenügend. 


25) s. Rdnr. 111 


200 

o) Bericht des LBA vom 2. Juli 1971 an den BMV. 

Mit diesem Bericht, der im Bundesministe- 
rium für Verkehr am 5. Juli 1971 einging, 
wurde die Durchschrift eines Schreibens des 
LBA an das Luftfahrtunternehmen Paninter- 
national vom 2. Juli 1971 vorgelegt. Darin 
wird der wesentliche Inhalt einer Bespre- 
chung wiedergegeben, die am 30, Juni 1971 
zwischen Vertretern des Luftfahrtuntemeh- 
mens und des LBA im LBA stattfand. Unter 
anderem werden folgende Beanstandungen 
aufgeführt: 

Es bestünden Differenzen zwischen der Ge- 
schäft sleitung und dem Flugbe triebslei ter; 
die Zuständigkeit des Flugbetriebsleiters 
sei nicht eindeutig geregelt. Die zwischen 
technischem Betrieb und Flugbetrieb erfor- 
derliche enge Zusammenarbeit weise erheb- 
liche Mängel auf. 
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p) Schreiben des damaligen Flugbetriebsleiters 
Kuehnel an den Leiter des Referates Flugsicher- 
heitsinspektion im LBA vom 5. Juli 1971. 

Das Schreiben trägt den Vermerk „Persön- 
lich" und wurde von dem Leiter des Refe- 
rates Flugsicherheitsinspektion im LBA erst 
am 15. Juli 1971 nach Rückkehr aus dem 
Urlaub zur Kenntnis genommen 2 ®). 

In dem Schreiben, dem vier Anlagen beige- 
fügt waren, heißt es: 

„Meine große Befürchtimg bzw. sogar Angst 
ist die, daß wir aus technischen Gründen 
einen Unfall haben könnten, ehe noch der 
neue Manager, Mr. Moos, richtig eingreifen 
konnte." 

202 

Bei einer der beigefügten Anlagen handelt 
es sich um die Kopie eines Schreibens eines 
Mr. Bryan Lambert an den technischen Be- 
triebsleiter des Luftfahrtimtemehmens Pan- 
international vom 25. Februar 1971. Damit 
belegt Kuehnel seine im Schreiben vom 
5. Juli 1971 aufgestellte Behauptung, Mr. 
Neylon, der damalige technische Betriebs- 
leiter des Luftfahrtuntemehmens Paninter- 
national, habe die Technik des Unterneh- 
mens in den letzten zwei Jahren so weit her- 
unter gewirtschaftet, daß ohne drastische 
Maßnahmen ein Zusammenbruch bevorstehe. 
In dem Schreiben des Bryan Lambert, der 
bei dem Luftfahrtuntemehmen P aninter- 
national sogenannter Planning Ingenieur 
war, stellt Lambert u. a. fest, daß seiner 
Meinung nach der Zustand der technischen 
Abteilung des Luftfahrtuntemehmens in je- 
der Hinsicht und in einem solchen Maße im 
Widerspruch zu den gesetzlichen Erforder- 
nissen stünde, daß der Betrieb schnell un- 
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sicher werde. Das in englisch abgefaßte 
Schreiben schließt mit der Feststellung: 

„Wenn Sie in dieser Art fortfahren, werden 
Sie die Luftlinie zu Boden bringen". 

203 

In einer weiteren Anlage, der Ablichtung 
eines in englisch abgefaßten Vermerks über 
ein Treffen vom 19. Juni 1971 im Hilton, 
wird mit der Unterschrift von vier Flugkapi- 
tänen festgestellt, daß jeder (der Unterzeich- 
ner) der Meinung sei, daß der Mangel an Si- 
cherheit einen gefährlichen Punkt erreicht 
habe und es ratsam sei, den technischen Be- 
trieb für ein bis zwei Wochen zum Zwecke 
der Reorganisation zu schließen. 

204 

q) Besprechung im Bundesministerium für Verkehr 
vom 7. Juli 1971. 

Nach seiner „Beurlaubung" suchte der dama- 
lige Flugbetriebsleiter Kuehnel den Leiter 
des Referates Luftverkehr im Bundesministe- 
rium für Verkehr, MinRat Paas, auf, und er- 
hob eine Reihe von Vorwürfen gegen das 
Luftfahrtimtemehmen Paninternational. 
Diese Vorwürfe wurden in einem Fern- 
schreiben des BMV an das LBA vom 7. Juli 
1971, mit dem Vertreter des LBA zu einer 
Besprechung dieser Vorwürfe am 8. Juli 1971 
nach Bonn eingeladen wurden, aufgeführt. 
Im einzelnen handelt es sich um folgende 
Vorwürfe: 

205 

a) In technischer Hinsicht: ^6) 

1. Es fehlten zahlreiche Ersatzteile, 

2. es fehlten die für die Instandhaltung er- 
forderlichen Werkzeuge und die Aus- 
rüstung der Werkstätten, 

3. die Sicherheitsprüfungen seien unzurei- 
chend und die Disziplin beim Wartungs- 
personal mangelhaft, 

4. die Verhältnisse 'im Bereich der Technik 
erreichten einen sicherheitsgefährdenden 
Stand, 

5. trotz Feststellung von Rissen am Ruder 
der Flugzeuge vom Muster Boeing 707 
seien diese weiterhin im Einsatz. 

206 

b) In flagbetrieblicher Hinsicht: 

1 . Die wöchentliche Blockstundenzahl ^7) für 
die vier Flugzeuge vom Muster BAC 1-11 
sei weit überzogen; notwendige Trai- 
ningsflüge seien unter diesen Umständen 


2®) Es wurde die Gliederung des Fernschreibens vom 
7. Juli 1971 übernommen. 

Blockzeit = Flugzeit 


nicht mehr ordnungsgemäß durchzufüh- 
ren, 

2. eine sachgemäße Wartung der Flugzeuge 
sei bei ihrer zeitlichen Belastung nicht 
möglich, 

3. 70 ^/o des geplanten Trainingsprogram- 
mes habe in den letzten drei Wochen 
wegen ständiger Einsatzbereitschaft der 
Flugzeuge nicht durchgeführt werden 
können, 

4. idrei Flugkapitäne hätten die zulässige 
Stundenzahl überschritten, 

5. vom Flugbetriebsleiter untersagte Flüge 
würden trotzdem durchgeführt. 

207 

r) Besprechung im Bundesministerium für Verkehr 
am 8. Juli 1971. 

An dieser Besprechung, zu der zur Erörte- 
rung der Vorwürfe des Flugbetriebsleiters 
Kuehnel vom Vortage eingeladen worden 
war, nahmen seitens des Bundesministe- 
riums für Verkehr unter anderen RBDir 
Hieri und TRAmtm. Buslei vom Referat Flug- 
technik und Flugforschamg, Luftfahrt-Bundes- 
amt, sowie Ministerialrat Huck, Referent des 
Referates Flugbetrieb und Flugaufsicht, und 
als Vertreter des LBA LtdRBDir Matschego, 
der technische Betriebsprüfer Riedel sowie 
die Flugbetriebsprüfer Wrede und Holzapfel 
teil. Im Verlaufe der Besprechung, über die 
ein Vermerk vom 12. Juli 1971 und eine Ak- 
tennotiz vom 13. Juli 1971 gefertigt wurden, 
berichteten die beiden Flugbetriebsprüfer, 
daß die Station Düsseldorf des Luftfahrt- 
untemehmens Paninternational auf sie bei 
einem Besuch am 5. Juli 1971 — wie in 
einem Aktenvermerk über die Besichtigung 
mit Datum vom 12. Juli 1971 festgehalten — 
einen „desolaten, nicht organisierten und 
undisziplinierten Eindruck" gemacht habe. 
Die Lagerteile hätten durcheinander gelegen 
und seien teiilweise nicht gekennzeichnet ge- 
wesen. 


Nach dem Vermerk vom 12. Juli 1971 und 
der Aktennotiz vom 13. Juli 1971 in Verbin- 
dimg mit den Aussagen der Zeugen Hierl, 
Buslei, Huck, Matschego, Wrede und Holz- 
apfel zum Inhalt und Verlauf der Bespre- 
chung vom 8. Juli 1971 steht fest, daß die 
Flugbetriebsprüfer Wrede und Holzapfel 
übereinstimmend erklärten, daß das Unter- 
nehmen infolge des Ausscheidens des Flug- 
betriebsleiters Kuehnel nicht mehr sicher 
operiere. Die Flugbetriebsprüfer drängten 
darauf, wenigstens die Genehmigung zur ge- 
werblichen Verwendung der beiden Flug- 
zeuge vom Muster Boeing 707 zu widerru- 
fen. Schließlich wurde jedoch entschieden, 
daß zunächst einmal das Ergebnis der ange- 
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ordneten Überprüfung ider von Kuehnel er- 
hobenen Vorwürfe abgewartet werden solle. 


s) Schreiben (des damaltigen Flugbetriebsleiters 
Kuehnel an LBA-Mitte, z. Hd. der Herren Holz- 
apfel und Wrede vom 8. Juli 1971. 

Dieses Schreiben, das ausweislich eines Ein- 
lieferungsischeins oinid der Zeugenaussage 
Kuehnels vor dem 1 . Untersuchungsausschuß 
lam 9. Juli 1971 in München als Einschreiben 
auf gegeben wurde, trägt infolge eines Tipp- 
fehlers das Datum 8. Juni 1976. Mit ihm wur- 
den eine Reihe von Unterlagen (Durchschrif- 
ten bzw. Abliditungen) übersandt. Unter an- 
)derem handelt es sich um folgende Unter- 
lagen: 

210 

Als Anlage 1 war ein Vermerk über eine Be- 
sprechung bei dem Geschäftsführer Dr. Trom- 
mer am 23. April 1971 beigefügt. Darin wird 
— unterschrieben vom Chefpiloten Geister 
und fünf weiteren Piloten — festgestellt, daß 
sich im Laufe der letzten Monate erwiesen 
habe, daß eine der Hauptursachen der Ab- 
flugverspätungen technische Gründe habe. 

211 

Anlage 2 ist ein lin englisch abgefaßtes 
Schreiben eines Mr. Montanes, der in dem 
Schreiben als American Airlines Technical 
Representative ausgewiesen ist. In diesem 
Schreiben, das das Datum 4. Mai 1971 trägt 
und an Mr. Neylon, den damaligen tedini- 
sdien Betriebsleiter des Luftfahrtuntemeh- 
mens Panintemational, adressiert ist, wird 
auf verschiedene Fragen und Probleme be- 
züglich der Wartung der Boeing 707 des 
Luftfahrtunternehmens eingegangen. Es wer- 
den insgesamt 1 1 Punkte aufgezählt, die eine 
erfolgreiche Wartung sicherstellen sollen, 
ehe sich die derzeitige Lage noch verschlech- 
tert (before the present Situation gets any 
worse). Dabei wird u. a. gefordert: 

a) eine vollständige Überprüfung (review) 
des Wartungspersonals mit dem Ziele, 
die Verantwortungsbereiche festzulegen 
(determine) und in Kraft zusetzen (en- 
force) ; 

b) eindeutige Vorsdiriften, die vom Perso- 
nal beachtet werden müssen; 

c) Sicherstellung, daß die Mechaniker (me- 
chanical personinel) die unbedingt not- 
wendigen Werkzeuge besitzen und die 
Wartung durchführen (execute main- 
tenance) ; 

d) Sicherstellung, daß bei jeder Wartung 
einer Boeing 707 genügend Mechaniker, 


28) s. Rdnr. 203 


ein Elektriker und auch ein Funktechniker 
(radio mechanic) jederzeit zur Verfügung 
stehen; 

e) Verständnis der Geschäftsleitung für die 
Notwendigkeit, Ersatzteile, Werkzeuge 
und Ausrüstung anzuschaffen (to increase 
positive Support of spares, tooLs and 
equipment) ; 

f) wirksamere Kontrolle des Lagers; 

g) 24- Stunden- Verfügbarkeiit einer Person, 
\die in der Lage und befugt ist, zu koordi- 
nieren und Entscheidungen zu treffen, 
wenn Probleme mit den Flugzeugen auf- 
treten. 

212 

Anlage 4 besteht aus dem bereits wiederge- 
gebenen Vermerk über das Treffen vom 
19. Juni 1971 im Hilton. 

213 

Anlage 6 besteht aus einer Aktennotiz des 
damaligen Angestellten Bültje des Luft- 
fahrtunternehmens Panintemational für den 
Flugbetriebsleiter Kuehnel, mit der Kuehnel 
informiert wird, daß entgegen seiner An- 
ordnung auf Weisung des Getschäftsführers 
Dr. Trommer ein Flug nach Djerba durch- 
geführt worden sei. 

214 

Bei der Anlage 7 handelt es sich um den Ab- 
dmck eines Schreibens des Flugbetriebslei- 
ters Kuehnel vom 3. Juli 1971 an Dr. Trom- 
mer mit der Überschrift: „Lagebericht, Stand 
30. Juni 1971 “. In diesem Schreiben wird 
festgestellt, daß „der Grad der Sicherheit" 
wegen Fehlens von Ersatzteilen, Werkzeu- 
gen und Disziplin auf einem gefährlichen 
Punkt angelangt sei. Weiter heißt es, durch 
den übermäßigen Verkauf von Flügen, die 
die Panintemational allein anzahlmäßig nicht 
bewältigen könne, müßten Subcharter in 
einem Ausmaße bezahlt werden, die jede 
Firma dem finanziellen Ruin zuführten. Die- 
ser Zustand bestehe bereits seit 1969. 

Durch den vorzeitigen Kauf und den an- 
schließenden Stillstand der beiden Boeing 
707-Maschiinen sowie die nutzlose Bezahlung 
der amerikanischen Besatzungen auf vier 
Monate seien Millionenverluste entstanden, 
(die noch dadurch vergrößert würden, daß 
diese Flugzeuge selbst bei kleineren Repa- 
raturen jedesmal zur Aer Lingus nach Dublin 
geschickt würden, da die Technik (der Pan- 
intemational diesen Anforderungen nicht ge- 
wachsen sei. 

Durch säumige Zahlungsweise von Rechnun- 
gen werde der Flugbetrieb beeinflußt, da so- 
wohl die Übersendung von Ersatzteilen als 
auch die Ausbildung von Piloten von Firmen 
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abgelehnt worden sed, denen die Paninter- 
national erhebliche Beträge schulde. 

215 

Anlage 9 ist ein Fernschreiben des für die 
Besatzungsplanung zuständig gewesenen 
Angestellten Lehmanns an Dr. Trommer vom 
21. Juni 1971, in dem festgestellt wird, daß 
in den letzten drei Wochen 70 ®/o des geplan- 
ten Trainingsprogramms wegen ständiger 
Einsatzbereitschaft der Flugzeuge zu kommer- 
ziiellen Zwecken storniert worden sei. Das 
Schreiben schließt mit der Feststellung, daß 
es nicht möglich sei, für den Rest der Woche 
und die nächste Woche Codcpitcrews für 
alle geplanten Flüge zur Verfügung zu stel- 
len. 

216 

Anlage 10 gibt einen Vermerk des Flugbe- 
triebsleiters Kuehnel vom 2. Juli 1971 zum 
Betreff „Fehlendes Werkzeug" wieder. Dar- 
über hinaus enthält sie die Feststellung, daß 
am 2. Juli 1971 ohne seine Genehmigung 
ein für Training vorgesehenes Flugzeug als 
Ersatz für eine ausgefallene Maschine einge- 
setzt worden sei. 

217 

Anlage 1 1 gibt das Ergebnis eines Treffens im 
Düsseldorfer Hilton am 27. Juni 1971 wieder, 
an dem außer dem damiiligen Flugbetriebs- 
leiter Kuehnel mehrere amerikanische Pilo- 
ten des Luftfahrtunternehmens Panintema- 
tional teilnahmen. Das Treffen soll von Cap- 
tain Manning mit der Feststellung eröffnet 
worden sein, daß die Lage der Technik des 
Luftfahrtuntemehmens hinsichtlich der 
Boeing 707-Flugzeuge jetzt ein solch kriti- 
sches Stadium erreidit habe, daß die Piloten 
in die Lage kommen könnten, sich zu wei- 
gern zu fliegen, falls sich die Situation nicht 
bessere. Alle anwesenden Piloten seien 
schließlich zu der Feststellung gekommen, 
daß die Verhältnisse in der technischen Ab- 
teilung sich schnell einem gefährlichen Zu- 
stand näherten und daß die Arbeit, die von 
Aer Lingus getan werde, fast so schlecht sei, 
wie die „unserer eigenen Leute". 

218 

t) Bericht der Flugbetriebsprüfer Holzapfel und 
Wrede an das LBA vom 15. Juli 1971 über 
Nachprüfungen und Nachforschungen entspre- 
chend Auftrag BMV betr. Angaben FBL Kuehnel. 

29) s. Rdnr. 205 f. 

99) Die Blockzeit wird vom Augenblick des Abrollens des 
Luftfahrzeuges vom Beladeplatz bis zum Halten am 
Entladeplatz gemessen (block to block). 

»0 s. Rdnr. 207 

32) s. Rdnrn. 209 ff. 

33) s. Rdnr. 215 


In dem Bericht wird zu b) 1. des Fern- 
schreiberlasses vom 7. Juli 1971 2») darge- 
legt, die vom FBL Kuehnel angegebenen Zei- 
ten seien Umlaufzeiten vom ersten Start bis 
zur letzten Landung des Tages, zu denen 
keine Vergleichszahlen der DLH vorlägen. 
Die geplanten Blockzeiten für Juli 1971 
lägen jedoch mit 12 Stunden/Tag zu hoch. 

Zu b) 2. des Erlasses wird festgestellt, daß 
von 120 geplanten sogenannten Tagesum- 
läufen mit den Fliugzeugen des Musters BAC 
1-11 im Juni 1971 55 in geänderter Form 
durchgeführt worden seien, davon 31 ver- 
spätet wegen Technik. 

Zu b) 3. des Erlasses heißt es, daß die Über- 
prüfung des Monatsplanes Juni 1971 für den 
BAC 1-11-Betrieb ergeben habe, daß von 28 
geplanten Trainingsperioden 19, d. h. 70 ®/o, 
ausgefallen seien. 

Nach den Feststellungein zu b) 4. des Erlasses 
sollen für den Zeitraum April bis Juni 1971 
die Kapitäne Saunders, Digiacinto und Kon- 
rad die zulässige Flugzeit von 280 Stunden 
wie folgt überschritten haben: 

Saunders 285:00 Std. 

Digiacinto 287:26 Std. 

Konrad 286:16 Std. 

Zu b) 5. wird erklärt, die Flugbetriebsprüfer 
hätten an Hand der Unterlagen festgestellt, 
daß im Programm vom Flugbetriebsleiter ge- 
strichene Flüge seitens der Geschäftsführung 
wieder eingesetzt worden seien. 

Die Flugbetriebsprüfer weisen darauf hin, 
daß die Kapitäne des Luftfahrtunternehmens 
Panintemational in der Zeit vom April bis 
Juni 1971 insgesamt 991 Flugdienstperioden 
geleistet hätten. In diese Zeit fielen insge- 
samt 67 Flugdienstzeitüberschreitungen. 


In dem Bericht erklären die Flugbetriebsprü- 
fer unter Bezugnahme auf die Besprechung 
im Bunde smdnisterium für Verkehr am 
8. Juli 1971 31) sie fühlten sich berechtigt und 
verpflichtet, auch die den technischen Bereich 
des Unternehmens betreffenden Fragen zu 
beleuchten. 

Zu diesem Zwecke und zur Begründung 
ihrer übrigen Feststellungen fügten sich dem 
Bericht als Anlagen alle die oben angeführ- 
ten 32) Unterlagen (Anlagen) zum Schreiben 
des Flugbetriebsleiters Kuehnel an das LBA- 
Mitte vom 8. Juli 1971 bei. 


Die Flugbetriebsprüfer geben an, der Ange- 
stellte Lehmann habe ihnen ausdrücklich be- 
stätigt, daß er das von Kuehnel vorgelegte 
Schreiben (Anlage 9 zum Schreiben Kuehnels 
vom 8. Juli 1971 3^)) ohne Einwirkung durch 
andere Personen an Dr. Trommer geschickt 
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habe. Lehmann habe auch die Richtigkeit der 
von Kuehnel vorgelegten Vermerke vom 
23. April 1971 (Anlage 1 zum Schreiben 
Kuehnels vom 8. Juli 1971 ®^)) und 19. Juni 
1971 (Anlage 4 zum Schreiben Kuehnels vom 
8. Juli 1971 35)) bestätigt. 

221 

In der Sdilußbemerkimg ihres Berichtes he- 
ben die Flugbetriebsprüfer die Unruhe im 
Personal sowie den außerordentlich ungün- 
stigen Gesamteinidruck der Station Düssel- 
dorf hervor und stellen u. a. fest, daß der 
Flugbetrieb des Luftfahrtuntemehmens Pan- 
intemational unter den derzeitigen Umstän- 
den nicht mehr als sicher zu bezeichnen sei. 
Sie erklären, daß mit der „Beurlaubung" des 
Flugbetriebsleiters Kuehnel eine wesent- 
liche Bedingung für die Zustimmung zur 
Fortführung des Flugbetriebs fortgefallen 
sei. 

222 und 223 

u) Bericht des LBA an den BMV vom 2. August 
1971. 

In diesem Schreiben wird dem BMV unter 
Bezugnahme auf den Erlaß vom 7. Juli 1971 
und die Besprechung im Bundesministerium 
für Verkehr am 8. Juli 1971 über das Er- 
gebnis der erneuten Überprüfung des Flug- 
betriebs und des technis^en Betriebs des 
Luftfahrtuntemehmens P anint emational be- 
richtet. 

In flugbetrieblicher Hinsicht werden die 
Feststellungen wiedergegeben, die diie Flug- 
betriebsprüfer Holzapfel und Wrede nach 
ihrem Bericht vom 15. Juli 1971 zu dem flug- 
betrieblichen Teil des Erlassses getroffen ha- 
ben. 

In dem Bericht wird hervorgehoben, daß das 
LBA die Fortsetzung des Flugbetriebs ohne 
geeigneten Flugbetriebsleiter über einen 
längeren Zeitraum, in dem diese Funktion 
nur vertretungsweise wahr genommen werde, 
für „äußerst bedenklich" halte. Als äußerste 
Frist, bis zu der ein Flugbetriebsleiter be- 


3^) s. Rdnr. 210 
35) s. Rdnrn. 203, 212 
3®) s. dazu Rdnr. 31 
37) s. dazu Rdnrn. 27 ff. 


stellt sein müsse, werde der 15. August 
1971 angesehen. 

Schließlich werden in dem Bericht eine Reihe 
von Auflagen vorgeschlagen. 

224 

Abschließend ist zu diesem Kapitel des Schriftlichen 
Berichts folgendes zu bemerken: 

Mangelnde Gewissenhaftigkeit bei der Tatsachen- 
feststellung und mangelnde Glaubwürdigkeit kön- 
nen an sich gravierende Tatsachenfeststellungen 
und Tatsachenbehauptungen in einem solchen Licht 
erscheinen lassen, daß auch bei Anwendung der er- 
forderlichen Sorgfalt bei einigen der wiedergege- 
benen Tatsachen und Tatsachenbehauptungen keine 
Zweifel an der Zuverlässigkeit und Leistungsfähig- 
keit des Luftfahrt Unternehmens Panintemational 
aufkommen müssen 3®). Dies kann jedoch nur inso- 
weit gelten, als die Unrichtigkeit von Tatsachen- 
feststellungen und Tatsachenbehauptungen für den- 
jenigen, dessen Kenntnis dem Luftfahrt- Bundes amt 
oder dem Bundesministerium für Verkehr zaizurech- 
nen ist 3^), offensichtlich war. 

225 

Bei keiner der in diesem Kapitel angeführten Tat- 
sachen und Tatsachenbehauptungen handelt es sich 
jedoch um offensichtlich unrichtige Tatsachen oder 
Tatsachenbehauptungen. Keiner derjenigen, der die 
festgestellten Tatsachen ermittelt und die angeführ- 
ten Tatsachenbehauptungen aufgestellt hat, war so 
offenbar unzuverlässig oder unglaubwürdig, daß die 
nach dem Gewicht der Tatsachenfeststellungen und 
Tatsachenbehauptungen an sich gebotenen Zweifel 
bei Anwendung der im Verkehr erforderlichen Sorg- 
falt hätten verstummen dürfen cxier gar nicht erst 
aufkommen brauchen. 

226 

Zusammenfassung 

Dem Bundesverkehrsministerium als Genehmigungs- 
behörde und dem Luftfahrt-Bundesamt wurden vor 
dem Hamburger Unfall am 6. September 1971 Tat- 
sachen und Tatsachenbehauptungen bekannt, die 
Zweifel in die Zuverlässigkeit und Leistungsfähig- 
keit des Luftfahrtunternehmens Panintemational be- 
gründen mußten. 

Im einzelnen handelt es sich um die Tatsachen und 
Tatsachenbehauptungen, die im Dritten Kapitel die- 
ses Berichtes zu A. bis F. angeführt sind. 
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VIERTES KAPITEL 

Zu Punkt 2 des Untersuchungsauftrages 


A. Der entscheidungserhebliche Sachverhalt 
227 bis 231 

Das Bild, das durch die bisherige Darstellung ver- 
mittelt wird, ist — bedingt durch die Fragestellung 
zu Punkt 1 des Untersuchunigsauftrages — notwen- 
digerweise einseitig. Um beurteilen zu können, ob 
das Bundesministerium für Verkehr bzw. das LBA 
Aufsichtspflichten verletzt hat, müssen insbesondere 
auch die bisher unerwähnt gebliebenen positiven 
Prüfungsergebnisse und die Maßnahmen angeführt 
werden, die das LBA und das Bundesministerium 
für Verkehr zur Gewährleistung der Betriebs- und 
Flugsicherheit des Luftfahrtunternehmens Paninter- 
national getroffen hat. Unter Berücksichtigung die- 
ser Umstände ergibt sich folgender Sachverhalt: 

232 

Auf den Bericht des LBA vom 25. Juni 1969^®), in 
dem in flugbetrieblicher Hinsicht u. a. festgestellt 
wird, die geringe Erfahrung aller Flugbesatzungen 
decke gerade die Sicherheitsforderungen, die an 
den gewerblichen Luftverkehr mit Düsenflugzeugen 
gestellt werden müßten, erteilte der BMV dem Luft- 
fahrtunternehmen mit Bescheid vom 1. Juli 1969 ge- 
mäß § 20 Abs. 1 Sätze 1 und 2 LuftVG die Genehmi- 
gung zur gewerbsmäßigen Beförderung von Perso- 
nen oder Sachen durch Luftfahrzeuge im nichtplan- 
mäßigen Verkehr, nachdem vom LBA dargelegt wor- 
den war, daß in technischer und wirtschaftlicher 
Hinsicht gegen die Genehmigung keine Bedenken 
bestünden. Die Genehmigung, die bis zum 30. Sep- 
tember 1969 befristet war, war auf die gewerbs- 
mäßige Verwendung des Flugzeuges BAC 1-11 mit 
dem Kennzeichen D-ALAT beschränkt. Dem Unter- 
nehmen wurde in der Genehmigung u. a auferlegt: 

233 

— Die „Richtlinien des Bundesministers für Ver- 
kehr für den Betrieb von Luftfahrtzeugen im 
gewerblichen Luftverkehr" Teil 2: nichtplan- 
mäßiger gewerblicher Verkehr zur Beförde- 
rung von Personen und Gütern (Flugzeuge 
über 5700 kg Fluggewicht), zu beachten. 

— Mindestens einen technischen Betriebsleiter 
und einen Flugbetriebsleiter zu bestellen. 
Dabei wurde darauf hingewiesen, daß die 
Bestellung der Betriebsleiter ider Zustim- 
mung durch das Luftfahrt-Bundesamt be- 
dürfe. 


38) s. Rdnr. 169 
3») s, Rdnr. 171 


— - Die in § 5 der Luftverkehrsordnung in der 
Fassung vom 4. Januar 1967 genannten 
Flugunfälle und Störungen sowie besondere 
Vorkommnisse beim Betrieb der Luftfahr- 
zeuge des Unternehmens innerhalb von drei 
Tagen schriftlich anzuzeigen. 

— Dem Luftfahrt-Bundesamt und dem Bundes- 
minister für Verkehr unverzüglich vor ihrer 
Durchführung jede Änderung des für den 
Flugbetrieb und die technische Leitung ver- 
antwortlichen Personals anzuzeigen. 

— Die Flugzeiten nicht zu überschreiten, die in 
der „Regelung der Flug-, Flugdienst- und 
Ruhezeiten des Bordpersonals der Unter- 
nehmen des gewerblichen Gelegenheitsver- 
kehrs mit Flugzeugen über 5700 kg" aufge- 
führt sind. 

234 

In der Genehmigung heißt es schließlich: 

Vorsätzliche oder fahrlässige Zuwiderhand- 
lungen gegen die vorstehenden Auflagen 
können gemäß § 58 Abs, 1 Nr. 11 Abs. 2 
LuftVG mit Geldbußen . . . geahndet wer- 
den. 

235 

Vor Ablauf der Genehmigung fand eine erneute 
Prüfung des Unternehmens in wirtschaftlicher, tech- 
nischer und flugbetrieblicher Hinsicht statt. Dabei 
ergaben sich in wirtschaftlicher und technischer Hin- 
sicht nach den Feststellungen der Prüfer, über die 
dem BMV berichtet wurde, wiederum keine Beden- 
ken. In flugbetrieblicher Hinsicht wurde dem BMV 
mit Bericht vom 23. September 1969 ®®) erneut mit- 
igeteilt, daß das Unternehmen (auch weiterhin) „nur 
die Mindestanforderungen" erfülle, die zur Gewähr- 
leistung eines sicheren Flugbetriebes zu stellen 
seien. Gleichwohl wurde vorgeschlagen, dem Unter- 
nehmen eine unbefristete Genehmigung als Luft- 
fahrtunternehmen unter vier im einzelnen bezeich- 
neten Auflagen zu erteilen. Als Auflagen wurden 
dabei folgende Punkte angeführt: 

— das Flugbetriebshandbuch in berichtigter 
Fassung des LBA bis zum 15. Oktober 1969 
vorzulegen, 

— die Unterlagen über die Beschränkung der 
Startgewichte hinsichtlich der Hindernisfrei- 
heit bei Triebwerkausfall für Flughäfen bis 
zum 30. Oktober 1969 vorzulegen sowie 

— die Nachweise über die erfolgte Unterwei- 
sung des gesamten Flugpersonals im Ge- 
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brauch der Rettungs- und Sicherheitsgeräte 
bis zum 30. Oktober 1969 vorzulegen. 

236 

Zu diesem Vorschlag wurde im Bundesministerium 
für Verkehr in einem Aktenvermerk vom 29. Sep- 
tember 1969 erklärt, vom Sidierheitsstandpunkt sei 
eine unbefristete Genehmigung noch keineswegs zu 
vertreten. Eine Verlängerung der befristeten Ge- 
nehmigung um weitere sechs Monate sollte davon 
abhängig gemacht werden, daß zuvor die vom LBA 
empfohlenen Auflagen erfüllt worden seien. Daher 
solle die befristete Genehmigung unter Erteilung 
dieser Auflagen zunächst nur bis zum 15. November 
1969 verlängert werden. 

237 

Dementsprechend wurde am 29. September 1969 mit 
einem zweiten Nachtrag zur Genehmigung als Luft- 
fahrtunternehmen die Genehmigung unter den im 
Bericht des LBA vorgeschlagenen Auflagen nur bis 
zum 15. November 1969 verlängert. 

238 

Nachdem das LBA dem BMV mitgeteilt hatte, daß 
die im zweiten Nachtrag vom 29. September 1969 
enthaltenen Auflagen erfüllt worden seien, verlän- 
gerte der BMV die Genehmigung als Luftfahrtunter- 
nehmen mit einem dritten Nachtrag vom 10. Novem- 
ber 1969 bis zum 31. Mai 1970. Weitere Auflagen 
wurden im dritten Nachtrag nicht erteilt. Es wurde 
lediglich darauf hingewiesen, daß die weitere Ver- 
längerung der Genehmigung abhängig sei von er- 
neut zu erbringenden Nachweisen für das weitere 
Vorhandensein der erforderlichen wirtschaftlichen, 
technischen und flugbetrieblichen Voraussetzungen 
durch Vorlage ergänzender Gutachten des LBA. 

239 

Die der Verlängerung der Unternehmensgenehmi- 
gung zugrunde liegende Mitteilung, daß die im zwei- 
ten Nachtrag enthaltenen Auflagen erfüllt worden 
seien, entsprach nicht den Tatsachen, soweit dem 
Unternehmen mit dem zweiten Nachtrag auferlegt 
wurde, die Unterlagen über die Beschränkung der 
Startgewichte hinsichtlich der Hindernisfreiheit bei 
Triebwerkausfall bis zum 30. Oktober 1969 vorzu- 
legen. Denn in einem Schreiben des LBA vom 
27. November 1969 an das Unternehmen heißt es 
u. a.: 

Wir sehen uns gezwungen, als letzte Frist für 
die Erfüllung der in Rede stehenden Auflage 
den 1. Dezember 1969 anzugeben. Wenn die 


Der erste Nachtrag zur Genehmigung des Luftfahrt- 
unternehmens hatte eine hier nicht interessierende 
Berichtigung der Genehmigung vom 1. Juli 1969 zum 
Inhalt. 

41) s. Rdnr. 172 

42) s. Rdnr. 173 

43) s. Rdnr. 175 

44) s. Rdnr. 176 
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Unterlagen an diesem Tage nicht in unserem 
Besitz sind, sehen wir uns gezwungen, dem 
Herrn Bundesminister für Verkehr vorzu- 
schlagen, Flüge nach afrikanischen Flughäfen 
sofort von der Genehmigung Ihres Unterneh- 
mens auszunehmen, da nicht sichergestellt ist, 
" daß diese Flüge mit einem entsprechenden 
Maß an Sicherheit durchgeführt werden kön- 
nen. 

240 

Eine Durchschrift des Schreibens vom 27. November 
1969 legte das LBA mit Schreiben vom selben Tage 
dem BMV mit der Bitte um Kenntnisnahme vor. 

Die Schwierigkeiten und Unregelmäßigkeiten bei 
der Durchführung von Afrikaflügen des Unterneh- 
mens wurden vom LBA zum Anlaß einer Prüfung 
genommen, über die der Flugbetriebsprüfer Lindberg 
dem Amt am 28. November 1969 42) berichtete. 

241 

Mit Erlaß vom 14. Januar 1970 stellte der BMV 
gegenüber dem LBA fest, daß „nunmehr auch die 
Presse" auf die Vorgänge bei dem Luftfahrtunter- 
nehmen Paninternational aufmerksam werde. Wört- 
lich heißt es in dem Erlaß weiter: 

' Ich bitte, mich über Ihre Pläne einer inten- 

siven Überwachung dieses Unternehmens . . . 
sowie über die Ergebnisse (der bisherigen 
Überwachung, insbesondere der Afrikaflüge, 
umgehend zu unterrichten. 

242 

Daraufhin legte das LBA dem BMV den Bericht vom 
23. Januar 1970 ^3) vor, in dem es u. a. heißt, daß die 
Summe aller bisher beobachteten Beanstandungen 
Anlaß zu Bedenken gebe. Auch der weitere Bericht 
des LBA an den BMV vom 20. Februar 1970 44), in 
dem es heißt, die festgestellten Mängel bildeten 
eine Gefahr für die Verkehrssicheiiheit und die 
öffentliche Ordnung und Sicherheit, nimmt Bezug auf 
den Erlaß des Bundesministers für Verkehr vom 
14. Januar 1970. 

243 

Die Feststellungen, die in diesem Bericht auf Grund 
einer in der Zeit vom 1. bis 2. Februar 1970 durch- 
geführten Prüfung getroffen wurden, nahm das LBA 
zum Anlaß einer Besprechung niit dem Geschäfts- 
führer Dr. Trommer des Luftfahrtunternehmens und 
dessen damaligen Flugbetriebsleiter Kluttig. In die- 
ser Besprechung, die am 18. Februar 1970 stattfand, 
wurden die festgestellten flugbetrieblichen Mängel 
besprochen. Das LBA berichtete dem BMV mit dem 
bereits angeführten Schreiben vom 20. Februar 1970 
über das Ergebnis dieser Besprechung mit dem Hin- 
weis, daß das Unternehmen 

— den Flugbetriebsleiter Kluttig durch einen 
geeigneten Nachfolger ersetzen. 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3830 


— einen Chefpiloten, verantwortliche und 
zweite Flugzeugführer und hinsichtlich der 
Erstellung der Streckenunterlagen und Lei- 
stungstabellen neues und ausreichend befä- 
higtes Flugbetriebspersonal einstellen sowie 

— seine Flugzeuge mit Doppler-Navigations- 
geräten ausrüsten 

werde. 

244 

Die hier wiedergegebenen Zusagen der Unterneh- 
mensleitung wurden insoweit erfüllt, als der dama- 
lige Flugbetriebsleiter Kluttig am 31. März 1970 ab- 
gelöst und ab 1. April 1970 durch den Flugbetriebs- 
leiter Kalmar ersetzt wurde. 

245 

Auf den Bericht des LBA vom 20. Februar 1970 
reagierte der BMV mit Schreiben vom 9. April 1970 
an das LBA, das folgenden Wortlaut hat: 

Nachdem zwischenzeitlich ein personeller 
Wechsel bei der Paninternational stattgefun- 
den hat, bitte ich, mir nach Durchführung des 
Flugprogramms für April dieses Jahres über 
Ihre Erfahrungen mit dem Flugbetrieb erneut 
zu berichten. Bezüglich der berichteten ekla- 
tanten Fehlberechnungen bei der Erstellung 
der Ladepläne auf den Flügen vom 1. und 
2. Februar 1970 scheint mir eine Schulung 
sämtlicher Flugbesatzungen ... in dieser 
Hinsicht angebracht. Die Schulung sollte im 
Beisein eines Flugbetriebsprüfers erfolgen. 

246 

Einen Tag später, mit Bescheid vom 10. April 1970, 
erteilte der BMV dem Luftfahrtunternehmen im Rah- 
men der Hauptgenehmigung vom 1. Juli 1969 die 
Genehmigung zur gewerbsmäßigen Verwendung 
eines zweiten Flugzeuges vom Muster BAC 1-11 mit 
dem Kennzeichnen D-ALAS. Dieser Genehmigung 
war ein Fernschreiben des LBA an den BMV mit 
Datum vom 8, April 1970 voraus gegangen, mit dem 
mitgeteilt wurde, daß Paninternational Antrag auf 
Zulassung eines zweiten Flugzeuges vom Muster 
BAC 1-11 gestellt habe. Weiter heißt es in dem 
Fernschreiben: 

Gegen die befristete Genehmigung für die 
gewerbsmäßige Verwendung dieses Flug- 
zeuges bis Ende Mai 1970 bestehen wirtschaft- 
lich, technisch und flugbetrieblich keine Be- 
denken. 

Eine erneute Prüfung war — soweit ersichtlich — 
dieser Feststellung nicht vorausgegangen. 

247 

Fünf Wochen später, mit Bescheid vom 15. Mai 1970, 
wurde dem Unternehmen die Genehmigung zur ge- 
werbsmäßigen Verwendung eines dritten Flugzeuges 
vom Muster BAC 1-11 mit dem Kennzeichen D-ALAR 
erteilt, nachdem das Unternehmen in der Zeit vom 


13. bis 17. April 1970 in wirtschaftlicher, am 11, Mai 
1970 in flugbetrieblicher und am 14. Mai 1970 in tech- 
nischer Hinsicht von den Betriebsprüfern des LBA 
erneut überprüft worden war. 

248 

In die flugbetriebliche Prüfung wurde nach Aussage 
des Zeugen Ehnike auch das von Flugbetriebsleiter 
Kalmar und dem stellvertretenden Flugbetriebsleiter 
Rutishauser Unterzeichnete Fernschreiben vom 
29, April 1970^''^) mit einbezogen. Nach dem wesent- 
lichen Ergebnis dieser Prüfung, das dem BMV schrift- 
lich erst nach der Erweiterung der Genehmigung mit 
Bericht vom 20. Mai 1970 mitgeteilt wurde war 
die Durchführung eines sicheren Flugbetriebes ge- 
fährdet. Es wurde insbesondere beanstandet, daß 
der frühere, aus Sicherheitsgründen abgelöste Flug- 
betriebsleiter Kluttig nach wie vor im Geschäfts- 
und Verantwortungsbereich des Flugbetriebs tätig 
werde. Gleichwohl wurde die Indienststellung des 
dritten Flugzeuges vom Muster BAC 1-11 befürwor- 
tet, obwohl es im selben Bericht in der Schlußbemer- 
kung wörtlich heißt: 

Die Aufgabe, Versäumtes nachzuholen, ist 
für den (neuen) Flugbetriebsleiter um so 
schwerer, als gleichzeitig der Einsatz von drei 
statt bisher zwei Flugzeugen zu regeln ist Die 
bisherige Personalplanung der Flugzeugführer 
entspricht in keiner Hinsicht den Anforderun- 
gen. 

249 

In wirtschaftlicher und technischer Hinsicht waren 
bei den angeführten Prüfungen keine Beanstandun- 
gen festgestellt worden. 

250 

Mit Bescheid vom 27, Mai 1970 verlängerte der 
BMV die Genehmigung des Luftfahrtunternehmens 
Paninternational einschließlich aller Nachträge bis 
15. Oktober 1970 und erteilte dabei — einem Vor- 
schlag des LBA folgend — die (weitere) Auflage: 

Das monatliche Flugprogramm wird nur ge- 
nehmigt werden, wenn die Durchführbarkeit 
des Programms durch den Flugbetriebsleiter 
ausdrücklich bestätigt worden ist und das 
Luftfahrt-Bundesamt in Braunschweig keine 
Bedenken in flugbetrieblicher Hinsicht hat. 

251 

Ein Tag vorher, am 26. Mai 1970, hatte das LBA dem 
BMV unter Bezugnahme auf den Erlaß vom 9. April 
1970 und den Bericht über die flugbetrieblichen 
Grundlagen des Luftfahrtunternehmens vom 20. Mai 
1970 mitgeteilt: 

Wir haben hinsichtlich der Schulung der Flug*- 
besatzungen den neuen Flugbetriebsleiter . . . 


45) s. Rdnr. 101 

46) s. Rdnr. 176 
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auf diese Mängel hingewiesen, die noch be- 
stehen, und gleichzeitig eine verstärkte Über- 
prüfung des Unternehmens angekündigt. 

Die Ursache für die Mängel sehen wir in dem 
mangelhaften Fachwissen des vorhergehend 
den Flugbetriebsleiters Kluttig und gehen da- 
von aus, daß der neue Leiter Kalmar die Män- 
gel beheben wird. 

Der personelle Wechsel in der Flugbetriebs- 
leitung wird sich erst nach einiger Zeit sicht- 
bar auswirken. Wir werden erneut berichten, 
wenn neue Ergebnisse vorliegen. 

252 

Eine neue Prüfung des Unternehmens fand in der 
Zeit vom 14. bis 29. Juli 1970 statt. Anlaß dieser 
Prüfung war insbesondere die Entlassung des Flug- 
betriebsleiters Kalmar am 2. Juli 1970 und die Be- 
stellung des Flugkapitäns Artinger als Flugbetriebs- 
leiter ab 3. Juli 1970, der das LBA schließlich am 
6. August 1970 zustimmte. Die Ergebnisse der Prü- 
fung ergeben sich aus dem Schreiben des damaligen 
Flugbetriebsprüfers Kuehnel vom 26, Juli 1970^'^) 
und dem Bericht des LBA an den BMV vom 
14. August 1970^®), der alle wesentlichen Mängel, 
die festgestellt wurden, enthält. 

253 

Auf diesen Bericht, der im Bundesministerium für 
Verkehr am 19. August 1970 einging, reagierte der 
BMV mit folgendem Fernschreiben an das LBA: 

Habe Ihren o. a. Bericht mit Bestürzung zur 
Kenntnis genommen. Erbitte sofortige genaue 
Mitteilung aller von Ihnen unternommenen 
Schritte zur Gewährleistung eines sicheren 
Flugbetriebs für Paninternational bis 30. Sep- 
tember 1970. Insbesondere interessiert Wort- 
laut ergangener Aufforderungen. Falls nicht 
geschehen, bitte ich um Begründung. Würde 
Einleitung von Bußgeldverfahren geprüft? Be- 
halte mir vor, in Kürze zu Besprechung nach 
hier einzuladen. 

254 

Auf Grund der Mängel, die mit Bericht vom 
14. August 1970 und dem Bericht des LBA vom 
20. Mai 1970 mit geteilt wurden, wurde im Bundes- 
ministerium für Verkehr — nach fernmündlicher 
Abstimmung mit dem Leiter des LBA — ein fünfter 
Nachtrag 5®) zur Genehmigung der Firma Paninter- 
national als Luftfahrtunternehmen konzipiert. Durch 


47) s. Rdnrn. 181 f. 

48) s. Rdnr. 183 

48) s. Rdnr. 178 

8®) Der vierte Nachtrag zur Genehmigung als Luftfahrt- 
unternehmen vom 11. März 1970 enthält lediglich die 
durch die Firmenänderung (s. dazu Rdnr. 49) bedingte 
Umschreibung der Genehmigung auf den neuen Fir- 
mennamen Paninternational Luftverkehrsgesellschaft 
mbH & Co, Germania Luftfahrtinvestition und -betrieb 
KG. 


den fünften Nachtrag wurde idie Genehmigung als 
Luftfahrtunternehmen unter dem Datum des 21. Au- 
gust 1970 durch folgende Auflagen ergänzt, deren 
sofortige Vollziehung im öffentlichen Interesse ange- 
ordnet wurde: 

255 

1. Nachstehend benannte Flugzeugführer dür- 
fen bis zum Abschluß einer den „Vorläufigen 
Richtlinien für die Einweisung von Flugzeug- 
führern auf Flugzeugmuster über 14 000 kg 
Höchstgewicht mit Turbinenantrieb in Luft- 
fahrtunternehmen“ des LBA entsprechenden 
Schulung ab sofort nicht als Flugbesatzung 
zur gewerbsmäßigen Beförderung von Per- 
sonen oder Fracht eingesetzt werden: 

Cox, Hargreaves, Hazard, Nordbrink, 
Leino, Digiacinto, Mason, Sykora, 
Vollmert, Siekmann, Federhen, Jirku, 
Lwowski, Nowack, Radke, Schallehn, 
Reich. 

256 

2. Sämtliche Flugzeugführer sind in den Sach- 
gebieten Flugleistungen der BAC 1-11, Ge- 
wichts- und Schwerpunktberechnung, Mete- 
orologie, Flugplanung und Gebrauch des 
Wetterradars, Gebrauch der Notausrüstung 
und Verhalten in Notfällen eingehend zu 
schulen. Das Schulungsprogramm mit den 
Namen der für die Schulung vorgesehenen 
Lehrkräfte ist vorzulegen. 

257 

3. Das für die Schulung nach Nummern 1 und 2 
erforderliche Personal und Gerät, insbeson- 
dere ein Flugzeug des Musters BAC 1-11, 
ist gemäß § 42 Abs. 2 LuftBO bereitzustellen. 
Für die Flugschulung und wiederkehrenden 
Überprüfungen sind mindestens drei Prüf- 
kapitäne einzusetzen. 

258 

4. Es ist ein detaillierter Organisationsplan zu 
erstellen, der eine eindeutige und sachlich 
richtige Verantwortungsverurteilung vor- 
sieht. Insbesondere ist der Verantwortungs- 
bereich des Flugbetriebsleiters auf die Durch- 
führbarkeit der jeweiligen Flugprogramme 
und Festlegung der Umkehrzeiten zu erwei- 
tern. 

259 

5. Für die Station Düsseldorf ist ein verant- 
wortlicher Stationsleiter zu bestellen. 

Für die Flugplanung ist bei der Station Düs- 
seldorf ein zusätzlicher Raum einzurichten. 

260 

Dem Unternehmen wurde auferlegt, die Auflagen 
bis zum 15. Oktober 1970 zu erfüllen. Dabei wurde 
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mitgeteilt, daß die Verlängerung der Genehmigung 
davon abhängig sein werde, ob bis zu dem genann- 
ten Zeitpunkt ausreichende organisatorische und 
personelle Voraussetzungen für einen sicheren Flug- 
betrieb gegeben seien. 

261 

Zur Begründung der Auflagen wurde auf die Gut- 
achten des LBA vom 15. Mai und 14. August 1970 
Bezug genommen. 

262 

Eine Durchschrift des fünften Nachtrages wurde dem 
LBA mit Erlaß vom 21. August 1970 übersandt, in 
dem es heißt: 

Ich bitte, die Erfüllung der Auflagen zu über- 
wachen; insbesondere sollte der Abschluß der 
Einweisung der unter Nummer 1 genannten 
Flugzeugführer von den Flugbetriebsprüfern 
begutachtet werden (Teilnahme am Check- 
out), das Schulungsprogramm und die dafür 
genannten Lehrkräfte auf fachliche Qualität 
hin überprüft und die Schulung selbst gele- 
gentlich überwacht werden. 

über die weitere Entwicklung bitte ich mich 
ständig zu unterrichten, insbesondere im Hin- 
blick auf die am 15. Oktober 1970 ablaufende 
Genehmigung des Unternehmens. 

263 

Einige Tage später, am 26. August 1970, wurde das 
LBA durch den Referenten für Flugbetrieb und Luft- 
aufsicht im Bundesministerium für Verkehr darüber 
hinaus telefonisch gebeten, insbesondere dafür zu 
sorgen, daß die im fünften Nachtrag namentlich auf- 
geführten Flugzeugführer nicht eingesetzt würden. 

264 

Mit Schreiben vom 14. September 1970 teilte das 
Luftfahrtunternehmen dem BMV mit, bis zum 15. Ok- 
tober 1970 seien sämtliche in den Punkten 1 bis 5 
des fünften Nachtrages genannten Auflagen ausge- 
führt. Gleichzeitig beantragte das Unternehmen die 
Verlängerung seiner Genehmigung als Luftfahrt- 
unternehmen über den 15. Oktober 1970 hinaus und 
die Erweiterung der Unternehmensgenehmigung für 
die gewerbliche Verwendung von zwei Flugzeugen 
des Musters Boeing 707 ab 1. Dezember 1970. Dieser 
Antrag war mit dem Hinweis verbunden, daß die 
erste Boeing 707 am 1. Oktober und die zweite am 
1. Dezember ausgeliefert werde. 

265 

Auf Grund des Erlasses vom 21. August 1970®^) 
wurde eine erneute Überprüfung des Unternehmens 
am 23., 29. und 30. September 1970 durch den dama- 
ligen Flugbetriebsprüfer Flugkapitän Kuehnel durch- 
geführt. Uber das Ergebnis dieser Prüfung berichtete 
Kuehnel dem LBA mit Bericht vom 1. Oktober 1970. 


Das LBA berichtete dem BMV — gestützt auf die 

Feststellungen Kuehnels — mit Bericht vom 14. Ok- 
tober 1970. 

266 

In dem Bericht vom 14. Oktober 1970 wird zur 
Auflage Nummer 1 des fünften Nachtrages 
festgestellt, sie sei bis zum 24. August 1970 
erfüllt worden. Die Besatzungen seien für 
Schulungen und Überprüfungsflüge freige- 
stellt worden. 

267 

Zur Auflage Nummer 2 des fünften Nachtra- 
ges heißt es, das Schulungsprogramm sei 
unter Berücksichtigung der von Paninter- 
national geflogenen Strecken aufgestellt. Als 
Lehrer sei Kapitän Mason eingesetzt. Unter 
Leitung von Kapitän Heltzel werde zur Zeit 
eine Schulutig am Radargerät durchgeführt. 
Der Nachweis, daß alle Flugzeugführer eine 
Ausbildung im Gebrauch der Notausrüstung 
und für das Verhalten in Notfällen auf der 
BAC 1-11 erhalten hätten, sei in die Personal- 
papiere aufgenommen worden. Zur Vertie- 
fung dieser Ausbildung habe sich das Unter- 
nehmen der Hilfe der Airline Safety and 
Emergency Procedures Inc. vertraglich ver- 
sichert. 

268 

Zu Nummer 3 wird erklärt, ein Flugzeug des 
Musters BAC 1-11 sei für die Schulung bereit- 
gestellt. Im Oktober 1970 seien 155 Trainings- 
stunden vorgesehen. Weiter heißt es insoweit: 

„Neben dem für die Schulung und die Über- 
prüfungen eingesetzten Kapitän Howell wur- 
den die Kapitäne Rundström und Stoeckel . . . 
eingestellt. Nach Umschulung auf der BAC 
1-11/500 . . ., welche etwa eine Woche in An- 
spruch nehmen söll, sind diese beiden Kapi- 
täne als Lehrkräfte vorgesehen. Ab 15. Okto- 
ber 1970 steht dem Unternehmen der Kapitän 
Gaitskell ... als Trainingskapitän im freien 
Arbeitsverhältnis zur Verfügung." 

269 

Zu Nummer 4 wird festgestellt, ein neuer 
Organisationsplan sei in Arbeit, habe jedoch 
noch nicht abgeschlossen werden können. Hin- 
sichtlich der Durchführbarkeit der Flugpro- 
gramme und der Festlegung der Umkehr- 
zeiten habe sich „der Flugbetriebsleiter be- 
reits durchgesetzt" und die veränderten Pro- 
gramme vorgelegt. 

270 

Zu Auflage Nummer 5 heißt es schließlich, als 
verantwortliche Stationsleiterin für die Sta- 


s. Rdnr. 262 
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tion Düsseldorf sei ein Fräulein Sdiällicke 
mit Wirkung vom 15. September 1970 bestellt 
worden. Die unbedingt notwendige Erweite- 
rung der Räume auf dem Flughafen Düssel- 
dorf sei vom Geschäftsführer des Unterneh- 
mens in Auftrag gegeben und solle Ende des 
Jahres mit dem Bau von zwei Holzhäusern 
abgeschlossen sein. 

271 

Zu idem Antrag des Unternehmens, die Ge- 
nehmigung für die beabsichtigte Verwendung 
von zwei Flugzeugen des Musters Boeing 707 
zu erweitern, wird in dem Bericht erklärt, daß 
die bisherigen Ergebnisse her wiederholten 
Prüfungen den derzeit vorhandenen Ausbau 
des Unternehmens als ungeeignet für eine 
Erweiterung des Betriebes erscheinen ließen. 
Weiter wird insoweit bemerkt, daß die Prüf- 
ordnung für Luftfahrtgerät vorschreibe, daß 
die Instandhaltung des Luftfahrtgeräts in 
einem anerkannten luftfahrttechnisdien Be- 
trieb zu erfolgen habe. Zur Zeit verfüge aber 
nur die Lufthansa über einen solchen Betrieb 
für Flugzeuge des Musters Boeing 707. Die 
Erstellung von (Sonder-)Gutaditen über die 
wirtschaftlichen, technischen und flugbetrieb- 
lichen Voraussetzungen für die zusätzliche 
Verv/endung zweier Flugzeuge vom Muster 
Boeing 707, die das Unternehmen beantragt 
hatte, wurde in Aussicht gestellt. 

272 

Zusammenfassend wird in dem Bericht vorgesdila- 
gen, die Genehmigung des Unternehmens unter Auf- 
rechterhaltung der Auflagen Nummern 2, 3 und 4 des 
fünften Nachtrages zur Unternehmensgenehmigung 
und der Auflage zur Ausflugerlaubnis vom 3. Sep- 
tember 1970 bis zum 31. Januar 1971 zu verlängern. 

273 

Dem Vorschlag des LBA im Bericht vom 14. Oktober 
1970 — der dem Bundesministerium für Verkehr 
fernmündlich voraus mitgeteilt wurde — folgend, 
verlängerte der Bundesminister für Verkehr die Ge- 
nehmigung des Unternehmens mit Bescheid vom 
14. Oktober 1970 bis zum 31. Januar 1971. 

274 

Mit Bescheid des BMV vom 3. September 1970 war 
dem Unternehmen — einem Vorschlag des LBA ent- 
sprechend — die Ausflugerlaubnis für den Monat 
September unter der Auflage erteilt worden, daß der 
Aufenthalt der Flugzeuge am Boden in keinem Falle 
kürzer als 45 Minuten sein dürfe. 


52) Nach § 2 Abs. 6 LuftVG dürfen deutsche Luftfahr- 
zeuge den Geltungsbereich dieses Gesetzes nur mit 
Erlaubnis verlassen. 

53) zu diesem Gutachten s. Rdnrn. 616 ff. 


275 

Auf Gegenvorstellungen des Unternehmens gegen 
die Auflage, bei der Durchführung der Charterflug- 
programme dürfe der Aufenthalt der Flugzeuge am 
Boden in keinem Falle kürzer als 45 Minuten sein, 
wurde diese Auflage mit Bescheid vom 4. Dezember 
1970 wie folgt neu gefaßt: 

Die Bodenzeiten sind vom Flugbetriebsleiter 
in eigener Verantwortung festzusetzen und 
sollen bei Umkehrzeiten 45 Minuten nicht 
unterschreiten. 
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Mit Schreiben vom 1. Dezember 1970 teilte das LBA 
dem Luftfahrtunternehmen mit, daß es außerstande 
sei, bei dem derzeitigen Stand der vom Unternehmen 
vorgelegten Nachweise eine Betriebsaufnahme mit 
Boeing 707 zum 1. Dezember 1970 zu befürworten. 
Der BMV gab — vom Unternehmen in dieser Sache 
angeschrieben — am 1. Dezember 1970 den Bescheid, 
daß er über den Antrag auf Erweiterung der Unter- 
nehmensgenehmigung nicht eher entscheiden könne, 
als ihm die Gutachten des LBA über das Vorhanden- 
sein der wirtschaftlichen, flugbetrieblichen und tech- 
nischen Voraussetzungen vorlägen. Weiter heißt es 
in dem Bescheid: 

„Angesichts der schon beim Einsatz der BAC 
1-11 -Flugzeuge nach eineinhalb Jahren noch 
immer notwendigen strengen flugbetrieb- 
lichen Überwachung . . . vermag ich ohne 
Vorlage der LBA-Gutachten auch eine vor- 
läufige befristete Genehmigung aus Sicher- 
heitsgründen nicht zu erteilen." 
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Die Gutachten über die wirtschaftlichen, flugbetrieb- 
lichen und technischen Voraussetzungen für die be- 
antragte Betriebserweiterung wurden dem BMV mit 
Berichten vom 21. Januar und 12. Februar 1971 über- 
sandt, Mit den Berichten wird gleichzeitig zu der 
Frage Stellung genommen, ob die Verlängerung der 
bis 31. Januar 1971 befristeten Genehmigung des 
Luftfahrtunternehmens befürwortet werden könne. 

278 

In dem mit Bericht vom 21. Januar 1971 übersandten 
Gutachten über die wirtschaftliche Überprüfung 
(Gutachten vom 21. Januar 1971) wird festgestellt, 
daß gegen die Verlängerung und Erweiterung der 
Genehmigung als Luftfahrtunternehmen in wirt- 
schaftlicher Hinsicht keine Bedenken bestünden 

279 

Das mit Bericht vom 12. Februar übersandte Gut- 
achten über die technischen Grundlagen hinsichtlich 
der zusätzlichen Verwendung von zwei Flugzeugen 
des Musters 707 in dem Luftfahrtunternehmen führt 
u. a. aus: 
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Eigene oder fest gemietete Hallen zur Durch- 
führung von Instandhaltungsarbeiten im luft- 
fahrttechnischen Betrieb des Unternehmens 
. . . stehen nicht zur Verfügung . . . Werk- 
stätten, in denen die anfallenden Arbeiten 
durchgeführt werden können, und Lagerräume 
für die ordnungsgemäße Lagerung von Ersatz- 
teilen sind noch nicht vorhanden. 

280 

In der Schlußbemerkung des Gutachtens wird fest- 
gestellt, 

daß die Voraussetzungen für eine Erweite- 
rung des anerkannten luftfahrttechnischen Be- 
triebes des Unternehmens für die Wartung 
der Boeing 707-Flugzeuge noch nicht gegeben 
seien. Da die Instandhaltung der Flugzeuge 
durch den nach der Prüfordnung für Luftfahrt- 
gerät anerkannten luftfahrttechnischen Be- 
trieb eine wesentliche Voraussetzung für die 
ordnungsgemäße Durchführung der techni- 
schen Dienste des Luftfahrtunternehmens sei, 
könne die Erweiterung der Genehmigung als 
Luftfahrtunternehmen zur Verwendung von 
zwei Boeing 707-Flugzeuge nicht befürwortet 
werden. 
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Das Ergebnis der flugbetrieblichen Prüfung ist im 
Dritten Kapitel dieses Berichts unter F. 1 wieder- 
gegeben, Was dem BMV als Ergebnis dieser Prüfung 
mitgeteilt wurde, ergibt sich aus dem Bericht des 
LBA an den BMV vom 12. Februar 1972, dem das 
Gutachten über die flugbetrieblichen Grundlagen des 
Luftfahrtunternehmens vom 9. Februar 1971 als 
Anlage beilag. Danach wurde mitgeteilt, daß die 
personellen, technischen und organisatorischen Min- 
destvoraussetzungen für die Erweiterung der Ge- 
nehmigung des Unternehmens auf die Verwendung 
der Boeing 707-Flugzeuge nicht gegeben seien und 
eine erneute Prüfung des Unternehmens auf diese 
Betriebserweiterung so lange für zwecklos gehalten 
werde, als nicht nachgewiesen sei, daß der Flugbe- 
trieb mit den BAC 1-11 -Flugzeugen so weit konsoli- 
diert sei, daß er auch durch eine Betriebserweiterung 
nicht wieder in Unordnung gebracht werde. Weiter- 
hin wurde darauf hingewiesen, daß das Unterneh- 
men die Auflagen des fünften Nachtrages zur Ge- 
nehmigung vom 21. August 1970 in wesentlichen 
Teilen nicht erfüllt habe und daß die organisatori- 
schen und personellen Voraussetzungen für einen 
sicheren Flugbetrieb gegenüber den Feststellungen 
des Berichts vom 14. August 1970 nicht entscheidend 
verbessert worden seien. 
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Gleichwohl wurde vorgeschlagen, die Genehmigung 
als Luftfahrtunternehmen bis zum 15. Mai 1971 zu 


s. Rdnrn. 190 ff. 
s. Rdnrn. 195 ff. 
5«) s. Rdnrn. 233 f. 


verlängern, dabei aber gleichzeitig den Widerruf für 
den Fall anzudrohen, daß bis zu diesem Zeitpunkt 
nicht nachgewiesen werde, daß ein ordnungsgemäßer 
Betrieb mit den Flugzeugen BAC 1-11 sichergestellt 
sei. Die Auflagen Nummern 2, 3 und 4 des fünften 
Naditrages müßten bestehenbleiben. 

283 

Bereits mit Fernschreiben vom 28. Januar 1971 an 
das Luftfahrtunternehmen Paninternational hatte der 
BMV die Unternehmensgenehmigung bis 28. Februar 
1071 unter ausdrücklicher Aufrechterhaltung u. a. 
der Auflagen Nummern 2, 3 und 4 des fünften Nach- 
trages verlängert. Dieser Verlängerung war ein 
Fernschreiben des LBA an den BMV vorausgegan- 
gen, in dem es unter dem Datum des 27. Januar 1971 
heißt, die Auswertung der Ergebnisse der Betriebs- 
prüfung bei Paninternational erfordere noch eine 
Bearbeitungsfrist von etwa zwei Wochen. Wörtlich 
heißt es weiter: ^ 

Wir schlagen vor, die am 31. Januar ablau- 
fende Genehmigung des Unternehmens im 
bisherigen Umfange vorläufig bis zum 15. Fe- 
bruar 1971 zu verlängern. 

284 

Nach Eingang des Berichts des LBA vom 12, Februar 
1971 mit den Gutachten über die flugbetrieblichen 
und technischen Grundlagen des Luftfahrtunterneh- 
mens vom 9. Februar 1971 verlängerte der BMV mit 
Bescheid vom 26. Februar 1971 entgegen dem Vor- 
schlag im Bericht des LBA vom 12. Februar 1971 die 
Unternehmensgenehmigung bis zum 28. Februar 
1972. Die Verlängerung, die ausdrücklich auf die 
Verwendung der Flugzeuge BAC 1-11 D-ALAT, 
D-ALAS und D-ALAR beschränkt wurde, wurde 
allerdings unter dem Vorbehalt des jederzeitigen 
Widerrufs gewährt. Es wurden jedoch außer den 
oben angeführten Auflagen der Hauptgenehmi- 
gung nur folgende Auflagen erteilt: 

— Die Bodenzeiten sind vom Flugbetriebsleiter 
in eigener Verantwortung festzusetzen und 
sollen bei Umkehrzeiten 45 Minuten nicht 
unterschreiten. 

— Die ordnungsgemäße Durchführbarkeit der 
Flugprogramme ist bei Antragstellung auf 
Ausfluggenehmigung durch den techiidschen 
Betriebsleiter und den Flugbetriebsleiter der 
Genehmigungsbehörde zu bestätigen. 

285 

Dem LBA teilte der BMV mit Erlaß vom 10. März 
1971 unter Bezugnahme auf den Bericht vom 12. Fe- 
bruar 1971 mit, bei den in dem übersandten flug- 
betrieblichen Gutachten berichteten Mängeln des 
Unternehmens handele es sich überwiegend um Ord- 
nungswidrigkeiten, deren Ahndung nach § 57 LuftBO 
in Verbindung mit § 58 LuftVG möglich sei. Wörtlich 
heißt es in dem Erlaß weiter: 
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Ich halte es nicht für zweckmäßig, mit Hilfe 
von Auflagen, deren Einhaltung nur über den 
Widerruf der Genehmigung nach § 20 LuftVG 
erzwungen werden könnte, die Ordnungs- 
mäßigkeit des Flugbetriebes eines Unterneh- 
mens durdizusetzen, insbesondere dann, so- 
lange andere Rechtsmittel zur Ahndung von 
Verstößen noch nicht ausgesdiöpft sind. 

Der Widerruf bzw. die Androhung des Wider- 
rufs der Genehmigung muß stets als letzte 
Möglichkeit in Betracht gezogen werden. 

Zudem können die Ordnungsmäßigkeit eines 
Flugbetriebs bzw. dessen Mängel besser an- 
hand von nachgewiesenen Ordnungswidrig- 
keiten, d. h. anhand rechtskräftiger Bußgeld- 
bescheide, gemessen werden. 
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Weiter wird in dem Erlaß erklärt: 

Soweit die Schulung der Flugzeugführer noch 
nicht abgeschlossen wurde und Zweifel hin- 
sichtlich des ausreichenden Könnens der Flug- 
zeugführer bestehen, ist zu prüfen, ob fliege- 
rische Überprüfungen nach § 29 LuftVZO an- 
zuordnen sind. Hilfsweise können Prüfungen 
nach § 60 Abs. 2 LuftPersPO bei Erteilung 
einer Musterberechtigung durchgeführt wer- 
den und das Prüfprogramm bei den halbjähr- 
lichen Überprüfungen nach § 42 Abs. 3 LuftBO 
aus Fragen aus den beanstandeten Sachgebie- 
ten erweitert werden. 

Nach weiteren Hinweisen, die sich auf Ordnungs- 
widrigkeiten-Tatbestände beziehen, heißt es schließ- 
lich: 

über das Ergebnis Ihrer Untersuchungen bitte 
ich mir zu berichten. 
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Mit Schreiben vom 12. März 1971 teilte der BMV 
dem LBA mit, daß das Luftfahrtunternehmen Pan- 
international um Erweiterung der Unternehmens- 
genehmigung für die Verwendung eines vierten 
Flugzeuges vom Muster BAC 1-11 beantragt habe. 

Er bat um eine Stellungnahme, ob in wirtschaftlicher, 
technischer und flugbetrieblicher Hinsicht Bedenken 
gegen diese Erweiterung bestünden. 

288 

Bereits am 15. März 1971 antwortet das LBA darauf- 
hin mit Fernschreiben, daß gegen die Erweiterung 
der Unternehmensgenehmigung für die Verwendung 
eines vierten Flugzeuges vom Muster BAC 1-11 in 
wirtschaftlicher und technischer Hinsicht keine Be- 
denken bestünden. Weiter heißt es in dem Fern- 
schreiben: 

Für den Flugbetrieb bitten wir, die Erweite- 
rung mit der Auflage zu verbinden, daß das 
vierte Flugzeug in erster Linie für Zwecke 
der Besatzungsschulung und darüber hinaus 


als Reserveflugzeug zur Beseitigung der von 
uns beanstandeten Unpünktlichkeit im Flug- 
betrieb verwendet werden soll. 

289 

Eine erneute Prüfung der wirtschaftlichen, tech- 
nischen und flugfbetrieblichen Grundlagen des Unter- 
nehmens war dieser Stellungnahme nicht vorausge- 
gangen. 

290 

Auf die Stellungnahme des LBA hin wurde die 
Unternehmensgenehmigung mit Bescheid vom 
16. März 1971 mit der vom LBA vorgeschlagenen 
Auflage erweitert. 

291 

Wenige Tage vorher, am 12. März 1971, war Flug- 
kapitän Artinger als Flugbetriebsleiter des Luft- 
fahrtunternehmens abgelöst und als neuer Flugbe- 
triebsleiter mit Zustimmung des LBA der bisherige 
Flugbetriebsprüfer Flugkapitän Kuehnel bestellt 
worden®^). Kuehnel wandte sich am 19. März 1971 
unter dem Briefkopf des Luftfahrtunternehmens 
Paninternational in seiner neuen Eigenschaft an das 
LBA und wies darauf hin, daß die Genehmigung der 
gewerblichen Verwendung der beiden Boeing 707 
für das Unternehmen „lebensnotwendig" geworden 
sei. Er bat darum, „die Befürwortung zur Betriebs- 
genehmigung nicht weiter hinausschieben zu wol- 
len". 

292 

Am 2. April 1971 teilte das LBA dem BMV mit, daß 
gegen eine zunächst auf sechs Monate befristete 
Erweiterung der Genehmigung auf die Verwendung 
von Flugzeugen des Musters Boeing 707 in flugbe- 
trieblicher und technischer Hinsicht keine Bedenken 
mehr bestünden. Es wurde jedoch gebeten, die Er- 
weiterung mit folgenden Auflagen zu verbinden: 

— Zur gewerblichen Beförderung darf jeweils 
nur ein Flugzeug vom Muster Boeing 707 
eingesetzt werden. 

' — Der zur Zeit tätige ausländische Prüfer 
Klasse 2 mit LBA-Anerkennung ist bis spä- 
testens zum 30. Juni 1971 durch mindestens 
zwei Prüfer mit deutscher Prüferlaubnis zu 
ersetzen. 

293 

Dieser Stellungnahme, der keine neuen Gutachten 
über die wirtschaftlichen, technischen und flugbe- 
trieblichen Grundlagen des Luftfahrtunternehmens 
Paninternational beigefügt waren, war am 30. März 
1971 eine flugbetriebliche Prüfung in den Betriebs- 
räumen des Unternehmens in München vorausge- 
gangen. Als Ergebnis dieser Prüfung, die vom Leiter 
des Referats Flugsicherheitsinspektion im LBA so- 

57) s. Rdnrn. 100, 119 ff. 
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wie den Flugbetriebsprüfern Lindberg, Wrede und 
Holzapfel durchgeführt wurde, wurde festgestellt, 
daß (in flugbetrieblidier Hinsicht) nunmehr gegen 
eine Erweiterung des Flugbetriebes mit dem Muster 
Boeing 707 nichts mehr einzuwenden sei, vorausge- 
setzt, daß die im einzelnen angeführten Auflagen 
— diese Auflagen sind identisch mit den in der Stel- 
lungnahme des LBA angeführten — übernommen 
würden. 

294 

Der BMV folgte — auch hinsiditlich der Auflagen — 
dem Vorschlag des LBA. Mit Bescheid vom 2. April 
1971 erteilte er im Rahmen der Hauptgenehmigung 
vom 1. Juli 1969 die Genehmigung zur gewerbsmäßi- 
gen Verwendung der beiden Luftfahrzeuge vom 
Muster Boeing 707 mit den Kennzeichen D-ALAL 
und D-ALAM unter dem Vorbehalt des jederzeitigen 
Widerrufs bis zum 30. September 1971. 

295 

Am 8. April 1971 wurde die Auflage, zur gewerb- 
lichen Beförderung jeweils nur ein Flugzeug vom 
Muster Boeing 707 einzusetzen, eingesdiränkt. Diese 
Auflage wurde wie folgt neu gefaßt; 

Eines der beiden Luftfahrzeuge vom Muster 
Boeing 707 muß bis auf weiteres an minde- 
stens vier Tagen pro Woche für Zwecke der 
Besatzungssdiulung gemäß § 42 Abs. 2 LuftBO 
zur Verfügung stehen. 
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Mit Fernschreiben vom 2. Juli 1971 stimmte der 
BMV — einem Antrag des Unternehmens folgend — 
im Einvernehmen mit dem LBA einer weiteren Ein- 
schränkung dieser Auflage zu. Er erklärte sich damit 
einverstanden, 

daß eines der beiden Luftfahrzeuge vom 
Muster Boeing 707 bis auf weiteres nur noch 
an mindestens zwei Tagen pro Woche für 
Zwecke der Bes atzungs Schulung gemäß § 42 
Abs. 2 LuftBO zur Verfügung gehalten werde. 

297 

Gleichzeitig wurde der die vierte BAC 1-11 betref- 
fende Bescheid vom 16. März 1971 insoweit ge- 
ändert, als er vorsah, daß diese Maschine in erster 
Linie für Zwecke der Bes atzungs Schulung und dar- 
über hinaus als Reserveflugzeug zur Beseitigung von 
Unpünktlichkeit im Flugbetrieb verwendet werden 
sollte. Diese Auflage wurde wie folgt neu gefaßt: 

Zusätzlich gilt bis auf weiteres die Auflage, 
daß ein Luftfahrzeug vom Muster BAC 1-11 


58) s. Rdnr. 290 
5^) s. Rdnr. 200 
ßo) s. Rdnr. 129 
«0 s. Rdnrn. 201 ff. 
62) s. Rdnrn. 209 ff. 
«3) s. Rdnrn. 204 ff. 
64) s. Rdnrn. 205 ff. 


an mindestens drei Tagen pro Woche für 
Zwecke der Besatzungsschulung gemäß § 42 
Abs. 2 LuftBO zur Verfügung steht. 
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Zu dieser Zeit bestanden in dem Unternehmen nach 
wie vor technische und flugbetriebliche Mängel. Das 
LBA hatte diese Mängel am 30. Juni 1971 mit der 
Leitung des Unternehmens im LBA besprodien und 
dem BMV über die Besprechung mit Schreiben vom 
2. Juli 1971 berichtet. In dem Bericht war insbe- 
sondere auch auf Differenzen zwischen der Ge- 
schäftsleitung und dem Flugbetriebsleiter Kuehnel 
hingewiesen worden. Insoweit war dem Unterneh- 
men mit Schreiben vom 2. Juli 1971 auf gegeben wor- 
den, bis zum 15. Juli 1971 den Nachweis zu führen, 
daß die Differenzen beigelegt seien und die Zustän- 
digkeit des Flugbetriebsleiters eindeutig und end- 
gültig geregelt sei. In dem Schreiben des LBA an 
das Luftfahrtunternehmen Paninternational, das dem 
BMV mit Bericht vom 2. Juli 1971 in Durchschrift 
übersandt wurde, heißt es schließlich: 

Sollten die aufgezeigten schwerwiegenden 
Mängel bis zu den angegebenen Terminen 
nicht behoben sein, sehen wir uns veranlaßt, 
unsere Bedenken hinsichtlich der Durchführ- 
barkeit eines sicheren Betriebes wegen man- 
gelnder Zuverlässigkeit dem Herrn Bundes- 
minister für Verkehr unverzüglich vorzutra- 
gen. 

299 

Die Differenzen, die zwischen dem Geschäftsführer 
Dr. Trommer des Unternehmens und dem Flugbe- 
triebsleiter Kuehnel bestanden, fanden in der vom 
LBA am 30. Juni 1971 durchgeführten Besprechung 
ihren Ausdruck u. a. dadurch, daß Kuehnel erklärte, 
aus Sicherheitsgründen die Verantwortung für den 
Flugbetrieb ablehnen zu müssen. Im weiteren Ver- 
lauf der Besprechung erklärte er sich jedoch — wie 
bereits dargestellt damit einverstanden, die Auf- 
gabe des Flugbetriebsleiters zunächst weiter wahr- 
zunehmen. Die Differenzen führten jedoch schließlich 
dazu, daß Kuehnel mit Schreiben des Unternehmens 
vom 6. Juli 1971 mit sofortiger Wirkung beurlaubt 
wurde. 

300 

Worin die Meinungsverschiedenheiten zwischen 
Kuehnel und Dr. Trommer bestanden und worauf 
sich die Sicherheitsbedenken Kuehnels gründeten, 
geht aus den Schreiben Kuehnels vom 5. Juli und 
8. Juli und den Anlagen zu diesen Schreiben so- 
wie aus der Besprechung hervor, die Kuehnel am 
7. Juli 1971 im Bundesministerium für Verkehr 
führte. Die Vorwürfe, die Kuehnel in dieser Bespre- 
chung gegen das Luftfahrtunternehmen vortrug, sind 
in dem oben wiedergegebenen Fernschreiben des 
BMV an das LBA vom 7. Juli 1971 im einzelnen 
aufgeführt. 
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301 

Das wesentliche Ergebnis der Besprechung, zu der 
der BMV auf Grund der Vorwürfe Kuehnels vom 

7. Juli 1971 Vertreter des LBA für den 8. Juli 1971 
nach Bonn eingeladen hatte, ist im Dritten Kapitel 
dieses Berichtes zu F. wiedergegeben ®^). 

301 a 

Mit Fernschreiben vom 8. Juli 1971 wurde das LBA 
unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Bespre- 
chung aufgefordert, eine sofortige Prüfung der von 
Kuehnel erhobenen Vorwürfe „sowie der tech- 
nischen, flugbetrieblichen (und) gegebenenfalls auch 
der wirtschaftlichen Gesamtsituation der Firma" vor- 
zunehmen. 
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Über das Ergebnis der mit Fernschreiber! aß vom 

8. Juli 1971 angeordneten Überprüfung der Vor- 
würfe Kuehnels berichtete das LBA mit dem bereits 
angeführten Bericht vom 2. August 1971 In flug- 
betrieblicher Hinsicht wurden die Vorwürfe Kueh- 
nels auf Grund des Berichts der Flugbetriebsprüfer 
vom 15. Juli 1971 damit in wesentlichen Punkten 
bestätigt. Die Bemerkung der Flugbetriebsprüfer, 
daß der Flugbetrieb des Unternehmens „unter den 
derzeitigen Umständen" nicht mehr als sicher zu be- 
zeichnen sei®®), wurde jedoch nicht in den Bericht 
übernommen. 

In technischer Hinsicht vermittelte der Bericht 
dem BMV — ausgehend von diesbezüglidien Fest- 
stellungen des technischen Betriebsprüfers Riedel — 
einen weitgehend positiven Eindruck®®). Insoweit 
stellte der Bericht u, a. fest, es sei unzutreffend, 
wenn der Zustand der technischen Grundlagen der 
Paninternational als sicherheitsgefährdend bezeich- 
net werde ^®). Anzeichen für mangelnde Disziplin 
hätten nicht festgestellt werden können ^^). 
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Unter „Zusammenfassung und Schlußfolgerungen" 
heißt es in dem Bericht schließlich: 

Im Unternehmen sind Ansätze zu Verbesse- 
rungen erkennbar. Den in unserem Schreiben 
vom 2. Juli 1971 ^^) an Paninternational ent- 
haltenen Forderungen wurde weitgehend 
entsprochen. 
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Unter Bezugnahme auf den Umstand, daß das Unter- 
nehmen seit der „Beurlaubung" Kuehnels am 6. Juli 
1971 ohne verantwortlichen Flugbetriebsleiter war, 
heißt es allerdings weiter: 

®®) s. Rdnrn, 207 ff. 

®®) s. Rdnrn. 222 i. V. m. Rdnrn. 218 ff. 

67) s. Rdnrn. 218 ff. 

68) s. Rdnr. 221 

66) s. dagegen Rdnr. 615 

76) s. dazu Rdnrn. 607 ff. 

77) s. dazu Rdnrn. 607 ff. 

72) s. Rdnr. 200 


Festzustellen bleibt jedoch, daß wir die Fort- 
setzung des Flugbetriebs ohne geeigneten 
Flugbetriebsleiter über einen längeren Zeit- 
raum, in dem diese Funktion nur vertretungs- 
weise wahrgenommen wird, für äußerst be- 
denklich halten. Als äußerste Frist, bis zu der 
ein Flugbetriebsleiter bestellt sein muß, sehen 
wir den 15. August 1971 an. Ein entscheiden- 
der Durchbruch zu einem geordneten Betrieb 
mit einer geeigneten Persönlichkeit auf dem 
Posten des Flugbetriebsleiters wird jedoch 
unseres Erachtens nur gelingen, wenn sich die 
Unternehmensleitung jeglicher Einmischung 
in den Fachbereich Flugbetrieb enthält. 
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In der Zwischenzeit hatte sich das Unternehmen 
schon bemüht, den Posten des Flugbetriebsleiters 
zu besetzen. Bereits mit Fernschreiben vom 6. Juli 
1971 hatte es dem LBA seine Vorstellungen zur Neu- 
besetzung des Flugbetriebsleiterpostens vorgetragen 
und um die nach § 38 LuftBO erforderliche Zustim- 
mung gebeten. Das LBA hatte jedoch die Zustim- 
mung mit Schreiben vom 14. Juli 1971 verweigert 
und in diesem Schreiben erklärt, wenn die Besetzung 
des Flugbetriebsleiterpostens nicht bis 1. August 
1971 ausreichend geregelt sei, sehe es sich gezwun- 
gen, dem BMV den Widerruf der Unternehmensge- 
nehmigung vorzuschlagen. 
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Aus welchen Gründen das LBA die Vorstellungen 
des Unternehmens zur Neubesetzung des Flugbe- 
triebsleiterpostens nicht akzeptieren wollte, wurde 
dem BMV mit dem bereits angeführten Bericht vom 
2. August 1971 mitgeteilt. In bezug auf Flugkapitän 
Weber, der u. a. vom Unternehmen als neuer Flug- 
betriebsleiter in Aussicht genommen worden war, 
wird in diesem Bericht unter „Bedenken" bemerkt: 

Keine Erfahrung im Langstreckendienst. We- 
gen mangelnder Eignung als Flugbetriebs- 
leiter abgelöst bei LTU. 
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In einem Schreiben des LBA an die Geschäftsleitung 
des Luftfahrtunternehmens Paninternational vom 
5. August 1971 heißt es unter Bezugnahme auf den 
Antrag des Unternehmens auf Zustimmung zur Be- 
stellung des Dr. Weber als Flugbetriebsleiter, in 
einer Besprechung mit Dr. Frommer, die am 28. Juli 
1971 in Braunschweig stattgefunden habe, sei aus- 
führlich dargelegt worden, weshalb nach den vom 
LBA vertretenen Grundsätzen keiner der vom Unter- 
nehmen vorgeschlagenen Flugkapitäne als Flugbe- 
triebsleiter geeignet erscheine. Weiter wird in dem 
angeführten Schreiben erklärt: 

Wir haben hierüber der Genehmigungsbe- 
hörde berichtet und zum Ausdruck gebracht, 
daß wir die Weiterführung des Flugbetriebs 
ohne geeigneten Flugbetriebsleiter über den 
15. August 1971 für äußerst bedenklich halten. 
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Wie bereits festgestellt war ein neuer Flugbe- 
triebsleiter jedoch auch am 15. August 1971 noch 
nicht bestellt. 
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Der Zustimmung zur Bestellung des Dr. Weber als 
Flugbetriebsleiter, die schließlich erteilt wurde 
ging ein Schreiben des LBA an den BMV vom 
13. August 1971 voraus, in dem es u. a. heißt: 

In dem Fernschreiben der Paninternational 
vom 10. August 1971 wird vörgeschlagen, die 
Herren Dr. Weber und Knauth gemeinsam 
mit den Aufgaben des Flugbetriebsleiters zu 
beauftragen. Wir sind der Auffassung, daß 
der gegenwärtige Zustand des Unternehmens 
einer besonders straffen Leitung des Flug- 
betriebs bedarf, so daß wir die vorgeschla- 
gene Aufteilung der Verantwortung nicht als 
brauchbare Lösung anerkennen können. 

Wenn nach dem Grundsatz der Verhältnis- 
mäßigkeit der Verwaltung die Zurücknahme 
der Genehmigung des Unternehmens als eine 
zu harte Maßnahme erscheinen muß, insbe- 
sondere auch unter Berücksichtigung der in 
unserem Bericht vom 2. August 1971 erwähn- 
ten Ansätze zu betrieblichen Verbesserungen, 
dann ist eine sofortige, wenn auch vorläufige 
Lösung des Flugbetriebsleiterproblems nicht 
zu umgehen. 

Dabei kann z. Z. nur von den Herren Dr. 
Weber und Knauth ausgegangen werden, die 
das Unternehmen in seinem Fernschreiben 
vom 10. August 1971 genannt hat. 

Unsere Bedenken gegen die Bestellung des 
Herrn Dr. Weber, die wir in unserem Bericht 
ausgedrückt haben, bleiben nach wie vor be- 
stehen. Sie beruhen im wesentlichen auf den 
Folgerungen, die wir aus den Vorgängen bei 
der LTU im Jahre 1969, die zu seinem Aus- 
scheiden als Flugbetriebsleiter geführt haben, 
hinsichtlich der persönlichen Eignung des 
Genannten ziehen müssen. 

Angesichts der zwingenden Notwendigkeit, 
unverzüglich einen voll verantwortlichen 
Flugbetriebsleiter bei der Paninternational zu 
bestellen und den derzeitigen Zustand der 
vertretungsweisen Wahrnehmung seiner Auf- 
gaben zu beenden, sind wir bereit, unsere 
Bedenken zurückzustellen und die vorläufige 
Zustimmung zur Bestellung des Herrn Dr. 
Weber als verantwortlichen Flugbetriebslei- 
ter nach § 38 Abs. 2 LuftBO zu geben, wenn 
auch Ihrerseits etwa vorhandene Bedenken 
zurückgestellt werden können und Ihnen eine 
solche Lösung unter Berücksichtigung der vor- 
liegenden Umstände vertretbar erscheint. 
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Schließlich heißt es in dem Schreiben des LBA: 

Es ist der Hinweis erforderlich, daß der Fach- 
referent für Flugbetriebsinspektion, RegDir 
Ehmke, sich außerstande sah, dieser Entschei- 
dung des Amtes zuzustimmen. Dabei ist der 
Umstand von Bedeutung, daß die dem Refe- 
renten zur Verfügung stehenden Möglichkei- 
ten der flugbetrieblichen Überwachung infolge 
fehlenden Personals außerordentlich eng be- 
grenzt sind. 
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Der BMV antwortete darauf mit Schreiben vom 
20. August 1971 wie folgt: 

Eine Zurückstellung der Bedenken gegen eine 
zunächst auf sechs Monate unter dem Vorbe- 
halt des jederzeitigen Widerrufs befristete 
Zustimmung zur Bestellung des Dr. Weber 
als Flugbetriebsleiter der Paninternational 
halte ich für vertretbar. 

Die fliegerische und technische Erfahrung des 
Dr. Weber sowie seine Tätigkeit als Flugbe- 
triebsleiter bei der LTU lassen ihn — soweit 
der Flugbetrieb mit BAC 1-11 betroffen ist — 
als qualifiziert erscheinen. Bezüglich des Flug- 
betriebs mit den Flugzeugmustern Boeing 707 
ist eine besonders enge Zusammenarbeit mit 
dem Chefpiloten für das Muster B 707 zu 
fordern. In diesem Bereich ist eine sorgfältige 
Überwachung durch das LBA notwendig. 

Hinsichtlich der persönlichen Eignung des Dr. 
Weber bin ich der Auffassung, daß vornehm- 
lich bei Würdigung der Hintergründe der 
Vorgänge bei der LTU im Jahre 1969 ihm 
Gelegenheit zur Bewährung eingeräumt wer- 
den kann. 
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Auf Grund des „betrieblichen Zustands" des Unter- 
nehmens „insbesondere hinsichtlich der Besetzung 
des Flugbetriebsleiterpostens" wurden mit Fern- 
schreiben vom 21. Juli 1971 die dem Unternehmen 
mit Fernschreiben vom 2. Juli 1971 eingeräumten 
Erleichterungen (Einschränkung von Auflagen be- 
treffend Besatzungsschulung) widerrufen. Das Flug- 
zeug D-ALAQ mußte demzufolge in erster Linie wie- 
der für Zwecke der Besatzungsschulung und darüber 
hinaus als Reserveflugzeug zur Beseitigung von Un- 
pünktlichkeiten im Flugbetrieb verwandt, und eines 
der beiden Luftfahrzeuge vom Muster B 707 mußte 
bis auf weiteres an mindestens vier Tagen pro 
Woche zum Zwecke der Besatzungsschulung zur 
Verfügung gestellt werden. 
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Die Ausflugerlaubnis für den Monat August wurde 
nur nach folgender Maßgabe erteilt: 
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— Die Genehmigung gilt zunächst nur für die 
erste Woche des . . . vorgelegten Flugpro- 
gramms für August . . . , und zwar mit der 
Einschränkung, daß das vorgesehene Pro- 
gramm zwecks Beachtung (der) Auflagen 
hinsichtlich Flugzeugreservierung für Trai- 
ningszwecke und zur Beseitigung von Un- 
pünktlichkeiten . . . umgestellt wird. . . . 

— Das Flugprogramm für die weiteren August- 
wochen ist unter Beachtung (der) Auflagen 
ebenfalls umzustellen und erneut dem LBA 
und dem BMV zur Erteilung der Ausflug- 
erlaubnis vorzulegen. 
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Auf Vorschlag des LBA im Bericht vom 2. August 
1971 wurde die Ausflugerlaubnis für die Zeit vom 
8. bis 31. August 1971 durch den BMV mit folgenden 
Auflagen versehen: 

1. Bei der Durchführung des Programms sind 
— neben der vorgesehenen Bereitstellung 
von Flugzeugen für Trainingszwecke — aus- 
reichende Liegezeiten (im Regelfall zehn 
Stunden pro Tag und Flugzeug) für die In- 
standhaltung der Flugzeuge vorzusehen und 
einzuhalten. 

2. Dem LBA und mir sind ab sofort folgende 
Zusammenstellungen über den durchgeführ- 
ten wöchentlichen Betrieb jeweils zum dar- 
auffolgenden Dienstag zu übersenden: 

a) Eine nach Tagen gegliederte Aufstellung 
über jedes Flugzeug unter Angabe von 
Kennzeichen, Flugnummer bzw. Training, 
Abflugort und -zeit (Blockzeit), Lande- 
ort und -zeit (Blockzeit), durchgeführte 
Instandhaltungsarbeiten sowie dafür auf- 
gewendete Zeiten. 

b) Eine wöchentliche Aufstellung der Flug- 
und Flugdienstzeiten für jedes Mitglied 
der Flugbesatzung (nach Namen geord- 
net) mit Angabe der im jeweiligen Monat 
und Quartal bereits angesammelten Flug- 
und Flugdienstzeiten des jeweiligen Flug- 
besatzungsmitgliedes. 

c) Eine wöchentliche Aufstellimg der durch- 
geführten Trainingsflüge mit den Namen 
der geschulten Flugbesatzungsmitglieder. 
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Diese Auflagen galten gemäß Ausflugerlaubnis vom 
24. August 1971 auch für das September-Flugpro- 
gramm des Unternehmens. 
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Die Genehmigung zur gewerbsmäßigen Verwendung 
der beiden Flugzeuge vom Muster Boeing 707, die 
gemäß Bescheid vom 2. April 1971 ^®) am 30. Sep- 


76) s. Rdnr. 292 

77) s. Rdnr. 284 


tember 1971 abgelaufen wäre, wurde mit Bescheid 
vom 30. September 1971 bis 4. Oktober und — 
schließlich — mit Bescheid vom 4. Oktober bis 
11. Oktober 1971 verlängert, nachdem auf Grund 
einer Besprechung mit Vertretern des LBA und des 
Unternehmens im Bundesministerium für Verkehr 
in einem Vermerk vom 4. Oktober 1971 als wesent- 
liches Ergebnis der Besprechung festgestellt worden 
war: 
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Technik und Flugbetrieb der Paninternational 
befinden sich in einem Zustand, der sich seit 
dem letzten Gutachten des LBA vom 2. August 
weiterhin verbessert hat. Die. Bedenken des 
LBA stützen sich nur teilweise auf neue Tat- 
sachen, die erst im Zusammenhang mit dem 
Unfall bekannt wurden. Sie konnten zum 
größten Teil von Paninternational entkräftet 
werden. Ihre Richtigkeit unterstellt, ergeben 
sie keine akute Gefährdung der Flugsicher- 
heit, weil Paninternational die Mängel be- 
reits abgestellt hat oder sie so bekannt ge- 
worden sind, daß keine Wiederholungsgefahr 
besteht. Soweit Mängel als Indizien für eine 
Unzuverlässigkeit anzusehen sind, liegen sie 
vor dem Eintritt des neuen Flugbetriebslei- 
ters, dessen ergriffene Maßnahmen ebenfalls 
eine Wiederholungsgefahr ausschließen. 
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Eine Verlängerung der Genehmigung zur gewerb- 
lichen Verwendung der vier Flugzeuge vom Muster 
BAC 1-11 war nicht erforderlich, weil diese Geneh- 
migung gemäß Bescheid vom 26. Februar 1971 '^^) 
bis 28. Februar 1972 erteilt war. 
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Nach der mißglückten Notlandung der BAC 1-11 
D-ALAR am 6. September 1971 verschlechterte sich 
die wirtschaftliche Situation — insbesondere bedingt 
durch einen Vertrauensschwund bei Banken und 
sonstigen Geschäftspartnern — schnell. Am 5. Ok- 
tober 1971 sollen die Gesamtverbindlichkeiten des 
Unternehmens — Feststellungen des wirtschaft- 
lichen Betriebsprüfers Dr. Nitzsche des LBA zu- 
folge — unter Einschluß der Bankschulden 14 Mil- 
lionen DM betragen haben, denen Außenstände in 
Höhe von 7 Millionen DM gegenübergestanden hät- 
ten. Drei Flugzeuge des Unternehmens vom Muster 
BAC 1-11 waren zu diesem Zeitpunkt beschlag- 
nahmt. 
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Am 6. Oktober 1971 stellte das Luftfahrtunterneh- 
men den gesamten Flugbetrieb ein. Er wurde nicht 
wiederaufgenommen. Mit Schreiben vom 10. De- 
zember 1971 widerrief der BMV gemäß § 63 Abs. 2 
LuftVZO die am 1. Juli 1969 erteilte Genehmigung 
als Luftfahrtunternehmen einschließlich aller dazu 
ergangenen Nachträge und führte zur Begründung 
u. a. an: 
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Die Genehmigung war gemäß § 63 Abs. 2 
LuftVZO zu widerrufen, da folgende Voraus- 
setzungen für ihre Erteilung nachträglich 
nicht nur vorübergehend entfallen sind: 

Nachdem das Unternehmen zahlungsunfähig 
geworden ist und alle Bemühungen ergebnis- 
los geblieben sind, ist die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit entfallen ... 

Auf Grund der inzwisdien erfolgten Perso- 
nalentlassungen sind auch die personellen 
Voraussetzungen für die Aufrechterhaltung 
der Lufttüchtigkeit der Flugzeuge und für die 
Durdiführung eines sicheren Betriebes nicht 
mehr gegeben . . . 

Laut Mitteilung der Iduna . . . wurden die 
Versicherungsverträge für sämtliche Flug- 
zeuge mit Wirkung vom 20. Oktober 1971 
aufgehoben . . . 


B. Die Aufgabenstellung 
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Zu 2 des Untersuchungsauftrages wird danach ge- 
fragt ^8), 

ob das Bundesverkehrsministerium bzw. das 
Luftfahrt-Bundesamt die ihm obliegende Auf- 
sichtspflicht dadurch verletzt hat, daß es 
trotz der ihm bekanntgewordenen Tatsachen 
keine hinreichenden Maßnahmen zur Ge- 
währleistung der Betriebs- und Flugsicher- 
heit der Paninternational getroffen hat und 
— wenn ja — welche Gründe dafür maß- 
gebend waren. 
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Als Aufsichtspflichtverletzung kann hiernach grund- 
sätzlich jede Unterlassung von Maßnahmen ange- 
sehen werden, die von Rechts wegen zur Gewähr- 
leistung der Betriebs- imd Flugsidxerheit der Pan- 
intemational hätte getroffen werden müssen, ohne 
daß es darauf ankäme, ob sie als Ursache für den 
Unfall der BAC 1-11 (D-ALAR) vom 6. September 
1971 in Betradit gezogen werden könnte. 

Dementsprechend hatte der Ausschuß bereits mit 
Beweisbeschluß vom 25. November 1971 als Maßnah- 
men in diesem Sinne u. a. angeführt: 

den Widerruf von Genehmigungen, Zulas- 
sungen, Erlaubnissen und Anerkennungen so- 
wie die Auferlegung von Auflagen zu Ge- 
nehmigungen, Zulassungen, Erlaubnissen und 
Anerkennungen. 

Eine Maßnahme zur Gewährleistung der Betriebs- 
und Flugsicherheit kann darüber hinaus auch in 
der Verweigerung der Genehmigung einer bean- 
tragten Betriebserweiterung oder der Ablehnung 
eines anderen beantragten begünstigenden Verwal- 


s. Rdnr. 33 
s. Rdnrn. 232 ff. 
s. Rdnr. 169 


tungsaktes bestehen. Dies gilt z. B. dann, wenn die 
Genehmigung zur gewerblichen Verwendung eines 
(weiteren) Flugzeuges versagt wird, weil ausrei- 
chende technisdie, personelle oder organisatorische 
Voraussetzungen für einen sicheren Flugbetrieb bei 
einer Betriebserweiterung nicht mehr gegeben 
wären. 
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Der Ausdiuß hat es jedoch nicht als seine Aufgabe 
angesehen, im Rahmen des Schriftlichen Berichts zu 
Punkt 2 des Untersuchungsauftrages jede nach dem 
dargestellten Sachverhalt in Frage kommende Auf- 
sichtspflichtverletzung zu erörtern. Er hätte sonst 
bereits mit der ersten Genehmigung, der Haupt- 
genehmigung des Unternehmens vom 1. Juli 
1969^^), beginnen müssen; denn schon dieser Ver- 
waltungsakt war — wie sich insbesondere aus dem 
Bericht des LBA an den BMV vom 25. Juni 1969 
ergibt bedenklich. 
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Der Ausschuß hat es vielmehr für gerechtfertigt ge- 
halten, seine Darlegungen zu Punkt 2 des Unter- 
suchungsauftrages auf folgende besonders mar- 
kante Sachkomplexe zu beschränken: 

— die Verlängerung und Erweiterung des 
Luftfahrtunternehmens Paninternational als 
luftfahrttechnischer Betrieb, 

— die Erweiterung der Unternehmensgenehmi- 
gung zur gewerblichen Verwendung des 
vierten Flugzeuges vom Muster BAC 1-11 
und der beiden Flugzeuge vom Muster 
Boeing 707, 

— die Zustimmung zur Bestellung des Flug- 
kapitäns Dr. Weber als Flugbetriebsleiter 
des Unternehmens sowie 

— die Unterlassung des Widerrufs der Geneh- 
migung als L^ftfahrtunternehmen vor dem 
Unfall vom 6. September 1971. 
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Zweifellos ist die wichtigste Frage, die hiernach zu 
beantworten ist, die, ob der Zustand des Luftfahrt- 
unternehmens Paninternational vor dem Unglück 
am 6, September 1971 so schlecht war, daß die 
Unternehmensgenehmigung hätte widerrufen wer- 
den müssen. 

Zum besseren Verständnis der Zusammenhänge er- 
schien es jedoch zweckmäßig, die Untersuchung An 
der o. a. Reihenfolge darzustellen. 


C. Die Verlängerung und Erweiterung der An- 
erkennung des Luftfahrtunternehmens Pan- 
Internatlonal als luftfahrttechnischer Betrieb 
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Das Luftfahrtunternehmen Paninternational war — 
wie bereits im Zweiten Kapitel unter A. festge- 
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stellt®^) — als luftfahrttechni scher Betrieb im Sinne 
der Prüfung für Luftfahrtgerät anerkannt. Diese — 
mit Bescheid vom 13. Juni 1969 ausgesprochene 
Anerkennung — was bis 13. Juni 1971 befristet und 
auf die Nachprüfung (§§ 26 ff. LuftGerPO) von Flug- 
zeugen des Musters BAG 1-11 beschränkt. 

Die Anerkennung wurde mit Bescheid des LBA vom 
7. Mai 1971 bis 28. Februar 1972 verlängert und 
gleichzeitig auf Flugzeuge des Musters Boeing 707 
erweitert. 
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Die im Dritten Kapitel zu E. dieses Berichts getrof- 
fenen Feststellungen und andere während der 
Untersuchung zutage getretenen Umstände ließen 
es dem Ausschuß als zweifelhaft erscheinen, ob die 
Voraussetzungen für eine Verlängerung und Erwei- 
terung der Anerkennung gegeben waren. Die dar- 
aufhin angestellten Untersuchungen haben folgen- 
des ergeben: 
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I. Die Voraussetzungen der Anerkennung als 
luftfahrttechnischer Betrieb 

Bereits im Zweiten Kapitel dieses Berichts wurde 
unter B. festgestellt®®), daß die Anerkennung eines 
luftfahrttechnischen Betriebes gemäß § 33 Abs. 2 
LuftGerPO von ausreichenden personellen, techni- 
schen und organisatorischen Voraussetzungen ab- 
hängt und zurückzunehmen ist, wenn die Voraus- 
setzungen für ihre Erteilung nicht nur vorüber- 
gehend weggefallen sind (§ 33 Abs. 4 LuftGerPO). 

Das Maß dessen, was hiernach in personeller, tech- 
nischer und organisatorischer Hinsicht erforderlich 
ist, wird nicht nur durch Muster und Zahl der in- 
stand zu haltenden Flugzeuge, sondern auch da- 
durch bestimmt, inwieweit und in welcher Art die 
Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit des Luftfahrt- 
geräts in dem luftfahrttechnischen Betrieb in Nach- 
prüfungen selbst festgestellt wird. Es ist deshalb 
notwendig, hierauf kurz einzugehen. 
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Bei den Flugzeugen des Musters BAC 1-11 des Luft- 
fahr tuntemehmens wurde die Aufrechterhaltung 
der Lufttüchtigkeit in einem vom LBA anerkann- 
ten Verfahren der fortaufenden Nachprüfung (§ 28 
LuftGerPO) festgestellt. Diesem Verfahren lag nach 
einer Stellungnahme des LBA vom 11. Juli 1972 
ein von dem Flugzeughersteller, der British Air- 
craft Corporation (BAC), erstelltes Wartungspro- 
gramm zugrunde. Das Programm sah drei Checks 
vor. 

Check I: nach 25 Betriebsstunden, 

Check II: nach 200 Betriebsstunden, 

Check III: nach 800 Betriebsstunden. 

81) s. Rdnr. 59 
8^) s. Rdnrn. 161 ff. 
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Das Luftfahrtunternehmen Paninternational führte 
nur die Arbeiten und Prüfungen entsprechend Check 
I und II durch. BAC hatte dem Unternehmen dafür 

— dessen Bedürfnissen entsprechend — folgendes 
Programm ausgearbeitet: 

— auf dem Heimatflughafen: 

1. „Base Check" vor jedem Flug 

2. „Weekly Check" jeweils innerhalb 8 Tagen 

oder 100 Stunden Flugzeit 

3. „Fortnightly Check" jeweils innerhalb 15 Tagen 

oder 200 Stunden Flugzeit 

4. „Monthly Check" jeweils innerhalb 30 Tagen 

oder 400 Stunden Flugzeit 

— auf auswärtigen Flughäfen: 

„Through Transit Check" 

Nach jeweils 800 Betriebsstunden kamen die Flug- 
zeuge ins Herstellerwerk zur Durchführung eines 
„Check III". Ein entsprechender Vertrag mit BAC 
lag vor. 
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Die Flugzeuge des Musters Boeing 707 des Unter- 
nehmens wurden einer „Nachprüfung in Zeitabstän- 
den" (§ 27 LuftGerPO) unterworfen; d. h. nach je- 
weils 100 Betriebsstunden mußte eine Nachprüfung 
durchgeführt und ein Prüfschein ausgestellt werden. 
Im übrigen richteten sich die durchzuführenden War- 
tungsarbeiten nach Unterlagen des Voreigentümers 
„American Airlines". 

Die Jahresnachprüfung der Boeing 707 und die 
Nachprüfung nach Grundüberholung oder großen 
Reparaturen war mit dem irischen Luftfahrtunter- 
nehmen des Linienverkehrs „Aer Lingus" (Dublin) 
vertraglich geregelt. 


1. Die personellen Voraussetzungen für die Verlängerung 
und Erweiterung der Anerkennung als luftfahrttechnischer 
Betrieb 

331 / 

Wann ausreichende personelle Voraussetzungen im 
Sinne von § 33 Abs. 2 LuftGerPO vorliegen, ist 
weder in der Prüfordnung für Luftfahrtgerät noch 
in der Betriebsordnung für Lutfahrtgerät näher be- 
stimmt. Es ist jedoch klar, daß das technische Per- 
sonal sowohl in quantitativer als auch in qualita- 
tiver Hinsicht ausreichend sein muß. 
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In qualitativer Hinsicht ist zu bemerken, daß § 37 
Abs. 1 LuftGerPO vorschreibt, daß die technischen 
Prüfungen im luftfahrttechnischen Betrieb von Prü- 
fern von Luftfahrtgerät durchzuführen sind. Weiter 
heißt es am angeführten Orte, daß geeignetes Werk- 
stättenpersonal unter der Aufsicht von Prüfern von 
Luftfahrtgerät bei den Prüfungen tätig werden 
könne. 
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Die Qualifikation von Prüfern von Luftfahrtgerät 
ist durch eine Erlaubnis, die gemäß § 88 LuftPersPO 
von einer praktischen und theoretischen Prüfung 
abhängt, nachzuweisen Nach § 85 LuftPersPO gibt 
es vier Arten der Erlaubnis für Prüfer von Luft- 
fahrtgerät, darunter die Erlaubnis 

Klasse 1 für Stück- und Nachprüfungen von 
Flugzeugen mit Ausnahme der Nachprüfun- 
gen im Wartungsdienst und 

Klasse 2 für Nachprüfungen im Wartungs- 
dienst von Flugzeugen. 
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In quantitativer Hinsicht geben die vom LBA mit 
Datum vom 30. November 1970 erlassenen, inzwi- 
schen durch neue Verwaltungsvorschriften vom Juni 
1971 ersetzten, aber in den zitierten Punkten in- 
haltsgleichen 

Richtlinien für die Prüfung der technischen 
Grundlagen der Luftfahrtunternehmen mit 
Flugzeugen, die in der Lufttüchtigkeitsgruppe 
„Verkehrsflugzeuge*^ zugelassen sind, 

einen Anhalt dafür, was unter ausreichenden per- 
sonellen Voraussetzungen im Sinne von § 33 Abs. 2 
LuftGerPO zu verstehen ist. 

Die in Ermangelung von verbindlichen Durchfüh- 
rungsvorschriften erlassenen Richtlinien bestimmen 
im Abschnitt 2.2.4. (alte Fassung) : 

Der Personalstand muß ausreichen für die 
planmäßigen Arbeiten einschließlich eines 
angemessenen Zuschlages für unplanmäßige 
Instandhaltungsarbeiten zur Beseitigung von 
technischen Mängeln an Flugzeugen (kleine 
Reparaturen), damit unter Berücksichtigung 
des beabsichtigten Einsatzes der Flugzeuge 
(Flugprogamm) alle Arbeiten und Nachprü- 
fungen zuverlässig in den dafür geplanten 
Liegezeiten ausgeführt werden können. 
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Davon ausgehend ermittelte das LBA in einer zu 
diesem Punkte eingeholten Stellungnahme vom 
14. August 1972 unter Berücksichtigung der gemäß 
den obigen Ausführungen®®) angefallenen Arbeiten 
für den Monat Mai 1971 folgenden Bedarf an soge- 
nannten Mannstunden: 

a) BAC 1-11 = 2321 Mannstunden 

b) B 707 == 1 450 Mannstunden 

Gesamt = 3 771 Mannstunden 
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Die für das Flugzeugmuster BAC 1-11 festgestellte 
Zahl von 2 321 Mannstunden wurde als das Ergebnis 
einer Multiplikation der gesamten Flugbetriebszeit 
der vier Flugzeuge des Musters BAC 1-11 im Mai 

vorläufige Richtlinien für die technischen Dienste der 
Luftfahrunternehmen und Luftfahrerschulen (§ 17 
LuftBO) 

85) s. Rdnrn. 329, 330 


1971, die mit 1105 Stunden angegeben wurde, mit 
einem Mannstundenfaktor von 2,1 Mannstunden 
ausgewiesen. 

Die angeführten 1450 Mannstimden für das Flug- 
zeugmuster B 707 ermittelte das LBA, indem es die 
für die beiden Boeing 707 für Mai 1971 angenom- 
mene Gesamt-Flugzeit von 453 Flugstunden mit 
einem Mannstundenfaktor von 3,2 multiplizierte. 

Das LBA wies ausdrücklich darauf hin, daß zwar in 
dem für die Instandhaltung der Flugzeuge vom Mu- 
ster BAC 1-11 angegebenen Mannstundenfaktor 
2,1, nicht aber in dem für die Instandhaltung der 
Flugzeuge vom Muster Boeing 707 angeführten 
Mannstundenfaktor 3,2 die außerplanmäßig anfallen- 
den Arbeiten enthalten seien. 
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Dem vom LBA für den Monat Mai 1971 — und damit 
auch für den Zeitpunkt der Veränderung und Er- 
weiterung der Anerkennung des Luftfahrtunterneh- 
mens als luftfahrttechnischer Betrieb — errechneten 
Soll von 3771 Mannstunden stand nach der Berech- 
nung des LBA in der Stellungnahme vom 14. Au- 
gust 1972 ein Ist von (nur) 3680 Mannstimden gegen- 
über. 

Die vorhandene Kapazität an Mannstunden errech- 
nete das LBA, indem es den Gesamtstand des tech- 
nischen Personals des luftfahrttechnischen Betriebes 
am 7. Mai 1971, der nach dem Ergebnis der Beweis- 
aufnahme einschließlich des vorhandenen Prüfperso- 
nals 23 Mann betrug, mit der regulären monatlichen 
Arbeitszeit von 160 Stunden/Mann multiplizierte 
(23X160 = 3680). 
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Der auf diese Weise ermittelte Fehlbedarf von nur 
91 Mannstunden gibt jedoch ein falsches Bild von 
dem, was wirklich — auch unter Berücksichtigung 
der eigenen Richtlinien des LBA — erforderlich ge- 
wesen wäre. 

Das LBA hat in seiner Stellungnahme vom 14. Au- 
gust 1972 schon selbst darauf hingewiesen, daß die 
außerplanmäßig anfallenden Arbeiten bei dem für 
die Flugzeuge des Musters B 707 zugrunde gelegten 
Mannstundenfaktor 3,2 nicht berücksichtigt worden 
seien. Gerade bei diesem Faktor wäre ein erheb- 
licher Zuschlag erforderlich gewesen, da es sich 
— wie aus einem Vermerk des Leiters der Außen- 
stelle Düsseldorf des LBA vom 23. Januar 1971 her- 
vorgeht — bei den beiden Boeing des Unternehmens 
um Geräte handelte, die bereits über 35 000 Stun- 
den in Betrieb waren. 

338 

Selbst wenn man als richtig unterstellt, daß diese 
beiden Flugzeuge im Monat Mai 1971 insgesamt nur 
453 Stunden in Betrieb waren — berechtigte Zweifel 
an dieser Feststellung ergeben sich daraus, daß das 
Unternehmen, wie dem LBA bekannt war, dazu 
neigte, seine Flugzeuge bis zum letzten auszunut- 
zen — , ergibt sich schon aus der Berechnung des 
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LBA ein weiterer Mangel: Ausfall des Personals 
durch Urlaub und Krankheit ist in der Berechnung 
nicht berücksichtigt. 

339 

Der technische Betriebsleiter Heinrich Moos hat, 
vom Untersuchungsausschuß dazu aufgefordert, als 
sachverständiger Zeuge mit Schreiben vom 11. Juni 
1972 folgende Stellungnahme zu der Frage abgege- 
ben, welcher Personalbestand — quantitativ und 
qualitativ — erforderlich gewesen sei, um, bezogen 
auf Muster und Zahl der Flugzeuge BAC 1-11 und 
Boeing 707, die bei dem Luftfahrtunternehmen Pan- 
international im Einsatz waren, von ausreichenden 
personellen Voraussetzungen sprechen zu können: 

Für das von Paninternational aufgestellte und 
durchgeführte Flugprogramm von durch- 
schnittlich zehn Flugstunden pro Tag und 
Flugzeug wäre am 7. Mai 1971 folgendes Per- 
sonal in Übereinstimmung mit § 33 Abs. 2 der 
Prüfordnung für Luftfahrtgerät erforderlich 
gewesen: 

(Zu der folgenden Aufstellung wurden die 
Angaben des Maintenance Planning Guide 
der Firma British Aircraft Corporation für 
BAC 1-11 und die Kontrollberichte für Boeing 
707 mit 100 °/o Zuschlag für außerplanmäßige 
Arbeiten und 10 Vo Ausfall des Personals 
durch Urlaub oder Krankheit zugrunde ge- 
legt.) 

1 Technischer Betriebsleiter 

1 Prüfgruppenleiter mit Prüferlaubnis 
Klasse 1 

1 Werkstättenleiter 
1 Steuerlicher Betriebsleiter 
1 Lagerleiter 

1 Leiter der Arbeitsvorbereitung 
1 Technischer Einkäufer 

4 Büro-Schreibkräfte 

8 Prüfer mit Prüferlaubnis Klasse 2 
(davon mindestens einer mit Erlaubnis 
Klasse 1) 

5 Mann Arbeitsvorbereitung 

5 Mann Lager (gleichzeitig Versand und 
Annahme) 

4 Mann Werkzeugausgabe 
18 Zellenschlosser 
10 Triebwerkschlosser 

10 Mann für elektrische und Instrumen- 
tenausrüstung 

10 Flugzeugreiniger 

ca. 10 Flugzeugmechaniker mit Crewchief- 
Lehrgang (das ist die komplette Ein- 
weisung für einen Flugzeugtyp) als 
mitfliegende Mechaniker zur Durchfüh- 
rung von täglichen und Transitkontrol- 
len an anderen Flughäfen. 
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Diese Zahlen mögen als übersetzt erscheinen. Zwei- 
felsfrei läßt sich jedoch schon aus den obigen Aus- 
führungen ®®) die Feststellung herleiten, daß die 
personelle Ausstattung des luftfahrttechnischen Be- 
triebes der Paninternational in quantitativer Hin- 
sicht jedenfalls für eine Erweiterung der Anerken- 
nung auf Flugzeuge des Musters Boeing 707 unzurei- 
chend war. 
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Diese Feststellung wird noch durch folgende Zeu- 
genaussagen unterstrichen: 

Der Zeuge Kluttig erklärte, nach dem 31. März 1970 
sei die Technik „durch den Umfang der neu hinzu- 
gekommenen Maschinen“ nicht mehr imstande ge- 
wesen, den Betrieb „im Griff“ zu behalten. Der 
Zeuge Moos meinte, der Bestand des technischen 
Personals sei (zwar) für die drei Flugzeuge des Mu- 
sters BAC 1-11, die das Unternehmen Ende 1970 be- 
trieben habe, ausreichend gewesen. Wörtlich fuhr 
der sachverständige Zeuge fort: 

Aber wenn Sie dann plötzlich zwei Boeings 
dazukaufen und noch eine BAC dazu und 
wollen das mit gleichem Personal machen 
und wollen genausoviel fliegen wie vorher, 
dann werden Sie das nicht schaffen. 
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Zur Erläuterung der Situation führte der Zeuge 
Moos aus, die 23 Mann Personal im luftfahrttechni- 
schen Betrieb in Düsseldorf seien auf vier Schichten 
zu verteilen gewesen, wobei etwa zwei Drittel der 
Leute nachts da gewesen sei und jeweils ein Sechstel 
Früh- bzw. Spätdienst gehabt habe. Daran, so meinte 
der Zeuge, könne man ermessen, wie viele Leute 
nachts zur Wartung auf jedes einzelne Flugzeug 
entfallen seien. 

343 

Hinzu kommt folgendes: 

Für die Flugzeuge des Musters Boeing 707 war im 
Zeitpunkt der Erweiterung der Anerkennung des 
Unternehmens als luftfahrttechnischer Betrieb nur 
ein Prüfer Klasse 2 für Flugwerk und Triebwerk mit 
Erlaubnis des LBA und ein Prüfer Klasse 2 für elek- 
tronische Ausrüstung mit deutscher Erlaubnis vor- 
handen. Darüber hinaus gab es zwar noch zwei Prü- 
fer mit Erlaubnis für Flugwerk und Triebwerk der 
zuständigen irischen Behörde. Diese Erlaubnis war 
jedoch (noch) nicht anerkannt. Unter diesen Umstän- 
den konnte der Bestimmung nicht entsprochen wer- 
den, die in den angeführten LBA-Richtlinien vom 
30. November 1970 unter Abschnitt 2.2.5.2. so for- 
muliert ist: 

In der Prüfungsorganisation muß eine ausrei- 
chende Zahl von Prüfern von Luftfahrtgeräten 


86) s. Rdnrn. 337, 338 
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tätig werden, damit die ordnungsgemäße 
Nachprüfung der in dem luftfahrttechnischen 
Betrieb beabsichtigten Durchführung von In- 
standsetzungsarbeiten in den Fachrichtungen 
Flugwerk, Triebwerk und elektronische Aus- 
rüstung auch bei Gruppenarbeit und Wechsel- 
schichten in den betriebseigenen Werkstätten 
sichergestellt ist. 

344 

Geht man — der Aussage des Zeugen Moos fol- 
gend — davon aus, daß das technische Personal in 
vier Schichten tätig wurde, so war die Zahl der 
Prüfer auch unter Einbeziehung der beiden Prüfer 
mit Erlaubnis der irischen Behörde unzureichend. 
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Unter den dargestellten Umständen hat der Aus- 
schuß nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme kei- 
nen Zweifel, daß die personellen Voraussetzungen 
für die Erweiterung des luftfahrttechnisdien Betrie- 
bes des Unternehmens am 7. Mai 1971 und darüber 
hinaus nicht gegeben waren. Der Personalstand des 
Unternehmens blieb in dieser Hinsicht zumindest 
bis Ende Juni/ Anfang Juli unzureichend. 

Aus schriftlichen Äußerungen, die der Zeuge 
Moos im kriminalpolizeilichen Ermittlungs- 
verfahren unter dem Datum des 5. April 1972 
machte, ergibt sich, daß er zum 1. Juli 1971 
sieben qualifizierte Kräfte und bis 1. August 
1971 weitere 13 qualifizierte Kräfte einstellte 
und damit den Personalbestand des luftfahrt- 
technischen Betriebes auf insgesamt 43 Leute 
anhob. Am 1. Oktober 1971 betrug der Per- 
sonalbestand seinen Angaben zufolge 63. Er 
sollte zum 1. Januar 1972 auf 91 erhöht wer- 
den. 
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Dagegen dürften die personellen Voraussetzungen 
für die Veränderung der Anerkennung des Unter- 
nehmens als luftfahrttechnischer Betrieb, soweit sie 
die Instandhaltung der Maschinen vom Muster BAC 
1-11 betraf, Vorgelegen haben, wenn auch insofern 
Zweifel bestehen, ob die Kapazität nicht mit der Zu- 
lassung der vierten BAC 1-11 überschritten wurde. 
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Wie sich die unzureichende personelle Ausstattung 
des luftfahrttechnischen Betriebes eines Unterneh- 
mens auswirkt, ergibt sich aus der Aussage des im 
Zuge der kriminalpolizeilichen Ermittlungen nach 
dem Unfall am 12. September 1971 vernommenen 
Flugzeugelektrikers S. Der Zeuge erklärte vor der 
Kriminalpolizei u. a.: 

So möchte ich hier grundsätzlich sagen, daß 
wir fast immer unter Zeitdruck arbeiten. . . . 
Die Flugzeuge kommen zu uns auf das Vor- 
feld und bringen schon die Zeiten des ge- 
planten Abfluges mit. Innerhalb der wenigen 
Zeit ihres Aufenthaltes müssen dann unsere 


Arbeiten erledigt sein. Also arbeiten wir auch 
gegen die Zeit. Wir müssen dabei sehr viele 
Vorschriften einhalten, und es kommt vor, daß 
alle Arbeitsvorgänge, die sich außerhalb des 
Flugzeuges abwickeln, nicht ständig kontrol- 
liert werden können. So kommt es vor, daß 
einzelne Mechaniker Überstunden machen 
müssen. Sie werden auch nach Beendigung 
ihrer Schicht weiterhin eingesetzt und müssen 
genau so intensiv Weiterarbeiten, wie wir es 
schon viele Stunden zuvor getan haben. Das 
bedeutet eine starke zusätzliche Belastung. 
Weiter weiß jeder ganz genau, wann seine 
nächste Schicht wieder beginnt und die Ruhe- 
zeit durch die Überstunden verkürzt wird. 
Diese Überlastung kann ich nur aus dem Per- 
sonalmangel heraus sehen. Die Schichten sind 
nicht so stark, um alle Arbeiten von den 
Schichtangehörigen ausführen zu lassen. So 
muß auf Mechaniker anderer Schichten zu- 
rückgegriffen werden. Auch fällt dem Schicht- 
führer dadurch eine vermehrte Eigenarbeit 
zu, die sonst von einem Mechaniker hätte er- 
ledigt werden können. . . . 
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Interessant ist in diesem Zusammenhang auch die 
Aussage, die der stellvertretende Schichtführer Br. 
ausweislich der kriminalpolizeilichen Ermittlungs- 
akten machte. Er erklärte: 

Zu einer echten überwachenden Tätigkeit ist 
es . . . nie gekommen, denn ich mußte selb- 
ständig Arbeiten übernehmen und konnte so 
die Arbeiten der Mechaniker meiner Schicht 
nicht ausreichend überwachen. 
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Schon daraus folgt — ohne daß es eines weiteren 
Kommentars bedürfte — mit welchem Sicherheits- 
risiko eine unzureichende personelle Ausstattung 
eines luftfahrttechnischen Betriebes verbunden ist. 

350 

2. Die technischen Voraussetzungen für die Veriängerung 
und Erweiterung der Anerkennung ais iuftfahrttech- 
nischer Betrieb 

Wie zu den personellen, so fehlt auch zu den tech- 
nischen Voraussetzungen eine nähere, verbindliche 
Bestimmung dessen, was erforderlich ist, um von 
ausreichenden technischen Voraussetzungen spre- 
•chen zu können. Zu den technischen Voraussetzun- 
gen gehören jedoch — dies ergibt sich aus § 32 
Abs. 1 LuftGerPO, der den notwendigen Inhalt eines 
Antrages auf Anerkennung eines luftfahrttechni- 
schen Betriebes bestimmt, in Verbindung mit den 


Bei der Bewertung dieser Aussagen ist zu berück- 
sichtigen, daß sie sich auf einen Zeitpunkt beziehen, 
zu dem der Stand des technischen Personals durch 
den neuen technischen Betriebsleiter des Unterneh- 
mens bereits von 23 auf mindestens 43 aufgestockt 
worden war. 
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bereits zitierten LBA-Riditlinien vom 30. Novem- 
ber 1970 und Juni 1971 — 

— Werkstätten mit technischen Einrichtungen 
und 

— ein Ersatzteillager. 

Darüber hinaus verlangen die angeführten Richt- 
linien u. a. auch 

— Hallenraum für die Durchführung von In- 
standhaltungsarbeiten. 

Unter der Überschrift „Werkstätten" heißt es in den 
Richtlinien: 

Es müssen Werkstätten mit technischen Werk- 
zeugen, Meßwerkzeugen und Prüfgeräten in 
einem Umfang vorhanden sein, wie es für die 
fachgerechte Durchführung der Instandhal- 
tung . . . und Nachprüfung der verwendeten 
Luftfahrzeuge erforderlich ist. 

Unter der Überschrift „Ersatzteile" wird verlangt: 

Die Ersatzteilbevorratung muß ausreichend, 
die Lagerhaltung der Ersatzteile sachgemäß 
sein. ... Es ist sicherzustellen, daß jederzeit 
der Nachweis über die Herkunft und Be- 
triebstüchtigkeit der Ersatzteile geführt wer- 
den kann, daß Unbefugte das Lager nicht be- 
treten können, daß die ausgebauten defekten 
Teile unmißverständlich gekennzeichnet sind 
und daß deren Lagerung getrennt von be- 
triebstüchtigen Ersatzteilen vorgenommen 
wird. 

Unter „Flugzeughallen" wird schließlich gefordert: 

Für die Durchführung von Instandhaltungs- 
arbeiten muß ausreichender Hallenraum zur 
Verfügung stehen. 
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Eine für die Sicherheit des Flugbetriebs wesentliche 
technische Voraussetzung ist unter den hier ange- 
führten Punkten mit der Forderung nach unmißver- 
ständlicher Kennzeichnung und besonderer Lagerung 
von ausgebauten defekten Teilen angesprodien. 
Diese Forderung wird gestützt durch § 37 Abs. 5 
LuftGerPO, der lautet: 

Die Prüfer von Luftfahrtgerät haben Teile 
von Luftfahrtgerät, die den Anforderungen 
nicht genügen, unverzüglich als unbrauchbar 
zu kennzeichnen, damit eine irrtümliche oder 
mißbräuchliche Verwendung vermieden wird. 
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Gerade dies war jedoch im luftfahrttechnischen Be- 
trieb des Luftfahrtuntemehmens Paninternational 
nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme nicht ge- 
währleistet' 


88) s. Rdnr. 333 

89) s. Rdnrn. 161 ff. 
99) s. Rdnr. 207 

91) s. Rdnr. 188 


Der Leiter der Dienststelle Düsseldorf des LBA, 
Ing. Dammler, bestätigte den Inhalt seines im 
Dritten Kapitel dieses Berichts unter E. wiederge- 
gebenen Schreibens vom 4. Mai 1971 an die Firma 
Paninternational und erklärte, daß eine entschei- 
dende Veränderung der von ihm Vorgefundenen 
Verhältnisse erst mit der Einstellung des techni- 
schen Betriebsleiters Moos eingetreten sei. Er fügte 
hinzu, allerdings habe auch Moos, der am 1. Juli 
1971 gekommen sei, nicht innerhalb von 14 Tagen 
einen derart „ungeordneten und undisziplinierten 
Laden oder Werftbetrieb" ändern können. 
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Diese Aussage stimmt überein mit Beobachtungen 
und Bekundungen der Flugbetriebsprüfer Wrede 
und Holzapfel, die, wie bereits an anderer Stelle 
dieses Berichts ausgeführt 9®), bei einem Besuch 
der Station Düsseldorf des Luftfahrtunternehmens 
am 5. Juli 1971 den Eindruck gewannen, die Station 
sei „desolat, nicht organisiert und undiszipliniert". 
Die weitere Feststellung, Lagerteile hätten durch- 
einander gelegen und seien teilweise nicht gekenn- 
zeichnet gewesen, erläuterte der Zeuge Holzapfel 
in der Beweisaufnahme vor dem 1. Untersuchungs- 
ausschuß mit der Erklärung: 

Es sei in der Luftfahrt üblich, einzelne Teile, 
z. B. Notausrüstungsteile, die nur bestimmte 
Laufzeiten hätten, einzeln zu kennzeichnen. 
Jedes dieser Teile werde mit einem Hinweis 
auf seine Gültigkeitsdauer versehen und be- 
sonders gekennzeichnet, wenn diese Zeit ab- 
gelaufen sei. Im luftfahrttechnischen Betrieb 
der Paninternational seien aber weder alle 
Teile gekennzeichnet gewesen noch seien 
alle abgelaufenen von den noch gültigen 
Teilen getrennt aufbewahrt worden. Es sei 
vielmehr alles mehr oder weniger durchein- 
andergefallen. 
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Die Beobachtungen der Zeugen Dammler, Holzapfel 
und Wrede werden bestätigt durch die Aussage 
des Zeugen Moos, der erklärte, daß er mindestens 
etwa drei Wochen zunächst einmal gebraucht habe, 
„um in dieser Technik aufzuräumen". Damit wird 
die in der Beweisaufnahme insbesondere vom Lei- 
ter der Abteilung Betrieb im LBA, dem Zeugen Mat- 
schego, vertretene Ansicht widerlegt, bei dem vom 
Zeugen Dammler mit Schreiben vom 4. Mai 1971 be- 
anstandeten Zustand habe es sich um eine vor- 
übergehende, nur auf den — wenige Tage vorher 
durchgeführten — Umzug zurückzuführende Unord- 
nung gehandelt. Gegen diese Annahme sprechen 
auch noch eine Reihe von weiteren Umständen: 
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— Der Vermerk des Leiters der Dienststelle Düs- 
seldorf des LBA vom 19. November 1971 ®^), 
mit dem u. a. auch beanstandet wurde, daß im 
Lager zwischen neuen Teilen in Originalverpak- 
kungen andere Ersatzteile ohne Identifizierungs- 
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anhänger und ohne Verpackung vorgefunden 
worden seien. 

356 

— Das Schreiben des für das Unternehmen als sog. 
Flanning Manager (Ingenieur) beschäftigt ge- 
wesenen Mr. Bryan Lambert vom 25. Februar 
1971 in dem dieser fest st eilte, daß der Zu- 
stand der technischen Abteilung des Unterneh- 
mens in jeder Hinsicht und in einem Maße im 
Widerspruch zu den gesetzlichen Erfordernis- 
sen stünde, daß der Betrieb schnell unsicher 
werde. 
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— Das Schreiben des Technical Representative der 
American Airlines vom 4. Mai 1971 ®^), in dem 
u. a. eine wirksamere Kontrolle des Lagers ge- 
fordert wird. 
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— Der Vermerk über ein Treffen vom 19. Juni 1971 
im Düsseldorfer Hilton, in dem mit der Unter- 
schrift von vier Flugkapitänen festgestellt wird, 
daß jeder der Unterzeichner der Meinung sei, daß 
der Mangel an Sicherheit einen gefährlichen 
Punkt erreicht habe und es ratsam sei, den tedi- 
nischen Betrieb für ein bis zwei Wochen zum 
Zwecke der Reorganisation zu schließen ®^). 
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— Der Vermerk über das Ergebnis eines weiteren 
Treffens im Düsseldorfer Hilton vom 27. Juni 
1971 öS). 
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Dem steht die im LBA-Bericht vom 2. August 1972 
enthaltene Feststellung, es sei unzutreffend, wenn 
der .Zustand der technischen Grundlagen der Pan- 
international als sicherheitsgefährdend bezeichnet 
werde, nur scheinbar entgegen. Der technische Be- 
triebsprüfer Riedel, der für diese Feststellung als 
Berichterstatter verantwortlich zeichnete, räumte 

— als Zeuge vor dem 1. Untersuchungsausschuß ver- 
nommen — ein, daß er sich selbst nie vom Zustand 
des Ersatzteillagers der Firma Paninternational 
überzeugt habe. Er wisse nicht, ob es richtig sei, daß 
die Ersatzteile durcheinander gelegen hätten. Er 
legte dar, daß die technische Prüfung, die dem Be- 
richt vom 2. August 1971 in Düsseldorf vorausge- 
gangen sei, sich auf die Boeing 707-Flugzeuge be- 


»2) s. Rdnr. 202 
93) s. Rdnr. 211 
ö4) s. Rdnr. 203 
93) s. Rdnr. 217 
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97) zu den auch in diesen Punkten teilweise abweichen- 
den Feststellungen des technischen Betriebsprüfers 
Riedel s. Rdnrn. 607 ff. 

98) s.Rdnr,2U 


schränkt habe. Diese am 28. und 29. Juli 1971 
vorgenommene Prüfung habe darin bestanden, daß 
die Dokumente ö®) von 177 Flügen mit den Flug- 
zeugen des Musters Boeing 707 überprüft worden 
seien. Das Ergebnis dieser Prüfung habe ihn davon 
überzeugt, daß die Boeings betriebssicher gewesen 
seien. Die Feststellung, der Zustand der technischen 
Grundlagen der Paninternational könne nicht als 
sicherheitsgefährdend bezeichnet werden, sei, so 
erklärte der Zeuge, lediglich sein Rückschluß aus 
dem Ergebnis der Prüfung der Dokumente über die 
Instandhaltung der Boeings. 
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Aus den angeführten Umständen hat der Ausschuß 
die Überzeugung gewonnen, daß zumindest in den 
Monaten Mai und Juni 1971 — und damit nicht nur 
vorübergehend — entgegen der sich aus § 37 Abs. 5 
LuftGerPO ergebenden Verpflichtung Teile von 
Luftfahrtgerät, die wegen Zeitablaufs oder aus an- 
deren Gründen den Anforderungen nicht (mehr) ge- 
nügten, weder ausnahmslos unverzüglich als un- 
brauchbar gekennzeichnet noch von anderen, be- 
triebstüchtigen Ersatzteilen getrennt gelagert wur- 
den. Dies ist ein zwar leicht zu behebender, aber 

— wegen des damit verbundenen Sicherheitsrisikos 

— schwerer Mangel. 

Es ist allerdings nach dem Ergebnis der Beweisauf- 
nahme einzuräumen, daß von dem Zeitpunkt ab, zu 
dem der Zeuge Moos die Aufgaben des technischen 
Betriebsleiters bei dem Unternehmen übernahm 
(1, Juli 1971) ein Wandel zum Besseren eingetreten 
ist. 

362 

Schließlich ist der Ausschuß auf Grund der sachver- 
ständigen Aussage des Zeugen Moos auch zu der 
Überzeugung gekommen, daß die technischen Ein- 
richtungen der Werkstätten für die Erweiterung des 
luftfahrttechnischen Betriebes auf Flugzeuge des 
Musters Boeing 707 nicht ausreichend waren und 
daß für die Durchführung von Instandhaltungs- 
arbeiten an diesen Flugzeugen weder ein ausrei- 
chender Vorrat von Ersatzteilen noch ausreichender 
Hallenraum zur Verfügung stand ö^). Der Zeuge wies 
insbesondere darauf hin, daß es an Werkzeugen 
und an Testequipment gefehlt habe, und führte aus, 
die Maschinen hätten bis zum Umzug nach Köln 
(Oktober 1971) im Freien gewartet werden müssen. 

363 

Durch die hier getroffenen Feststellungen werden 
in wesentlichen Punkten die Mängel bestätigt, die 
bereits in dem Schreiben des Mr. Montanes ös) (Tech- 
nical Representative der American Airlines) unter 
dem Datum des 4. Mai 1971 angeführt sind bzw. 
daraus hervorgehen, 

364 

Unter den hier festgestellten Umständen erscheint 
die im Schreiben des damaligen Flugbetriebsleiters 
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Kuehnel an den Leiter des Referates Flugsidierheits- 
inspektion im LBA vom 5. Juli 1971 zum Aus- 
druck gebrachte Befürchtung, daß das Unternehmen 
aus technischen Gründen einen Unfall haben könnte, 
ehe noch der neue technische Betriebsleiter (Moos) 
richtig habe eingreifen können, durchaus gerecht- 
fertigt. Diese Feststellung stimmt überein mit den 
Aussagen der Zeugen Dammler, Wrede und Holz- 
apfel, die bekundeten, daß die Flugsicherheit infolge 
der von ihnen beobachteten Zustände im luftfahrt- 
technischen Betrieb des Unternehmens nicht mehr 
gewährleistet gewesen sei. 

365 

3. Die organistorischen Voraussetzungen für die Ver- 
längerung und Erweiterung der Anerkennnug des 
luftfahrttechnischen Betriebes 

Zu den organisatorischen Voraussetzungen eines 
luftfahrttechnischen Betriebes kann man das Tech- 
nische Betriebshandbuch zählen, das jeder aner- 
kannte luftfahrttechnische Betrieb gemäß § 16 Abs. 1 
LuftBO als Dienstanweisung und Arbeitsunterlage 
für das technische Personal zu erstellen und durch 
Ergänzungen und Berichtigungen auf den neuesten 
Stand zu halten hat. Der notwendige Inhalt des 
Technischen Betriebshandbuches ist durch § 16 
Abs. 2 LuftBO vorgeschrieben. Danach muß das 
Technische Betriebshandbuch insbesondere enthal- 
ten: 

— eine Festlegung der Verantwortungsbereiche 
für das technische Personal; 

— Angaben und Unterlagen über die Durch- 
führung der Wartungsarbeiten sowie klei- 
nen Reparaturen; 

— Angaben und Unterlagen über die Durch- 
führung und Bescheinigung der Nachprü- 
fungen nach der Prüfordnung für Luftfahrt- 
gerät sowie 

— Angaben über die Führung der Prüf- und 
Betriebsaufzeichnungen. 
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Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme sind die 
Änderungen und Ergänzungen, die durch die Erwei- 
terung des luftfahrttechnischen Betriebes notwendig 
geworden waren, im Technischen Betriebshandbuch 
des Luftfahrtuntemehmens Panintemational nie in 
einer den Vorschriften des § 16 LuftBO genügenden 
Form vorgenommen worden. 

Dies ergibt sich insbesondere aus der Aussage des 
Zeugen Dammler und den Angaben, die der tech- 
nische Betriebsleiter Moos machte. 
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Auch für den BAC 1-11 -Betrieb entsprach das Tech- 
nische Betriebshandbuch nicht den Vorschriften. 

Vor dem 1. Untersuchungsausschuß erklärte der 
technische Betriebsleiter Moos als Zeuge, von dem 


ö9) s. Rdnr. 201 


Technischen Betriebshandbuch seien „Fragmente" 
für die BAC 1-11, aber nicht für die Boeing 707 
da gewesen. Auf Rückfrage erklärte er ausdrücklich, 
daß das Technische Betriebshandbuch auch für die 
BAC 1-11 nicht vollständig gewesen sei. 

368 

Bereits im Dezember 1970 war dem Zeugen Moos, 
als er im Aufträge des Unternehmens die Verkehrs- 
zulassung der beiden Boeing 707 vorbereitete, auf- 
gefallen, „daß die komplette Organisation" des 
Betriebes fehlte. Dieser Zustand habe — so ergibt 
sich aus seiner Aussage weiter — bis zu seinem 
Eintritt im Juli 1971 fortbestanden. 

Nach der glaubhaften Bekundung des Zeugen fehlte 
es insbesondere auch an einer ausreichenden Ar- 
beitsvorbereitung zur papiermäßigen Kontrolle der 
Maschinen (Kontrolle der Zeitwechselteile etc.). 

Die von ihm festgestellte schlechte Lagerhaltung be- 
schrieb der Zeuge mit dem Hinweis, daß er nach 
zwei oder drei Monaten festgestellt habe, daß für 
eine Million gelieferte Ersatzteile für Flugzeuge des 
Musters BAC 1-11 gefehlt hätten, von denen der 
Verbleib nicht habe festgestellt werden können, 
weil sie unkontrolliert bei Überholungsfirmen „her- 
umgeflogen" seien. 
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Zusammenfassung 

Nach dem Ergebnis der Untersuchungen fehlten für 
eine Erweiterung der Anerkennung des Unterneh- 
mens als luftfahrttechnischer Betrieb für die Instand- 
haltung von Flugzeugen des Musters Boeing 707 so- 
wohl die personellen wie auch die technischen und 
organisatorischen Mindestvoraussetzungen. 

Für die Verlängerung der Anerkennung als luft- 
fahrttechnischer Betrieb für die Instandhaltung von 
Flugzeugen des Musters BAC 1-11 waren zwar die 
personellen, jedoch nicht die erforderlichen tech- 
nischen und organisatorischen Voraussetzungen ge- 
geben. 


370 

II. Die Beurteilung der Verlängerung und Erweiterung 
der Anerkennung als luftfahrttechnischer Betrieb 

Nach den vorangegangenen Ausführungen steht fest, 
daß die Verlängerung und Erweiterung der Aner- 
kennung rechtswidrig war. 

An dieser Feststellung ändert auch nichts, daß die 
Erweiterung der Anerkennung mit den Auflagen 
verbunden war, 

— bis 30, Juni 1971 nachzuweisen, daß — wie 
es im Bescheid vom 7. Mai heißt — alle Vor- 
aussetzungen erfüllt sind für die Erteilung 
von Prüferlaubnissen nach der Prüfordnung 
für Luftfahrtpersonal zur Durchführung von 
Nachprüfungen der Instandhaltung von Flug- 
zeugen des Musters Boeing 707 in den Fach- 
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richtungen Flugwerk und Triebwerk für 
mindestens zwei Prüfer der Klasse 2; 

: — bis 15. Oktober 1971 das ständige Nutzungs- 
recht von Hallenraum zur Durchführung von 
Instandhaltungsarbeiten nachzuweisen und 

— das Technische Betriebshandbuch zu ergän- 
zen und zu berichtigen und in der ergänzten 
und berichtigten Ausführung dem LBA bis 
15. September 1971 vorzulegen. 

Abgesehen davon, daß diese Bedingungen vor der 
Erweiterung hätten erfüllt sein müssen, bleiben nach 
den obigen Ausführungen genügend sonstige unbe- 
rücksichtigte Mängel, die die Erweiterung als un- 
zulässig erscheinen lassen. 
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Der Vorwurf, rechtswidrig gehandelt und damit 
seine Aufsichtspflicht verletzt zu haben, trifft das 
LBA. Zum Teil waren die auf gezeigten Mängel 
nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme nicht nur 
dem Leiter der Dienststelle Düsseldorf und dem 
technischen Betriebsprüfer Riedel, sondern auch dem 
Leiter der Abteilung Betrieb im LBA und dem da- 
maligen Amtsleiter bekannt. 

Schon die Kenntnis des Leiters der Dienststelle 
Düsseldorf und die des technischen Betriebsprüfers 
Riedel muß das Amt jedoch gegen sich gelten 
lassen 

Soweit die aufgezeigten Mängel dem Leiter der 
Dienststelle Düsseldorf und dem technischen Be- 
triebsleiter Riedel nicht positiv bekannt waren, 
hätten sie bei Anwendung der gebotenen Sorgfalt 
erkannt und berichtet werden müssen. 

Wie sich die Verantwortung für die rechtswidrige 
Entscheidung im einzelnen auf die beteiligten Beam- 
ten im LBA verteilt, kann hier dahingestellt bleiben. 
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Bei der erkennbaren latenten Gefahr, die vom luft- 
fahrttechnischen Betrieb des Unternehmens unter 
den angeführten Umständen ausging, muß es als 
eine grobe Pflichtverletzung erscheinen, daß — wie 
die Beweisaufnahme ergeben hat — das Schreiben 
Dammlers an das Luftfahrtuntemehmen Paninter- 
national vom 4. Mai 1971 das dem technischen 
Betriebsprüfer Riedel zugeleitet wurde und von dem 
der Leiter der Abteilung Betrieb vor der Verlänge- 
rung und Erweiterung der Anerkennung als luft- 
fahrttechni scher Betrieb Kenntnis erhielt, ohne die 
gebotene Beachtung blieb. 

Es steht fest, daß eine (neue) Überprüfung des tech- 
nischen Betriebes des Unternehmens nach dem 
4. Mai 1971 erst am 28. und 29. Juli 1971 vorgenom- 
men wurde. Entgegen einer anders lautenden Dar- 
stellung des Zeugen Matschego ging jedoch auch 
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diese durch den technischen Betriebsprüfer Riedel 
und den Leiter der Außenstelle Düsseldorf des LBA 
vorgenommene Überprüfung nicht auf die Beanstan- 
dungen Dammlers vom Mai 1971 zurück. Anlaß die- 
ser Prüfung waren vielmehr die Beanstandungen, 
die der damalige Flugbetriebsleiter Kuehnel am 
7. Juli 1971 im BMV vortrug i^^), und der Erlaß des 
BMV vom 8. Juli 1971, mit dem das LBA zu einer 
Überprüfung der Vorwürfe aufgefordert wurde i^®). 

Den Zustand der Werkstätten und Lager des Unter- 
nehmens sahen sich die Prüfer aber auch am 28. und 
29. Juli 1971 nicht an. 
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Dem BMV kann die Verlängerung und Erweiterung 
der Anerkennung des Luftfahrtuntemehmens Pan- 
international als luftfahrttechnischer Betrieb nicht 
zum Vorwurf gemacht werden. Ihm waren im Zeit- 
punkt der Verlängerung (7. Mai 1971) die auf ge- 
zeigten Mängel weder bekannt, noch hätten sie ihm 
bei Anwendung der gebotenen Sorgfalt bekannt 
sein müssen. 

Erste Kenntnis von angeblichen Mängeln des luft- 
fahrttechnischen Betriebes erhielten die zuständigen 
Beamten im Bundesverkehrsministerium dutch die 
Vorsprache Kuehnels am 7. Juli 1971 und die Be- 
sprechung, die am 8. Juli 1971 im Bundesministe- 
rium für Verkehr stattfand ^^^). Die dadurch in tech- 
nischer Hinsicht erregten Bedenken wurden durch 
den LBA-Bericht vom 2. August 1971 und die darin 
enthaltene Feststellung zerstreut, es sei unzutref- 
fend, wenn der Zustand der technischen Grundlagen 
der Panintemational als sicherheitsgefährend be- 
zeichnet werde. 


D. Die Erweiterung der Unternehmensgenehmi- 
gung zur gewerblichen Verwendung des vier- 
ten Flugzeuges vom Muster BAC 1-11 und der 
beiden Boeing 707 

I. Die rechtlichen Voraussetzungen für die 
Erweiterung der Unternehmensgenehmigung 

374 

Nach § 62 Abs. 1 Nr. 8 LuftVZO darf eine Geneh- 
migung zur gewerblichen Verwendung von Luftfahr- 
zeugen nur erteilt und eine bestehende Genehmi- 
gung nur erweitert werden, wenn ausreichende per- 
sonelle, technische und organisatorische Vorausset- 
zungen vorhanden sind, um die Lufttüchtigkeit der 
verwendeten Flugzeuge jederzeit aufrechtzuerhal- 
ten und einen sicheren Betrieb durchzuführen. 

Auf der Grundlage dieser Bestimmung unterschei- 
det die Praxis zwischen personellen, technischen 
und organisatorischen Voraussetzungen zur Auf- 
rechterhaltung der Lufttüchtigkeit (technischen Vor- 
aussetzungen) einerseits und personellen, techni- 
schen und organisatorischen Voraussetzungen zur 
Durchführung eines sicheren Betriebes (flugbetrieb- 
lichen Voraussetzungen) andererseits. 
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Zu den flugbetrieblichen Voraussetzungen gehört 
das, was zur Durchführung eines sicheren Flugbe- 
triebes mit den (lufttüchtigen) Luftfahrzeugen nötig 
ist. Dieser Bereich ist im sechsten Abschnitt der Be- 
triebsordnung für Luftfahrt ge rät unter dem Titel 
„Besondere Flugbetriebsvorschriften" näher gere- 
gelt. 
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Nach den Ausführungen unter C. dieses Kapitels 
steht fest, daß die nach § 62 Abs. 1 Nr. 8 außerhalb 
der flugbetrieblichen Voraussetzungen erforderli- 
chen technischen Voraussetzungen für die mit Be- 
scheid vom 2. April 1971 ausgesprochene Genehmi- 
gung zur gewerblichen Verwendung der beiden 
Boeing 707 nicht Vorlagen. Denn die Instandhal- 
tung dieser Maschinen in einem anerkannten und 
ordnungsgemäßen luftfahrttechnischen Betrieb war 
entgegen § 17 LuftBO nicht gewährleistet. 

§17 LuftBO spricht zwar nur davon, daß die Luft- 
fahrtunternehmen die Instandhaltung einem nach 
der Prüf Ordnung für Luftfahrtgerät anerkannten 
luftfahrttechnischen Betrieb zu übertragen hätten. 
Dabei wird jedoch als selbstverständlich vorausge- 
setzt, daß der anerkannte Betrieb ein den Vor- 
schriften des § 33 Abs. 2 LuftGerPO entsprechender 
Betrieb ist. Das war jedoch im Falle des luftfahrt- 
technischen Betriebes des Luftfahrtunternehmens 
Paninternational im Mai 1971 und später in perso- 
neller, technischer und organisatorischer Hinsicht 
nicht der Fall Zumindest der angeführte Mangel 
an ausreichendem technischem Personal für die In- 
standhaltung der beiden Boeing 707 bestand auch 
schon im Zeitpunkt der Zulassung der beiden Boeing 
707 zur gewerblichen Verwendung. 
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Nur am Rande sei in diesem Zusammenhang er- 
wähnt, daß neben den materiellen Voraussetzungen 
für einen ordnungsmäßigen luftfahrttechnischen Be- 
trieb für die Instandhaltung der Boeing 707 bis 
7. Mai 1971 auch die formelle Voraussetzung der 
Anerkennung des luftfahrttechnischen Betriebes 
fehlte. Denn die — wie festgestellt — rechtswidrige 
Erweiterung der Anerkennung wurde erst am 7. Mai 
1971 ausgesprochen. 
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Anders als im Falle der beiden Boeing 707 läßt sich 
bei der vierten BAC 1-11 nicht ohne weiteres fest- 
stellen, daß die technischen Voraussetzungen für die 
Zulassung dieser Maschine im März 1971 fehlten-, 
denn die Feststellungen, die den luftfahrttechnischen 
Betrieb insgesamt als ordnungswidrig erscheinen 
lassen sind mit Sicherheit nur für den Monat 
Mai 1971 und später getroffen worden. Aus den 
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bereits angeführten Umständen läßt sich jedoch 
vermuten, daß auch die technischen Voraussetzun- 
gen für die Genehmigung der gewerblichen Verwen- 
dung der vierten BAC 1-11 nicht gegeben waren. 
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Geht man von den Gutachten der Flugbetriebsprüfer 
und den Berichten aus, die das LBA in flugbetrieb- 
licher Hinsicht auf Grund der Gutachten der Flug- 
betriebsprüfer dem BMV erstattete, so muß die Zu- 
lassung der vierten BAC 1-11 und die der beiden 
Boeing 707 auch in flugbetrieblicher Hinsicht zumin- 
dest als sehr bedenklich erscheinen. Zur Begründung 
dieser Feststellung wird — teils in Wiederholung, 
teils in Ergänzung früherer Angaben — auf folgen- 
des hingewiesen: 
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Die flugbetrieblichen Voraussetzungen für eine Er- 
weiterung der Unternehmensgenehmigung für die 
gewerbliche Verwendung eines vierten Flugzeuges 
vom Muster BAC 1-11 und für die Verwendung 
zweier Flugzeuge vom Muster Boeing 707 sind wie- 
derholt verneint worden. 

In der Schlußbemerkung eines Berichts der Flugbe- 
triebsprüfer Lindberg, Kuehnel und Wrede vom 
29. Juli 1970 an das LBA heißt es: 

Eine Erweiterung des Betriebes — in welcher 
Form auch — ist in absehbarer Zeit nicht zu 
verantworten. 

Der auf der Grundlage dieses Berichts der Flugbe- 
triebsprüfer erstellte Bericht an den BMV vom 
14. August 1970 übernimmt diese Beurteilung im 
wesentlichen mit der Feststellung: 

Jede Erweiterung des Betriebes ist zur Zeit 
nicht möglich. 
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In einem Vermerk über den Inhalt eines Telefon- 
gesprächs zwischen dem Flugbetriebsprüfer Wrede 
und dem Leiter des Referats Flugsicherheitsinspek- 
tion vom 24. November 1970 stellt Wrede u. a. 
fest: 

Ich habe nochmals daran erinnert . . . , daß eine 
Erweiterung des Unternehmens, in welcher 
Art auch, so lange nicht in Frage käme, bis 
der bestehende Flugbetrieb nicht nur bei einer 
Prüfung den Anforderungen entspricht, son- 
dern auch ein Jahr lang ohne wesentliche Be- 
anstandungen aufrechterhalten werden 
konnte. 
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In dem Bericht über die flugbetrieblichen Grundlagen 
für die Durchführung eines sicheren Flugbetriebes 
vom 20. Januar 1971 der von den Flugbetriebs- 
prüfem Lindberg, Kuehnel, Wrede und Holzapfel 
unterzeichnet ist, heißt es im Hinblick auf den Be- 
trieb der BAC 1-11 des Unternehmens: 
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Von einer Betriebserweiterung mit BAC 1-11 
wird auf jeden Fall bis zu dem Zeitpunkt ab- 
geraten, bis ein einwandfreier Betrieb wäh- 
rend eines Jahres nachgewiesen ist. 

Zu der von dem Unternehmen geplanten Betriebs- 
erweiterung mit Flugzeugen des Musters B 707 wird 
in dem zuletzt angeführten Bericht erklärt: 

Von einer Erteilung der Genehmigung der 
geplanten Betriebserweiterung mit B 707 muß 
abgeraten werden. 
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Die in dem Bericht der Flugbetriebsprüfer an das 
LBA vom 20. Januar 1971 enthaltenen, oben wieder- 
gegebenen Feststellungen werden in dem Bericht 
des LBA an den BMV vom 12. Februar 1971 
übernommen. Im letzten Absatz dieses Berichts heißt 
es hinsichtlich der von Paninternational geplanten 
Verwendung der Boeing 707-Flugzeuge: 

Eine erneute Prüfung des Unternehmens auf 
diese Betriebserweiterung halten wir so lange 
für zwecklos, als nicht nachgewiesen ist, daß 
der Flugbetrieb mit den BAC 1-11 -Flugzeugen 
so weit konsolidiert ist, daß er auch durch 
eine Betriebserweiterung nicht wieder in Un- 
ordnung gebracht wird. 
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In dem diesem Bericht beigefügten Gutachten über 
die flugbetrieblichen Grundlagen für die Durchfüh- 
rung eines sicheren Flugbetriebes vom 9. Februar 
1971 das auf der Grundlage des Berichts der 
Flugbetriebsprüfer vom 20. Januar 1971 erstellt 
wurde, wird schließlich erklärt: 

Die Ausweitung des Betriebes mit Langstrek- 
kenflugzeugen erfordert einen festgefügten 
und eingelaufenen Betrieb mit den bisher 
eingesetzten Mittelstreckenflugzeugen vom 
Muster BAC 1-11. 
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Gleichwohl teilte der damalige Direktor des LBA 
dem BMV mit Fernschreiben vom 15. März 1971 
mit, daß gegen die Erweiterung der Untemehmens- 
genehmigung für die Verwendung eines vierten 
Flugzeuges vom Muster BAC 1-11 keine Bedenken 
bestünden. Im Hinblick auf die Erweiterung der Ge- 
nehmigung zur gewerblichen Verwendung von zwei 
Flugzeugen des Musters Boeing 707 wurde dem 
BMV mit Fernschreiben des LBA vom 2. April 1971 
mitgeteilt, daß (auch) gegen die befristete Erweite- 
rung der Genehmigung auf die Verwendung von 
Flugzeugen des Musters Boeing 707 keine Bedenken 
mehr bestünden 
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Dies ist, auf dem Hintergrund der oben angeführten 
Berichte gesehen, um so erstaunlicher, als nach dem 
Ergebnis der Beweisaufnahme feststeht, daß das 
Unternehmen entgegen der früheren Praxis vor 
der Zulassung eines weiteren (vierten) Flugzeuges 
vom Muster BAC 1-11 weder in technischer, flug- 
betrieblicher noch wirtschaftlicher Hinsicht überprüft 
worden ist. Der Zulassung der beiden Boeing 707 
ging zwar eine flugbetriebliche n^), jedoch nach dem 
Ergebnis der Beweisaufnahme keine neue technische 
oder wirtschaftliche Überprüfung voraus. 
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Dem technischen Betriebsprüfer Riedel genügte für 
seihe Zustimmung zur Befürwortung der Genehmi- 
gung der beiden Boeing 707 die telefonische Aus- 
kunft des Leiters der Außenstelle Düsseldorf des 
LBA, daß gegenüber den im Januar 1971 festge- 
stellten Beanstandungen keine weiteren Beanstan- 
dungen bekanntgeworden seien. 

387 

Aus den Aussagen der Zeugen Riedel, Ehmke, Mat- 
schego und Ossenbühn geht hervor, daß sie die Zu- 
lassung der vierten BAC 1-11 und der beiden Boeing 
707 allein deswegen für vertretbar gehalten haben, 
weil die Aufgaben des Flugbetriebsleiters ab 
12. März 1971 von dem früheren Flugbetriebsprüfer 
Kuehnel übernommen worden seien. Der Zeuge 
Ehmke erklärte in diesem Zusammenhang, die Ein- 
setzung Kuehnels als Flugbetriebsleiter sei ihnen 
eine „Garantie" dafür gewesen, daß die „bestehen- 
den" Mängel, insbesondere in bezug auf die flug- 
betrieblichen Grundlagen, abgestellt werden wür- 
den. 

388 

Dies ist ein — wenn unter den gegebenen Umstän- 
den nicht unzulässiges — zumindest sehr bedenk- 
liches Verfahren. Den eigenen Feststellungen und 
Berichten entsprechend hätte das LBA zweifellos 
besser daran getan, zunächst einmal abzuwarten, 
ob Kuehnel als Flugbetriebsleiter das halten werde, 
was man sich von ihm versprach. Wie berechtigt 
diese Feststellung ist, geht auch daraus hervor, daß 
auch während der Zeit, in der Kuehnel Flugbetriebs- 
leiter des Unternehmens war, nicht nur in techni- 
scher, sondern auch in flugbetrieblicher Hinsicht 
erhebliche Mängel bestanden. 

389 

Die Bedenken, die im LBA-Gutachten vom 15. Mai 
1970 ^^5) hinsichtlich der Zulassung des dritten Flug- 
zeuges vom Muster BAC 1-11 geltend gemacht wur- 
den, wären auch im Hinblick auf die Zulassung der 
vierten BAC 1-11 und der beiden Boeing 707 ge- 
rechtfertigt gewesen. Seinerzeit hatte das LBA in 
der Schlußbemerkung seines Berichts geschrieben: 

Die Aufgabe, Versäumtes nachzuholen, ist 
für den Flugbetriebsleiter um so schwerer, 
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als gleichzeitig der Einsatz von drei statt bis- 
her zwei Flugzeugen zu regeln ist. 

390 

Um so erstaunlidier ist es, daß der Leiter des Re- 
ferats Flugsicherheitsinspektion in der Beweisauf- 
nahme die Ansicht vertrat, daß es aus seiner Sicht 
keinen wesentlichen Unterschied mache, ob nun 
drei oder vier BAC-Flugzeuge zugelassen seien. 
Wörtlich sagte er: „Drei und vier — ich glaube, das 
kann man in einem Atemzug machen." 

II. Die Beurteilung der Erweiterung der Unter- 
nehmensgenehmigung 

391 

Die Zulassung der vierten BAC 1-11 erscheint be- 
denklich, weil die technischen und — geht man von 
den Gutachten der Flugbetriebsprüfer und den Be- 
richten des LBA aus — die flugbetrieblichen Vor- 
aussetzungen für die Zulassung dieses Flugzeuges 
vermutlich nicht gegeben waren. 

392 

Die Zulasung der beiden Flugzeuge vom Muster 
Boeing 707 war unzulässig, weil die technischen 
Voraussetzungen für die Genehmigung der gewerb- 
lichen Verwendung dieser Maschinen nicht gegeben 
waren. 

Die flugbetrieblichen Vorausetzungen erscheinen 
zweifelhaft. 

393 

Unabhängig davon, ob die rechtlichen Voraussetzun- 
gen für eine Erweiterung der Unternehmensgeneh- 
migung zur gewerblichen Verwendung der vierten 
BAC 1-11 und der beiden Boeing 707 gegeben wa- 
ren oder nicht, hat das LBA seine Pflichten als Auf- 
sichtsbehörde verletzt, indem es 

a) dem BMV ohne erneute technische und flug- 
betriebliche Prüfung mitteilte, gegen die Geneh- 
migung der gewerblichen Verwendung der vier- 
ten BAC 1-11 bestünden keine Bedenken und 

b) dem BMV ohne erneute technische Prüfung mit- 
teilte, auch gegen die gewerbliche Verwendung 
der beiden Boeing 707 bestünden keine Beden- 
ken mehr. 

394 

Der BMV muß gegen sich gelten lassen, daß er sich 
den Stellungnahmen des LBA gegen eine Erwei- 
terung der Unternehmensgenehmigung zur gewerb- 
lichen Verwendung einer vierten BAC 1-11 und 
zweier Boeing 707 bestünden keine Bedenken 
(mehr), ohne weiteres anschloß, obwohl diese Stel- 
lungnahmen ohne Angabe von Gründen übermittelt 
wurden und im Widerspruch zu allen früheren Stel- 
lungnahmen standen. 

s. dazu Rdnrn. 288, 292 


E. Die Zustimmung zur Besteiiung des Flug- 
kapitäns Dr.-ing. Weber als Flugbetriebs- 
ieiter des Luftfahrtunternehmens Paninter- 
nationai 

395 

Im Rahmen der Untersuchung, ob die Zustimmung 
zur Bestellung des Dr. Weber als Flugbetriebsleiter 
zu beanstanden ist, erscheint es zweckmäßig, zu- 
nächst kurz auf die Aufgaben eines Flugbetriebs- 
leiters einzugehen. 


i. Die Aufgaben eines Flugbetriebsleiters 
396 

Ein Flugbetriebsleiter hat im wesentlichen folgende 
Aufgaben wahrzunehmen: 

— Leitung, Koordination und Aufsicht über das Zu- 
sammenwirken der verschiedenen Bereiche eines 
Flugbetriebs, wie z. B. Besatzungsplanung, Ka- 
binendienst, Flugtraining, Flugbetriebsüberwa- 
chung (Operational control) untereinander und 
mit anderen Abteilungen wie Technik, Verkauf 
etc.; 

— Personalplanung und Planung des Einsatzes von 
Fluggeräten und dessen Ausrüstung; 

— Erstellung des Flugbetriebshandbuches in Ein- 
klang mit den gesetzlichen Vorschriften; 

— Kontrolle des Flugbetriebs hinsichtlich Sicher- 
heit und Wirtschaftlichkeit; 

— grundsätzliche Entscheidungen im Flugbetrieb. 

Dabei hat der Flugbetriebsleiter darauf zu achten, 
daß die seinen Bereich betreffenden Vorschriften 
der Betriebsordnung für Luftfahrtgerät und der zu 
ihrer Durchführung erlassenen Vorschriften einge- 
halten werden. Dies ergibt sich aus § 2 Abs. 1 und 2 
LuftBO. 


II. Die rechtlichen Voraussetzungen für die Zustim- 
mung zur Bestellung und die Verwaltungspraxis 
bei der Bestellung eines Flugbetriebsleiters 

397 

Es gibt bisher keine Vorschrift, durch die die Vor- 
aussetzungen für die Bestellung und die Zustim- 
mung zur Bestellung eines Flugbetriebsleiters fest- 
gelegt werden. Durch § 38 Abs. 2 LuftBO wird ledig- 
lich bestimmt, daß die Bestellung der Betriebsleiter 
(technischer Betriebsleiter und Flugbetriebsleiter) 
der Zustimmung durch die Aufsichtsbehörde bedarf. 
Allerdings kann man aus § 2 Abs. 2 LuftBO folgern, 
daß der Flugbetriebsleiter über „ausreichende 
Kenntnisse und Erfahrungen im Flugbetrieb" ver- 
fügen muß. 

398 

Die Voraussetzungen für die Zustimmung zur Be- 
stellung von Flugbetriebsleitern, die gemäß § 38 
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Abs. 2 LuftBO dem LBA als Aufsichtsbehörde ob- 
liegt, sind auch nicht in Richtlinien des BMV oder 
des LBA geregelt. 

399 

In der Praxis hat sich das LBA bei seinen Entschei- 
dungen nach § 38 Abs. 2 LuftBO an Part 121 der 
Federal Aviation Regulations (FAR) der USA ange- 
lehnt und dabei im Einzelfall in der Regel die Vor- 
stellungen des zuständigen Fachreferenten im LBA, 
des Leiters des Referats Flugsicherheitsinspektion, 
berücksichtigt, 

400 

Die amerikanischen Vorschriften sehen in Part 121 
FAR unter § 121.61 folgende Regelung vor: 

(a) No person may serve as director of ope- 
rations unless he knows the contents of the 
air carrier's or commercial operator's opera- 
tions manual and operations specifications, 
and the provisions of this Part necessary to 
the proper performance of his duties and — 

(1) Holds, or has held, an airline transport 
pilot certificate and has at least three years 
of experience as pilot in command of a large 
aircraft; or 

(2) Has at least three years of experience as 
director of operations, of an Operation using 
large aircraft, or a position of comparable 
responsibility. 

401 

Daraus wird vom LBA folgende Regel für die Zu- 
stimmung zur Bestellung von Flugbetriebsleitern 
abgeleitet: 

Als Flugbetriebsleiter darf nur eingesetzt 
werden, wer ausreichende Kenntnisse vom 
Inhalt des Flugbetriebshandbuches und des 
Luftverkehrs-Gesetzes mit den dazu gehören- 
den Rechtsverordnungen als Grundlage für 
seine Aufgaben besitzt und 

1. eine Erlaubnis als Linienflugzeugführer 
besitzt oder besessen hat und über eine 
mindestens dreijährige Erfahrung als ver- 
antwortlicher Flugzeugführer im inter- 
nationalen Luftverkehr verfügt, oder 

2. über eine mindestens dreijährige Erfah- 
rung als Leiter eines Flugbetriebes, der 
Flugzeuge gleicher Größenordnung in der 
gleichen Betriebsart und für den gleichen 
Verwendungszweck eingesetzt hat, ver- 
fügt oder eine diesen Aufgaben vergleich- 
bare Tätigkeit im gleichen Umfang aus- 
geübt hat. 

402 

Darüber hinaus wurde — jedenfalls im Falle des 
Luftfahrtuntemehmens Paninternational — nach der 
Ablösung Kuehnels als Flugbetriebsleiter die Zu- 


stimmung zur Bestellung eines neuen Flugbetriebs- 
leiters abhängig gemacht von 

— einer ausreichenden Langstreckenerfahrung und 

— der persönlichen Zuverlässigkeit 
des Bewerbers. 

403 

Als eine „Langstrecke" bezeichnete der Leiter des 
Referats Flugsicherheitsinspektion im LBA als 
Zeuge vor dem Untersuchungsausschuß eine Strecke 
mit besonderen navigatorischen Schwierigkeiten. 
Der Zeuge Garbers erklärte dazu, im Entwurf einer 
(neuen) Prüfordnung für Luftfahrtpersonal sei jetzt 
erstmals versucht worden, den Begriff des Lang- 
streckenfluges bzw. der Langstrecke zu definieren. 
Nach dem jetzigen Stand der Erörterung dieses Ent- 
wurfs werde als Langstrecke eine Flugstrecke dann 
angesehen, wenn über mehr als 500 nautische Mei- 
len hin keine Bodenhilfsmittel zur Orientierung zur 
Verfügung stünden. 

404 

Der Zeuge Ehmke räumte auf Vorhalt ein, daß durch 
Part 121 der FAR keine Langstreckenerfahrung als 
Voraussetzung für die Bestellung als Flugbetriebs- 
leiter verlangt werde. Er meinte jedoch, ein Flug- 
betriebsleiter müsse Erfahrung auf den Gebieten 
haben, auf denen das Unternehmen, dem er als Flug- 
betriebsleiter angehöre, operiere. 

Dementsprechend sei auch bei anderen Unterneh- 
men, die Langstreckenflugzeuge betrieben, als Vor- 
aussetzung für die Zustimmung zur Bestellung von 
Flugbetriebsleitern Langstreckenerfahrung des je- 
weiligen Flugbetriebsleiters verlangt worden. 

Beim Einsatz von Langstreckenflugzeugen müsse 
der Flugbetriebsleiter etwas von der Flugplanung, 
der Flugvorbereitung, der Betriebsstoffbevorratung 
und der Navigation auf Langstrecken verstehen. 

III. Die Bedenken gegen die Zustimmung zur 

Besteliung des Dr. Weber ais Fiugbetriebsieiter 

405 

Im Zeitpunkt der Zustimmung zu seiner Bestellung 
als (verantwortlicher) Flugbetriebsleiter des Luft- 
fahrtunternehmens Paninternational (16. September 
1971) war Dr.-Ing. Weber seit ca. sieben Jahren als 
verantwortlicher Flugzeugführer auf Flugzeugen mit 
über 5700 kg Fluggewicht, d. h. auf „large aircrafts" 
im Sinne der o. a. Bestimmung des Part 121 der FAR, 
ununterbrochen tätig gewesen. 

406 

Die Musterberechtigung ^^^) für Flugzeuge des 
Musters Boeing 707 war ihm am 9. Juni 1971 erteilt 
worden. Bis zum 14. Juli desselben Jahres hatte er 
nach Feststellungen der Zeugen Garbers und Huck 


“7) s. dazu § 59 Abs. 1 LuftPerPO 
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100 Flugstunden als verantwortlicher Flugzeugfüh- 
rer auf dem Muster 707 geleistet. 

407 

Es besteht kein Zweifel, daß Dr. Weber, der dem 
Luftfahrtunternehmen Paninternational bereits seit 
Januar 1971 als Flugzeugführer angehörte, die Vor- 
aussetzungen erfüllte, die in Part 121 FAR gefor- 
dert werden. Gleichwohl versagte das LBA zunächst 
die Zustimmung zu der vom Luftfahrtunternehmen 
Paninternational beabsichtigten Bestellung Dr. We- 
bers als .Flugbetriebsleiter, weil er keine ausrei- 
chende Langstreckenerfahrung habe und mangels 
ausreichender persönlicher Zuverlässigkeit für die 
Wahrnehmung der Aufgaben des Flugbetriebsleiters 
in diesem Unternehmen nicht geeignet sei. 

408 

1. Der Einwand unzureichender Langstreckenerfahrung 

Auf eine schriftliche Anfrage des 1. Untersuchungs- 
ausschusses, was unter ausreichender Erfahrung mit 
Langstreckenflugzeugen zu verstehen sei, deren 
Fehlen im Falle von Dr. Weber im Zusammenhang 
mit seiner Bestellung zum Flugbetriebsleiter bemän- 
gelt wurde, antwortete das LBA mit Stellungnahme 
vom 19. Juli 1972: 

Nach der beim Luftfahrt-Bundesamt geübten 
Praxis gilt als ausreichende Erfahrung eine 
Gesamtflugzeit von 500 Stunden auf Lang- 
streckenflugzeugen, die eine Tätigkeit als 
verantwortlicher Flugzeugführer über den 
Zeitraum von mindestens einem Jahr ein- 
schließen sollte, damit der Flugzeugführer 
alle jahreszeitlich bedingten Erscheinungen, 
unterschiedlichen Belastungen und ausrei- 
chend unterschiedliche Besatzungsumläufe 
kennengelernt hat. 

409 

Der BMV erklärte zu diesem Punkt in einer Stel- 
lungnahme vom Juli 1972 nach dem Hinweis darauf, 
daß Part 121 der FAR keine Langstreckenflugerfah- 
rung fordere, daß auch die vom LBA in der Arbeits- 
gruppe Flugunfallverhütung vorgeschlagene Rege- 
lung der Anforderungen an Flugbetriebsleiter keine 
Langstreckenerfahrung als Voraussetzung für die 
Bestellung eines Flugbetriebsleiters vorsehe. Er ver- 
wies darauf, daß Dr. Weber zum Zeitpunkt des An- 
trages auf Zustimmung zu seiner Bestellung bereits 
über mehr als 100 Stunden Flugerfahrungen auf der 
Boeing 707 gehabt habe und eine enge Zusammen- 
arbeit mit dem Chefpiloten für die beiden Boeing 
707 hätte vorausgesetzt werden können. 

2. Der Einwand mangelnder persönlicher Zuverlässigkeit 

410 

Die Annahme mangelnder persönlicher Zuverlässig- 
keit stützte sich auf die Vorwürfe bzw. den Ver- 
dacht, 


a) Dr. Weber habe in seiner früheren Eigen- 
schaft als Flugbetriebsleiter bei dem Luft- 
fahrtunternehmen LTU (1. Januar 1967 bis 
31. März 1969) Trainingsflüge mit Passa- 
gieren an Bord geduldet und 

b) die Falscheintragung von Flugstunden ge- 
duldet bzw. wahrheitswidrig Flugstunden 
für Flugzeugführer bescheinigt, deren Er- 
laubnis (Lizenz) ohne diese Bescheinigung 
mangels ausreichender Zahl von Flugstun- 
den gemäß der Prüfordnung für Luftperso- 
nal nicht hätte verlängert werden dürfen. 

Darüber hinaus wurde in diesem Zusammenhang 
geltend gemacht, 

c) Dr. Weber habe die Erteilung der Berech- 
tigung zur Einweisung von Flugzeugfüh- 
rern (Einweisungsberechtigung) auf Flug- 
zeugen des Musters Boeing 707 zu einem 
Zeitpunkt beantragt, als er selbst gerade 
erst die Musterberechtigung für diesen 
Typ erhalten habe. 

Das, so meinte der Leiter des Referats Luftsicher- 
heitsinspektion im LBA als Zeuge, tue ein verant- 
wortunsgbewußter Flugzeugführer nicht. 


Zu a) 

Insoweit hat die Beweisaufnahme folgendes er- 
geben: 

411 

aa) Ein Flugkapitän L. des Luf tfahr tunte rnehmehs 
LTU führte am 31. Januar 1969 auf Weisung 
des damaligen Flugbetriebsleiters der LTU, des 
Flugkapitäns Dr. Weber, als zweiter Flugzeug- 
führer im gewerblichen Luftverkehr zwei Flüge 
auf einem Flugzeug des Musters Caravelle aus, 
ohne die für dieses Flugzeugmuster erforder- 
liche Erlaubnis (Musterberechtigung) zu besit- 
zen. Zu diesem Zeitpunkt war der Teil der 
Flugeinweisung des Flugzeugführers L. auf 
Flugzeugen des Musters Caravelle — dies er- 
gibt sich aus der Aussage des Zeugen Gar- 
bers — , der in der Übung sogenannter Notver- 
fahren (Bedingungen, Erkennen, Verhalten und 
Verfahren bei Triebwerkausfall im Start und im 
Fluge, Rauchentwicklung und Feuer, Notsink- 
flug etc.) bereits abgeschlossen. 

412 

Nach der zu diesem Punkt eingeholten Stel- 
lungnahme des BMV vom Juli 1972 diente der 
Einsatz des Flugzeugführers L. der Sammlung 
von Erfahrung als zweiter Flugzeugführer auf 
der Caravelle und zur Vorbereitung der Kapi- 
tänschulung dieses Flugzeugführers. Dieser Ein- 
satz wäre nach der Rechtslage, die bis zum 
30. April 1967 gegolten hat, zulässig gewesen. 
Nach der seit 1. Mai 1967 geltenden Rechtslage 
war er es nicht. 
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413 

Vor dem 1. Mai 1967 war nachstehende Form 
der Schulung zum verantwortlichen Flugzeug- 
führer üblich und zulässig: 

1. Einweisung des Flugzeugführers im 
Flugsimulator oder im Flugzeug in die 
Führung und Bedienung des Flugzeug- 
musters einschließlich Notverfahren in 
einem für die Tätigkeit als 2. Flugzeug- 
führer notwendigen Umfange, 

2. Einsatz als 2, Flugzeugführer zur Samm- 
lung von Flugerfahrung auf dem Flug- 
zeugmuster, 

3. Flugeinweisung (Base Training) des 
Flugzeugführers im Flugzeug für die 
Tätigkeit als verantwortlicher Flugzeug- 
führer einschließlich Notverfahren, 

4. Eintragung der Musterberechtigung als 
verantwortlicher Flugzeugführer, 

5. Flüge unter Aufsicht eines erfahrenen 
Kapitäns (supervision time), 

6. Einsatz als verantwortlicher Flugzeug- 
führer nach dem unternehmensinternen 
„Final Check". 

414 

Seit Inkrafttreten der neuen Prüfordnung für 
Luftfahrtpersonal vom 5. April 1967 am 1. Mai 
1967 ist auch für den der Sammlung von Flug- 
erfahrung dienende Einsatz (s. Punkt 2 der 
obigen Übersicht) als 2. Flugzeugführer die 
Eintragung der Musterberechtigung vorgeschrie- 
ben (§ 8 Abs. 2 Nr. 2 d in Verbindung mit § 59 
Abs. 1 LuftPersPO). Diese Eintragung war bei 
dem betreffenden Flugzeugführer noch nicht 
vorgenommen worden, obwohl materiell alle 
Voraussetzungen für die Eintragung der Mu- 
sterberechtigung vor den beanstandeten beiden 
Flügen erfüllt waren. Auch dies ergibt sich aus 
der angeführten Stellungnahme des BMV. For- 
mell war jedoch der Tatbestand des § 60 Abs. 1 
Nr. 2 LuftVG erfüllt, der jeden mit Gefängnis 
bis zu zwei Jahren bedroht, der vorsätzlich ein 
Luftfahrzeug ohne die Erlaubnis nach § 4 Abs. 1 
LuftVG führt oder bedient oder als Halter 
eines Luftfahrzeuges die Führung oder das Be- 
dienen Dritten, denen diese Erlaubnis nicht er- 
teilt ist, gestattet. Wer fahrlässig eine der in 
§ 60 Abs. 1 Nr. 2 genannten Handlungen be- 
geht, wird nach Absatz 2 der angeführten Vor- 
schrift mit Gefängnis bis zu drei Monaten oder 
mit Geldstrafe bedroht. 

415 

Auf Grund dieses Sachverhalts fand am 21. März 
1969 im BMV eine Besprechung statt, in der 
die LTU veranlaßt wurde, einen neuen Flug- 
betriebsleiter zu bestellen. Dr. Weber wurde 
daraufhin als Flugbetriebsleiter der LTU abge- 
löst. Dies erschien dem BMV und dem LBA als 


ausreichende Reaktion auf den festgestellten 
Verstoß. 

Die zuständige Strafverfolgungsbehörde wurde 
nicht eingeschaltet. 

416 

bb) Erst mit Stellungnahme vom 14. August 1972 
machte das LBA auf eine Rückfrage des 1. Un- 
tersuchungsausschusses hin deutlich, daß mit 
der Beschuldigung, Dr. Weber habe Trainings- 
flüge mit Passagieren an Bord geduldet, auch 
folgender Sachverhalt gemeint gewesen sei: 

Dr. Weber habe — und dies sei auch für die 
ursprüngliche Ablehnung der Zustimmung zur 
Bestellung des Dr. Weber als Flugbetriebslei- 
ter der Paninternational von Bedeutung ge- 
wesen — in zwei Fällen wahrheitswidrig Prü- 
fungen und Flugstunden für Prüfungen durch 
Flüge bescheinigt, mit denen Passagiere beför- 
dert worden seien. Das LBA belegte diese Fest- 
stellung mit zwei Fotokopien von Nachweisen 
über Prüfungsflüge zur Erneuerung der Muster- 
berechtigung für ein mehrmotoriges Flugzeug- 
muster und bemerkte dazu wörtlich, „daß ein 
größerer Umfang falscher Bescheinigungen ohne 
schlüssige Beweise seinerzeit nur vermutet 
werden konnte". 

417 

In bezug auf die als Anlage 1 und Anlage 2 
der Stellungnahme beigefügten Ablichtungen 
heißt es: 

Die Anlage 1 enthält den Nachweis 9/4 ^^®) 
mit der Unterschrift von Herrn Dr. Weber 
für die Verlängerung der Musterberechti- 
gung auf Caravelle des Herrn . . . A. vom 

7. Dezember 1968. In einer fernmündlichen 
Auskunft vom 8. August 1972 erklärte 
Herr K. F. Lotz von der Firma LTU, daß 
beide im Nachweis aufgeführten Flüge 
unter den Flugnummern LT 631 und 632 
der Beförderung von Fluggästen dienten. 
Die LT 631 beförderte 89 Fluggäste von 
Düsseldorf nach Palma, die LT 632 26 Flug- 
gäste von Palma nach Düsseldorf. Das Er- 
gebnis des Prüffluges ist von Dr. Weber 
als überdurchschnittlich gut bescheinigt 
worden, obwohl mit Fluggästen weder 
Steilkurven noch simulierter Triebwerkaus- 
fall und anderes mehr ausgeführt werden 
dürfen. Auch die Flugzeitangaben zeigen, 
daß normale Streckenflüge durchgeführt 
wurden, die für das Prüfprogramm keine 
Zeit übrigließen. Sowohl die Prüfung als 
auch die Flugstunden für die Prüfung sind 
von Dr. Weber wahrheitswidrig beschei- 
nigt worden. 


Typenbezeidinung für ein Vordruck-Muster nach 
den Richtlinien des BMV für die Ausbildung und 
Prüfung des Luftfahrtpersonals, Teil II, Besondere 
Bestimmungen, Kapitel 9/A, vom 27. Juli 1967 
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Anlage 2 enthält den Nachweis 9/4 mit der 
Unterschrift von Herrn Dr. Weber für den 
gleichen Zweck. Audi hier wird mit dem 
anliegenden Ops Return bewiesen, daß ein 
Streckenflug mit Fluggästen wahrheits- 
widrig als Prüfflug von Dr. Weber beschei- 
nigt wurde. Auch hier reichten die Flug- 
zeiten nur für die Direktflüge. 

418 

Die beiden angeführten und vom LBA mit sei- 
ner Stellungnahme in Ablichtung vorgelegten 
Nachweise 9/4 mit den Daten 4. Juni und 7. De- 
zember 1968 mit der Unterschrift des damaligen 
Flugbetriebsleiters Rudolf Weber dienten je- 
weils der Verlängerung der Musterberechti- 
gung des Flugkapitäns A. für Flugzeuge des 
Musters Caravelle. Sie weisen als ausgeführte 
und benotete Checks u. a. folgende Übungen 
aus: 

Simulierter Triebwerkausfall nach dem 
Start, 

Annäherung an die Überziehungsgeschwin- 
digkeit oder Auslösung der Überzieh- 
warnanlage sowie 

Notsinkflug. 

419 

Ein Ordnungswidrigkeitenverfahren wegen die- 
ses Sachverhalts gegen Dr. Weber einzuleiten, 
wurde vom LBA versäumt. 


Zu b) 

420 

Die aus der falschen Eintragung von Angaben über 
Flugzeiten abgeleiteten Bedenken gegen die Zu- 
stimmung zu einer Bestellung Dr. Webers als Flug- 
betriebsleiter stützten sich auf folgenden Sachver- 
halt: 

421 

Mit Datum vom 8. September 1969 berichtete der 
Flugbetriebsprüfer Lindberg über das Ergebnis 
einer Prüfung der Einhaltung der Flug- und Flug- 
dienstzeitbeschränkungen der LTU. Nach diesem 
Bericht machte der Flugbetriebsprüfer die Monate 
Juni 1968 und Juni 1969 zum Gegenstand der Prü- 
fung und stellte bei Stichproben fest, daß in der 
Firmenkartei für die Flugzeugführer A. (+ 86.30), 
Kr. (+ 95.28) sowie W. (+ 46.43) Flugstunden zu 
viel in die Firmenkarteikarten eingetragen worden 
seien. 

Wörtlich heißt es insoweit in dem Prüfbericht: 

Die überprüften Flugkapitäne weisen in ihren 
Firmenkarteikarten und LBA-Meldungen zum 
Teil systematisch und zu Unrecht eingetra- 
gene Flüge auf. 


422 

Nach einer Stellungnahme des LBA vom 14. August 
1972 äußerte der Flugbetriebsprüfer Lindberg im 
Zusammenhang mit den hier wiedergegebenen Fest- 
stellungen den Verdacht, daß die falschen Eintra- 
gungen der Flugzeiten nicht ohne Wissen des Dr. 
Weber hätten vorgenommen werden können. Da 
Dr. Weber mit Wirkung vom 31. März 1969 als 
Flugbetriebsleiter abgelöst wurde, kann sich dieser 
Verdacht allerdings nur auf die Feststellungen be- 
ziehen, die für Zeiten vor dem 31. März 1969 ge- 
troffen wurden. 

423 

Die falschen Eintragungen von Flugzeiten dienten 
— soweit ersichtlich — dazu, die Überschreitung 
der höchstzulässigen Flugzeiten von Flugzeugfüh- 
rern zu vertuschen. Inwieweit derartige Falschein- 
tragungen ahdererseits auch Grundlage für die Ver- 
längerung von Lizenzen waren, die ohne den (fal- 
schen) Nachweis dieser Flugzeiten nicht hätten ver- 
längert werden dürfen, ist nicht bekannt. Es steht 
jedoch fest, daß auf Grund des Berichts des Flug- 
betriebsprüfers Lindberg vom 8. September 1969 
ein Bußgeld verfahren gegen den Flugkapitän A. 
eingeleitet wurde, in dem dieser beschuldigt wurde, 
ein Flugbuch zur Verlängerung seiner Erlaubnis für 
Linienflugzeugführer vorgelegt zu haben, in dem 
unrichtige Angaben insofern enthalten gewesen 
seien, als der Flugstundennachweis sich nicht auf 
von ihm durchgeführte Flüge bezogen habe. 

424 

Das Bußgeldverfahren wurde mit einem Bußgeld- 
bescheid vom 28. Januar 1970 abgeschlossen, in 
dem aus den angeführten Gründen wegen eines 
vorsätzlichen Verstoßes gegen § 111 Abs. 3 Luft- 
PersPO, § 58 Abs. 1 Nr. 10 LuftVG ein Bußgeld von 
1000 DM festgesetzt wurde. 

425 

Ob und inwieweit Dr. Weber in seiner damaligen 
Eigenschaft als Flugbetriebsleiter der LTU tatsäch- 
lich pflichtwidrig und schuldhaft (vorsätzlich oder 
fahrlässig) durch Handlungen oder Unterlassungen 
an der falschen Eintragung von Flugzeiten mitge- 
wirkt hat, wurde vom LBA bis heute ebensowenig 
zweifelsfrei geklärt wie die Frage, ob er in dem 
Fall, der zur Festsetzung einer Geldbuße von 
1000 DM gegen den Flugkapitän A. führte, schuld- 
haft rechtswidrig die Richtigkeit der falschen Ein- 
tragung im Flugbuch des Flugkapitäns A. als Er- 
mächtigter im Sinne von § 98 Abs. 1 Satz 3 
LuftPersPO bescheinigte. 

Zu c) 

426 

Der letzte Punkt, auf den vom zuständigen Fach- 
referenten im LBA, Regierungsdirektor Ehmke, die 
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Bedenken gegen eine Zustimmung zur Bestellung 
des Dr, Weber als Flugbetriebsleiter wegen „man- 
gelnder persönlicher Zuverlässigkeit" gestützt wur- 
den, besteht in der Tatsache, daß für Dr. Weber 
— wie angenommen wurde mit seinem Einver- 
ständnis — mit Schreiben des Luftfahrtunterneh- 
mens Paninternational vom 14. Juli 1971 beantragt 
wurde, ihm die Berechtigung zur Einweisung von 
Flugzeugführern auf dem Muster Boeing 707 zu er- 
teilen, obwohl ihm selbst erst am 9. Juni 1971 die 
Musterberechtigung für diesen Typ erteilt worden 
war. 

427 

Die rechtlichen Voraussetzungen für die Erteilung 
der Berechtigung zur Einweisung von Flugzeugfüh- 
rern sind in § 73 LuftPersPO geregelt. 

Absatz 1 dieser Vorschrift bestimmt: 

Fachliche Voraussetzungen für den Erwerb 
der Berechtigung, Flugzeugführer auf Flug- 
zeugen eines nicht im Luftfahrerschein ein- 
getragenen Musters einzuweisen, sind 

1. eine Erlaubnis für Flugzeugführer, 

2. eine praktische Tätigkeit als verantwort- 
licher Flugzeugführer von 200 Flugstun- 
den. 

428 

Absatz 2 der angeführten Vorschrift bestimmt, daß 
der Bewerber in einer Prüfung vor einem von der 
Erlaubnisbehörde bestimmten Sachverständigen 
nachzuweisen hat, daß er für diese Tätigkeit geeig- 
net ist. Nähere Bestimmungen über die Prüfung 
enthalten die Richtlinien des Bundesministers für 
Verkehr für die Ausbildung und Prüfung des Luft- 
fahrtpersonals, Teil II, Kapitel 24/C. 

429 

Auf die Anfrage des 1. Untersuchungsausschusses, 
wie in der Verwaltungspraxis bei der Erteilung der 
Einweisungsberechtigten verfahren werde, antwor- 
tete das LBA mit seiner Stellungnahme vom 19. Juli 
1972: 

Die geforderten 200 Mindestflugstunden müs- 
sen auf dem betreffenden Muster als verant- 
wortlicher Flugzeugführer geflogen worden 
sein, für welches die Einweisungsberechti- 
gung angestrebt wird, und außerdem muß 
eine Flugpraxis auf diesem Muster von min- 
destens einem Jahr nachgewiesen werden. 
Die Begründung liegt hier in der Tatsache, 
daß der betreffende Bewerber um die Ein- 
weisungsberechtigung unter den recht unter- 
schiedlichen Wetterbedingungen der Jahres- 
zeiten geflogen haben muß. Von der gefor- 
derten Flugpraxis von einem Jahr auf dem 
betreffenden Muster kann abgewichen wer-' 
den, wenn entsprechende Erfahrungen auf 
einem vergleichbaren Muster vorliegen. 


430 

Der BMV wies in seiner Stellungnahme vom Juli 
1972 zu diesem Punkt u. a. darauf hin, daß es auch 
bei anderen Luftfahrtunternehmen nach Einführung 
eines neuen Flugzeugmusters ständige Praxis sei, 
Flugzeugführer im Anschluß an deren Flugeinwei- 
sung zum Erwerb der Musterberechtigung zu Ein- 
weisungsberechtigten (Fluglehrern) für dieses Mu- 
ster auszubilden, da einem Unternehmen fremde 
Prüf- und Lehrkapitäne nur für begrenzte Zeit zur 
Verfügung stünden. 

431 

Insoweit besteht ein Widerspruch zwischen der 
Stellungnahme des LBA einerseits und der des BMV 
andererseits, der in der 21. Sitzung des 1. Unter- 
suchungsausschusses mit der Erklärung der Zeugen 
Garbers und Huck unterstrichen wurde, daß die 
Verwaltungspraxis im LBA nicht so sei, wie sie in 
der Stellungnahme des LBA dargestellt worden sei. 
Die Zeugen führten das darauf zurück, daß der Re- 
ferent, der über die Praxis der letzten Jahre hätte 
Auskunft geben können, RegDir Pütter, inzwischen 
ausgeschiederi sei. 

IV. Das Zustimmungsverfahren 

432 

Das LBA hatte die Zustimmung zur Bestellung des 
Dr. Weber als Flugbetriebsleiter des Luftfahrtunter- 
nehmens Paninternational zunächst abgelehnt 
Mit Berichten an den BMV vom 2. und 13. August 
1971 stützte es seine Bedenken auf die „Vor- 
gänge", die zur Ablösung des Dr. Weber als Flug- 
betriebsleiter bei der LTU geführt hätten und dar- 
auf, daß er keine Erfahrung im Langstreckendienst 
habe. 

433 

Mit dem Hinweis auf die „Vorgänge" bei der LTU 
sind allem Anschein nach (nur) die beiden Trainings- 
flüge gemeint, die der Flugzeugführer L. mit Dul- 
dung, möglicherweise sogar auf Weisung des dama- 
ligen Flugbetriebsleiters Dr. Weber mit Passagie- 
ren an Bord durchführte. Denn die anderen Vor- 
gänge, die oben zu III. angeführt sind, standen 

— dies hat die Beweisaufnahme ergeben — bei der 
Ablösung Dr. Webers nicht zur Debatte. 

434 

Die für Flugbetrieb und Luftaufsicht im Bundes- 
ministerium für Verkehr zuständigen Beamten 
MinRat Huck und ORR Garbers räumten als Zeugen 
vor dem 1. Untersuchungsausschuß ein, daß ihnen 
die oben zu III. angeführten Umstände — mit Aus- 
nahme der Feststellung, daß Dr. Weber zwei falsche 
Prüfungsnachweise für Flugkapitän A. erstellt habe 

— bekannt gewesen seien. Auf den gegen Dr. We- 

“») s. Rdnrn. 306, 307 
120) s. Rdnrn. 306, 309 
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her gerichteten Verdacht, bei der falschen Eintra- 
gung von Flugzeiten während seiner Tätigkeit bei 
der LTU als Flugbetriebsleiter mitgewirkt zu haben, 
war das Bundesministerium für Verkehr zwar nicht 
in dem Schriftwechsel zur Bestellung des Dr. Weber 
als Flugbetriebsleiter hingewiesen worden. Dieser 
Punkt isM: jedoch in Ferngesprächen — dies hat die 
Beweisaufnahme ergeben — zwischen dem LtdRBDir 
Matschego (LBA) einerseits sowie Ministerialrat 
Huck (Bundesministerium für Verkehr) andererseits 
und RegDir Ehmke einerseits sowie ORR Garbers 
andererseits angesprochen worden. Möglicherweise 
wurde dieser Punkt auch in einem Ferngespräch er- 
wähnt, das der damalige Leiter des LBA — seiner 
Aussage zufolge — mit MinRat Huck wegen der 
Bestellung Dr. Webers führte. 

435 

Schriftlich, nämlich mit einer Anlage zu einem Be- 
richt vom 28. November 1971 — war der BMV 
allerdings insofern auch auf einen der beiden fal- 
schen Prüfungsnachweise hingewiesen worden, als 
mitgeteilt wurde, daß ein dem LBA gemeldeter 
Checkflug vom 4. Juni 1968 ©in Linienflug mit 
Passagieren gewesen sei; die „Bescheinigung zur 
Typenverlängerung" sei in diesem Falle von Dr. 
Weber unterzeichnet worden. 

436 

Wie sich aus dem zwischen LBA und BMV geführ- 
ten Schriftwechsel ) ergibt und durch das Ergebnis 
der Beweisaufnahme unterstrichen wurde, war das 
LBA erst bereit, seine Bedenken gegen eine Bestel- 
lung Dr. Webers zurück^ustellen, aber nicht aufzu- 
geben, nachdem der BMV mit seinem Schreiben 
vom 20. August 1971 zumindest einen Teil der 
Verantwortung für die Zustimmung zur Bestellung 
übernommen hatte. Vorausgegangen war ein Fern- 
gespräch zwischen ORR Garbers und RegDir Ehmke 
am 12. August 1971, in dem Garbers vergeblich 
versuchte, Ehmke von seiner ablehnenden Haltung, 
die bereits im Schreiben vom 5. August 1971 ^^3) 
an das Luftfahrtunternehmen Paninternational miit 
der Verweigerung der Zustimmung zur Bestellung 
Dr. Webers ihren Ausdruck gefunden hatte, abzu- 
bringen. Der Zeuge Garbers motivierte dies mit 
dem Hinweis, daß sich die Ablehnung der Zustim- 
mung aus sachlichen Gründen nicht hätte aufrecht- 
erhalten lassen. 

437 

Die Zustimmung zur Bestellung Dr. Webers, für die 
nach § 38 Abs. 2 LuftBO nur das LBA zuständig 
war, alleine zu verantworten, hatten sowohl der 
damalige Leiter des LBA wie auch der Abteiilungs- 
leiter II, LtdRBDir Matschego, in ihren bereits oben 


121) s. Rdnrn. 306, 309, 311 

122) s. Rdnr. 311 

123) s. Rdnr. 307 

124) Damit meinte das LBA anscheinend die Duldung von 
falschen Eintragungen von Flugzeiten (s. Rdnrn. 
420 ff.). 


angeführten Telefongesprächen mit MinRat Huck, 
dem in diesem Bereich im Bundesministerium für 
Verkehr die Aufsicht über das LBA obliegt, vor 
dem Schreiben des LBA an den BMV vom 

13. August 1971 ausdrücklich abgelehnt. Der dama- 
lige Leiter des LBA, der Zeuge Össenbühn, erklärte 
in diesem Zusammenhang, er habe Herrn Huck ge- 
sagt, daß sie (im LBA) nur eine Lösung sähen, bei 
der das LBA die Verantwortung nicht alleine trage. 
Der Zeuge Matschego bekundete, mit dem Schrei- 
ben vom 13. August 1970 sei die Absicht verfolgt 
worden, sich „Rückendeckung" zu holen und sich die 
Verantwortung für die Zustimmung zur Bestellung 
Dr. Webers mit dem Ministerium zu teilen. 

438 

Um Stellungnahme zu der Frage gebeten, welche 
Gründe im einzelnen das LBA bewogen hätten, 
von der ursprünglichen Entscheidung, die Zustim- 
mung zur Bestellung Dr. Webers als Flugbetriebs- 
leiter zu versagen, abzuweichen, gab das LBA mit 
Schreiben vom 19. Juli 1972 an: 

1. Es stand fest, daß innerhalb kurzer Frist 
eine Persönlichkeit, die den Vorstellungen 
des Luftfahrt-Bundesamtes voll entsprach 
und von der das Amt hätte rückhaltlos über- 
zeugt sein können, daß sie in der Lage wäre, 
sich gegenüber der Unternehmensleitung 
durchzusetzen und den immer wieder zu- 
tage getretenen Schwächen des Unterneh- 
mens abzuhelfen, nicht zu finden war. 

2. Im Falle des nicht nur vorübergehenden 
Fehlens eines Flugbetriebsleiters hätte das 
Luftfahrt-Bundeiäamt dem Bundesminister für 
Verkehr den Widerruf der Genehmigung als 
Luftfahrtunternehmen vorschlagen müssen 
(§ 63 LuftVZO). 

3. Die von einem Flugbetriebsleiter zu erfül- 
lenden fachlichen und sonstigen Anforderun- 
gen sind in den maßgebenden Rechtsvor- 
schriften nicht näher definiert. Das Amt 
hatte also nach pflichtgemäßem Ermessen zu 
entscheiden, ob die gegen Dr. Weber als 
Flugbetriebsleiter sprechenden Gründe so 
schwerwiegend waren, daß sie die mit der 
Verweigerung unserer Zustimmung zu sei- 
ner Bestellung verbundenen Konsequenzen 
gerechtfertigt hätten. An seiner grundsätz- 
lichen fachlichen Eignung bestanden kaum 
Zweifel. Die mangelnde Erfahrung im Lang- 
streckenbetrieb konnte in absehbarer Zeit 
erworben werden. Die bei der LTU vorge- 
kommenen Ordnungswidrigkeiten ließen 
allein nicht auf mangelnde persönliche Zu- 
verlässigkeit schließen . . . 

439 

Diese Stellungnahme des LBA wurde modifiziert 
und ergänzt durch eine weitere Stellungnahme vom 

14. August 1972, in der es heißt: 

Trotz des weiterhin bestehenden Verdachts 
der Duldung von Fälschungen hat das 
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LBA schließlich gemeinsam mit dem BMV 
die gegen die Person des Dr. Weber be- 
stehenden Bedenken zurückgestellt und der 
Bestellung . . . unter Abwägung aller hierbei 
maßgeblichen Umstände zugestimmt. ... als 
Alternative war . . . nur der Widerruf der 
Genehmigung des Unternehmens denkbar, da 
es seit dem 6. Juli 1972 ohne Flugbetriebs- 
leiter war. In dieser Situation erschienen alle 
gegen die Zustimmung zur Bestellung zu er- 
hebenden Bedenken wohl nach wie vor ge- 
wichtig, jedoch nicht so schwerwiegend, daß 
sie die Schließung des Unternehmens als not- 
wendige Folge der Verweigerung der Zu- 
stimmung gerechtfertigt hätten. 


V. Die Beurteilung der Zustimmung zur Bestellung 
des Dr. Weber als Flugbetriebsleiter 

440 

Bei der Prüfung der Frage, ob die Zustimmung zur 
Bestellung des Dr. Weber als Flugbetriebsleiter 
unter den dargestellten Umständen rechtens war 
oder nicht, ist davon auszugehen, daß es sich bei 
der Zustimmung oder der Verweigerung der Zu- 
stimmung zur Bestellung eines Flugbetriebsleiters 
— darauf hat das LBA zu Recht hingewiesen — um 
eine Ermessensentscheidung handelt. Die Tatsache, 
daß die Vorausetzungeri für die Zustimmung nicht 
verbindlich geregelt sind, gibt dem LBA als Auf- 
sichtsbehörde einen Entscheidungsspielraum. Cha- 
rakteristisch für das Gebiet der ermessensfreien 
Verwaltung ist die Möglichkeit der Wahl zwischen 
mehreren, in gleicher Weise möglichen Arten des 
Sich-Verhaltens. 

441 

Das Ermessen hat jedoch zweifellos seine Grenzen. 
Das Recht, ihr Ermessen walten zu lassen, befreit 
die Verwaltung nicht von der Pflicht zu einem sach- 
bezogenen Verhalten. 

442 

Wo in fachlicher Hinsicht die durch die notwendige 
Sachbezogenheit des Ermessens zu ziehende Grenze 
für die Ermessensbetätigung im Zustimmungsverfah- 
ren nach § 38 Abs. 2 LuftBO liegt, ergibt sich mittel- 
bar aus § 2 Abs. 2 LuftBO. Daraus folgt, daß der 
Flugbetriebsleiter über „ausreichende Kenntnisse 
und Erfahrungen im Flugbetrieb" verfügen muß. 

443 

Es darf ohne weiteres angenommen werden, daß 
das, was in dieser Hinsicht an Kenntnissen und Er- 
fahrungen durch die Beachtung der oben zitierten 
Vorschriften der FAR gewährleistet wird, inner- 
halb der Grenzen liegt, die durch § 2 Abs. 2 
LuftBO gezogen werden. Daraus folgt, daß eine Ent- 


125) s. Rdnr. 400 


Scheidung, die sich (nur) an den zitierten amerika- 
nischen Vorschriften orientiert, grundsätzlich im 
Rahmen des Ermessens liegt und damit in fachlicher 
Hinsicht fehlerfrei ist. 

444 

Es darf jedoch nicht unberücksichtigt bleiben, daß 
— folgt man den diesbezüglichen Stellungnahmen 
des LBA und der Aussage des Leiters des Referats 
Flugsicherheitsinspektion im LBA — das LBA bei 
der Zustimmung zur Bestellung von Flugbetriebs- 
leitern in Unternehmen, die Langstreckenflugzeuge 
einsetzen, auch eine „ausreichende Langstreckener- 
fahrung" verlangt und damit eine Forderung erhebt, 
die über das hinausgeht, was in Anwendung der 
amerikanischen Vorschriften Im Rahmen des pflicht- 
gemäßen Emiessens an (Mindest-) Voraussetzungen 
in fachlicher Hinsicht vorausgesetzt wird. 

445 

Diese zweifellos sachbezogene Forderung führt bei 
gleichbleibender Praxis — wie jede andere Art sach- 
bezogener Verwaltungspraxis innerhalb des Ermes- 
sensrahmens — zu einer behördlichen Selbstbindung 
jedoch nur insoweit, als die Behörde zum Nachteil 
des Betroffenen nicht von dem darin zum Ausdruck 
gebrachten Grundsatz abweichen kann, ohne damit 
den Gleichbehandlungsgrundsatz nach Artikel 3 GG 
zu verletzen. 

446 

Im vorliegenden Fall ist jedoch nicht zum Nachteil, 
sondern zum Vorteil des Betroffenen von diesem 
Grundsatz abgewichen worden, ein Verfahren, das 
jedenfalls auch nicht völlig außerhalb des üblichen 
lag. Denn das LBA ist — wie die Beweisaufnahme 
ergeben hat — auch in anderen Fällen von diesem 
Grundsatz abgewichen. 

447 

Unter diesen Umständen ist die Feststellung ge- 
rechtfertigt, daß die Zustimmung zur Bestellung 
Dr. Webers in fachlicher Hinsicht im Rahmen des 
Ermessens des LBA lag und somit aus Rechtsgrün- 
den nicht beanstandet werden kann. 

448 

In persönlicher Hinsicht ist vom LBA als Voraus- 
setzung für die Zustimmung zur Bestellung eine 
ausreichende persönliche Zuverlässigkeit verlangt 
und zunächst mit der Folge der Ablehnung der 
Zustimmung verneint worden. Für das Kriterium 
der persönlichen Zuverlässigkeit gibt die Betriebs- 
ordnung für Luftfahrtgerät noch weniger Anhalts- 
punkte als für die fachlichen Kriterien. Es kann 
jedoch nicht bezweifelt werden, daß auch die For- 
derung nach persönlicher Zuverlässigkeit sachbezo- 
gen ist und innerhalb des dem LBA eingeräumten 
Ermessens liegt. 
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449 

Die Einsetzung eines Flugbetriebsleiters soll — 
auch dies ergibt sich mittelbar aus § 2 Abs. 2 LuftBO 

— gewährleisten, daß in diesem Bereich der Betrieb 
von einer Persönlichkeit geleitet wird, die über 
ausreichende Kenntnisse und Erfahrungen im Flug- 
betrieb verfügt. Dabei setzt die Betriebsordnung 
für Luftfahrtgerät als selbstverständlich voraus, daß 
jemand, der diese Voraussetzungen mitbringt, auch 
danach handelt bzw. seiner Persönlichkeit nach unter 
den konkreten Umständen des Einzelfalles danach 

— insbesondere also auch verantwortungsbewußt — 
zu handeln imstande ist. 

450 

Ein Flugbetriebsleiter, der auf Grund seiner Per- 
sönlichkeit oder aus anderen Gründen nicht erwarten 
läßt, daß er sein Verhalten nach den bei ihm 
vorausgesetzten Kenntnissen und Erfahrungen rich- 
tet, wäre für die Aufgaben des Flugbetriebsleiters 
nicht geeignet. Mit dieser Feststellung sind die 
Grenzen des Ermessens der Aufsichtsbehörde ab- 
gesteckt, die hinsichtlich der Beurteilung der per- 
sönlichen Zuverlässigkeit von Bewerbern um die 
Aufgaben eines Flugbetriebsleiters gezogen sind. 

451 

Im Falle von Dr. Weber waren Zweifel begründet, 
ob er gemäß seinen Kenntnissen und Erfahrungen 
als Flugbetriebsleiter im Luftfahrtunternehmen Pan- 
international auch seiner Verantwortung und seinen 
Pflichten entsprechend handeln würde. Diese Zweifel 
können sich jedoch allenfalls nur zu einem geringen 
Teil auf den Umstand stützen, daß er schon kurz 
vor dem Zeitpunkt, zu dem er die Musterberechti- 
gung für Flugzeuge des Typs Boeing 707 erhalten 
hatte, die Einweisungsberechtigung für dieses 
Muster beantragt hatte oder beantragen ließ. Denn 
§ 73 LuftPersPO läßt dies zu. 

452 

Wenn das LBA annimmt, die in § 73 Abs. 1 Nr. 1 
geforderte praktische Tätigkeit von 200 Flugstunden 
als verantwortlicher Flugzeugführer müsse auf dem 
Muster erbracht sein, für das die Einweisungsbe- 
reditigung beantragt wird, so — dies ist auch die 
Meinung des Referenten L 7 im Bundesministerium 
für Verkehr — irrt es. 

453 

Da die fachlichen Voraussetzungen für den Erwerb 
der Berechtigung, Flugzeugführer auf Flugzeugen 
eines nicht im Luftfahrerschein eingetragenen 
Musters einzuweisen, insoweit abschließend geregelt 
ist, hat das LBA keinen Spielraum, weitergehende 
Anforderungen zu stellen. 

454 

Andererseits kann nicht völlig außer Betracht blei- 
ben, daß es sich hier — wie nach dem Ergebnis 


der Beweisaufnahme auch im Bundesministerium 
für Verkehr erkannt wurde — um eine Regelung 
handelt, die den im Luftverkehr und im Luftrecht 
zu beachtenden Sicherheitsmaximen nur unvoll- 
kommen genügt. Offensichtlich würden die For- 
derungen, die das LBA insoweit extra legem aufge- 
stellt hat, diesen Maximen besser gerecht. 

455 

Die Zweifel, von denen hier die Rede ist, sind viel- 
mehr in erster Linie durch die nach den Angaben 
und Unterlagen des LBA erwiesene Tatsache be- 
gründet, daß Dr. Weber in zwei Fällen innerhalb 
eines Zeitraumes von sechs Monaten, am 4. Juni 
und am 7. Dezember 1968, falsche Nachweise zur 
Verlängerung der Musterberechtigung des Flug- 
kapitäns A. erstellt hat. Dies ist ein schwerer Ver- 
stoß gegen die Pflichten, die einem zur Einweisung 
von Flugzeugführern Berechtigten obliegen, und 
deshalb zweifellos kein verantwortungsbewußtes 
Verhalten. 

456 

Der Vorgang, der zur Ablösung Dr. Webers als 
Flugbetriebsleiter bei der LTU führte, fällt dem- 
gegenüber unter den besonderen, oben geschilderten 
Umständen weniger ins Gewicht. 

457 

Nicht unberücksichtigt kann hier auch der Verdacht 
bleiben, Dr. Weber habe bei der systematischen 
Falscheintragung von Flugzeiten bei der LTU mit- 
gewirkt. 

458 

Alle diese angeführten Umstände — die erwiesenen 
und die vermuteten — können als Gefälligkeits- 
handlungen Dr. Webers gegenüber dem Unterneh- 
men, dem er damals angehörte, interpretiert werden. 
Die beanstandeten Flüge des damaligen Kopiloten 
L. und die ebenfalls mit Passagieren an Bord durch- 
geführten angeblichen Checkflüge des Flugkapitäns 
A. sparten dem Unternehmen die großen Unkosten, 
die jeder reguläre Trainingsflug mit sich bringt. 

459 

Auch falsche Eintragungen von Flugzeiten können 
als Gefälligkeitshandlung gegenüber dem Unterneh- 
men angesehen werden, wenn sie dazu dienen, die 
Überschreitung der höchstzulässigen Flugzeiten von 
Flugzeugführern und anderen Besatzungsmitgliedern 
zu vertuschen. 

460 

Diese Feststellungen sind von besonderem Gewicht 
deshalb, weil beim Luftfahrtunternehmen Paninter- 
national durch die von Dr. Trommer repräsentierte 


126) s. Rdnrn. 411 ff. 
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Geschäftsleitung — wie die Beweisaufnahme erge- 
ben hat und im LBA sowie im Bundesministerium 
für Verkehr, wenn auch dort nicht so konkret, 
bekannt war — ■ in die Aufgaben des Flugbetriebs- 
leiters unter Mißachtung von Anordnungen und 
Regelungen, die dem Interesse der Flugsicherheit 
dienten, eingegriffen wurde. 

461 

Diese Feststellung wird nicht nur durch die Berichte 
der Flugbetriebsprüfer des LBA, sondern auch durch 
andere Umstände gestützt, 

Hinweise auf dieses Verhalten ergeben sich insbe- 
sondere aus 

a) dem Schreiben des damaligen stellvertretenden 
Flugbetriebsleiters und des Chefpiloten Geister 
vom 11. Juli 1970 

b) dem Schreiben des damaligen Flugbetriebsleiters 
Kuehnel an den damaligen Leiter des LBA vom 
10. Dezember 1969 

c) dem Bericht des LBA an den BMV vom 20. Mai 

1970 129), 

d) dem Schreiben Kuehnels an den Leiter des Refe- 
rats Flugsicherheitsinspektion im LBA vom 
26. Juli 1970 130), 

e) einem Bericht Kuehnels vom 14. Oktober 1970i3i), 

f) der Anlage 6 zum Schreiben Kuehnels an das 
LBA — Mitte vom 8. Juli 1971 i^^), 

g) dem Bericht der Flugbetriebsprüfer Holzapfel 
und Wrede vom 15. Juli 1971 i33) sowie 

h) dem Bericht des LBA an den BMV vom 2. August 

1971 134) und 

i) den Aussagen des Zeugen Artinger. 

462 

Der Zeuge Artinger erklärte zu diesem Punkt sinn- 
gemäß, daß die Firma Paninternational, vertreten 
durch Dr. Trommer,' während seiner Zeit als Flug- 
betriebsleiter bei diesem Unternehmen die Grenzen 
des Vertretbaren unterschritten hätte, wenn er „vom 
Flugbetrieb her'' nicht immer wieder Grenzen ge- 
setzt hätte. Er habe sich wiederholt der Hilfe des 
Abgeordneten Wienand bedienen müssen, um seine 
an der Betriebssicherheit orientierten Vorstellungen 
durchzusetzen. Die Frage, ob in diesem Unternehmen 
ein Flugbetriebsleiter schon eine „unwahrscheinlich 
starke Stellung hätte einnehmen müssen", um der 
Flugsicherheit voll Genüge zu tun, bejahte der 
Zeuge. 


127) s. Rdnr. 102 

128) s. Rdnr. 172 

129) s. Rdnr. 178 

130) s. Rdnr. 182 

131) s. Rdnr. 269 

132) s. Rdnr. 213 

133) s. Rdnr. 218 

134) s. Rdnr. 304 

135) s. Rdnrn. 314, 315 
138) s. Rdnr. 311 


463 

Die angeführten Umstände ließen es dem LBA als 
geboten erscheinen, die Zustimmung zur Bestellung 
davon abhängig zu machen, ob von dem (neuen) 
Flugbetriebsleiter das erwartet werden konnte, was 
der Zeuge Ehmke bei seiner Vernehmung als 
„Rückgrat" und „Stehvermögen" gegenüber der 
Unternehmensleitung umschrieb. 

Ob die hiernach erforderliche persönliche Zuver- 
lässigkeit von Dr. Weber erwartet werden konnte, 
erschien dem LBA ■ — und dort insbesondere dem 
Leiter des Referats Flugsicherheitsinspektion — zu 
Recht als zweifelhaft. 

464 

Bei der Beurteilung der Frage, ob die schließlich 
erteilte Zustimmung zur Bestellung Dr. Webers noch 
im Rahmen der Grenzen des Ermessens des LBA 
lag — bei dieser Formulierung wird unterstellt, 
daß dem LBA eine verbindliche Weisung, der Be- 
stellung Dr. Webers zuzustimmen, nicht erteilt wur- 
de — sind aber auch folgende Umstände zu be- 
rücksichtigen: 

— Die Vorgänge, auf die sich die Bedenken stützten, 
lagen mehr als zwei Jahre zurück. Bedenken, 
die sich auf Vorfälle jüngeren Datums hätten 
stützen können, sind nicht bekanntgeworden. 
Allerdings war Dr. Weber in der Zwischenzeit 
auch nicht mehr als Flugbetriebsleiter tätig ge- 
wesen. Die Einweisungsberechtigung hatte er 
jedoch behalten. 

— ■ Es erscheint bedenklich, aus möglicherweise — 
bezogen auf einen bestimmten Lebensabschnitt — 
„einmaligen" Verfehlungen ohne weitere An- 
haltspunkte auf eine fortdauernde persönliche 
Unzuverlässigkeit schließen zu wollen. 

Hinzu kommt folgendes: 

465 

Die Zustimmung zur Bestellung des Dr. Weber als 
Flugbetriebsleiter des Luftfahrtunternehmens Pan- 
international wurde nur für eine Frist von sechs 
Monaten und unter dem Vorbehalt des jederzeitigen 
Widerrufs erteilt. Dem Unternehmen waren mit der 
Ausflugerlaubnis für die Zeit vom 8. bis 31. August 
1971 und mit der Ausflugerlaubnis für das Septem- 
ber-Flugprogramm ^35) Auflagen erteilt worden, die 
eine weitgehende Kontrolle des Flugbetriebs durch 
das LBA und den BMV gewährleisteten. Darüber 
hinaus war dem LBA durch Erlaß des BMV vom 
20. August 1971 ^*6) auf gegeben worden, im Bereich 
des Flugbetriebs mit den Flugzeugmustern Boeing 707 
das Unternehmen sorgfältig zu überwadien. 

Ergebnis 

466 

In Abwägung aller dargelegten Umstände ist der 
Ausschuß zu der Auffassung gekommen, daß sich die 
Zustimmung zur Bestellung des Dr. Weber als Flug- 
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betriebsleiter gerade noch im Rahmen des Ermessens 
hielt, das dem LBA bei einer derartigen Entschei- 
dung eingeräumt ist. Der Ausschuß berücksichtigte 
dabei die Tatsache, daß weder erwiesen ist, daß 
Dr. Weber bei der systematischen Falscheintragung 
von Flugzeiten mitgewirkt hat, noch sicher ist, 
daß Dr. Weber die Richtigkeit der falschen Ein- 
tragung im Flugbuch des Flugkapitäns A. be- 
scheinigte. 

467 

Das hier gefundene Ergebnis bedeutet nicht, daß 
eine Entscheidung, die den Vorstellungen des Lei- 
ters des Referats Flugsicherheitsinspektion gefolgt 
wäre, falsch gewesen wäre. Vom Standpunkt der 
Flugbetriebssicherheif wäre die Verweigerung der 
Zustimmung jedenfalls die bessere gewesen, wenn 
man davon ausgeht, daß im Falle einer Verweige- 
rung der Zustimmung die Unternehmensgenehmi- 
gung widerrufen und der Flugbetrieb eingestellt 
worden wäre. 

468 

Es liegt — wie oben dargelegt — im Wesen der 
Ermessens Verwaltung begründet, daß sie, in einem 
Grenzfall wie diesem, sowohl die eine wie die 
andere Entscheidung ermöglicht. Ein Vorwurf läßt 
sich demnach damit, daß die Zustimmung zur Bestel- 
lung des Dr. Weber als Flugbetriebsleiter schließlich 
erteilt wurde, trotz aller fortbestehenden Bedenken 
nicht begründen. 


F. Die Unterlassung des Widerrufs der Geneh- 
migung als Luftfahrtunternehmen vor dem 
Unglück am 6. September 1971 

469 

Bereits unter B. dieses Kapitels wurde darauf 
hingewiesen daß die wichtigste Frage, die zu 
Punkt 2 des Untersuchungsauftrages zu beantworten 
ist, darin besteht, ob der Zustand des Luftfahrt- 
unternehmens vor dem Unglück am 6. September 
1971 so unzureichend war, daß die Unternehmens- 
genehmigung hätte widerrufen werden müssen. Die 
Untersuchung dieser Frage hat von den Rechts- 
grundlagen auszugehen, die den Widerruf der Unter- 
nehmensgenehmigung regeln. Diese Vorschriften 
sind bereits im Zweiten Kapitel dieses Berichts unter 
B. angesprochen worden. Danach gilt folgendes: 


137) s. Rdnr. 410 i. V. m. Rdnrn. 422, 425 
13®) s. Rdnr. 410 i. V. m. Rdnrn. 423, 425 
139) s. Rdnr. 325 
1^9) s. Rdnr. 62 

i'ii) So anscheinend — wenn auch unklar — Hofmann, 
Luftverkehrsgesetz, § 20 Rdnr. 21 mit dem Satz: „Es 
gehen vor die Vorschriften des LuftVG mit der 
Folge, daß der Widerruf auszusprechen ist, wenn 
die Voraussetzungen nicht Vorgelegen haben bzw. 
nicht mehr vorliegen.'' 
i'^^) s. Rdnr. 374 
143) s. Rdnrn. 61 f. 


470 

Gemäß § 20 Abs. 2 Satz 1 zweiter Halbsatz ist die 
Genehmigung zu widerrufen, wenn Tatsachen die 
Annahme rechtfertigen, daß die öffentliche Ordnung 
oder Sicherheit gefährdet werden kann. Nach § 63 
Abs. 2 LuftVZO kann die Genehmigung widerrufen 
werden, wenn die Voraussetzungen für ihre Ertei- 
lung nicht Vorgelegen haben, nachträglich nicht nur 
vorübergehend entfallen sind oder die erteilten 
Auflagen nicht eingehalten werden. 

471 

Zwischen § 20 Abs. 2 Satz 1 zweiter Halbsatz LuftVG 
einerseits und § 63 Abs. 2 LuftVZO andererseits be- 
steht ein Widerspruch insofern, als die zitierte Vor- 
schrift des Luftverkehrsgesetzes die Genehmigungs- 
behörde anweist, die Genehmigung unter den an- 
geführten Voraussetzungen (mögliche Gefährdung 
der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung) zu wider- 
rufen, während § 63 Abs. 2 LuftVZO den Widerruf 
der Genehmigung — zumindest scheinbar — in das 
Ermessen der Behörde stellt. Dazu wird folgendes 
bemerkt: 

472 

Es wäre widersinnig, den Widerruf der Genehmi- 
gung eines Luftfahrtunternehmens in das Ermessen 
der Genehmigungsbehörde zu stellen, wenn — nicht 
nur vorübergehend — Gründe vorliegen, die die Er- 
teilung einer Genehmigung zwingend ausschließen. 
Es kann jedoch im vorliegenden Falle dahingestellt 
bleiben, wie § 63 Abs. 2 LuftVZO zu interpretieren 
ist; denn es besteht kein Zweifel, daß § 20 Abs. 2 
Satz 1 zweiter Halbsatz LuftVG der Vorschrift des 
§ 63 Abs. 2 LuftVZO vorgeht. Danach ist die Geneh- 
migung jedenfalls dann zu widerrufen, wenn Vor- 
aussetzungen der Genehmigung nicht Vorgelegen 
haben oder entfallen sind, ohne die die Öffentliche 
Sicherheit oder Ordnung gefährdet werden kann . 

473 

Im Vierten Kapitel dieses Berichts ist bereits unter D. 
dargelegt worden daß zu den unverzichtbaren 
Voraussetzungen für die Genehmigung zur gewerb- 
lichen Verwendung von Luftfahrzeugen ausrei- 
chende personelle, technische und organisatorische 
Voraussetzungen zur Aufrechterhaltung der Luft- 
tüchtigkeit (technische Voraussetzungen) einerseits 
und ausreichende personelle, technische und organi- 
satorische Voraussetzungen zur Durchführung eines 
sicheren Betriebes (flugbetriebliche Voraussetzun- 
gen) andererseits gehören. Weiterhin gehört zu die- 
sen Voraussetzungen — daran besteht kein Zweifel 
— auch eine ausreichende wirtschaftliche Leistungs- 
fähigkeit des Antragstellers ^^^). 

Nach den vorausgegangenen Darlegungen bedarf 
die Feststellung, daß ohne die technischen und flug- 
betrieblichen Voraussetzungen beim Betrieb eines 
Luftfahrtunternehmens die öffentliche Sicherheit im 
Sinne von § 20 Abs. 2 Satz 1 zweiter Halbsatz ge- 
fährdet werden kann, keiner weiteren Begründung. 
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Daraus folgt, daß eine Unternehmensgenehmigung 
zu widerrufen ist, wenn die technischen oder flug- 
betrieblichen Voraussetzungen für die Genehmigung 
weggefallen sind oder nie Vorgelegen haben. 

474 

Bei dieser Rechtslage hätte nach Auffassung des 
Ausschusses die Unternehmensgenehmigung insge- 
samt — d. h. nicht nur für die beiden Boeing 707 
und die vierte BAC 1-11 im Mai/ Juni 1971 wider- 

rufen werden müssen, weil die gesetzlich geforder- 
ten technischen Voraussetzungen für die Aufrecht- 
erhaltung der Unternehmensgenehmigung in der 
angegebenen Zeit nicht gegeben waren, da die ord- 
nungsgemäße Instandhaltung der Flugzeuge des 
Unternehmens nicht gewährleistet war^^®). 

475 

Hinzu kommt, daß — folgt man der Aussage des 
Zeugen Kuehnel — zumindest im Juni 1971 auch 
ausreichende flugbetriebliche (organisatorische) Vor- 
aussetzungen im Sinne der obigen Darlegungen nicht 
Vorgelegen haben. Denn der Zeuge hat die Verhält- 
nisse nicht nur in technischer, sondern auch in flug- 
betrieblicher Hinsicht als so gefährlich angesehen, 
daß er in der Besprechung, die am 30. Juni 1971 im 
LBA stattfand zunächst glaubte, die Verantwor- 
tung für den Flugbetrieb ablehnen zu müssen, weil 
er die Sicherheit (auch) in diesem Bereich nicht mehr 
gewährleisten könne ^^®). 

476 

Unter Berücksichtigung der ihm bekannten flug- 
betrieblichen und der in diesem Bericht dargelegten 
technischen Mängel hätte nach dem Ergebnis der 
Beweisaufnahme auch der sachverständige Zeuge 
Garbers den Widerruf der Genehmigung für ge- 
boten gehalten, 

477 

Nach den vorangegangenen Feststellungen handelte 
es sich bei den (technischen) Mängeln, die den 


144) s, Rdnr. 392 

145) s. Rdnrn. 377, 391 

145) s. dazu die Ausführungen im Vierten Kapitel zu C. 
dieses Berichts (Rdnrn. 326 ff., insbesondere 369). 

147) s. Rdnr, 200 

148) Möglicherweise waren im Mai/Juni 1971 auch die 
erforderlichen ausreichenden wirtschaftlichen Vor- 
aussetzungen der Unternehmensgenehmigung nicht 
mehr gegeben; s. dazu Rdnrn. 154 ff. und Rdnrn. 
646 ff. 

14») s. Rdnr. 369 

150) s. Rdnr. 373 

151) s. Rdnr. 373 

152) s. Rdnr. 371 

153) s. Rdnr. 88 

154) s. Rdnr. 374 > 

155) s. Rdnr. 615 

156) s. Rdnr. 301 a 

157) Darüber, daß diese Prüfung unterblieb, s. Rdnrn. 
608 ff. 


Widerruf der Genehmigung geboten hätten, um die- 
selben Mängel, die die Verlängerung und Erweite- 
rung der Verlängerung und Anerkennung des Unter- 
nehmens als luftfahrttechnischer Betrieb als rechts- 
widrig 149) erscheinen lassen. Daraus, daß die Unter- 
nehmensgenehmigung wegen dieser Mängel nicht 
widerrufen wurde, kann dem BMV kein Vorwurf 
erwachsen. Denn im Mai/Juni 1971 waren die auf- 
gezeigten Mängel dem BMV weder bekannt noch 
hätten sie ihm bei Anwendung der gebotenen Sorg- 
falt bekannt sein müssen i^®). Erste Kenntnis von 
angeblichen Mängeln des luftfahrttechnischen Be- 
triebes des Unternehmens erhielten die zuständigen 
Beamten im Bundesministerium für Verkehr — wie 
bereits dargelegt i^i) — durch die Vorsprache Kueh- 
nels am 7. Juli 1971 und die Besprechung, die am 
8. Juli 1971 im Bundesministerium für Verkehr statt- 
fand. Die dadurch in technischer Hinsicht erregten 
Bedenken wurden durch den LBA-Bericht vom 
2. August 1971 und die darin enthaltene Feststellung 
zerstreut, es sei unzutreffend, wenn der Zustand 
der technischen Grundlagen der Paninternational als 
sicherheitsgefährdend bezeichnet werde. 

478 

Dem LBA dagegen waren die technischen Mängel, 
die den Widerruf geboten hätten, zumindest teil- 
weise bekannt. Soweit sie nicht bekannt waren, hät- 
ten sie bei Anwendung der gebotenen Sorgfalt 
erkannt werden müssen ^^^). über die , technischen 
Mängel, die dem LBA bekannt waren oder nicht 
hätten verborgen bleiben dürfen, hätte es dem BMV 

berichten müssen 453). 

479 

Der Umstand, daß — pflichtwidrig und vorwerfbar 
— über die technischen Voraussetzungen ^54) der 
Unternehmensgenehmigung in der Zeit Mai/Juni 
1971 nicht und später — mit Bericht vom 2. August 
1971 — unvollständig und irreführend ^^s) berichtet 
wurde, wäre jedenfalls dann als ursächlich für die 
Unterlassung des Widerrufs anzusehen, wenn man 
unterstellt, daß der BMV die Genehmigung wider- 
rufen hätte, wenn er über die technischen Mängel 
des Unternehmens vollständig und richtig unter- 
richtet worden wäre, 

480 

Eine dem Erlaß des BMV vom 8. Juli 1972 456) ent- 
sprechende sofortige gründliche Überprüfung der 
Vorwürfe Kuehnels und der technischen Gesamt- 
situation des Unternehmens 457) sowie eine unmiß- 
verständliche, vollständige und richtige Bericht- 
erstattung hätten mit Sicherheit auch die vorhanden 
gewesenen Bedenken dagegen verstärkt, in der 
Situation, in der sich das Unternehmen befand, den 
Betrieb wochenlang ohne verantwortlichen Flug- 
betriebsleiter fortführen zu lassen, anstatt nach dem 
Ausscheiden Kuehnels sofortige Konsequenzen zu 
ziehen. 
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Ergebnis 

481 

Die Genehmigung der Firma Paninternational als 
Luftfahrtunternehmen hätte im Mai/ Juni 1971 wider- 
rufen werden müssen, weil die technischen Voraus- 
setzungen der Unternehmensgenehmigung in dieser 
Zeit nicht gegeben waren. 

Daraus, daß die Unternehmensgenehmigung im Mai/ 
Juni 1971 nicht widerrufen wurde, kann dem BMV 
kein Vorwurf gemacht werden. 

Das LBA hat sich jedoch im Zusammenhang mit der 
Unterlassung des Widerrufs vorwerfbar pflicht- 
widrig verhalten. 


G. Die Gründe für die festgesteiiten 
(Aufsichts-)Pflichtverletzungen 

— - Ergänzende Ausführungen zu C., D. und F. 
dieses Kapitels — 

482 

Hier erreicht die Untersuchung einen Punkt, der 
schon vor Einsetzung des Untersuchungsausschusses 
im Mittelpunkt des öffentlichen Interesses gestanden 
hat: die Frage, ob das Verhalten des LBA und des 
BMV im Falle des Luftfahrtunternehmens Paninter- 
national durch das bestimmt war, was in dem Brief- 
wechsel, der der Einsetzung des Ausschusses voraus- 
ging als „politische Intervention" umschrieben 
wurde. Damit war insbesondere die Frage aufge- 
worfen, ob Dritte, u. a. Abgeordneter Wienand, 
beim Bundesverkehrsministerium oder beim LBA 
in Sachen Paninternational Einfluß auf die Ent- 
scheidungen dieser Behörden genommen haben. 

Nachdem festgestellt ist, daß das LBA bzw. der 
BMV als Genehmigungsbehörde gemäß den Aus- 
führungen zu C., D. und F. dieses Kapitels in drei 
Fällen pflichtwidrig gehandelt hat, 

— bei der Erweiterung der Unternehmensgenehmi- 
gung zur gewerblichen Verwendung der beiden 
Boeing 707 — möglicherweise auch bei der 
Erweiterung der Unternehmensgenehmigung zur 
gewerblichen Verwendung der vierten BAC 
1-11 — , 

— bei der Verlängerung der Erweiterung der An- 
erkennung des Unternehmens als luftfahrttechni- 
scher Betrieb ünd 

— bei der Unterlassung des Widerrufs der Unter- 
nehmensgenehmigung, 

wird untersucht, ob Abgeordneter Wienand Einfluß 
auf dieses Verhalten genommen hat. 

Für die Untersuchung dieser Frage hat es der Aus- 
schuß als notwendig angesehen, die Beziehungen 


s. Rdnr. 15 

Die folgende Darstellung erhebt keinen Anspruch 
auf Vollständigkeit. 


des Abgeordneten zum Luftfahrtunternehmen Pan- 
international einerseits und zum LBA sowie zum 
Bundesministerium für Verkehr andererseits auf- 
zuhellen. 

483 

Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme bestanden 
Beziehungen bzw. Kontakte des Abgeordneten zu 
verschiedenen Angehörigen des Luftfahrtunterneh- 
mens Paninternational sowie zu Angehörigen des 
LBA und des Bundesministeriums für Verkehr. 

Mit dem Flugzeugführer Heltzel des Luftfahrtunter- 
nehmens war der Abgeordnete, seiner Aussage zu- 
folge, befreundet. Freundschaft — auch dies ergibt 
sich aus seiner Aussage — verband ihn auch mit 
Herrn Artinger, der in der Zeit vom 3. Juli 1970 
bis 11. März 1971 Flugbetriebsleiter des Unterneh- 
mens war. Den Geschäftsführer Dr. Frommer habe 
er, so erklärte der Abgeordnete, schon zu einer 
Zeit kennengelernt, als das Luftfahrtunternehmen 
noch nicht existiert habe. 

Der Zeuge gab an, er habe in den Jahren 1970/1971 
drei-, vier-, vielleicht auch fünfmal in Sachen Pan- 
international mit dem damaligen Leiter des LBA, 
Ossenbühn, telefoniert und höchstens zweimal fern- 
mündlich mit dessen Stellvertreter, Matschego, ge- 
sprochen. 

Mit dem Leiter des Referats Flugbetrieb und Luft- 
aufsicht im Bundesministerium für Verkehr, MinRat 
Huck, sei er wiederholt, zweimal auch privat in der 
Wohnung des Beamten, zusammengekommen. Ab- 
geordneter Wienand bejahte die Frage, ob er 
MinRat Huck duze. 

MinRat Huck antwortete als Zeuge auf die 
Frage, wie sein persönliches Verhältnis zu 
Abgeordneten Wienand sei, er verstehe nicht, 
was damit gemeint sei. Auf die weitere Frage, 
wie nahe er Abgeordneten Wienand kenne, 
erklärte er, er habe ihn dreimal gesprochen 
und etwa vier- bis fünfmal mit ihm telefo- 
niert. 

Gesehen habe er Abgeordneten Wienand erst- 
mals in einer Besprechung am 1. Dezember 
1970. Ein weiteres Mal habe er sich mit ihm 
Ende Februar 1971 und schließlich im Juni 
1971 getroffen. Weiter habe er den Abgeord- 
neten „ein- oder zweimal privat" getroffen. 
Wörtlich fuhr der Zeuge fort: 

„Das ist alles. Näher kenne ich ihn nicht." 
Auf den Ein wand, immerhin habe er sich 
mit Abgeordneten Wienand privat getroffen, 
sagte der Zeuge: 

„Ja, man trifft sich bei Bekannten. Das war 
zu einem späteren Zeitpunkt." 

Eine chronologisch geordnete Übersicht über die 
Beziehungen des Abgeordneten zu dem Luftfahrt- 
unternehmen Paninternational bzw. früheren Ange- 
hörigen dieses Unternehmens und die Bemühungen 
des Abgeordneten für dieses Unternehmen ergibt 
folgendes Bild ^5^): 
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In der ersten Hälfte des Monats Juli 1970 rief 
Abgeordneter Wienand den damaligen Leiter des 
LBA, Ossenbühn, an. Der Zeuge Ossenbühn sagte, 
nach dem Inhalt des Telefongesprächs gefragt, aus, 
Abgeordneter Wienand habe sich unterrichten las- 
sen, wann die nächste Prüfung des Luftfahrtunter- 
nehmens Paninternational stattfinde. Alsdann sei 
die Teilnahme des Abgeordneten bei der Vorbe- 
sprechung zur Prüfung der Firma in München verab- 
redet worden, die dem LBA-Bericht vom 14. August 
1970 160 ) zugrunde lag. Diese Aussage wurde von 
Abgeordneten Wienand bestätigt. 
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Absprachegemäß nahm Abgeordneter Wienand am 
14. Juli 1970 an der Besprechung teil, die der 
Prüfung des Unternehmens, die vom 14. bis 
29. Juli dauerte, vorausging. Seitens des LBA waren 
bei dieser Prüfung der damalige Amtsleiter, Ossen- 
bühn, der Leiter des Referats Flugsicherheits- 
inspektion im LBA, RegDir Ehmke, sowie die Flug- 
betriebsprüfer Lindberg, Kuehnel und Wrede zu- 
gegen. 

Vor Beginn der Besprechung richtete Abgeordneter 
Wienand dem damaligen Leiter des LBA, Ossenbühn, 
Grüße des damaligen Bundesministers für Verkehr, 
Georg Leber, aus. Abgeordneter Wienand erklärte 
dazu, er habe den damaligen Bundesverkehrs- 
minister vor seiner Reise nach München getroffen 
und ihm erzählt, daß er mit dem Leiter des LBA 
Zusammentreffen werde. Dies habe der Minister 
zum Anlaß genommen, ihm Grüße an Ossenbühn 
aufzutragen. Ossenbühn hat dies — seiner Aussage 
zufolge — ■ als ein „einmaliges Ereignis in seinem 
Gedächtnis vermerkt". Der Zeuge Ossenbühn er- 
klärte, vorher seien ihm noch nie Grüße des Mi- 
nisters überbracht worden; einen persönlichen Kon- 
takt habe er mit dem Minister nie gehabt. 
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Das Ergebnis der im Anschluß an die Vorbe- 
sprechung durchgeführten Prüfung ist im LBA-Bericht 
vom 14. August 1970^®^) niedergelegt. Die Flug- 
betriebsprüfer brachten seinerzeit in ihrem Bericht, 
der dem LBA-Bericht vom 14. August zugrunde lag, 
zum Ausdruck, bei ihnen sei „der Eindruck geweckt 
worden, als solle durch das Einschalten des Herrn 
Wienand . . . Druck auf den Verlauf einer technischen 
Prüfung ausgeübt werden". Weiter heißt es im 
Bericht der Flugbetriebsprüfer: 

Die Prüfer haben sich jedoch hiervon distan- 
ziert und die Prüfung unbeeinflußt durchge- 
führt. 

Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme stützt sich 
der wiedergegebene Eindruck im wesentlichen allein 
auf die Tatsache, daß Abgeordneter Wienand an der 
Vorbesprechung zur Prüfung als — wie die Prüfer 
glaubten Interessenwahrer des Unternehmens 


160) s. Rdnr. 183 

161) s. Rdnr. 183 


teilnahm. Dies kommt darin zum Ausdruck, daß 
der Zeuge Ehmke, der den Eindruck der Flugbetriebs- 
prüfer teilte, erklärte, die „bloße Anwesenheit" 
eines Abgeordneten, der kein Hinterbänkler, son- 
dern ein profilierter Politiker sei, sehe er als eine 
konkrete Einflußnahme und die Ausübung von 
Druck an. Der Zeuge Lindberg erläuterte seinen 
Eindruck mit dem Hinweis, er sei der Auffassung 
gewesen, daß die Teilnahme eines Politikers der 
Kategorie des Herrn Wienand an der Vorbespre- 
chung den Zweck erfüllt habe, „irgendwo in irgend- 
einer Form etwas Bestimmtes zu erreichen". Beide 
Zeugen brachten jedoch zum Ausdruck, daß sie in 
keiner Weise aufgefordert worden seien, etwas 
Unzulässiges zu tun. 

Der Zeuge Ossenbühn erklärte in diesem Zusam- 
menhang, er habe den Eindruck gehabt, daß Abge- 
ordneter Wienand sich wie ein „ehrlicher Makler" 
gefühlt habe. Er habe sich an der Diskussion be- 
teiligt, aber nicht etwa so, daß er den Eindruck ge- 
wonnen habe, er habe den Angehörigen des LBA 
in den Arm fallen wollen. 
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Als nächster Punkt ist zu erwähnen, daß Abgeord- 
neter Wienand Ende August 1970 — seiner eigenen 
Einlassung zufolge — die Außenstelle Frankfurt des 
LBA aufsuchte. Nach der Aussage des Zeugen Wie- 
nand hatte dieser Besuch jedoch nicht zum Zweck, 
Angelegenheiten des Luftfahrtunternehmens Pan- 
international zu besprechen. Anlaß für den Besuch 
sei vielmehr der Umstand gewesen, daß ihm einer 
der Flugbetriebsprüfer am 14. Juli 1970 in München 
gesagt habe, er solle sich doch einmal in Frankfurt 
ansehen, unter welchen Bedingungen sie dort 
arbeiten müßten. 
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Am 22. September 1970 fand im Bonner Büro des 
Abgeordneten unter Teilnahme des damaligen Lei- 
ters der Abteilung Luftfahrt im Bundesministerium 
für Verkehr, MinDir Dr. Schmidt-Ott, des Referenten 
für Luftverkehr im Bundesministerium für Verkehr, 
MinRat Paas, und des Hilfsreferenten im Referat 
Flugbetrieb und Luftaufsicht im Bundesministerium 
für Verkehr, ORR Garbers, eine Besprechung in An- 
gelegenheiten des Luftfahrtunternehmens Paninter- 
national statt, zu der Abgeordneter Wienand ein- 
geladen hatte. In dieser Besprechung wurde nicht 
nur der LBA-Bericht vom 14. August 1970 erörtert. 
Es ging vielmehr — wie die Beweisaufnahme er- 
geben hat — auch um die Genehmigung der gewerb- 
lichen Verwendung der beiden Boeing 707-Flugzeuge 
des Unternehmens und — im Zusammenhang da- 
mit — um Verkehrsrechte für Charterflüge nach Bra- 
silien, die das Unternehmen mit den Boeing 707 
durchführen wollte. In bezug auf die Genehmigung 
der Boeing 707 ist dem Abgeordneten — dies ergibt 
sich aus der Aussage des Zeugen Paas — entgegen- 
gehalten worden, das Luftfahrtunternehmen müsse 
erst einmal zeigen, daß es in der Lage sei, mit seinen 
Maschinen des Musters BACl-11 einen ordnungs- 
gemäßen Flugbetrieb durchzuführen. 
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Ende Februar 1971 fand im Bonner Büro des Abge- 
ordneten eine weitere Besprechung in Angelegen- 
heiten des Luftfahrtunternehmens Paninternational 
statt. Nach Aussage des Zeugen Huck, der neben 
seinem Hilfsreferenten, ORR Garbers, und dem Ge- 
schäftsführer Dr. Trommer des Luftfahrtunterneh- 
mens Paninternational sowie dessen damaligen Flug- 
betriebsleiter Artinger Teilnehmer der Besprechung 
war, war das „herausragende Problem" der Be- 
sprechung, in der es auch um andere Fragen ging, 
die Genehmigung der gewerblichen Verwendung der 
beiden Boeing 707-Flugzeuge des Unternehmens. 
Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme hat sich 
Abgeordneter Wienand ^n diesem Teil des Ge- 
sprächs jedoch nicht beteiligt. Darüber, ob er zu der 
Zeit, in der über die Genehmigung der beiden 
Boeing 707-Flugzeuge gesprochen wurde, überhaupt 
im Besprechungszimmer war, gehen die Aussagen 
auseinander. 

Als Ergebnis des hier hervorgehobenen Teils der 
Besprechung wurde in einem Vermerk, den ORR 
Garbers nach der Einsetzung des Untersuchungs- 
ausschusses fertigte, festgestellt: 

Bezüglich der Aufnahme des Flugbetriebs mit 
Boeing 707 wurde seitens L 7 darauf hin- 
gewiesen, daß die Voraussetzungen dazu — 
wie in dem LBA-Gutachten vom 9. Februar 
aufgeführt — noch nicht gegeben seien. 
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Im Zusammenhang mit der Genehmigung der ge- 
werblichen Verwendung der beiden Boeing 707-Flug- 
zeuge des Unternehmens ist noch zu erwähnen, daß 
im März 1971 — kurz vor der Erteilung der Geneh- 
migung — ein Telefongespräch (Ferngespräch) zwi- 
schen Abgeordnetem Wienand und dem Leiter des 
Referats Flugsicherheitsinspektion im LBA, RegDir 
Ehmke, stattfand, der sich damals in Hamburg auf- 
hielt. Nach der von Abgeordneten Wienand bestrit- 
tenen Darstellung des Zeugen Ehmke ging es in die- 
sem Gespräch primär um die Genehmigung der 
gewerblichen Verwendung der beiden Boeing 707- 
Flugzeuge. Seinen Eindruck von diesem Gespräch 
schilderte der Zeuge auf die Frage, worauf er seine 
Meinung stütze, Abgeordneter Wienand habe zu- 
gunsten des Unternehmens eingegriffen, so: 

Sehen Sie mal, wenn Herr Wienand mich an- 
rief, damals, als es um die 707 ging: Wie ist 
das denn? Nun, Ostern steht vor der Tür; 
großer Touristikverkehr! Warum fliegen die 
707 noch nicht? Dann ist es genau dasselbe 
wie in meiner Kindheit, wenn ich eine Scheibe 
einschlug und mein Vater mich fragte; Warum 
hast du die Scheibe eingehauen? Genau wie 
ich von ihm die Aufforderung bekam, keine 
Scheibe einzuhauen, habe ich diese Frage . . . 


L7 bezeichnet MinRat Huck, den Leiter des Referats 
Flugbetrieb und Luftaufsicht im Bundesministerium 
für Verkehr. 

163) s. Rdnrn. 119ff. 

161) s. Rdnr. 131 


habe ich ganz eindeutig daraus entnommen, 
objektiv: Nun machen Sie mal was! Also, man‘ 
kann auch mit Fragen selbstverständlich For- 
derungen umschreiben. 

Die widersprüchlichen Aussagen über den Inhalt des 
angeführten Telefongesprächs konnten jedoch auch 
in einer Gegenüberstellung der Zeugen Wienand 
und Ehmke nicht aufgeklärt werden. Jeder der Zeu- 
gen blieb bei seiner Darstellung; der Zeuge Wienand 
bei der Behauptung, die Erteilung der Genehmigung 
für die Boeing 707 sei in dem Gespräch in keiner 
Weise angesprochen worden. Dabei sei es vielmehr 
ausschließlich um die Person des früheren Flug- 
betriebsleiters Artinger, insbesondere die Gründe 
gegangen, die zu dessen Ablösung i®^) bei dem Luft- 
fahrtunternehmen Paninternational geführt hätten. 
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Für die Beurteilung der Beziehungen des Abgeord- 
neten Wienand zum Luftfahrtunternehmen Pan- 
international ist auch folgender Sachverhalt von 
Interesse: 

Nach der Ablösung Kuehnels als Flugbetriebs- 
leiter ^®^) versuchte ein Beiratsmitglied des Unter- 
nehmens, der Zeuge Schwarzer, aus Sorge um den 
Fortbestand des Unternehmens Aufschluß darüber 
zu gewinnen, ob die Unternehmensgenehmigung 
nun widerrufen werde. Am 7. Juli 1971 erhielt der 
Zeuge Schwarzer ein Fernschreiben des Geschäfts- 
führers Dr. Trommer zum Betreff Ablösung des 
Herrn Kuehnel als Flugbetriebsleiter, in dem es in 
einem Nachsatz heißt: 

Nach dem soeben mit Herrn Wienand ge- 
führten Telefongespräch ist dieser gern be- 
reit, Sie heute abend ab 20.00 Uhr unter Tele- 
fonnummer . . . über den Stand aus der Sicht 
des BMV und des LBA zu informieren. 

Der Zeuge setzte sich daraufhin am 8. Juli, morgens 
um 9.00 Uhr, von München aus telefonisch mit Ab- 
geordneten Wienand in Verbindung, um — wie 
Schwarzer als Zeuge aussagte — zu erfahren, wie 
es mit der Gesellschaft stehe. Abgeordneter Wie- 
nand erklärte ihm — dies ist übereinstimmende Dar- 
stellung der Zeugen Schwarzer und Wienand — er 
könne ihm auf Grund seiner Erfahrung als Abgeord- 
neter und aus reichhaltiger Verwaltungserfahrung 
sagen, daß ein Luftfahrtunternehmen nicht allein 
deshalb geschlossen werde, weil ein Flugbetriebs- 
leiter plötzlich entlassen oder beurlaubt worden sei. 
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Schließlich ist noch folgender Sachverhalt anzu- 
führen: 

Am 30. Juli 1971 setzte sich der Geschäftsführer 
Dr. Trommer des Luftfahrtunternehmens fernmünd- 
lich mit Abgeordneten Wienand, der sich zu dieser 
Zeit in Riva/Gardasee in Urlaub befand, in Verbin- 
dung und trug ihm vor, daß das Unternehmen für 
den Monat August noch keine Ausfluggenehmigung 
des BMV erhalten habe. Dr. Trommer sagte als 
Zeuge zum Inhalt des Telefongesprächs aus, er habe 
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Abgeordneten Wienand seinen Eindruck mitgeteilt, 
man wolle damit, daß man keine Ausfluggenehmi- 
gung erteilt habe, das Unternehmen veranlassen, 
Kuehnel wieder als Flugbetriebsleiter einzustellen. 
Er habe dann — dies stimmt mit der Aussage des 
Abgeordneten Wienand überein — den Abgeordne- 
ten gebeten, sich zu erkundigen, warum die Aus- 
fluggenehmigung (noch) nicht erteilt worden sei. 
Der Zeuge fügte erklärend hinzu, er habe vor seinem 
Telefongespräch mit Abgeordneten Wienand ver- 
gebens versucht, MinRat Huck oder MinRat Paas im 
Bundesverkehrsministerium zu erreichen. Auch eine 
Verbindung mit dem Leiter des LBA in Braun- 
schweig sei nicht zustande gekommen. 
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Auf den Anruf Dr. Trommers hin setzte sich Abge- 
ordneter Wienand noch am 30. Juli 1971 von Riva 
aus telefonisch mit dem Bundesverkehrsministerium 
in Verbindung und wünschte zunächst, MinRat Huck 
zu sprechen. Als ihm gesagt wurde, dieser sei nicht 
da, wollte er MinRat Paas sprechen. Da auch dieser 
nicht zu erreichen war, ließ er sich schließlich mit 
dem Hilfsreferenten im Referat Luftverkehr des Bun- 
desministeriums für Verkehr, RegDir Dr. Stuken- 
berg, verbinden. Uber den Inhalt seines Telefon- 
gesprächs mit Abgeordneten Wienand gab RegDir 
Dr. Stukenberg am 10. September 1971 folgende 
dienstliche Äußerung ab: 

Abgeordneter Wienand setzte sich für die 
Genehmigung des August-Ausflugprogramms 
der Paninternational ein, das der stellvertre- 
tende Flugbetriebsleiter Knauth zwei Tage 
vorher persönlich überbracht hatte. Dem Un- 
ternehmen war nach dem Ausscheiden des 
Herrn Kuehnel eine Frist zur Bestellung eines 
neuen Flugbetriebsleiters bis zum 31. Juli 
1971 gesetzt worden. Das war mir bekannt. 
Unter Hinweis darauf antwortete ich Herrn 
Abgeordneten Wienand, daß ich das Flug- 
programm für August nicht genehmigen 
könne, wenn nicht ein neuer Flugbetriebs- 
leiter noch bestellt werde, den auch das LBA 
akzeptiere. Herr Abgeordneter Wienand wies 
darauf hin, daß das Unternehmen bereits vier 
Flugbetriebsleiter vorgeschlagen habe, die das 
LBA abgelehnt habe ... Es sei dem Unterneh- 
men jedoch noch nie mitgeteilt worden, 
welche Anforderungen eigentlich an einen 
Flugbetriebsleiter gestellt werden. Zu dieser 
Frage konnte ich mich aus fachlichen Gründen 
nicht äußern und habe ihm erwidert, daß 
unser Haus sich insoweit auf das für die flug- 
betriebliche Überwachung zuständige LBA 
stützen müsse. Auf keinen Fall könne ich das 
Flugprogramm genehmigen, wenn nach Mit- 
teilung des LBA ernstliche Bedenken im Hin- 
blick auf den sicheren Flugbetrieb bei der 
Paninternational bestünden. Aus aktuellem 
Anlaß habe ich in diesem Zusammenhang 
auch an die Serie von Bundesbahnunglücken 
erinnert. Herr Abgeordneter Wienand erbat 
von mir eine verbindliche Zusage, daß ich das 
Flugprogramm wenigstens für ein paar Tage 


bis zur Rückkehr von Herrn MinRat Paas und 
Herrn MinRat Huck genehmige. Auch dazu 
sah ich mich aus vorgenannten Gründen nicht 
in der Lage. Ich habe mich lediglich zu einer 
Prüfung der Angelegenheit bereit erklärt. Die 
Bitte nach einer verbindlichen Zusage habe 
ich mit der Frage nach seiner Legitimation zur 
Entgegennahme einer solchen Erklärung be- 
antwortet. Herr Abgeordneter Wienand wies 
darauf auf seine Eigenschaft als Bundestags- 
abgeordneter und seine Stellung als Parla- 
mentarischer Geschäftsführer einer großen 
Partei hin. Ich erwiderte, daß mir das bekannt 
sei, daß ihn das aber noch nicht zur Entgegen- 
nahme einer für die Paninternational be- 
stimmten Erklärung berechtige, worauf es 
hier aber ankomme. Der Abgeordnete Wie- 
nand teilte mit, er werde diese Frage zu 
einem späteren Zeitpunkt mündlich klären. 

Weiter heißt es in der Erklärung wörtlich: 

Unabhängig davon wurde das Flugprogramm 
der Paninternational für die erste Woche des 
August mit Auflagen genehmigt, nachdem das 
LBA (ORR Ehmke) sich trotz Bedenken damit 
einverstanden erklärt hatte. Diese Vereinba- 
rung war bereits vor dem Anruf von Herrn 
Abgeordneten Wienand mit Herrn OAR Froh- 
müller getroffen worden. Das war mir jedoch 
nicht bekannt. 

Abgeordneter Wienand erklärte als Zeuge vor dem 
1. Untersuchungsausschuß auf die Frage, ob dieser 
Aktenvermerk korrekt sei oder nicht, was den Sach- 
verhalt angehe, so habe er ihn ja fast identisch dar- 
gelegt; was einzelne Formulierungen oder Akzen- 
tuierungen angehe, sehe er das etwas anders. 
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Bei der Erörterung der Beziehungen des Abgeord- 
neten Wienand zu dem Luftfahrtunternehmen Pan- 
international hat auch die Frage eine Rolle gespielt, 
ob ein Beratervertrag zwischen dem Abgeordneten 
und dem Luftfahrtunternehmen Paninternational be- 
stand und ob der Abgeordnete für seine Tätigkeit 
für dieses Unternehmen Honorar bezogen hat. Ab- 
geordneter Wienand gab dazu als Zeuge vor dem 
1. Untersuchungsausschuß am 21. März 1972 in einer 
Erklärung an, er habe keinen Beratervertrag mit der 
Firma gehabt. Ein Vertrag sei ihm zwar angeboten 
worden; er habe ihn jedoch „mehrfach" abgelehnt. 
Der Zeuge erklärte weiter, er habe auch kein Hono- 
rar von der Gesellschaft Paninternational bekom- 
men. Zahlungen an ihn hätten — mit einer Aus- 
nahme — - eine Privatsache zwischen Dr. Trommer 
und ihn betroffen. 

Auf Befragen sagte der Zeuge aus, bei der erwähn- 
ten Ausnahme sei es um die Regulierung von Förde- 
rungen gegangen, die der ausgeschiedene Flug- 
betriebsleiter Artinger an die Firma Paninternational 
gehabt und die er auf Wunsch Artingers bei Dr. 
Trommer angemahnt habe. Dr. Trommer habe dar- 
aufhin im August oder September 1971 einen ent- 
sprechenden Betrag durch Scheck übersandt, den er 
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zur Regulierung der Forderung Artingers voll 
weitergeleitet habe. 

Mit dem Wort „Privatsache" umschrieb der Zeuge 
das, was er an anderer Stelle als Darlehnshingabe 
an Dr. Trommer bezeichnete. Dazu erklärte er, er 
habe Dr. Trommer einen ersten Betrag 1968 und 
einen weiteren Betrag 1969 gegeben, weil Dr. Trom- 
mer ihm erklärt habe, daß er damals dabei gewesen 
sei, „einmal Betriebe oder diese Gesellschaften auf- 
zubauen" und seinem Vater ein Haus zu kaufen, in 
das er für sich als Chemiker ein Labor einbauen 
wolle. 

Zunächst habe er Dr. Trommer 45 000 DM in bar ge- 
liehen; später sei noch einmal ein Betrag hinzu- 
gekommen. Der Zeuge fuhr fort, die Darlehnsbeträge 
seien in seinen Vermögenserklärungen zum 1. Ja- 
nuar 1969, zum 1. Januar 1970 und dann auch noch 
zum 1. Januar 1971 eingestellt. 
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Auf die Frage eines Ausschußmitgliedes, ob er dem 
Ausschuß seine Steuerunterlagen zur Verfügung 
stellen oder sich damit einverstanden erklären wolle, 
daß diese Unterlagen dem Ausschuß vom Finanzamt 
zugänglich gemacht würden, erklärte der Zeuge, 
wenn der Ausschuß dies beschließe, habe er nichts 
dagegen. In diesem Zusammenhang versicherte er, 
er habe ein Interesse an der restlosen Aufklärung 
der Angelegenheit und sei bereit, den Vorschlägen 
oder Beschlüssen des Ausschusses zu folgen. Der 
Ausschuß faßte daraufhin in seiner 17. Sitzung am 
21. März 1972 den Beschluß: 

1. Dem Zeugen Wienand wird aufgegeben: 

1. bis spätestens zum 13. April 1972 dem 
Ausschuß die für ihn erreichbaren Ur- 
kunden zuzuleiten, die seine Zeugen- 
aussage vom 21. März 1972 stützen, ins- 
besondere Schecks, die er von der 
Firma Paninternational erhalten hat, 
sowie einen Nachweis des Finanzamtes 
bzw. Quittungen etc. dafür, daß die von 
ihm genannten Darlehnsbeträge in sei- 
nen entsprechenden Steuererklärungen 
1968, 1969 ausgewiesen sind; 

2. falls diese Urkunden für ihn nicht er- 
hältlich sind, den Ausschußsekretär un- 
verzüglich davon zu unterrichten, damit 
sie der Ausschuß von sich aus bei den 
zuständigen Behörden bzw. Banken un- 
mittelbar anfordern kann; für diesen 
Fall wird er gebeten, die Zeiträume an- 
zugeben, in denen er Schecks erhalten 
hat, ferner die Banken zu nennen, bei 
denen er sie eingelöst hat, sowie seine 
Steuernummer mitzuteilen. 

11. Die Urkunden und Angaben werden in 
nicht öffentlicher Sitzung vertraulich be- 
handelt. 
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Nach der Vernehmung des Abgeordneten Wienand, 
die in öffentlicher Sitzung durchgeführt wurde, und 
der hier wiedergegebenen Beschlußfassung veröf- 
fentlichte die Zeitschrift „stern" in ihrer 16. Nummer 
vom 9. April 1972 einen von den Journalisten Blu- 
menschein und Heidemann gezeichneten Artikel 
über Abgeordneten Wienand. In diesem Artikel 
heißt es unter der Überschrift: Er lügt und lügt und 
lügt . . . , Abgeordneter Wienand tische „immer neue 
Unwahrheiten" auf, um seine „dubiose Beratertätig- 
keit für die Fluggesellschaft Paninternational zu ver- 
tuschen". In dem Artikel wird behauptet, Abgeord- 
neter Wienand habe sich als Zeuge vor dem Unter- 
suchungsausschuß immer tiefer in Lügen verstrickt; 
wahr sei, daß er Schecks über insgesamt 162 500 DM 
von der Fluggesellschaft als Gegenleistung für sein 
Eintreten zugunsten der Charterfirma erhalten habe. 
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Abgeordneter Wienand nahm diesen Artikel zum 
Anlaß, mit Schriftsatz seiner Rechtsanwälte gegen 
die Journalisten Blumenschein und Heidemann 
Strafantrag und Strafanzeige wegen Beleidigung 
(§§ 185 ff. StGB) und falscher Anschuldigung (§ 164 
StGB) zu erstatten. Eine Photokopie des an die 
Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht Hamburg 
gerichteten Schriftsatzes leitete er dem 1. Unter- 
suchungsausschuß mit der Erklärung zu, er erlaube 
sich, dem Untersuchungsausschuß die Prüfung der 
Frage anheimzustellen, ob das Thema, das den ihm 
aufgegebenen Beweisen zugrunde liege, im Unter- 
suchungsausschuß oder in dem zu erwartenden Ver- 
fahren geklärt werden solle. 
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Der Ausschuß faßte daraufhin in seiner 18. Sitzung 
am 14. April 1972 folgenden Beschluß: 

Der Ausschuß beschließt, die Untersuchung 
der Fragen, ob ein Beratervertrag zwischen 
dem Zeugen Wienand und dem Luftfahrt- 
unternehmen Paninternational bestanden und 
ob der Zeuge für seine Tätigkeit für dieses 
Unternehmen Honorar bezogen hat, zunächst 
auszusetzen. 

Dabei geht der Ausschuß davon aus, daß 

a) die Untersuchung dieser Fragen nicht zum 
Auftrag des Untersuchungsausschusses ge- 
hört und 

b) die angesprochenen Fragen Gegenstand 
der Ermittlungen der zuständigen Staats- 
anwaltschaft sind oder — auf den Straf- 
antrag und die Strafanzeige des Zeugen 
hin — sein werden. 

Der Ausschuß wird sich mit der Ermittlungs- 
behörde in Verbindung setzen und über den 
Stand und den Fortgang der Ermittlungen in- 
formieren lassen. 
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Auf den Strafantrag und die Strafanzeige hin leitete 
die Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht Hamburg 
unter dem Aktenzeichen 141 Js 224/72 ein Ermitt- 
lungsverfahren gegen die Journalisten Blumenschein 
und Heidemann ein. Dieses Verfahren wurde mit 
Verfügung vom 18. August 1972 — hinsichtlich der 
Beleidigung gemäß §§ 185 ff. StGB wegen des 

Rechtfertigungsgrundes nach § 193 StGB und hin- 
sichtlich der falschen Anschuldigung gemäß § 164 
StGB mangels Tatverdacht — eingestellt; gegen den 
Einstellungsbescheid erhob Abgeordneter Wienand 
Beschwerde, über die noch nicht entschieden ist. 

500 

Der Ausschuß nahm die Einstellung des Verfahrens 
zum Anlaß, seinen Aussetzungsbeschluß zu über- 
prüfen und beschloß zunächst, die Ermittlungsakten 
der Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht Hamburg 
beizuziehen. Nach diesen Ermittlungsakten wurden 
von der Kriminalpolizei der Kaufmann Johannes 
Zerr, der in anderer Sache auch vom 1. Unter- 
suchungsausschuß als Zeuge gehört wurde, der 
Kaufmann Jürgen Botzenhardt, der einer der beiden 
Komplementäre und Geschäftsführer des Luftfahrt- 
unternehmens Paninternational war und noch ist, 
und der Diplom-Kaufmann Mair, Geschäftsführer 
der BRG Betriebsberatungs- und Revisionsgesell- 
schaft mbH in München, als Zeugen vernommen. 
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Der Zeuge Botzenhardt sagte u. a. aus, der Flug- 
zeugführer Heltzel des Luftfahrtunternehmens habe 
ihn eines Tages (im Frühjahr 1970?) dahin gehend 
angesprochen, daß es gut wäre, wenn auch die 
Paninternational einen guten Draht zur Lobby hätte. 
Heltzel habe dann den Namen des Abgeordneten 
Wienand genannt. Daraufhin habe Botzenhardt ihm 
empfohlen, mit Dr. Trommer darüber zu sprechen. 
Später, im Mai oder Juni 1970, habe Dr. Trommer 
bei ihm über Haustelefon angerufen und ihm mit- 
geteilt, daß die Möglichkeit bestehe, einen Draht 
zur Lobby herzustellen. Dr. Trommer habe in diesem 
Zusammenhang Herrn Wienand genannt, der in 
der Lage sei, Schwierigkeiten mit Behörden zu 
vermeiden. Er, Botzenhardt, habe dann nach dem 
Preis gefragt und Dr. Trommer habe ihm eine 
Summe von ca. 15 000 DM genannt. Er habe ge- 
glaubt, dies sei das Honorar für ein ganzes Jahr 
gewesen. 

Der Zeuge gab vor der Kriminalpolizei weiter an, 
ob und inwieweit Abgeordneter Wienand für die 
Interessen der Paninternational tätig geworden sei 
und wie er tätig geworden sei, vermöge er nicht 
zu sagen. Ihm sei bekannt, daß Abgeordneter 
Wienand 1970 und 1971 zwei- bis dreimal monatlich 
in München gewesen sei und mit Dr. Trommer 
verhandelt habe. Die Termine hätten auch in Düssel- 
dorf, Köln oder Braunschweig stattgefunden. 

Der Zeuge fuhr fort, es treffe zu, daß an Abgeord- 
neten Wienand ab August 1970 bis September 1971 


162 500 DM gezahlt worden seien. Die sieben Origi- 
nalschecks, die auf Abgeordneten Wienand ausge- 
stellt worden seien, lägen bei der Deutschen Bank. 
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Bei den Ermittlungsakten der Staatsanwaltschaft 
befindet sich die Durchschrift eines Schreibens der 
Kriminalpolizei an die Deutsche Bank AG, Filiale 
München, mit dem darum gebeten wird, der Krimi- 
nalpolizei Ablichtungen der sieben Schecks zu über- 
senden, „die Herr Karl Wienand für seine Berater- 
dienste von Paninternational erhielt". Die Deutsche 
Bank übersandte daraufhin der Dienststelle der 
Kriminalpolizei mit Schreiben vom 11. Juli 1972 
Ablichtungen von insgesamt sieben Schecks über 
eine Gesamtsumme von 162 500 DM. 

Im einzelnen handelt es sich um folgende Schecks: 

Scheck über 25 000 DM, 

ausgestellt am 11. August 1970, 

Scheck über 12 500 DM, 

ausgestellt am 9. September 1970, 

Scheck über 12 500 DM, 

ausgestellt am 14. Oktober 1970, 

Scheck über 12 500 DM, 

ausgestellt am 11. November 1970, 

Scheck über 25 000 DM, 

ausgestellt am 22. Februar 1971, 

Scheck über 37 500 DM, 

ausgestellt am 20. Mai 1971, 

Scheck über 37 500 DM, 

ausgestellt am 9. September 1971. 
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In bezug auf sechs der angeführten Schecks heißt 
es in der kriminalpolizeilichen Aussage des Zeugen 
Mair, die erste Zahlung sei auf dem Kostenarten- 
konto der Firma mit der Bezeichnung „Beratung" 
ohne Namensnennung gebucht. Die zweite Zahlung 
sei auf das Kreditoren-Personenkonto mit dem 
Buchungstext „Beratg.Ko." gebucht. Die dritte Zah- 
lung sei auf dem Kreditoren-Personenkonto mit 
der Bezeichnung „Honorar" ausgewiesen. Die vierte 
Zahlung sei ebenfalls über das Kreditoren-Personen- 
konto gelaufen und mit der Bezeichnung „Hon. 
Wienan" versehen gewesen. Für die fünfte Zahlung, 
so fuhr der Zeuge fort, die ebenfalls auf das Kredi- 
toren-Personenkonto gebucht worden sei, sei ein 
Buchungstext nicht bekannt. Die sechste Zahlung 
sei über das Kostenartenkonto „Honorare" mit 
dem Buchungstext „Wienand" gebucht. 
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Nachdem der Ausschuß von der Einstellung des 
Ermittlungsverfahrens und den Ermittlungsakten 
Kenntnis genommen hatte, beschloß er in seiner 
25. Sitzung am 19. September 1972 folgendes Schrei- 
ben an Abgeordneten Wienand: 
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Der Bundestag steht unmittelbar vor seiner 
Auflösung. Der Untersuchungsausschuß for- 
dert Sie deshalb auf, mitzuteilen, ob Sie noch 
Wert darauf legen, die von Ihnen im März 
1972 angebotenen Unterlagen vorzulegen. Sie 
haben dazu in der Abschlußsitzung des 1. Un- 
tersuchungsausschusses am 21. September 1972 
Gelegenheit. 

Abgeordneter Wienand richtete daraufhin mit Datum 
vom 21. September 1972 ein Schreiben an den 
Vorsitzenden des 1. Untersuchungsausschusses, das 
folgenden Wortlaut hat: 

Sehr geehrter Herr Kollege Rawe, 

für das Anerbieten des 1. Untersuchungsaus- 
schusses, das Sie mir mit Ihrem Schreiben 
vom 19. 9. 1972 mitgeteilt haben, danke ich 
Ihnen. 

Ich bitte die Mitglieder des Ausschusses je- 
doch um Verständnis dafür, daß ich nach 
eingehenden Überlegungen und nach dem 
juristischen Rat mehrerer Parlamentskollegen 
von dem Angebot keinen Gebrauch mache. 
Als Begründung darf ich mich auf die mehr- 
fachen Äußerungen des Ausschusses bezie- 
hen, der gegen mich in der 'Öffentlichkeit 
erhobene Vorwurf, einen dotierten Berater- 
vertrag zu haben, gehöre nicht zum Beweis- 
thema des Ausschusses. Darüber hinaus ist 
ausschlaggebend, daß ich, wie dem Ausschuß 
bekannt ist, diesen Vorwurf vor den ordent- 
lichen Gerichten zu einer Klärung bringen 
möchte. Ich erwarte hierzu noch eine Ent- 
scheidung der Generalstaatsanwaltschaft in 
Hamburg. 

Erlauben Sie mir überdies die Überlegung, 
daß durch Vorlage von Unterlagen vielleicht 
eine zusätzliche Beweisaufnahme notwendig 
werden könnte, die dann die rechtzeitige 
Fertigstellung des Berichts zum Beweisthema 
des Ausschusses, an der mir auch sehr gelegen 
ist, verhindern würde. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Der Ausschuß hat nicht verkannt, daß es auch ohne 
die Annahme, bei den festgestellten Pflichtver- 
letzungen habe sich ein Einfluß des Abgeordneten 
ausgewirkt, plausible Erklärungen für diese Pflicht- 
verletzungen gibt. 
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Es kann sein, daß ausschlaggebend für die Genehmi- 
gung zur gewerblichen Verwendung der beiden 
Boeing 707 und — möglicherweise — auch für die 
Genehmigung der gewerblichen Verwendung der 
vierten BAC 1-11 der Umstand gewesen ist, daß 
Kuehnel die Aufgaben des Flugbetriebsleiters des 
Unternehmens übernommen hatte. Alle als Zeugen 
befragten Angehörigen des LBA, insbesondere die 
Zeugen Ehmke, Matschego und Ossenbühn, verwie- 
sen immer wieder — nach den Gründen dafür be- 


fragt, warum das LBA seine Bedenken gegen die 
Erweiterung der Unternehmensgenehmigung nicht 
(mehr) aufrechterhalten habe — auf die Einstellung 
des früheren Flugbetriebsprüfers Kuehnel durch das 
Luftfahrtunternehmen. Der Zeuge Matschego er- 
klärte schließlich — nach dem Grund dafür gefragt, 
warum die „Zustimmung" zur Ausweitung des Un- 
ternehmens gegeben worden sei — , er könne keinen 
anderen Grund angeben, als den, daß sie alle Hoff- 
nungen auf Herrn Kuehnel gesetzt hätten. Der da- 
malige Leiter des LBA, der Zeuge Ossenbühn, gab 
eine gleichlautende Erklärung ab. Für den Zeugen 
Riedel war Kuehnel sogar der „rettende Engel" des 
Unternehmens, ohne den es „schon vorher" ge- 
schlossen worden wäre. 
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Die (rechtswidrige) Erweiterung der Anerkennung 
des luftfahrttechnischen Betriebes des Unternehmens 
stellt sich aus der Sicht des Zeugen Matschego als 
eine — gewissermaßen zwangsläufige — Folge der 
Genehmigung der gewerblichen Verwendung der 
beiden Boeing 707 dar. Der Zeuge sagte aus, die Er- 
weiterung der Anerkennung sei praktisch bereits 
mit der Genehmigung zur gewerblichen Verwen- 
dung der beiden Boeing 707 vollzogen gewesen. 
Wörtlich gab er an: 

Das war jetzt das Nachholen der Formalitäten, 
daß der Betrieb eine neue Anerkennungs- 
urkunde bekommt, in der drinsteht: Der Be- 
trieb ist jetzt auch anerkannt für die Wartung 
Boeing 707. De facto mußte das ja schon der 
Fall gewesen; denn sonst hätten wir ja gar 
nicht die Betriebserweiterung auf Boeing 707 
mit 7. April (muß heißen: 2. April) befürwor- 
ten können. 

So gesehen wäre der Flugbetriebsleiter Kuehnel 
dem LBA nicht nur Garant für die flugbetrieblichen, 
sondern auch für die technischen Voraussetzungen 
der Unternehmensgenehmigung gewesen. Diese An- 
nahme findet ihre Stütze in der Aussage des Zeugen 
Ehmke, die Einsetzung des Herrn Kuehnel als Flug- 
betriebsleiter sei ihnen im LBA eine Garantie dafür 
gewesen, daß die bestehenden Mängel, insbesondere 
in bezug auf die flugbetrieblichen Grundlagen, abge- 
stellt werden würden. Diese Erwartung konnte an 
den Umstand anknüpfen, daß Kuehnel, seinem Ein- 
stellungsvertrag mit dem Luftfahrtunternehmen zu- 
folge, der technische Leiter des Unternehmens „orga- 
nisatorisch und disziplinär" unterstellt worden war. 
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Weiterhin ist es möglich, daß die Gründe dafür, daß 
die Unternehmensgenehmigung nicht im Mai/Juni 
widerrufen wurde, allein darin zu suchen sind, daß 
der BMV als „Widerrufsbehörde" über die mangel- 
haften technischen Voraussetzungen der Unterneh- 
mensgenehmigung nicht informiert worden war. 
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Der Umstand, daß der Widerruf der Unternehmens- 
genehmigung vom LBA im Mai/Juni 1971 nicht vor- 
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geschlagen wurde, könnte auf mangelnde Detail- 
kenntnisse des wahren Ausmaßes der technischen 
Mängel und darauf zurückzuführen sein, daß der 
Abteilungsleiter Betrieb des LBA, Ltd. RegBDir 
Matschego, die Rechtslage falsch beurteilte. In der 
Beweisaufnahme danach gefragt, ob die Unterneh- 
mensgenehmigung seiner Meinung nach nicht vor 
dem 6. September 1971 hätte widerrufen werden 
müssen, meinte der Zeuge, „aus fachlicher Sicht" 
hätte man genügend Gründe gehabt, „um zuzu- 
machen". Der Widerruf der Unternehmensgenehmi- 
gung sei jedoch „auf Grund der Rechtslage" nicht 
durchführbar gewesen. 
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Beide Umstände, mangelnde Detailkenntnis über 
das wahre Ausmaß der technischen Mängel und eine 
irrige Rechtsauffassung, könnten auch die Ursachen 
dafür gewesen sein, daß der Zeuge Matschego und 
der Zeuge Ossenbühn in Gesprächen mit den zu- 
ständigen Beamten des Bundesministeriums für Ver- 
kehr die Ansicht vertraten, der Widerruf der Geneh- 
migung sei nicht möglich. Diese Meinung äußerte 
der Zeuge Matschego nach dem Ergebnis der Be- 
weisaufnahme z. B. in der Besprechung, die am 8. Juli 
1971 im Bundesministerium für Verkehr statt- 
fand, nachdem Kuehnel seine schwerwiegenden Vor- 
würfe erhoben hatte 
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Der Zeuge Paas, Leiter des Referats Luftverkehr im 
Bundesministerium für Verkehr, gab — ebenso wie 

165) s. Rdnr. 207 
168) s. Rdnrn. 204 ff. 


sein Hilfsreferent, der Zeuge Dr. Stukenberg — 
glaubhaft an, daß im Bundesministerium für Ver- 
kehr mehrmals erwogen worden sei, das Unterneh- 
men „zu. schließen". Ihm selbst sei wiederholt — zum 
ersten Mal im August 1970 — der Gedanke gekom- 
men, daß das Unternehmen aus fachlichen (techni- 
schen und flugbetrieblichen) Gesichtspunkten eigent- 
lich geschlossen werden müsse. Er habe sich jedoch 
(stets) von den Fachleuten überzeugen lassen, daß 
das, was an Mängeln festgestellt worden sei, (noch) 
nicht für einen Widerruf ausgereicht habe. Der da- 
malige Leiter des LBA, Ossenbühn, habe ihm in der 
zweiten Julihälfte 1971 auf seine telefonische An- 
frage, ob das Unternehmen nicht geschlossen werden 
müsse, gesagt: „Das geht nicht, das langt alles nicht 
aus, damit fallen Sie hintenrunter!" Auch das Refe- 
rat L7 {Flugbetrieb und Luftaufsicht), auf dessen 
Votum er sich gestützt habe, habe einen Widerruf 
der Unternehmensgenehmigung nicht für gerecht- 
fertigt gehalten. Er hätte, so bekundete der Zeuge, 
widerrufen, wenn die Fachleute gesagt hätten: 
„Jetzt wird dicht gemacht!" 

Zweifelsfreie Feststellungen lassen sich jedoch auch 
unter Berücksichtigung dieser Umstände nach An- 
sicht des Ausschusses zu der hier untersuchten Frage 
der Einflußnahme nicht treffen. 

Ergebnis 
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Nach den bisherigen Ermittlungen kann nicht fest- 
gestellt werden, daß die Aufsichtspflichtverletzun- 
gen ihren Grund in der Einflußnahme Dritter, u. a. 
des Zeugen Wienand, gehabt haben. Dies ist keine 
abschließende Feststellung. Der Ausschuß konnte 
die Beweisaufnahme zu diesem Punkt nicht zu Ende 
führen. 


FÜNFTES KAPITEL 

Die von den Behörden (LBA und BMV) im Faiie des Luftfahrt 
Unternehmens Paninternationai geübte Aufsichtspraxis 


513 

Wie die Aufsicht ^®^) gegenüber dem Luftfahrtunter- 
nehmen Paninternationai ausgeübt wurde, ist — 
berichtend und wertend — bereits im Vierten Ka- 
pitel dieser Untersuchung dargelegt worden. Diese 
auf Maßnahmen zur Gewährleistung der Betriebs- 
und Flugsicherheit ^6®) der Paninternationai abstel- 


^67) s. dazu Rdnrn. 74 bis 83 
^68) s. dazu Rdnrn. 322 ff. 


lenden Ausführungen bedürfen jedoch für die Beur- 
teilung der Aufsichtspraxis des LBA und des BMV 
der Ergänzung. Teil der Aufsichtspraxis ist die 
Prüfungspraxis durch die Betriebsprüfer des LBA. 
Wie insoweit geprüft wurde und vermutlich auch 
heute noch geprüft wird, zeigt sich u. a. in den 
Berichten (Gutachten), die das LBA in flugbetrieb- 
licher, technischer und wirtschaftlicher Hinsicht über 
das Luftfahrtunternehmen Paninternationai erstatte- 
te. Vier dieser Berichte — s. dazu die Ausführungen 
zu A, B und C — hat der Ausschuß näher untersucht: 
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a) in flugbetrieblicher Hinsicht den Bericht vom 
14. August 1970^®®) und das Gutachten vom 
9. Februar 1971 

b) in technischer Hinsicht den Bericht vom 2. August 
1971 171) sowie 

c) in wirtschaftlicher Hinsicht den Bericht vom 
21. Januar 1971 i^^). 


A. Die in fiugbetrieblicher Hinsicht geübte Auf- 
sichtspraxis — untersucht am Beispiei des 
flugbetriebiichen Tetis des Berichts vom 
14. August 1970 und des flugbetrieblichen 
Gutachtens vom 9. Februar 1971 — 
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Den Bericht vom 14. August 1970 und das Gutach- 
ten i^^) vom 9. Februar 1971 näher zu untersuchen, 
hatte der Ausschuß besonderen Anlaß: 

Zum einen wurden ’ in diesen Berichten besonders 
gravierende und — im Falle des Berichts vom 
14. August — folgenschwere i^^) Feststellungen ge- 
troffen; zum anderen wurden diese Berichte nicht 
nur von früheren Angehörigen des Luftfahrtunter- 
nehmens Paninternational, sondern auch von Ange- 
hörigen des Bundesministeriums für Verkehr stark 
kritisiert. 


I. Die Kritik am LBA-Bericht vom 14. August 1970 
und am LBA-Gutachten vom 9. Februar 1971 

515 

Aus den Aussagen des Flugkapitäns Artinger, der 
in der Zeit vom 3. Juli 1970 bis 11. März 1971 
Flugbetriebsleiter des Luftfahrtunternehmens Pan- 
international war, und des Geschäftsführers Dr. 
Trommer ergibt sich, daß beide Zeugen die Be- 
richte vom 14. August 1970 und 9. Februar 1971 
in flugbetrieblicher Hinsicht in wesentlichen Punkten 
für falsch gehalten haben. Diese Bekundungen aus 
dem Munde der für die beanstandeten Mängel 
Verantwortlichen wären weniger gewichtig, wenn 
sie nicht weitgehend mit den diesbezüglichen Aus- 
sagen der Zeugen Garbers und Huck übereinstim- 
men würden. 

Im wesentlichen wurde an den angeführten Berich- 
ten folgendes bemängelt: 
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— die im Bericht vom 14. August 1970 angeführ- 
ten Durchschnittszeiten, die für die Schulung 


188) s. Rdnrn. 183 ff. 

170) s. Rdnrn. 195 ff. 

171) s. Rdnrn. 222 und 302 

172) s. Rdnrn. 277 f. 

173) im folgenden auch als Bericht bezeichnet 

171) s. den fünften Nachtrag zur Unternehmensgenehmi- 
gung vom 21. August 1970 (Rdnr. 255 ff.) 


(Flugschulung) der Flugzeugführer aufgewandt 
worden seien, sowie die Feststellung, daß die 
aufgewandten Zeiten völlig unzureichend ge- 
wesen seien, seien falsch gewesen (übereinstim- 
mende Bekundung der Zeugen Dr. Trommer, 
Artinger, MinRat Huck und ORR Garbers); 
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— die Bewertung der praktischen Leistungen der 
Piloten im Bericht vom 14. August 1970 sei fach- 
lich nicht gerechtfertigt (Stellungnahme des ORR 
Garbers) bzw. „nicht in allen Fällen korrekt" 
gewesen (Aussage des Zeugen Artinger); 

518 

— die Beanstandung der theoretischen Schulung 
(Gewichts- und Schwerpunktberechnung, Wet- 
terkunde etc.) der Flugzeugführer im Bericht 
vom 14. August sei unbegründet und die darauf- 
hin dem Unternehmen mit der zweiten Auflage 
des fünften Nachtrages zur Unternehmensgeneh- 
migung auferlegte Nachschulung der Piloten sei 
unnötig gewesen (Aussage des Zeugen Artin- 
ger); 
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— die im flugbetrieblichen Gutachten vom 9. Fe- 
bruar 1971 enthaltene Beanstandung, die in der 
dritten Auflage des fünften Nachtrages gefor- 
derten drei Prüfkapitäne seien nicht verfügbar 
gewesen, sei unrichtig gewesen (Aussage der 
Zeugen Huck und Garbers). 
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Verallgemeinernd erklärte der Zeuge Huck, er habe 
auf Grund des Berichts vom 14. August 1970 fest- 
gestellt, daß das LBA „erneut" einen falschen Be- 
richt vorgelegt habe. Von da ab, so meinte er, seien 
sie (im Bundesministerium für Verkehr) immer sehr 
skeptisch gewesen und hätten den Feststellungen 
der Flugbetriebsprüfer des LBA kein Vertrauen 
mehr entgegengebracht. 
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Diese Erklärungen werfen die Frage auf, was das 
Luftfahrtunternehmen und was der BMV zur Rich- 
tigstellung der angeblich falschen Feststellungen 
oder zur Klärung der Zweifel, die einzelnen Fest- 
stellungen entgegengebracht wurden, unternommen 
hat. Insoweit hat die Beweisaufnahme folgendes 
ergeben: 

522 

Der Geschäftsführer Dr. Trommer des Luftfahrt- 
unternehmens teilte dem LBA mit Fernschreiben 
vom 20. August 1970 im Hinblick auf den Bericht 
vom 14. August mit, 

daß er mit „den Feststellungen und Inter- 
pretationen zum Großteil nicht einig gehe". 
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Die unter „Ergebnis der Prüfung" enthalte- 
nen „Fakten" widersprächen klar den Tat- 
sachen, weil bei den angeführten Trainings- 
stimden die von britischen Trainingspiloten 
durchgeführten Stunden nicht berücksichtigt 
worden seien. 

Eine weitere, mit Fernschreiben Dr. Trommers vom 
2. September 1970 angekündigte Stellungnahme 
wurde gegenüber dem LBA jedoch nie abgegeben. 
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Dr. Trommer untersagte dem Flugbetriebsleiter Ar- 
tinger, dessen Aussage zufolge, beim LBA Gegen- 
vorstellungen zu erheben. Auf die Frage, warum er 
keine Dienstaufsichtsbeschwerde wegen der seiner 
Meinung nach falschen Prüfungsfeststellungen ge- 
gen das LBA erhoben habe, antwortete Dr. Trom- 
mer vor dem 1. Untersuchungsausschuß: 

Meine Herren, die Luftfahrt wird in Deutsch- 
land von zwei oder drei Personen gemana- 
ged. Wenn Sie die . . . anschießen, läuft sie 
überhaupt nicht. 
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Die Einwände gegen den Prüfbericht vom 14. Au- 
gust 1970 wurden jedoch von Abgeordneten Wie- 
nand in einer Besprechung aufgegriffen, die am 
22. September 1970 im Bonner Büro des Abgeord- 
neten unter Teilnahme des damaligen Leiters der 
Abteilung Lutf fahrt im Bundesministerium für Ver- 
kehr, MinDir Dr. Schmidt-Ott, des Referenten für 
Luftverkehr im Bundesministerium für Verkehr, 
MinRat Paas, und des Hilfsreferenten im Referat 
Flugbetrieb und Luftaufsicht im Bundesministerium 
für Verkehr, ORR Garbers, stattfand 
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In einem Vermerk des Zeugen Garbers über diese 
Besprechung, zu der Abg. Wienand die Ministerial- 
beamten in sein Büro gebeten hatte, heißt es ein- 
gangs, Abg. Wienand sei über die Vorgänge bei 
Paninternational durch Besprechungen mit Unter- 
nehmensangehörigen, mit LBA-Bediensteten sowie 
durch Erhalt des LBA-Prüfberichts vom 14. August 
1970 eingehend informiert gewesen. Der Ver- 
merk/^®), der das Datum des 24. September 1970 
trägt, fährt dann fort: 

Herr Wienand betonte zunächst, daß er sich 
als „Mittler zwischen den Fronten" betrachte. 
Sodann machte er sowohl zu dem Prüfbericht 
des LBA als auch zu dem Prüfverfahren der 
Flugprüfer einige kritische Anmerkungen; 
z. B. unrichtige Angaben über Zahl der Trai- 
ningsstunden der Flugzeugführer . . . 


s. dazu auch Rdnr. 488 

Die sachliche Richtigkeit dieses Vermerks, der dem 
Zeugen Wienand vorgelesen wurde, wurde nicht be- 
stritten. 

s. zu dieser Besprechung, die Ende Februar 1971 
stattfand, auch Rdnr. 489 
s. Rdnr. 285 


526 

Auch das Gutachten des LBA vom 9. Februar 1971 
war — unter anderen Punkten — Gegenstand einer 
Besprechung im Bonner Büro des Abgeordneten 
Wienand In dieser Besprechung, an der seitens 
des Bundesministeriums für Verkehr die Zeugen 
Garbers und Huck teilnahmen, trug Artinger im 
Beisein Dr. Trommers seine Einwände gegen das 
flugbetriebliche Gutachten des LBA vom 9. Februar 
1971 vor. 

Dies ergibt sich aus den insoweit übereinstimmen- 
den Aussagen der Zeugen Garbers, Dr. Trommer 
und Artinger. 

527 

Nach Aussagen der Zeugen Garbers und Huck er- 
widerte der Zeuge Huck auf diese Einwände, daß 
es sich bei den vom LBA im Gutachten vom 9, Fe- 
bruar 1971 festges teilten Mängeln um Ordnungs- 
widrigkeiten handele, zu deren Ahndung das LBA 
aufgefordert werde. In den Ordnungswidrigkeiten- 
Verfahren werde sich dann die Richtigkeit bzw. Un- 
richtigkeit der Anschuldigungen herausteilen. 

528 

Tatsächlich wurde das LBA mit Erlaß des BMV vom 
10. März 1971 — wie im Vierten Kapitel dieses 
Berichts unter A dargelegt darauf hingewiesen, 
bei den berichteten Mängeln handele es sich über- 
wiegend um Ordnungswidrigkeiten, deren Ahndung 
nach § 57 LuftBO in Verbindung mit § 58 LuftVG 
möglich sei. Gleichzeitig wurde das LBA aufgefor- 
dert, die berichteten Mängel — soweit möglich — 
unter diesem Gesichtspunkt zu behandeln und über 
das Ergebnis zu berichten. 

529 

Im übrigen begnügte man sich im Bundesministe- 
rium für Verkehr — wie die Beweisaufnahme er- 
geben hat — mit der Annahme, daß bestimmte Teile 
der angeführten Berichte — den diesbezüglichen 
Aussagen der Zeugen Garbers und Huck entspre- 
chend — falsch, überholt oder zweifelhaft gewesen 
seien, ohne den Versuch zu unternehmen, diese An- 
nahme zu verifizieren. 

530 

Auf die Frage, ob das LBA darüber informiert wor- 
den sei, daß der Flugbetriebsleiter der Paninterna- 
tional in der Besprechung bei Abgeordneten Wie- 
nand im Februar 1971 Einwände gegen das flug- 
betriebliche Gutachten vom 9. Februar 1971 erhoben 
habe, antwortete der Zeuge Garbers, dies sei nicht 
geschehen. Er fuhr fort, sie (im Bundesministerium 
für Verkehr) hätten sich nidit weiter in Einzelhei- 
ten eingelassen, um festzustellen, was nun von den 
Einwänden stichhaltig gewesen sei und was nicht. 
Sie hätten erwartet, daß dies „in den Ordnungs- 
widrigkeiten-Verfahren" herauskäme. 


81 



Drudtsache VI/3830 Deutscher Bundestag • — 6. Wahlperiode 


531 

Die Punkte, gegen die sidi nach den obigen Fest- 
stellungen die Einwände der Vertreter des Un- 
ternehmens und der Zeugen Garbers und Huck ridi- 
teteten, waren jedoch vor Beginn der Ermittlungen 
des 1. Untersudiungsaussdiusses weder innerhalb 
noch außerhalb von Ordnungswidrigkeiten- Ver- 
fahren näher überprüft worden. Die zuständigen 
Beamten im Bundesministerium für Verkehr unter- 
zogen diese Einwände erst einer gründlidien Prü- 
fung, nachdem sie zum Gegenstand von Beweisfra- 
gen des 1. Untersuchungsausschusses gemacht wor- 
den waren. 


Die Untersuchungen des Ausschusses zu diesen Fra- 
gen haben folgendes ergeben: 

II. Die Beanstandung der praktischen Schuiung 
(Fiugschuiung) im Bericht des LBA vom 14. Au- 
gust 1970 

532 

In dem Bericht des LBA an den BMV vom 14. August 
1970 heißt es unter 11. 6.: 

Aus Anlage 6 geht hervor, daß im Zeitraum 
1. Januar bi^ 6. Juli 1970 bei 36 Flugzeug- 
führern lediglich rund 2 Stunden 45 Minuten 
per Flugzeugführer im Durchschnitt geschult 
wurde. Aufgesdilüsselt sieht es wie folgt aus: 

Per Kapitän: Per 2. Flugzeugführer 

rd. 3.24 Std. 2.26 Std. 

Diese Sdiulungszeiten sind die vom Unter- 
nehmen in der Bundesrepublik Deutschland 
zur Verfügung gestellten Zeiten. Sie sind völ- 
lig unzureichend! Einzelbericht von II. 42 liegt 
als Anlage 14 bei. 

533 

Bei der Anlage 6, auf die Bezug genommen wird, 
handelt es sich um eine vom Luftfahrtunternehmen 
Paninternational mit Datum vom 28. Juli 1970 er- 
stellte „Aufstellung der Training- und Check-Flight- 
Stunden'' für die Zeit vom 1. Januar bis 27. Juli 1970. 
Diese Aufstellung weist unter der Überschrift „Ger- 
man Instructors only, Capt. Geister, Capt. Kalmar"' 
— getrennt nach Flugkapitänen und Kopiloten — in 
einer Rubrik Trainingsstunden einschließlich Zeiten 
für Base Training und in einer anderen Rubrik 
Check-Flight-Stunden (Zeiten für Base Checks und 
Final Chedis) aus. 


179) s. Rdnrn. 516 bis 519 

180) s. Rdnr. 182 

181 ) Vorläufige Richtlinien für die Einweisung von Flug- 
zeugführern auf Flugzeugmuster über 14 000 kg 
Höchstgewicht mit Turbinenantrieb in Luftfahrtunter- 
nehmen vom Februar 1969 

182) s. Auflage 1 des fünften Nachtrages zur Unterneh- 
mensgenehmigung vom 21. August 1970 (Rdnr. 255) 


534 

Der wesentlidie Inhalt der Anlage 14, auf die zur 
Begründung der Feststellung verwiesen wird, die 
vom Unternehmen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land zur Verfügung gestellten Schulungszeiten seien 
völlig unzureidiend, ist im Dritten Kapitel dieses Be- 
richts zu F i) wiedergegeben 

535 

Die Flugbetriebsprüfer, deren Feststellungen im Be- 
richt vom 14. August 1970 übernommen wurden, 
sahen die schlechten Flugleistungen der 17 Flug- 
zeugführer, die im gewerblichen Luftverkehr einzu- 
setzen dem Unternehmen vom BMV auf Grund des 
Berichts bis zum Abschluß einer den Vorläufigen 
Riditlinlen ^®^) entsprechenden Schulung untersagt 
wurde als eine Folge des berichteten, zeitlich 
vermeintlich geringen Außmaßes der Flugschulung 
an. 

1. Die Rechtsgrundlagen für die praktische Schulung der 
Flugzeugführer 

536 

Zur Beurteilung der Beanstandung der praktischen 
Sdiulung der Flugzeugführer ist es erforderlich, auf 
deren Rechtsgrundlagen einzugehen. Flugzeugführer 
bedürfen zum Führen oder Bedienen der Luftfahr- 
zeuge eines bestimmten Musters einer Musterbe- 
rechtigung (§ 59 LuftPersPO). Dem Erwerb der Mu- 
sterberechtigung hat eine theoretische und prakti- 
sche Ausbildung vorauszugehen, die als Einweisung 
bezeichnet wird (§ 59 Abs. 2 LuftPersPO in Verbin- 
dung mit den Richtlinien des Bundesministers für 
Verkehr für die Ausbildung und Prüfung des Luft- 
fahrtpersonals vom 1. Mai 1967, Teil II, Besondere 
Bestimmungen Kapitel 9/A). Der praktisdie Teil der 
Einweisung wird Flugeinweisung genannt (vgl. die 
Richtlinien a. a. O.). 

537 

Verbindliche Mindestflugzeiten für die Flugeinwei- 
sung, die in einer mit Schreiben des BMV vom Juli 
1972 übersandten Stellungnahme des ORR Garbers 
auch „Flugschulung" genannt wird, gibt es nicht. 
Das LBA hat jedoch im Februar 1969 die bereits 
zitierten — unverbindlichen — Vorläufigen Richt- 
linien erlassen. Diese Riditlinien verlangen vor Er- 
teilung der Musterberechtigung für zweite Flug- 
zeugführer fünf bzw. acht Stunden und für verant- 
wortliche Flugzeugführer 15 Stunden Flugeinwei- 
sung auf dem betreffenden Muster. Darüber hinaus 
sehen sie nach erfolgreichem Abschluß der Einwei- 
sung und Erteilung der Musterberechtigung als zwei- 
ter oder verantwortlicher Flugzeugführer 

a) für zweite Flugzeugführer eine Flugzeit von 20 
Stunden als zusätzlicher Kopilot zur Streckenein- 
weisung und — anschließend — einen Final 
Route Check sowie 

b) für verantwortliche Flugzeugführer eine Flug- 
zeit von 100 Stunden als verantwortlicher Flug- 
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Zeugführer unter Aufsicht eines Senior-Kapitäns 
(supervision time) sowie einem Semi-final Route 
Check und — schließlich — einen Final Check 
vor. 

538 

Die Gültigkeitsdauer der Musterberechtigung für 
Luftfahrzeugführer bestimmt sich nach der zugrunde- 
liegenden Erlaubnis (§ 61 Abs. 1 LuftPersPO). Für 
die Verlängerung oder Erneuerung der Musterbe- 
rechtigung hat der Luftfahrzeugführer in einem 
Prüfungsflug nachzuweisen, daß seine Eignung zum 
Führen und Bedienen von Luftfahrzeugen des Mu- 
sters sowie zum Ausführen von Notverfahren fort- 
besteht (§ 61 Abs. 2 Satz 1 LuftPersPO). 

539 

Von diesen Prüfungsflügen zur Verlängerung der 
Musterberechtigung, die nach der bereits angeführ- 
ten, vom BMV im Juli 1972 übersandten Stellung- 
nahme des ORR Garbers auch als „Befähigungs- 
prüfung" „Base Check" oder „Proficiency Check" 
bezeichnet werden, ist zu unterscheiden, was einem 
(Luftfahrt-) Unternehmer nach den Vorschriften der 
Absätze 2, 3 und 5 des § 42 LuftBO obliegt. 

540 

Nach § 42 Abs. 2 LuftBO muß der Unternehmer ein 
der Verwendung der Luftfahrzeuge entsprechendes 
Schulungsprogramm für die Flugbesatzung fest- 
legen, das sich nicht nur auf die Schulung am Boden, 
sondern auch auf die Schulung im Fluge erstreckt. 
Nach § 42 Abs. 3 Satz 1 LuftBO darf der Unterneh- 
mer einen Luftfahrzeugführer nur einsetzen, wenn 
dieser vor Beginn seiner Tätigkeit und danach je- 
weils innerhalb von 12 Monaten zweimal auf aus- 
reichende fliegerische Fähigkeiten, insbesondere bei 
der Durchführung von Notverfahren, überprüft wor- 
den ist. 

541 

Durch § 53 Abs. 1 der Ersten Durchführungsverord- 
nung zur Betriebsordnung für Luftfahrtgerät (Erste 
DVO LuftBO) wird der Begriff der Schulung im Sinne 
von § 42 Abs. 2 LuftBO gleichgesetzt mit dem Be- 
griff Training. Weiter heißt es (§ 53 Abs. 3 Erste 
DVO LuftBO), daß das Trainingsprogramm Wieder- 
holungen vorsehen und eine Überprüfung zur Fest- 
stellung der Leistungsfähigkeit umfassen müsse. 

542 

Nach § 53 Abs. 5 Erste DVO LuftBO gilt die Forde- 
rung des wiederholten Flugtrainings schon als er- 
füllt, solange die Befähigungsprüfung nach § 42 
Abs. 3 LuftBO regelmäßig abgelegt worden ist. Be- 
fähigungsprüfungen nach § 42 Abs. 3 LuftBO sind die 
bereits erwähnten Prüfungen auf ausreichende flie- 
gerische Fähigkeiten, die jeweils innerhalb von 
12 Monaten zweimal vorgenommen werden müssen, 
sowie gemäß § 42 Abs. 3 Satz 4 diesen Prüfungen 
durch die Aufsichtsbehörde gleichgestellte Über- 


prüfungsflüge zur Verlängerung einer Musterbe- 
rechtigung. 

2. Der festgestellte Sachverhalt 

543 

Der Zeuge Flugkapitän Lindberg, Flugbetriebsprüfer 
im LBA, legte dar, daß Gegenstand der hier zu unter- 
suchenden Prüfungsfeststellung nicht die von ihm 
als „Schulung" bezeichnete Flugeinweisung der 
Flugzeugführer zum Erwerb der Musterberechtigung 
gemeint gewesen sei. Sie, die Prüfer, seien davon 
ausgegangen, daß diese „Grundschulung" im Aus- 
land (England) durchgeführt worden sei und daß die 
Piloten auf Grund dessen die Musterberechtigung 
gehabt hätten. Die Flugbetriebsprüfer hätten mit der 
„Grundschulung", die vor der Erteilung der Muster- 
berechtigung liege, auch nichts zu tun. Dafür sei viel- 
mehr im LBA das Referat II/3 zuständig. 

544 

Aus diesem Grunde hätten sie sich auch für die im 
Ausland geleistete (Grund-) Schulung der Piloten 
nicht interessiert. Sie hätten geprüft, welche prak- 
tischen Leistungen die Piloten, deren Musterberech- 
tigung sie vorausgesetzt hätten, hätten erbringen 
können. Und das — so der Sinn der Aussage des 
Zeugen — (in 17 Fällen) schlechte Ergebnis der 
Prüfung ^®3) hätten sie darauf zurückgeführt, daß die 
Piloten nach Erwerb der Musterberechtigung nicht in 
dem erforderlichen Umfange praktisch geschult wor- 
den seien. Als (Nach-) Schulung verstand der Zeuge 
in erster Linie die 100 Flugstunden, die ein verant- 
wortlicher Flugzeugführer nach Erteilung der Mu- 
sterberechtigung gemäß den Vorläufigen Richtlinien 
unter Aufsicht eines Senior-Captains fliegen soll 
(under supervision time). 

545 

Der Leiter des Referats Flugsicherheitsinspektion 
im LBA, RegDir Ehmke, erklärte als Zeuge, was zu 
beanstanden gewesen sei und mit der Prüfungsfest- 
stellung hätte beanstandet werden sollen, sei das 
gewesen, was der Unternehmer nach § 42 LuftBO 
in Verbindung mit § 53 Erste DVO LuftBO zu tun 
habe. Wörtlich gab der Zeuge an: 

Es handelte sich hier um das sogenannte Wie- 
derholungstraining, das ein Unternehmer 
machen muß, damit jedes Besatzungsmitglied 
ad eins seine Aufgaben kennt, zum 
zweiten die Aufgaben der übrigen Besat- 
zungsmitglieder kennt und im übrigen die Er- 
fahrungen, die im Unternehmen fliegerisch 
gesammelt worden sind, mitbekommt, damit 
auch der gesamte fliegerische Erfahrungs- 
schatz mitgeteilt wird. 

546 

Zum Wiederholungstraining in diesem Sinne zählte 
der Zeuge auch die praktische Schulung, die ein 

183) s. Rdnr. 183 
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Flugzeugführer nach Erteilung der Musterberediti- 
gung nach den Vorläufigen Richtlinien für die Ein- 
weisung von Flugzeugführern erhält. Wörtlich er- 
klärte er: 

Wir hatten zusätzlich zu diesen Musterberech- 
tigungen dann das anvisiert, was mit dem 
Supervision-Fliegen, mit dem Fliegen unter 
Aufsicht gemeint war, mit dem, was jeder 
Unternehmer, vor allen Dingen einer, der 
keine Flugübungsgeräte, Flugsimulatoren 
usw. hat, an Bord von Flugzeugen machen 
muß. Da sagen wir: Das, was hier mit diesen 
dreieinhalb Stunden gemacht worden ist, liegt 
so weit unter der Norm, daß es völlig unzu- 
reichend ist. 

547 

Die im Bundesministerium für Verkehr für die Ent- 
gegennahme des LBA-Berichts vom 14. August 1970 
zuständigen Beamten, MinRat Huck und ORR Gar- 
bers, sind nicht auf den Gedanken gekommen, daß 
dies — wie die Zeugen Ehmke und Lindberg bei 
ihrer Vernehmung behaupteten — Gegenstand der 
Beanstandung hat sein sollen. Von dem Umstand 
ausgehend, daß die in den zitierten Vorläufigen 
Richtlinien für die Einweisung von Flugzeugführern 
vor Erteilung der Musterberechtigung vorgeschrie- 
bene Flugeinweisung von 5 bzw. 8 Stunden für 
zweite Flugzeugführer und 15 Stunden für ver- 
antwortliche Flugzeugführer unverbindlich ist, ha- 
ben sie geglaubt, die im Bericht vom 14. August 
1970 angegebenen durchschnittlichen Schulungszei- 
ten pro Kapitän und Kopilot gäben die Zeiten wie- 
der, die die Flugzeugführer insgesamt vor Erteilung 
der Musterberechtigung zum Zwecke der Einweisung 
(nur) geschult worden seien. Darauf, so meinten sie, 
sei der berichtete schlechte Leistungsstand der in der 
Anlage 5 zum Bericht mit unterdurchschnittlichen 
Noten namentlich angeführten 17 Piloten zurückzu- 
führen. Auf diese — wie die Beweisaufnahme er- 
geben hat — falsche Annahme gründete der BMV 
die erste Auflage in seinem fünften Nachtrag zur 
Genehmigung der Paninternational als Luftfahrt- 
unternehmen. 

548 

Diese Interpretation des Berichts vom 14. August 
1970 war unter den gegebenen Umständen nahe- 
liegend; denn das, was nach den Vorläufigen Richt- 
linien nach. Erteilung der Musterberechtigung noch 
an praktischen Leistungen zu erbringen ist — ins- 
besondere das Under-supervision-Fliegen — , wird 
nicht als Schulung oder Training im engeren Sinne 
bezeichnet. Die Under-supervision-Flüge sind — 
insofern geht der Leiter des Referats Flugsicher- 
heitsinspektion im LBA, RegDir Ehmke, seiner Aus- 
sage zufolge offenbar von einer anderen, irrigen 
Annahme aus — auch keine Schulung im Sinne von 
§ 42 Abs. 2 LuftBO und § 53 Erste DVO LuftBO, 
sondern eine Ausbildung sui generis. 

Insoweit ist die Feststellung gerechtfertigt, daß der 
Bericht des LBA in dem Punkte, um den es hier 
geht, mißverständlich war. 


549 

Der Bericht war jedoch nicht nur mißverständlich, 
sondern auch falsch. 

Zur Begründung der Feststellung, daß pro Kapitän 
nur rd. 3,24 Stunden und pro Kopilot nur 2,26 Stun- 
den im Durchschnitt im Sinne der Interpretation 
dieser Feststellung durch die Zeugen Lindberg und 
Ehmke „geschult" worden sei, verweist der LBA- 
Bericht auf die Anlage 6. Diese Anlage führt ohne 
Angabe der Namen der Flugzeugführer, die „ge- 
schult" wurden, zu verschiedenen Tagesdaten — 
wie dargelegt — Zeiten für Training, Base Training, 
Base Checks und Final Checks an. Es darf ange- 
nommen werden, daß mit Base Chedc die Befähi- 
gungsprüfung zur Verlängerung einer Musterbe- 
rechtigung (§ 61 Abs. 2 LuftPersPO) gemeint war 
(Prüfungsflug zur Verlängerung der Musterberechti- 
gung), und daß mit Final Check jeweils ein Final 
Check im Sinne der Vorläufigen Richtlinien be- 
zeichnet werden sollte. Mit Base Training ist — 
wie sich in Verbindung mit vom BMV überreichten 
Unterlagen aus den Fliegerakten ergibt — vermut- 
lich Supervision time gemeint, obwohl mit diesem 
Begriff richtiger Ansicht nach die Flugeinweisung 
bezeichnet wird, die der Erteilung der Muster- 
berechtigung vorausgeht. Mit „Training" wurden 
in der Aufstellung schließlich anscheinend — sicher 
ist dies nicht — Zeiten der Flugeinweisung zur 
Erlangung der Musterberechtigung angesprochen. 

550 

Bei dieser Interpretation ergibt sich, daß die durch- 
schnittlichen „Schulungs Zeiten" (Under-supervision- 
Zeiten), die angeblich durch die Anlage 6, eine vom 
Unternehmen erstellte Übersicht, belegt werden 
sollten, durch die Anlage tatsächlich nur in einem 
einzigen Falle — und dies nur mit 2:38 Stunden — 
ausgewiesen werden. 

551 

Wie der Leiter des Referats Flugsicherheitsinspek- 
tion im LBA, RegDir Ehmke, den Beweiswert der 
Anlage 6 zum Bericht vom 14. August 1970 bei sei- 
ner Vernehmung einschätzte, ergibt sich aus folgen- 
der Aussage des Zeugen: 

Hier sind insgesamt Zeiten angegeben, die 
vom Unternehmer als Trainingszeiten ausge- 
wiesen sind und von den Checkkapitänen ge- 
leistet worden sind. Da steht zum Teil „Trai- 
ning", dann „Training, Base Check". Ich ent- 
nehme daraus, daß das eine Mixtur aus den 
Dingen ist, die zum Erwerb der Musterberech- 
tigung bzw. im Wiederholungstraining ge- 
macht worden sind. 

Der Zeuge fuhr fort, weiteres könne man „jetzt" 
aus dieser Beilage „nicht mehr" ersehen. 

552 

Der damalige Flugbetriebsprüfer Kuehnel, der den 
Bericht der Flugbetriebsprüfer vom 29. Juli 1970 
mitgezeichnet hatte, der Grundlage des LBA-Berich- 
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tes vom 14. August 1970 war^®^), stellte in seinem 
Bericht vom 1. Oktober 1970^®®) an das LBA fest, 
daß die erste Auflage des fünften Nachtrages „bis 
zum 24. August 1970" erfüllt worden sei. Zur Be- 
gründung dieser Feststellung verwies er auf die 
Anlage 1 zu seinem Bericht, die aus einem „Proto- 
koll" des Luftfahrtunternehmens Paninternational 
vom 24. August 1970 besteht, das von dem dama- 
ligen Chefpiloten Geister dieses Unternehmens, 
dem damaligen Flugbetriebsleiter Artinger sowie 
dem Geschäftsführer Dr. Trommer unterzeichnet ist. 
Aus diesem Protokoll, das der Zeuge nach seiner 
Aussage vor dem 1. Untersuchungsausschuß auf 
seine Richtigkeit hin überprüft haben will, ergibt 
sich, daß das Unternehmen bereits vor Zustellung 
des fünften Nachtrages der Ausbildung seiner Pilo- 
ten die Vorläufigen Richtlinien für die Einweisung 
von Flugzeugführern zugrunde gelegt hatte. Sechs 
der im Bericht vom 14. August 1970 beanstandeten 
und durch die erste Auflage des fünften Nachtra- 
ges gegroundeten 17 Piloten ^®®) hatten den von Kueh- 
nel und später — mit Bericht des LBA an den BMV 
vom 14. Oktober 1970 — vom LBA als richtig über- 
nommenen Angaben zufolge breits vor Abschluß 
(29. Juli 1970) der Prüfungen, die dem Bericht vom 
14. August 1970 vorausgingen, einen Final Check 
im Sinne der Abschnitte A. und B. der Vorläufigen 
Richtlinien bestanden. Ein siebter bestand den 
Final Check am 13. August 1970. Hinsichtlich vier 
weiterer Piloten, die im Bericht vom 14. August 
1970 und in der ersten Auflage zum fünften Nach- 
trag ebenfalls namentlich aufgeführt waren, wird 
in dem Protokoll unbeanstandet festgestellt, sie be- 
fänden sich gemäß den Abschnitten A. 3 und B. 4 
der Vorläufigen Richtlinien noch unter supervision. 

Ein weiterer Pilot, so wurde festgestellt, sei noch 
in der Ausbildung, d. h., habe noch keine Muster- 
berechtigung. Dann wurden noch zwei engliche Ka- 
pitäne mit britischer Grundlizenz und deutscher 
Anerkennung für die BAC 1-11 angeführt (Cox und 
Hazard), denen die Musterberechtigung bereits im 
Jahre 1965 bzw. 1969 erteilt worden war. Schließ- 
lich heißt es in dem Protokoll — und auch dies 
wurde als richtig übernommen — : 

Bei der Überprüfung der Unterlagen ergab 
sich, daß für die F/O Nowack, Radke, Schal- 
lehn keine Formblätter für die Final Route 
Checks ausgefüllt wurden. Da die drei F/O 
laufend bereits im Einsatz sind, muß ange- 
nommen werden, daß der frühere Flug- 
betriebsleiter, Herr Kalmar, sie auscheckt hat. 
Es wurde daher beschlossen, diese Final 
Route Checks sofort zu wiederholen. 

553 

Daraus ergibt sich — sieht man einmal von den 
Fällen Nowack, Radke und Schallehn ab — , daß 


s. Rdnrn. 183 ff. 

1®®) s. Rdnrn. 265 ff. 

Als „gegrounded" (am Bodengehalten) werden die 
Piloten bezeichnet, die zunächst nicht mehr zur ge- 
werbsmäßigen Beförderung von Personen oder Fracht 
eingesetzt werden durften. 


die Beanstandung der „Schulungszeiten" (Under- 
supervision-Zeiten) durch das LBA tatsächlich un- 
gerechtfertigt war. Der Flügbetriebsprüfer Kuehnel 
führte die diesbezügliche Prüfungsbeanstandung im 
Bericht des LBA vom 14. August 1970 mit seinem 
Bericht vom 1. Oktober 1970 ad absurdum. Diese 
Feststellung schließt allerdings nicht aus, daß der 
Leistungsstandard der namentlich aufgeführten 17 
Piloten tatsächlich schlecht war. 

554 

Zu den Fällen Nowack, Radke und Schallehn wird 
schließlich hier noch folgendes bemerkt: Nach einer 
mit Stellungnahme des LBA vom 19. Juli 1972 über- 
sandten Aufstellung ist den Piloten Nowack und 
Schallehn die Musterbrechtigung als zweiter Flug- 
zeugführer erst am 7. Dezember bzw. 2. September 
1970 erteilt worden. Radke besaß die Musterberech- 
tigung als zweiter Flugzeugführer bereits seit 
16. März 1970. 

555 

Dies bedeutet, daß — geht man von der oben wie- 
dergegebenen Feststellung im „Protokoll" der Pan- 
international aus — , daß die Flugzeugführer No- 
wack und Schallehn ohne die erforderliche Muster- 
berechtigung eingesetzt worden sind. Dies aber ist 
offenbar weder beanstandet noch bemerkt worden. 

Ergebnis 

556 

Nach den Bekundungen der Zeugen Lindberg und 
Ehmke sollten mit der Feststellung, daß die ange- 
führten Schulungszeiten von verantwortlichen und 
zweiten Flugzeugführern unzureichend gewesen 
seien, ungenügende Under-supervision-Zeiten im 
Sinne der Vorläufigen Richtlinien, d. h. unzurei- 
chende Flugausbildungszeiten nach Erwerb der 
Musterberechtigung beanstandet werden. 

557 

Die für die Auswertung des Berichts im "Bundes- 
ministerium für Verkehr zuständigen Beamten in- 
terpretierten die Prüfungsfeststellung als Beanstan- 
dung unzureichender Flugeinweisungsstunden, d. h. 
ungenügender Flugausbildungszeiten vor Erwerb 
der Musterberechtigung. 

558 

Sowohl bei der einen wie bei der anderen Interpre- 
tation ihres Inhalts war die Prüfungsfeststellung 
hinsichtlich der 17 Flugzeugführer, deren angeblich 
schlechte Leistungen auf die in zeitlicher Hinsicht 
vermeintlich unzureichende Flugausbildung zurück- 
geführt wurde — abgesehen von den Fällen No- 
wack, Radke und Schallehn — , ungerechtfertigt. 
Denn diese Flugzeugführer hatten ihre Ausbildung 
zum Teil bereits nach den Vorläufigen Richtlinien 
— einschließlich der Under-supervision-Zeit — ab- 


85 



Dnicksadie VI/ 3830 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


geschlossen; insoweit war die Beanstandung falsch. 
Zu einem anderen Teil war die Ausbildung unter 
Berücksichtigung der Richtlinien im Zeitpunkt der 
Prüfung noch im Gange; insofern war die Beanstan- 
dung gegenstandslos. 


III. Die Bewertung der praktischen Leistungen der 
Flugzeugführer des Luftfahrtunternehmens Pan- 
international im LBA-Bericht vom 14. August 1970 

559 

Im Rahmen seiner Untersuchungen befaßte sich der 
Ausschuß nur mit der Bewertung der praktischen 
Leistungen der 17 Piloten, die auf Grund des Be- 
richts vom 14. August 1970 gegroundet wurden. 
Die Flugleistungen dieser Piloten wurden — dies 
ist in der Anlage 5 zum Bericht kenntlich gemacht 
— nur in 12 Fällen von Flugbetriebsprüfern des 
LBA (Kuehnel, Lindberg und Wrede) überprüft. In 
fünf weiteren Fällen stützte sich Kuehnel, der die 
als „Bericht über den Ausbildungsstand der Piloten 
bei Paninternational" überschriebene fünfte Anlage 
zum LBA-Bericht Unterzeichnete, nach seinen von 
Flugbetriebsprüfer Lindberg bestätigten Angaben 
auf Beurteilungen des Chefpiloten Geister. 

560 

In der 21. Sitzung des 1. Untersuchungsausschus- 
ses überreichte der Zeuge Kuehnel eine teils mit 
der Maschine und teils handgeschriebene Liste, die 
u. a. auch die Namen der 17 beanstandeten Piloten 
aufführt. Zu allen aufgeführten Namen enthält die 
Liste, die weder mit Unterschrift oder Handzeichen 
noch mit Datum versehen ist, mit blauem Stift hand- 
geschriebene Noten. Dazu erklärte der damalige 
Flugbetriebsprüfer Kuehnel als Zeuge, diese Be- 
notung sei ihm vom Chefpiloten Geister für seinen 
Bericht zur Verfügung gestellt worden. Er sei von 
der Beurteilung der Piloten durch den Chefpiloten 
Geister nur in den Fällen abgewichen, in denen 
er oder die anderen Flugbetriebsprüfer, die Prüf- 
flüge mit Flugzeugführern des Unternehmens unter- 
nommen hätten, zu einem anderen Ergebnis gekom- 
men seien. Im übrigen habe er die Beurteilung des 
Chefpiloten Geister übernommen, nachdem sie, die 
Flugbetriebsprüfer, mit Geister darüber gesprochen 
und er, Kuehnel, sich die „Flugberichte" über die 
Piloten habe zeigen lassen, mit denen sie selbst 
nicht hätten fliegen können. 

561 

Der Zeuge gab an, ein Prüfflug habe — und dies 
entspreche der Regel — jeweils zwischen einer und 
zwei Stunden gedauert. Auf ausdrückliche Frage 
versicherte er, daß die Benotung der beanstande- 
ten Piloten gerechtfertigt gewesen sei. In diesem 
Zusammenhang wies er darauf hin, daß er schon 
seit 1934 fliege und als Chief Training Instructor 
für die United Nations tätig gewesen sei. 


562 

Nachdem der Bericht Kuehnels und die daraus sich 
ergebende Feststellung, daß ein Teil der schlechten 
Beurteilungen der Flugzeugführer auf Mitteilungen 
des Chefpiloten Geister beruhten, im Luftfahrtunter- 
nehmen Panintemational bekanntgeworden waren, 
stellte Geister in dem bereits erwähnten „Proto- 
koll" vom 24. August 1970 die Behauptung auf, er 
habe über die in der Anlage 5 zum LBA-Bericht 
vom 14. August 1970 genannten Flugzeugführer in 
seiner Eigenschaft als Chefpilot weder eine schrift- 
liche noch eine mündliche Beurteilung abgegeben. 
Diese Erklärung ist im Original des Protokolls, das 
dem Bericht des damaligen Flugbetriebsprüfers 
Kuehnel vom 1. Oktober 1970^®^) als Anlage 1 bei- 
gefügt war, von Kuehnel mit dem handschriftlichen 
Zusatz versehen worden: 

Diese Angabe ist unwahr, handschriftlicher 

Bericht von Geister liegt vor! 

563 

Die schlechte Beurteilung der Piloten und die unter- 
schiedlichen Erklärungen über ihr Zustandekommen 
führten zu verschiedenen Schreiben eines bei dem 
Luftfahrtunternehmen Panintemational gebildeten 
Pilotenverbandes an den damaligen Flugbetriebs- 
leiter des Unternehmens, Flugkapitän Artinger, und 
am 23. Oktober 1970 zu einem Treffen von Ver- 
tretern des Pilotenverbandes mit dem damaligen 
Flugbetriebsprüfer Kuehnel in der Außenstelle 
Mitte des LBA. Auf den dazu vom Zeugen Artin- 
ger in der 18. Sitzung des 1. Untersuchungsaus- 
schusses überreichten Unterlagen darf gefolgert 
werden, daß der Pilotenverband schließlich den 
Eindruck gewann, daß die von seinen Mitgliedern 
beanstandeten (schlechten) Beurteilungen, soweit 
sie nicht auf Prüfflügen mit den Flugbetriebsprü- 
fern des LBA beruhten, tatsächlich auf Notizen des 
Chefpiloten Geister zurückgingen. Dieser Eindruck 
ist — nach der auf die Aussagen der Zeugen Kueh- 
nel und Artinger sowie die zu diesem Punkt über- 
reichten Unterlagen gestützten Überzeugung des 
1. Untersuchungsausschusses — richtig. 

564 

Unter diesen Umständen kann festgestellt werden, 
daß die Beurteilung der beanstandeten Piloten auch 
insoweit ordnungsgemäß zustande gekommen ist, 
als sie nicht auf Prüfflügen beruhte, die von den 
Flugbetriebsprüfern des LBA durchgeführt wurden. 
Chefpilot Geister ist, dies ergibt sich aus den vom 
LBA vorgelegten Akten, ein erfahrener Flugkapi- 
tän, der bereits während seiner Militärzeit im Jahre 
1964 als Checkpilot tätig war und im Dezember 1969 
die Berechtigung erhielt, Flugzeugführer auf dem 
Muster BAC 1-11 einzuweisen. Bei dem Luftfahrt- 
unternehmen Panintemational war er seit Mai 1970 
als Chefpilot und Trainingskapitän tätig. Es darf 
also davon ausgegangen werden, daß er in der 
Lage war, die Schwächen der ihm unterstellten Pi- 
loten zutreffend zu beurteilen. 


187) s, Rdnr. 265 
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565 

Gleichwohl gibt es eine Reihe von Umständen, die 
Zweifel an der sachlichen Richtigkeit einiger Be- 
urteilungen als begründet erscheinen lassen. Dies 
wird später ausgeführt. 

566 

Für die Beurteilung der praktischen Leistungen der 
Piloten verwandten Chefpilot Geister und die Flug- 
betriebsprüfer — dies hat die Beweisaufnahme er- 
geben — die Noten, die die Richtlinien des BMV 
für die Ausbildung und Prüfung des Luftfahrtperso- 
nals vom 1. Mai 1967 in Teil 1. B. unter Nr. 10 vor- 
sehen. Danach werden die einzelnen Übungen prak- 
tischer Prüfungen der Flugzeugführer mit „bestan- 
den" oder „nicht bestanden" oder mit den Prädika- 
ten gut (above average) = 1, befriedigend (average) 
= 2, ausreichend (below average) = 3 oder unge- 
nügend (unsatisfactory) = 4 bewertet. 

567 

Ein — auf die beanstandeten 17 Piloten beschränk- 
ter — Vergleich der Beurteilungen durch den Chef- 
piloten Geister einerseits, so wie sie sich aus der 
vom Zeugen Kuehnel überreichten Liste ergeben, 
und der in der Anlage 5 zum LBA-Bericht vom 
14. August 1970 wiedergegebenen Noten anderer- 
seits ergibt folgendes Bild: 

In 11 der angeführten 17 Fälle stimmt die Benotung 
Geisters mit der Beurteilung durch die LBA-Prüfer 
überein; in 4 dieser 11 Fälle wurde allerdings ohne 
eigene Prüfung lediglich die Beurteilung Geisters 
übernommen. In 5 Fällen ist die Benotung durch den 
Chefpiloten Geister besser als die auf Grund von 
Prüfflügen vorgenommene Beurteilung durch die 
Flugbetriebsprüfer (2:3, 3:4, 2:3, 2:3 sowie 2:4). In 
einem Falle (Jirku) ist die Benotung durch den 
Chefpiloten Geister schlechter als die durch die 
Flugbetriebsprüfer des LBA (4:3), obwohl in diesem 
Falle der Beurteilung durch das LBA — folgt man 
den Angaben in der Anlage 5 — keine Flugprüfung 
durch die Flugbetriebsprüfer vorausgegangen war. 

568 

In den Fällen, in denen die Beurteilung durch den 
Chefpiloten Geister durch das Ergebnis von Prüf- 
flügen mit den Flugbetriebsprüfern bestätigt worden 
war, darf davon ausgegangen werden, daß die Ein- 
schätzung der praktischen Leistungen der Piloten 
trotz der auch insoweit erhobenen Bedenken auch 
dann begründet war, wenn vorher durchgeführte 
Base Checks oder Proficiency Checks zu einem bes- 
seren Ergebnis geführt hatten. Dieser Fallgruppe 
gehören folgende Flugzeugführer an: 

Hargreaves (3:3), Leino (3:3), Mason (3:3), Nord- 
brink (3:3), Siekmann (4:4), Sykova (4:4), Llwowski 
(3:3). 


569 

Bei den anderen Piloten — mit Ausnahme von 
Jirku - — , nämlich 

Cox, Digiacinto, Hazard, Vollmert, Federhen, 
Nowack, Radke, Reich und Schallehn 

— insbesondere bei denen, die auf Grund einer 
Flugprüfung durch die Flugbetriebsprüfer des LBA 
von diesen schlechter beurteilt wurden als vom 
Chefpiloten Geister — 

Cox, Vollmert, Federhen, Nowack und Reich 

erscheint es angebracht, den gegen die Richtigkeit 
der Beurteilung erhobenen Einwänden näher nach- 
zugehen. 

Jirku ist ein Sonderfall, weil er als einziger der 17 
untersuchten Fälle von den Flugbetriebsprüfern bes- 
ser beurteilt wurde als vom Chefpiloten Geister. 

570 

Die Zweifel an der Richtigkeit der schlechten Be- 
wertung der Piloten wurden in der Beweisaufnahme 
von den Zeugen Huck und Garbers damit begrün- 
det, daß ein großer Teil der beanstandeten Piloten 
erst wenige Monate vor der Beanstandung die Prü- 
fung zum Erwerb der Musterberechtigung (§ .59 
Abs. 1 LuftPersPO) oder die Befähigungsprüfung zur 
Verlängerung der Musterberechtigung (§ 61 Abs. 2 
LuftPersPO) bestanden hätte. Da bei der praktischen 
Prüfung (Flugprüfung) in jeder Übung nach den 
Richtlinien des BMV mindestens das Prädikat „be- 
standen" oder ausreichend (below average) = 3 
erreicht werden muß, bedeutet dies jedoch zunächst 
nur, daß die praktischen Leistungen der Piloten bei 
den Checks mit mindestens ausreichend bewertet 
wurden. 

571 

Aus Prüfungsnachweisen, die vom BMV mit Stel- 
lungnahme vom Juli 1972 vorgelegt wurden, ergibt 
sich allerdings - — auch darauf haben die Zeugen 
Huck und Garbers hingewiesen — , daß die Leistun- 
gen einiger der Piloten, deren Beurteilung hier noch 
Gegenstand der Untersuchung ist, bei Befähigungs- 
prüfungen besser beurteilt wurden als bei Über- 
prüfungsflügen mit Prüfern des LBA. So wurden 
beispielsweise — mit einer Ausnahme — alle prak- 
tischen Übungen des Flugkapitäns Cox bei einer 
Befähigungsprüfung am 10. Juni 1960 durch Flug- 
kapitän Geister als Prüfungskapitän mit der Note 2 
bewertet. Vom LBA wurde Cox dagegen später nur 
mit 3 beurteilt. Flugkapitän Vollmert bestand die 
Flugübungen zum Erwerb der Musterberechtigung 
am 25. Juni 1970 mit dem in der Bewertungsskala 
nicht vorgesehenen Prädikat „satisfactory". Vom 
LBA wurden seine Flugleistungen dagegen mit un- 
genügend (4) beurteilt. 

572 

Diese Umstände vermögen zwar Zweifel an einigen 
Prüfungsbeurteilungen der Flugbetriebsprüfer zu 
begründen; sie rechtfertigen jedoch nicht die Fest- 
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Stellung, diese Ergebnisse seien falsch. Die Unter- 
schiedlichen Ergebnisse in der Beurteilung von Flug- 
leistungen ein und desselben Flugzeugführers kön- 
nen verschiedene Ursachen haben. Sie brauchen 
nicht auf einem unterschiedlichen Bewertungsmaß- 
stab zu beruhen; denn der Leistungsstand von Flug- 
zeugführern unterliegt Schwankungen. Davon geht 
auch die Prüfordnung für Luftfahrtpersonal aus, 
indem sie in regelmäßigen Zeitabständen zu wieder- 
holende Befähigungsprüfungen vorsieht. 

573 

Selbst wenn man unterstellt, daß in den Fällen, in 
denen frühere Checks durch Prüfkapitäne andere 
(bessere) Ergebnisse erbracht haben, mit unter- 
schiedlidien Maßstäben gemessen worden sei, kann 
daraus nicht die Unrichtigkeit der Feststellungen der 
Flugbetriebsprüfer abgeleitet werden. Grundsätz- 
lich wird man sagen können, daß die Flugbetriebs- 
prüfer eher als die Prüfkapitäne einzelner Luftfahrt- 
unternehmen in der Lage sind, praktische fliege- 
rische Leistungen als average, below average oder 
above average einzustufen, weil sie durdi ihre 
Kenntnis der Flugzeugführer anderer Luftfahrt- 
unternehmen den größeren Überblick und die bes- 
seren Vergleichmöglichkeiten haben. Schließlich darf 
— wenn es um die Beurteilung unterschiedlicher 
Bewertungen durch Prüfkapitäne von Luftfahrt- 
unternehmen einerseits und die Flugbetriebsprüfer 
des LBA andererseits geht — nicht unberücksichtigt 
bleiben, daß bei den Prüfkapitänen der Unterneh- 
men jedenfalls eher als bei den Flugbetriebsprüfern 
des LBA die Gefahr besteht, daß sie leichter wohl- 
wollend als kritisch distanziert prüfen. Dies ist eine 
Folge, die sich aus der Stellung der Prüfkapitäne 
in den Unternehmen ergibt. 

574 

Weiterhin ist hier noch hervorzuheben, daß in dem 
„Protokoll" des Luftfahrtunternehmens Paninterna- 
tional vom 24. August 1970 unter 11. und III. zwar 
auf die Anlage 5 zum LBA-Bericht vom 14. August 
1970 Bezug genommen, daß aber die Beurteilung 
der Piloten im Ergebnis nicht beanstandet wird. In- 
soweit wird lediglich darauf hingewiesen, daß 
„below average" ausreichend bedeute und daß Flug- 
zeugführer, die mit ausreichend beurteilt worden 
seien, „als voll verantwortlich" eingesetzt werden 
dürften. 

575 

Hinzu kommt — auch dies ist hier von Interesse — , 
daß die betroffenen Piloten selbst die Angelegen- 
heit nicht weiter verfolgt haben. 

576 

Schließlich ist in diesem Zusammenhang noch zu be- 
merken, daß die in der Benotung zum Ausdruck ge- 
kommenen schlechten Leistungen der im einzelnen 
genannten 17 Piloten in das Bild passen, das der 
damalige stellvertretende Flugbetriebsleiter Rutis- 
hauser und der Chefpilot Geister in ihrem Schreiben 


vom 11. Juli 1970 unter dem Betreff „Gefahr für den 
Flugbetrieb" an das LBA-Mitte entworfen haben 

Ergebnis 

577 

Der Ausschuß verkennt nicht die Schwierigkeiten, 
die einer zutreffenden Beurteilung der Bewertung 
der Flugleistungen der Piloten entgegenstehen. 
Mangels anderer wesentlicher Anhaltspunkte muß 
diese Beurteilung von der Einschätzung der Glaub- 
würdigkeit und Zuverlässigkeit der Personen aus- 
gehen, die die Flugleistungen der Piloten seinerzeit 
bewertet haben. 

Der Ausschuß hat jedoch nach Lage der Dinge keine 
Bedenken anzunehmen, daß in sieben der unter- 
suchten Fälle 

— d. h. in den Fällen der Flugzeugführer 
Hargreaves, Leino, Mason, Nordbrink, 
Siekmann, Sykora und Llwowski, — 

die Flugleistungen nicht zu schlecht beurteilt wur- 
den. 

In neun der übrigen zehn Fälle 

— d. h. in den Fällen Cox, Digiacinto, Hazard, 
Vollmert, Federhen, Nowack, Radke, Reich 
und Schallehn — 

spricht mehr für die Bejahung als für die Verneinung 
der Frage, ob die (schlechten) Bewertungen der 
Flugleistungen gerechtfertigt waren. 

In einem der 17 Fälle (Jirku) besteht kein sicherer 
Anhaltspunkt für die Beurteilung der Bewertung. 


IV. Die Beanstandung der theoretischen Schuiung 
der Fiugzeugführer im LBA-Bericht vom 14. Au- 
gust 1970 und im LBA-Gutachten vom 9. Februar 
1971 

578 

Mit dem Bericht vom 14. August 1970 war nicht nur 
die praktische, in den fliegerischen Leistungen zum 
Ausdruck kommende Ausbildung, sondern auch die 
theoretische Ausbildung der Flugzeugführer bean- 
standet worden. Dies ergibt sich aus der Feststel- 
lung, 

zusammengefaßt hätten die Prüfer einen 
gänzlich unzureichenden Ausbildungsstand 
festgestellt, der sich auch auf „Performance", 
Gewichts- und Schwerpunktberechnung, Wet- 
terkunde, Flugplanung und Radar bezogen 
habe i«»). 

Auch die Richtigkeit dieser Prüfbeanstandung, die zu 
der Auflage führte, 

sämtliche Flugzeugführer in den Sachgebieten 
Flugleistungen der BAC 1-11, Gewichts- und 


188) s. Rdnr. 102 

189) s. Rdnr. 183 
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Sdiwerpunktberechnung, Meteorologie, Flug- 
planung und Gebrauch des Wetterradars, Ge- 
brauch der Notausrüstung und Verhalten in 
Notfällen eingehend zu schulen (2. Auflage 
des 5. Nachtrages zur Unternehmensgenehmi- 
gung), 

ist — wie dargelegt — bestritten worden. 

Das gleiche gilt für die Feststellung im Gutachten 
vom 9. Februar 1971, die 2. Auflage des 5. Nach- 
trages sei bis zum Zeitpunkt der Erstellung des Gut- 
achtens noch nicht erfüllt worden. 

579 

An der oben wiedergegebenen Prüfungsfeststellung 
im Bericht vom 14. August 1970 ist zunächst zu be- 
mängeln, daß sich nicht zweifelsfrei erkennen läßt, 
auf welche Flugzeugführer sie sich überhaupt be- 
zieht. Der Zusammenhang mit der Beanstandung 
der fliegerischen Leistungen der Flugzeugführer, 
deren Flugdurchführung mit below average und 
schlechter bewertet wurde, läßt vermuten, daß nur 
diese Piloten gemeint waren. Dafür spricht auch die 
oben wiedergegebene Formulierung: 

Zusammengefaßt stellten die Prüfer einen 
gänzlich unzureichenden Ausbildungsstand 
fest, der sich auch auf Performance . . . 

580 

Eine vernünftige Interpretation dieser Feststellung 
kann nur zu dem Ergebnis führen, daß mit dem Be- 
griff „gänzlich unzureichender Ausbildungsstand" 
das bei Flugzeugführern erforderliche fliegerische 
und sonstige Können sowie das theoretische Wissen, 
das durch Ausbildung zu vermitteln ist, beurteilt 
werden sollte. Der Hinweis auf „Perforance" etc. ist 
nur als beispielhafte Konkretisierung dessen zu ver- 
stehen, woran es außer den rein fliegerischen Lei- 
stungen mangelte. 

581 

Da die fliegerischen Leistungen der Flugzeugführer 
nur in den angeführten 17 Fällen beanstandet wur- 
den, hätte gefolgert werden müssen, daß sich diese 
zusätzliche Beanstandung auch nur auf die in ihren 
praktischen Leistungen unterdurchschnittlich bewer- 
teten Piloten bezog. Dies hat die zuständigen Be- 
amten im BMV jedoch nicht gehindert, nach Rück- 
sprache mit dem damaligen Direktor des LBA dem 
Unternehmen aufzuerlegen, sämtliche Flugzeugfüh- 
rer auf den bezeichneten Sachgebieten zu schulen. 
Diese Auflage erscheint jedenfalls insoweit willkür- 
lich, als sie dem Unternehmen — ohne personenbe- 
zogene konkrete Anhaltspunkte für die Notwendig- 
keit einer solchen Schulung — eine theoretische 
Nachschulung auch der Flugzeugführer auferlegte, 
deren praktische Leistungen nicht beanstandet wor- 
den waren. 

582 

Von den Zeugen Huck und Garbers, die mitverant- 
wortlich für diese Auflage sind, ist in der Beweisauf- 


nahme die Frage ausdrücklich bestätigt worden, daß 
— dem Wortsinn der Auflage entsprechend — alle 
(sämtliche) Flugzeugführer geschult werden sollten. 
Damit wurde dem Unternehmen auch aufgegeben, 
seinen Chefpiloten nachzuschulen. 

583 

Um eine iVachschulung handelt es sich bei dem, was 
auferlegt wurde, insofern, als es zu einem wesent- 
lichen Teil um die Vermittlung von Kenntnissen 
ging, die nach den Richtlinien des BMV für die Aus- 
bildung und Prüfung des Luftfahrtpersonals, Teil 11. 
Kapitel 9/A, musterbezogen bereits in der theoreti- 
schen Einweisung zum Erwerb der Musterberechti- 
gung zu vermitteln sind. 

584 

Inwieweit die Beanstandung, der Ausbildungsstand 
der Flugzeugführer sei auf den angeführten Sach- 
gebieten unzureichend gewesen, im einzelnen tat- 
sächlich gerechtfertigt war, läßt sich nicht mehr mit 
Sicherheit feststellen. Es erscheint jedenfalls ausge- 
schlossen, daß alle Flugzeugführer des Unterneh- 
mens insoweit einen „gänzlich unzureichenden" 
Ausbildungsstand hatten, wenn es auch — abge- 
sehen von der pauschalen Feststellung im Bericht 
vom 14. August 1970 — noch andere Hinweise auf 
das mangelhafte Wissen „der Piloten" gibt ^®®). 

585 

Dagegen steht nach dem Ergebnis der Beweisauf- 
nahme fest, daß die Auflage, sämtliche Flugzeug- 
führer auf den Sachgebieten Flugleistungen der 
BAC 1-11 etc. nachzuschulen, bis zum 9. Februar 
1971 — wie im Gutachten vom 9. Februar 1971 fest- 
gestellt — nicht erfüllt wurde. Diese Feststellung 
stützt sich nicht nur auf den von allen damaligen 
Flugbetriebsprüfern Unterzeichneten Prüfbericht 
vom 20. Januar 1971 ^®^) sowie die Aussagen der 
Zeugen Lindberg, Wrede und Ehmke, sondern auch 
auf die Bekundungen des Zeugen Artinger, der im 
Zeitpunkt der Prüfung (11. bis 15. Januar 1971) Flug- 
betriebsleiter des Unternehmens war. Artinger er- 
klärte, ein Schulungsprogramm sei nur für die bean- 
standeten 17 Flugzeugführer durchgeführt worden. 
In einem handschriftlichen Vermerk Artingers vom 
12. Januar 1971, der dem Bericht der Flugbetriebs- 
prüfer vom 20. Januar 1971 als Anlage 1 beigefügt 
war, heißt es aber auch insoweit einschränkend: 

Die theoretische Ausbildung ist nach wie vor 
im Gange und bis zum heutigen Tage noch 
nicht abgeschlossen. 

586 

Der Bericht des damaligen Flugbetriebsprüfers 
Kuehnel vom 1. Oktober 1970 ^®2) an das LBA steht 
der Feststellung, daß die zweite Auflage des 5. Nach- 


löo) s. Rdnrn. 102, 169, 245 
s. Rdnrn. 190 ff. 
s. Rdnr. 265 


89 



Dnicksadie Vl/3830 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


träges bis 9. Februar 1972 nicht erfüllt war, nicht 
entgegen. Denn in diesem Bericht ist lediglich die 
Rede davon, daß die Schulung der Flugzeugführer in 
den genannten Sachgebieten begonnen, aber noch 
nicht zum Abschluß gebracht worden sei. 

Ergebnis 

587 

An der Beanstandung der theoretischen Schulung 
im Bericht vom 14. August 1970 ist zu bemängeln, 
daß sie nicht zweifelsfrei erkennen läßt, auf welche 
Flugzeugführer sie sich überhaupt bezieht. 

Inwieweit die Beanstandung im einzelnen tatsäch- 
lich gerechtfertigt war, läßt sich nicht mehr mit 
Sicherheit feststellen. Der Ausschuß hält es aber für 
ausgeschlossen, daß alle Flugzeugführer des Unter- 
nehmens auf den angeführten Sachgebieten einen 
„gänzlich unzureichenden" Ausbildungsstand hat- 
ten. 

Die auf die Beanstandung der theoretischen Schu- 
lung gegründete zweite Auflage des fünften Nach- 
trages erscheint jedenfalls insoweit willkürlich, als 
sie dem Unternehmen — ohne personenbezogene 
konkrete Anhaltspunkte für die Notwendigkeit 
einer solchen Schulung — eine theoretische Nach- 
schulung auch der Flugzeugführer auferlegte, deren 
praktische Leistungen nicht beanstandet worden 
waren. 

Es steht fest, daß die Auflage, sämtliche Flugzeug- 
führer nachzuschulen, bis zum 9. Februar 1971 nicht 
erfüllt wurde. 


V. Die im flugbetriebiichen Gutachten vom 9. Februar 
1971 enthaitene Beanstandung, die in der dritten 
Aufiage des fünften Nachtrages zur Unterneh- 
mensgenehmigung geforderten drei Prüfkapitäne 
seien nicht verfügbar gewesen 

588 

Das Gutachten des LBA über die flugbetrieblichen 
Grundlagen der Firma Paninternational vom 9. Fe- 
bruar 1971 enthält unter II. 2. folgende Feststellung: 

Die in der dritten Auflage des fünften Nach- 
trages zur Genehmigung geforderten drei 
Prüfkapitäne waren nicht verfügbar. Bisher 
standen nicht mehr als zwei Prüfkapitäne für 
den geforderten Zweck zur Verfügung. Zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt ist nur ein Prüf- 
kapitän vorhanden (§ 42 Abs. 2 LuftBO). 

589 

In der dritten Auflage zum fünften Nachtrag heißt 
es: 

Für die Flugschulung und wiederkehrenden 
Überprüfungen sind mindestens drei Prüf- 
kapitäne einzusetzen. 


Diese Auflage ging zurück auf die Prüfungsbemer- 
kung im LBA-Bericht vom 14. August 1970: 

Dem Unternehmen steht für rund 12 Besat- 
zungen nur ein „Checkpilot" zur Verfügung, 
welcher außerdem der Chefpilot ist. Dieser 
Zustand ist für die Durchführung eines siche- 
ren Flugbetriebes völlig unzureichend. Eine 
Verstärkung um mindestens zwei weitere 
Checkpiloten halten wir für erforderlich. 

Für die Erfüllung der Auflage war mit dem fünften 
Nachtrag eine Frist bis zum 15. Oktober 1970 gesetzt 
worden. 

590 

Die im Gutachten vom 9. Februar 1971 enthaltene, 
oben wiedergegebene Prüfungsfeststellung, „bisher" 
hätten nicht mehr als zwei Prüfkapitäne für den 
geforderten Zweck zur Verfügung gestanden, kann 
bei vernünftiger Auslegung nur bedeuten, in der 
Zeit vom 21. August 1970 (Datum des fünften Nach- 
trages zur Unternehmensgenehmigung) bis zum 
9. Februar 1971 hätten für die Flugschulung und 
wiederkehrenden Überprüfungen nur zwei Prüf- 
kapitäne zur Verfügung gestanden. Diese Feststel- 
lung ist nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme 
falsch. Sie wird in dieser Form auch nicht durch den 
Bericht der Flugbetriebsprüfer Lindberg, Kuehnel, 
Wrede und Holzapfel vom 20. Januar 1971, der 
dem Gutachten vom 9. Februar 1971 zugrunde lag, 
gedeckt. Der Bericht der Flugbetriebsprüfer sagt zu 
diesem Punkt: 

Das Unternehmen verfügte weder bis 30. Sep- 
tember 1970 . . . noch heute (die Zwischenzeit 
ist ausgenommen) über drei Prüfkapitäne für 
BAC 1-11. Zur Zeit sind zwei Kapitäne (Kon- 
rad und Heltzel) in Doppelschulung zum Trai- 
nings- und Prüfkapitän (Lehrberechtigung) 


591 

Damit wird lediglich festgestellt, daß bis zu einem 
Zeitpunkt (30. September 1970), der vor dem Ablauf 
der im fünften Nachtrag für die Erfüllung der Auf- 
lage gesetzten Frist lag, und am 20. Januar 1971 
keine drei Prüfkapitäne zur Verfügung gestanden 
hätten. Für die Zwischenzeit wurde — und darauf 
war ausdrücklich hingewiesen — keine Feststellung 
getroffen. 

592 

Es mag sein, daß diese Prüfungsbemerkung, deren 
Formulierung die Prüfer sich nach der Aussage des 
Zeugen Lindberg gut überlegt haben, richtig ist, 
wenn man davon ausgeht, daß die Flugbetriebsprü- 
fer haben zum Ausdruck bringen wollen, daß sich 
bis 30. September 1970 unter den Flugkapitänen des 
Unternehmens keine drei Kapitäne mit Einweisungs- 
berechtigung (Prüfkapitäne) befunden und daß im 
Zeitpunkt der Berichterstattung (20. Januar 1971) 
von den im Unternehmen beschäftigten Flugkapitä- 
nen mit Einweisungsberechtigung tatsächlich nur 
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weniger als drei (wegen vorübergehender Abwesen- 
heit oder aus anderen Gründen) für die Flugschulung 
und wiederkehrenden Überprüfungen zur Verfü- 
gung gestanden hätten. 

593 

Eine derartige Prüffeststellung würde aber dem 
Zweck der Prüfung nicht gerecht. Danach war im 
Hinblick auf die dritte Auflage des fünften Nach- 
trages festzustellen, ob bis 15. Oktober 1971 min- 
destens drei Prüfkapitäne für die Flugschulung und 
für wiederkehrende Überprüfungen tatsächlich ein- 
gesetzt worden sind. 

Insoweit ist folgendes festzustellen: 

594 

Aus einer Stellungnahme des BMV vom 11. August 
1972 folgt, daß das Unternehmen am 9. Februar 1971 
(Datum des Gutachtens über die flugbetrieblichen 
Grundlagen) und schon vorher insgesamt vier Flug- 
zeugführer beschäftigte, die zur Einweisung von 
Flugzeugführern berechtigt waren. Die Namen der 
Flugzeugführer und die Daten, zu denen sie die 
Einweisungsberechtigung für Flugzeuge des Musters 
BAC 1-11 erhielten und in die Dienste der Firma 
Paninternational eintraten, ergeben sich aus fol- 
gender Übersicht: 


Name des 
Flugzeug- 
führers 

Einweisungs- 
berechtigung für 
BAC 1-11 seit 

in den Diensten 
der Firma Pan- 
international seit 

1. Howell 

15. September 1970 

11. März 1970 

2. Geister 

3. Dezember 1969 

September 1969 

3. Stöckl 

3. Dezember 1969 

Dezember 1970 

4. Rund- 
ström 

21. März 1968 

Dezember 1970 


Der BMV übermittelte diese Daten mit dem Hinweis, 
daß sie den Personalakten der Luftfahrer beim LBA, 
Referat II 3, entnommen seien. 


595 

Mindestens drei der hier angeführten einweisungs- 
berechtigten Flugkapitäne (Prüfkapitäne), die Kapi- 
täne Howell, Geister und Stöckl, sind auch vor dem 
9. Februar 1971 tatsächlich als Prüfkapitäne einge- 
setzt worden. Dies ergibt sich aus Unterlagen (Nach- 
weisen 9/4 der Richtlinien des BMV für die Ausbil- 
dung und Prüfung des Luftfahrtpersonals), die den 
Stellungnahmen des ORR Garbers und des BMV 
vom Juli bzw. 11. August 1972 beigefügt waren. 
Danach führte beispielsweise Prüfkapitän Stöckl am 
31. Oktober 1970 einen Prüfungsflug mit dem Flug- 
zeugführer Sykora durch. Prüfkapitän Howell führte 
am 7. Oktober 1970 einen Prüfungsflug mit dem 
Flugzeugführer Siekmann und am 30. Oktober 1970 
einen Prüfungsflug mit dem Flugzeugführer Digia- 
cinto aus. Für Geister werden Prüfflüge mit dem 


Flugzeugführer Brunner in der Zeit vom 16. Novem- 
ber 1970 bis 25. Januar 1971 belegt. 

Inwieweit die Flugkapitäne Geister und Howell auch 
vor dem 15. Oktober 1970 als Prüfkapitäne einge- 
setzt wurden, geht — abgesehen von dem bereits 
angeführten Prüfungsflug des Flugkapitäns Howell 
vom 7. Oktober 1970 — aus den vorgelegten Unter- 
lagen nicht hervor. 

Ergebnis 

596 

Die Beanstandung, die in der dritten Auflage des 
fünften Nachtrages zur Unternehmensgenehmigung 
geforderten drei Prüfkapitäne seien nicht verfügbar 
gewesen und dem Unternehmen hätten bis 9. Fe- 
bruar 1972 für den geforderten Zweck nicht mehr 
als zwei Prüfkapitäne zur Verfügung gestanden, ist 
unbegründet bzw. unrichtig. 

Wie viele Prüfkapitäne dem Unternehmen bis zum 
Ablauf der für die Erfüllung der diesbezüglichen 
Auflage gesetzten Frist (15. Oktober 1970) zur Ver- 
fügung standen, ist vom LBA anscheinend überhaupt 
nicht geprüft worden. 

In der Zeit vom 15. Oktober 1970 bis 9. Februar 1972 
sind in dem Unternehmen mindestens drei einwei- 
sungsberechtigte Flugkapitäne (Howell, Geister und 
Stöckl) tatsächlich als Prüfkapitäne eingesetzt wor- 
den. 


VI. Die Behandlung der vermeintlich oder tatsächlich 
falschen Prüffeststellungen im Bundesministerium 
für Verkehr 

597 

Die Untersuchung der im Falle des Luftfahrtunter- 
nehmens Paninternational geübten Aufsichtspraxis 
wäre unvollständig, wenn nicht noch näher auf die 
Art und Weise eingegangen würde, mit der die ver- 
meintlich oder tatsächlidi falschen Prüffeststellun- 
gen, die unter A 1. bis V. dieses Kapitels Gegenstand 
der Untersuchung waren, im Bundesverkehrsmini- 
sterium behandelt wurden; denn auch dies gehört 
zur Aufsichtspraxis. 

598 

Bereits zu A. I. ^®3) dieses Kapitels wurde darauf 
hingewiesen, daß sich die zuständigen Beamten im 
BMV — abgesehen von dem Erlaß vom 10. März 
1971 ^®^) — mit der Annahme begnügten, daß be- 
stimmte Teile des Berichts vom 14. August 1970 und 
des Gutachtens vom 9. Februar 1971 — den diesbe- 
züglichen Aussagen der Zeugen Garbers und Huck 
entsprechend — falsch, überholt oder zweifelhaft 
gewesen seien. 


193) s. Rdnrn. 528 f. 

194) s. Rdnrn. 285 f. 
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599 

Eigene Versuche zur Aufklärung der widersprüch- 
lichen Standpunkte und der bestehenden Zweifel, 
die z. B. auch in einer gemeinsamen Erörterung der 
Beanstandungen mit Vertretern des Unternehmens 
und des LBA oder in einer Überprüfung von Unter- 
lagen des LBA hätten bestehen können, wie sie 
hinsichtlich der Prüfkapitäne während der Beweis- 
aufnahme des Untersuchungsausschusses vorgenom- 
men wurde wurden nicht unternommen. Es 
unterblieb auch eine Beanstandung der vermeintlich 
oder tatsächlich falschen bzw. überholten Prüffest- 
stellungen gegenüber dem LBA. 

600 

Die Zeugen Garbers und Huck verwiesen zur Er- 
klärung dieser Umstände zum einen (Unterlassung 
eigener Aufklärungsversuche) auf ihre Arbeitsbe- 
lastung. Zum anderen gab der Zeuge Garbers an, 
sie hätten im Ministerium ihre Zeit darauf verwandt, 
insgesamt „eine vernünftige Flugbetriebsorganisa- 
tion . . . auf die Beine zu stellen", ohne die Mängel, 
die bekannt seien, im Einzelfall auch zu rügen. Der 
Zeuge brachte zum Ausdruck, daß es nicht genügend 
Sinn habe, auf das derzeitige Referat Flugsicher- 
heitsinspektion im LBA noch Mühe zu verwenden. 
Die Meinung sei in etwa die gewesen, man müsse 
die Sache zumindest eine Zeitlang noch so schleifen 
lassen, bis die angestrebte neue Flugbetriebsorgani- 
sation vorhanden sei. 

Die Meinung, die hierin zum Ausdruck kommt, wird 
auch darin deutlich: 

601 

Im Zusammenhang mit der anfänglichen Ablehnung 
der Zustimmung zur Bestellung des Flugkapitäns 
Dr. Weber zum Flugbetriebsleiter war seitens des 
LBA die irrige Ansicht vertreten worden, jemand, 
der die Berechtigung zur Einweisung von Flugzeug- 
führern erwerben wolle, müsse eine praktische 
Tätigkeit als verantwortlicher Flugzeugführer von 
, 200 Flugstunden auf dem Muster nachweisen, für 
das die Einweisungsberechtigung beantragt werde. 
Die Zeugen Huck und Garbers qualifizierten dies 
als „Unsinn", ohne das LBA auf diese falsche Rechts- 
auslegung hinzuweisen. Erst in der Beweisaufnahme 
wurde diese Meinungsverschiedenheit in einer 
Gegenüberstellung mit dem Zeugen Ehmke deutlich. 

Diese Darlegungen lassen erkennen, daß im BMV 
Unvermögen als die Ursache der mangelhaften Be- 
richterstattung angesehen wurde. 

602 

Den Flugbetriebsprüfern und dem Leiter des Refe- 
rats Flugsicherheitsinspektion wurde in der Beweis- 
aufnahme aber auch mangelnde Objektivität in der 
Berichterstattung vorgeworen. Der Zeuge Garbers 


s. Rdnr. 594 

19«) s. Rdnr. 452 i. V. m. Rdnrn. 427 f. 
19^) s. Rdnrn. 195 ff. 

198) s. Rdnr. 302 


sagte aus, der BMV habe auch über andere Unter- 
nehmen Berichte bekommen, die sich in den tatsäch- 
lichen Feststellungen nicht wesentlich von dem 
unterschieden hätten, was über das Luftfahrtunter- 
nehmen Paninternational berichtet worden sei. Aller- 
dings sei insofern ein Unterschied festzustellen ge- 
wesen, als die Schlußfolgerungen, die man aus den 
Tatsachenfeststellungen gezogen habe, im Falle von 
Paninternational weitgehender gewesen seien. Der 
Zeuge bezog sich ausdrücklich auf das LBA-Gut- 
achten vom 9. Februar 1971 und erklärte, er habe 
den Eindruck gehabt, als ob man hier den früheren 
Flugbetriebsprüfer und späteren Flugbetriebsleiter 
Kuehnel durch die Art der Berichterstattung beson- 
ders habe unterstützen wollen. Auf die Frage, ob 
die Flugbetriebsprüfer Kuehnel durch ihre negative 
Berichterstattung in die Funktion des Flugbetriebs- 
leiters bei Paninternational gebracht hätten, ant- 
wortete der Zeuge wörtlich: 

So könnte man es sehen — ich kann es nicht 
genau beweisen, aber ich muß sagen, es sieht 
fast so aus. 

603 

Unter diesen Umständen muß man sich — nimmt 
man das alles wörtlich — fragen, inwieweit der 
BMV flugbetrieblichen Gutachten des LBA ohne 
eigene Prüfung überhaupt noch vertrauen durfte 
und darf. 

Ergebnis 

604 

Der BMV als Genehmigungsbehörde hat die ihm 
zur Verfügung stehenden Mittel zur Aufklärung von 
Zweifeln an Prüfungsfeststellungen und zur Verifi- 
kation der Annahme, bestimmte Prüfungsfeststel- 
lungen seien falsch bzw. überholt gewesen, nicht 
voll ausgeschöpft. 

Er hat es unterlassen, tatsächliche oder vermeintlich 
falsche Prüfungsfeststellungen gegenüber dem LBA 
zu beanstanden. 

Die darin zum Ausdruck kommende Aufsichtspraxis 
birgt u. a. die Geahr fortdauernder Mißverständ- 
nisse und Irrtümer und der Wiederholung festge- 
stellter, aber nicht beanstandeter Fehler in sich. 
Eine derartige Praxis kann sich nachteilig auf die 
Betriebs- und Flugsicherheit von Luftfahrtunter- 
nehmen auswirken. 


B. Die in technischer Hinsicht geübte Aufsichts- 
praxis — untersucht am Beispiel des tech- 
nischen Teiis des LBA-Berichts vom 2. August 
1971 - 

605 

Der technische Teil des Berichts vom 2. August 
1971 ^9®) beruht auf einer am 28. und 29. Juli 1971 
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durchgeführten Prüfung durch den Leiter der Außen- 
stelle Düsseldorf des LBA, Dammler, und den tech- 
nischen Betriebsprüfer Riedel des LBA. Anlaß die- 
ser Prüfung war der Fernschreiberlaß des BMV an 
das LBA vom 8. Juli 1971 mit dem das LBA u. a. 
aufgefordert wurde, die von Kuehnel in technischer 
Hinsicht gemäß dem Fernschreiben des BMV vom 
7. Juli 1971 2®®) erhobenen Vorwürfe sowie die tech- 
nische Gesamtsituation des Luftfahrtunternehmens 
Paninternational sofort zu überprüfen. 

606 

Im Bericht vom 2. August 1971, für dessen tech- 
nischen Teil allein der Betriebsprüfer Riedel als 
Berichterstatter genannt ist, wird zu dieser Prüfung 
einleitend bemerkt, sie sei „mit Schwerpunkt auf 
den Betrieb und den Zustand der B 707-Flugzeuge" 
durchgeführt worden. Der Bericht fährt dann fort: 

Der Flugzeugumlauf im Monat Juli und die 
Verspätungen wurden überprüft. 

Ergebnis 

Nicht alle Flüge nach den . . . zur Genehmi- 
gung vorgelegten Programmen wurden aus- 
geführt. Am 7. Juli 1971 waren alle Flüge 
des Tages um ca. sechs Stunden aus tech- 
nischen Gründen verspätet, am IQ. Juli fielen 
alle Flüge mit B 707 aus, weil das Flugzeug 
D-ALAL zur Behebung von technischen Män- 
geln von der technischen Betriebsleitung aus 
dem Betrieb gezogen war. Im übrigen halten 
sich die Verspätungen bei den 177 im Juli 
mit B 707 tatsächlich ausgeführten Flügen 
in dem auch bei anderen Unternehmen des 
Gelegenheitsverkehrs unvermeidlichen Um- 
fang. Es konnte ferner festgestellt werden, 
daß keine der aufgetretenen Verspätungen 
auf das Fehlen von Ersatzteilen zurückzufüh- 
ren war. 

Diese Ausführungen sind im Bericht vom 2. August 
1971 unter der (Gliederungs-)Nummer 2.1. aufge- 
führt. 

607 

Im Anschluß an die hier wiedergegebenen Feststel- 
lungen zu Nummer 2.1. des Berichts wurde zu den 
Vorwürfen Kuehnels in Anlehnung an die Gliede- 
rung, in der diese Vorwürfe im Fernschreiberlaß des 
BMV vom 7. Juli 1971 angeführt waren, im einzelnen 
wie folgt berichtet: 

Zu a) 1 

Hierzu verweisen wir auf vorstehende Num- 
mer 2.1, 

Zu a) 2 
Wie vor. 


lö») s. Rdnr. 301 a 
200) s. Rdnr. 205 


Zu a) 3 

Anzeichen für mangelnde Disziplin konnten 
nicht festgestellt werden. 

Zu a) 4 

... Es ist unzutreffend, wenn der Zustand der 
technischen Grundlagen der Paninternational 
als sicherheitsgefährdend bezeichnet wird. 

Zu a) 5 

Die Schwierigkeiten mit Rissen an einem Sei- 
tenruderbeschlag betreffen weltweit alle 
B 707- und B 720-Flugzeuge. Hierzu wurden 
technische Sicherheitsmaßnahmen . . . ange- 
ordnet. Die angeordneten Maßnahmen sind 
an den beiden Flugzeugen der Paninternatio- 
nal einwandfrei und termingerecht ausgeführt 
worden; die Durchführung der Wiederho- 
lungsprüfung ist sichergestellt. 

608 

Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme steht fest, 
daß 

— die Überprüfung des Betriebes und Zustandes der 
B 707-Flugzeuge allein darin bestand, daß sich 
die Zeugen Dammler und Riedel die Dokumente 
der Boeing 707 für den Monat Juli 1971 ansahen; 

— jegliche weitere Überprüfung — insbesondere 
eine Überprüfung des (luftfahrt-) technischen Be- 
triebes — unterblieb. 

Soweit sich die Zeugen Dammler und Riedel 
auf die „Dokumente" der Boeing 707 bezo- 
gen, meinten sie die Aufzeichnungen, die 
nach § 15 Abs. 2 Nr. 1 LuftBO und § 38 Luft- 
GerPO insoweit zu führen waren. 

Nach § 38 LuftGerPO hat jeder luftfahrttech- 
nische Betrieb Aufzeichnungen zu führen, aus 
denen die ordnungsgemäße Durchführung der 
Prüfungen festgestellt werden kann. 

§ 15 Abs. 2 Nr. 1 LuftBO bestimmt zu b), daß 
die Betriebsaufzeichnungen, die der Halter 
eines Luftfahrtgeräts zu führen verpflichtet 
ist, Angaben über die bei der Wartung des 
Luftfahrzeugs durchgeführten Kontrollen, über 
den Einbau von bereits geprüften Teilen im 
Austausch gegen überholungs-, reparatur- 
oder änderungsbedürftige Teile sowie über 
kleine Reparaturen und kleine Änderungen 
enthalten müssen, wenn — wie im Falle der 
beiden Boeing 707 — die Aufrechterhaltung 
der Lufttüchtigkeit nicht in einem Verfahren 
der fortlaufenden Nachprüfung (§ 28 Luft- 
GerPO), sondern in Nachprüfungen in Zeitab- 
ständen (§ 27 LuftGerPO) überprüft wird. 

609 

Nach der Aussage des Zeugen Riedel vor dem 
1. Untersuchungsausschuß handelt es sich bei allen 
Angaben, die gemäß den Punkten a) 1 bis a) 5 im 
Bericht zu den Vorwürfen Kuehnels gemacht wur- 
den, um Rückschlüsse aus den Dokumenten der 


93 



Drucksache VI/3830 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Boeing 707. Dies gilt — wie bereits im Vierten 
Kapitel dieses Berichts unter C. 1. 2. dargelegt 
wurde — insbesondere für die Feststellung, es sei 
unzutreffend, wenn der Zustand der technischen 
Grundlagen der Paninternational als sicherheitsge- 
fährdend bezeichnet werde. Der Zeuge meinte, die- 
ser Rückschluß sei gerechtfertigt gewesen, weil die 
Prüfung der Dokumente ergeben habe, daß das 
Unternehmen in dem geprüften Zeitraum (Juli 1971) 
mit betriebssicheren Boeing 707-Maschinen geflogen 
sei. 

Der Zeuge gab an, er wisse nicht, ob es zutreffe, 
daß — wie u. a. vom Zeugen Holzapfel festge- 
stellt — die Ersatzteile durcheinandergelegen 
und gebrauchte neben neuen gelegen hätten. Dies 
sei nicht überprüft worden. Die technischen Einrich- 
tungen des Unternehmens in Düsseldorf selbst seien 
im Januar oder Februar 1971 geprüft worden. Da- 
nach nicht mehr. 

Der Zeuge meinte, wenn bis in die Einzelheiten: 
Werkstätten, genügend Ersatzteile etc. geprüft wer- 
den solle, dann müsse das LBA mit „ganz anderem 
Personal" ausgestattet werden. Das sei für ihn un- 
möglich. 

Der Zeuge fuhr fort, ihm sei bei der am 28. und 
29. Juli vorgenommenen Prüfung das Schreiben 
Kuehnels an Dr. Trommer vom 20. Juni 1971 be- 
kannt gewesen. Das, was in diesem Schreiben in 
technischer Hinsicht konkret beanstandet worden 
sei, habe er jedoch nicht überprüft. 

610 

In diesen Aussagen kommt eine Art der Prüfung 
zum Ausdruck, die nach den Erkenntnissen, die der 
Ausschuß bei der Besichtigung eines luftfahrttech- 
nischen Betriebes in Frankfurt und seiner Informa- 
tionsreise in die USA gewonnen hat, ungenügend 
ist. Wie wichtig die ordnungsgemäße Lagerhaltung 
in luftfahrttechnischen Betrieben • — insbesondere 
die unmißverständliche Kennzeichnung und beson- 
dere Lagerung von ausgebauten defekten Teilen — 
ist, ist bereits im Vierten Kapitel dieses Berichts 
unter C. 1. 2. dargelegt worden. Der Umstand, 
daß die Prüfung nicht auch darauf erstreckt wurde, 
muß als ein schwerwiegender Mangel angesehen 
werden. Dies gilt um so mehr, als die auch Riedel 
bekannten Beanstandungen Dammlers vom 4, Mai 
1971 2®^) sich auf.die Unordnung in den Werkstätten 
und Lagerräumen des Unternehmens bezogen. Dem- 
entsprechend haben auch die Zeugen Garbers, Buslei 
und Hierl übereinstimmend bekundet, daß unter den 
gegebenen Umständen die Werkstätten und das Er- 
satzteillager zumindest hätten in Augenschein ge- 
nommen werden müssen. Auch der Zeuge Riedel 
erklärte schließlich auf Vorhalt, er halte die vorge- 
nommene Prüfung für unzureichend. Für eine ein- 
gehende Prüfung — an anderer Stelle sagte der 


201) s. Rdnr. 360 

202) s. Rdnr. 353 

203) s. Rdnrn. 103 ff. 

204) s. Rdnrn. 351 ff. 

205) s. Rdnr. 162 

206) s. Rdnrn. 103 ff. 


Zeuge: für die Prüfung der „übrigen" Technik — sei 
aber keine Zeit gewesen. 

611 

Wie unvollkommen die durchgeführte Prüfung und 
die dabei gewonnenen Erkenntnisse auch nach der 
eigenen Einschätzung Riedels war, wird schließlich 
daran deutlich, daß er es nach dem Bericht vom 
2. August 1971 — einer Bitte des Leiters des Refe- 
rats Flugsidierheitsinspektion entsprechend — für 
erforderlich hielt, mit Datum vom 1. September 1971 
ein Schreiben an die technische Leitung der Firma 
Paninternational zu richten, in dem unter Bezug- 
nahme auf das Schreiben des damaligen Flugbe- 
triebsleiters Kuehnel an den Geschäftsführer Dr. 
Trommer vom 20. Juni 1971 ^®®) gebeten wurde, eine 
Reihe von Fragen zu beantworten. Eine der Fragen 
lautet: 

Sind Maßnahmen festgelegt worden, damit 
sich solche Vorkommnisse (Einbau von Er- 
satzteilen minderer Qualität) nicht wieder- 
holen? 

Eine weitere Frage lautet: 

Welche Maßnahmen wurden zur Verhütung 
solcher mangelhaften Ausführung von In- 
standhaltungsarbeiten (Nichtentfernung einer 
mechanischen Verriegelung aus der Fuel Con- 
trol Unit infolge von Nachlässigkeit des Me- 
chanikers) getroffen? 

Dazu gab sich der Zeuge schließlich mit einer tele- 
fonischen Auskunft des Unternehmens zufrieden. 

612 

Unter den dargestellten Umständen können die von 
dem technischen Betriebsprüfer Riedel und dem Lei- 
ter der Außenstelle Düsseldorf des LBA, Dammler, 
am 28. und 29. Juli 1971 vorgenommene Prüfung 
der Dokumente der Boeing 707 und die bei einer 
derartigen Prüfung zu gewinnenden Erkenntnisse 
die Feststellung, der Zustand der technischen Grund- 
lagen der Paninternational seien nicht sicherheits- 
gefährdend gewesen, nicht ausreichend begründen. 
Dies gilt um so mehr, als die Prüfung der Doku- 
mente sich lediglich auf die Aufzeichnungen er- 
streckte, die für die beiden Boeing 707 des Unter- 
nehmens geführt wurden. Der Betrieb mit den vier 
BAC 1-11 -Flugzeugen war in keiner Weise in die 
Prüfung mit einbezogen. Gleichwohl wird im Bericht 
vom 2. August 1971 ohne jede Einschränkung fest- 
gestellt, daß der Zustand der technischen Grundlagen 
der Paninternational nicht sicherheitsgefährdend sei. 
Diese Feststellung, die der Bericht unter der Über- 
schrift „Technischer Betrieb" bringt, muß bei jedem, 
der die hier beschriebene Prüfmethode und die Ein- 
schränkungen, die — was Art und Umfang der Prü- 
fung angeht — in der Beweisaufnahme gemacht wur- 
den, nicht kennt, einen falschen Eindruck hervor- 
rufen. Dieser Eindruck wird durch den Umstand be- 
stärkt, daß der Bericht auf das Fernschreiben des 
BMV vom 8. Juli 1971 Bezug nimmt, in dem (auch) 
eine Überprüfung der technischen Gesamfsituation 
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des Unternehmens verlangt wurde. Die Tatsache, 
daß es unter 2.1. des Berichts heißt, die erneute 
Prüfung sei „mit Schwerpunkt auf dem Betrieb und 
dem Zustand der B 707-Flugzeuge" durchgeführt 
worden, vermag diesen Eindruck nicht zu entkräf- 
ten; denn damit wird sinngemäß ausgesagt, daß auch 
andere Bereiche des technischen Betriebes geprüft 
worden seien. Dies ist aber nicht geschehen! 

613 

Die uneingeschränkte Wiedergabe der hier unter- 
suchten Feststellung im Bericht vom 2. August 1971 
verleitet auch zu der Annahme, der luftfahrttech- 
nische Betrieb des Unternehmens sei in Ordnung 
gewesen. Welche Bedenken dagegen auch für den 
Zeitpunkt der Prüfung (28. und 29. Juli 1971) noch 
bestehen, ergibt sich aus den Ausführungen unter C. 
des Vierten Kapitels dieses Berichts Diese Be- 
denken werden bestärkt durch die Aussage des 
Zeugen Dammler, der — auf die Feststellung ange- 
sprochen, es sei unzutreffend, wenn der Zustand der 
technischen Grundlagen der Paninternational als 
sicherheitsgefährdend bezeichnet werde — erklärte, 
seiner Meinung nach sei der Zustand der technischen 
Grundlagen zu diesem Zeitpunkt noch nicht sicher 
gewesen. Er hätte das „so nicht" ausgeführt und 
auch nicht unterschrieben. 

614 

Wären die Vorwürfe, die der damalige Flugbetriebs- 
prüfer Kuehnel in technischer Hinsicht im einzelnen 
erhoben hatte auch tatsächlich weisungsge- 
mäß 209) im Detail geprüft worden, dann hätten sie — 
bezogen auf die Zeit, für die sie erhoben wurden — 
nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme ^^o) aus- 
nahmslos mehr oder weniger bestätigt werden müs- 
sen, allerdings hinsichtlich der Risse an den Seiten- 
rudern der beiden Boeing 707 — geht man von den 
geprüften Betriebsaufzeichnungen aus — mit der 
Einschränkung, daß die Betriebssicherheit der Flug- 
zeuge durch die Risse infolge der ergriffenen tech- 
nischen Sicherheitsmaßnahmen nicht beeinträchtigt 
war. 

Ergebnis 

615 

Der mit Fernschreiberlaß des BMV vom 8. Juli 1971 
erteilte Auftrag, eine sofortige Prüfung der von dem 
damaligen Flugbetriebsleiter Kuehnel erhobenen 
Vorwürfe sowie der technischen Gesamtsituation 
des Unternehmens vorzunehmen, wurde — auch in 
zeitlicher Hinsicht — nicht erfüllt. ■ 


207) s. Rdnrn. 326 ff. 

208 ) s. Rdnr. 205 

209) s. Rdnr. 301 a 

2 ^ 0 ) s. dazu die Feststellungen, die im Vierten Kapitel 
dieses Berichts zu C. 1. 1. bis 3. (Rdnrn. 340 ff., ins- 
besondere Rdnrn. 347 bis 349, 351 bis 369) getroffen 
sind. 

211) s. Rdnrn. 264, 273, 276 f. und 283 

212) s, Rdnr. 38 


Die Ergebnisse der Prüfung, die (erst) am 28. und 
29. Juli 1971 durchgeführt wurde, vermögen die 
daraus abgeleiteten Feststellungen (Rückschlüsse) — 
soweit sie gemäß den obigen Darlegungen kritisch 
untersucht wurden — nicht ausreichend zu begrün- 
den. 

Die Berichterstattung über die Prüfung ist irrefüh- 
rend. Sie hat ein falsches Bild vom Umfang der Prü- 
fung und vom Aussagewert der hier untersuchten 
Feststellungen vermittelt. 


C. Die in wirtschaftlicher Hinsicht geübte Auf- 
sichtspraxis — untersucht am Beispiel des 
LBA-Gutachtens über die wirtschaftliche 
Überprüfung des Luftfahrtunternehmens Pan- 
international vom 21. Januar 1971 — 

616 

Das vom wirtschaftlichen Betriebsprüfer Dr. Nitzsche 
des LBA erstellte Gutachten vom 21. Januar 1971 
war der letzte wirtschaftliche Prüfbericht, der vor 
dem Unfall vom 6. September 1971 und dem Zusam- 
menbruch des Unternehmens erstattet wurde. In 
seinem Gutachten kommt Dr. Nitzsche auf Grund 
seiner in der Zeit vom 11. bis 15. Januar 1971 vor- 
genommenen Prüfung zu dem Ergebnis, daß in wirt- 
schaftlicher Hinsicht gegen die Verlängerung der 
Unternehmensgenehmigung für die gewerbliche 
Verwendung von drei Flugzeugen des Musters BAC 
1-11 und die Erweiterung dieser Genehmigung für 
die gewerbliche Verwendung von zwei Flugzeugen 
des Musters Boeing 707 keine Bedenken bestün- 
den 211), 

617 

Während der Beweisaufnahme des 1, Untersuchungs- 
ausschusses ergaben sich erhebliche Zweifel, ob die 
von Dr. Nitzsche angewandte Prüfmethode und die 
Erkenntnisse, die dabei gewonnen werden konnten, 
eine derartige Feststellung überhaupt rechtfertigen 
könnten. Der Ausschuß hielt es deshalb im Rahmen 
seines Auftrages für notwendig, dieser Frage näher 
nachzugehen und das Gutachten des Dr. Nitzsche 
insgesamt einer kritischen Prüfung zu unterziehen. 
Die Erkenntnisse, zu denen der Ausschuß dabei ge- 
langte, und die diesbezüglichen Darlegungen in die- 
sem Bericht beruhen im wesentlichen auf dem Sach- 
verständigen-Gutachten, das das Ausschußmitglied 
Abg, Prof. Dr. rer. pol. Schachts chabel zu der Frage 
erstattete 212 ). 

Welchen Erkenntnis wert hat die vom wirt- 
schaftlichen Betriebsprüfer Dr. Nitzsche an- 
gewandte, im Gutachten über die wirtschaft- 
liche Überprüfung des Luftfahrtunternehmens 
Paninternational vom 21. Januar 1971 zum 
Ausdruck kommende und durch die diesbe- 
züglichen Zeugenaussagen beschriebene wirt- 
schaftliche Prüfmethode im Hinblick auf die 
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sich aus § 62 f. LuftVZO ergebende Notwen- 
digkeit, die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
des Luftfahrtunternehmens festzustellen? 


I. Rechtsgrundlagen und Prüfungserfordernisse 
618 

Bereits im Zweiten Kapitel dieses Berichts ist unter 
B. 2^®) angeführt, daß die Genehmigung, Personen 
oder Sachen durch Luftfahrzeuge gewerblich zu be- 
fördern, den Nachweis der wirtschaftlichen Lei- 
stungsfähigkeit des Antragstellers und den Fortbe- 
stand der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit vor- 
aussetzt 2 ^^). 

619 

Gemäß § 62 Abs. 1 Nr. 6 LuftVZO muß der Antrag 
auf Erteilung der Genehmigung neben dem „Nach- 
weis der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit" auf 
Verlangen der Genehmigungsbehörde enthalten, 

den Gesellschaftsvertrag, die letzte Bilanz 
einschließlich Gewinn- und Verlustrechnung 
sowie die Angaben über die Kapitalzusam- 
mensetzung des Unternehmens, sein Anlage- 
vermögen und die geplanten Betriebsmittel, 
ferner die Angaben über die vorgesehenen 
Flugpreise und Beförderungsbedingungen. 

620 

Nach welchen Kriterien die wirtschaftliche Leistungs- 
fähigkeit im Sinne der ratio legis zu ermitteln ist, 
wird in der Luftverkehrs-Zulassungs-Ordnung nicht 
konkretisiert. Die in § 62 Abs. 1 Nr. 6 LuftVZO ge- 
nannten, gegebenenfalls auf Verlangen des LBA 
vorzulegenden Unterlagen genügen als solche for- 
mell nicht, um den materiellen Nachweis zu führen. 
Das ergibt sich auch aus § 62 Abs. 3 Satz 2 LuftVZO, 
der u. a. diesen Nachweis gerade durch „Vorlage 
eines Gutachtens des Luftfahrt-Bundesamtes" vor- 
sieht. 

621 

Zwar nennt der Gesetzgeber diese Kriterien als Zu- 
satzerfordernisse, die auf Verlangen der Genehmi- 
gungsbehörde nachzuweisen sind, doch handelt es 
sich hierbei zugleich um Faktoren, ohne deren 
Kenntnis ein Leistungsfähigkeitsurteil nicht abge- 
geben werden kann. Insofern kann aus § 62 Abs. 1 
Nr. 6 LuftVZO geschlossen werden, daß ein gut- 
achtlicher Nachweis der wirtschaftlichen Leistungs- 
fähigkeit als Mindestvoraussetzangen Angaben über 

(1) Kapitalzusammensetzung, 

(2) Anlagevermögen, 


21 ®) s. Rdnrn. 61 f. 

21 ^) Zu der Verpflichtung des LBA und des BMV, die 
Voraussetzungen für die Erteilung der Genehmigung 
und den Fortbestand dieser Voraussetzungen zu prü- 
fen, s. Rdnrn. 81 ff. 


(3) geplante Betriebsmittel, 

(4) vorgesehene Flugpreise und 

(5) Beförderungsbedingungen 
enthalten muß. 

622 

Ein Prüfungs gut achten wird sich darüber hinaus auf 
solche Kriterien stützen müssen, die üblicherweise 
in der Wirtschaftsprüfungs- und Treuhand- sowie 
Bankpraxis zur Beurteilung der ökonomischen Lage 
eines Betriebes Verwendung finden. An statischen 
Komponenten stehen hierbei neben der Vermögens- 
und Kapitalstruktur die Liquiditäts- und Erfolgslage 
zum Prüfungszeitpunkt, an dynamischen Kriterien 
die zukünftige Ertragslage und die zu erwartende 
Liquiditätsentwicklung eines Unternehmens im Vor- 
dergrund. 


II. Die Prüfmethode 

623 

Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme ist das 
Gutachten auf Grund von Daten erstellt worden, die 
dem Prüfer in Form von Einzelbelegen und Skontren 
zugänglich gemacht wurden. Eine Bilanz und Ge- 
winn- und Verlüstrechnung für 1970 haben dem Prü- 
fer nicht zur Verfügung gestanden. Auch der Jahres- 
abschluß 1969 war zum Prüfungszeitpunkt noch nicht 
fertiggestellt. Eine brauchbare Kostenrechnung bzw. 
Betriebsstatistik ist offenbar nicht geführt worden. 

624 

Das Gutachten führt unter der Überschrift „Ergebnis 
der Prüfung" insgesamt neun Positionen auf. Im 
einzelnen handelt es sich um folgende Positionen: 

(1) Kapital- und Beteiligungsverhältnisse, 

(2) Dispositive Liquidität, 

(3) Flugzeugbestand, 

(4) Kauf von zwei Boeing 707, 

(5) Restschulden aus Flugzeugkäufen, 

(6) Beschäftigungsstand, 

(7) Ertragslage, 

(8) Auftragsbestand 1971, 

(9) Preispolitik. 

Es würde zu weit führen, hier jede einzelne dieser 
Positionen zu prüfen. Die Untersuchung beschränkt 
sich deshalb auf einige ausgewählte Positionen, 

1. Zu Position 2 (Dispositive Liquidität) 

625 

Unter der Überschrift „Dispositive Liquidität" führt 
das Gutachten an: 

„Die dispositive Liquidität in der Zeit vom Oktober 
bis Dezember 1970 ist als gut zu bezeichnen. Die 
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sofort greifbaren flüssigen Mittel decken die fälli- 
gen und kurzfristig fälligen Verbindlichkeiten wie 
folgt: 

31. Oktober 30. November 31. Dezember 
1970 1970 1970 

zu 101,50/0 94,20/0 126,6 0/0 

Überschuß 189 000 DM — 5 263 000 DM 

Fehlbetrag — 917 000 DM — 

Die gute Liquidität beruht darauf, daß von dem 
Kommanditkapital (= 29 033 000 DM) bis zum 

.31. Dezember 1970 25 358 949 DM eingezahlt sind. 
Das eingezahlte Kapital dient im wesentlichen der 
Finanzierung und dem Betrieb der erweiterten 
Flotte. 

Tagesliquidität am 13. Januar 1971 
Guthaben Deutsche Bank 4 259 000 DM 

Guthaben First National-City-Bank 4 000 DM 

Guthaben Verkehrs- und Kreditbank 4 000 DM 

Postscheck 3 000 DM 

Diverse Kassen 170 000 DM 

4 440 000 DM.“ 

Dazu wird folgendes bemerkt: 

626 

a) Der Begriff „dispositive Liquidität“ wird vom 
Gutachter Dr. Nitzsche — so seine Aussage vor 
dem Untersuchungsausschuß — als „Gegenüber- 
stellung der zur Zeit vorhandenen flüssigen Mit- 
tel gegenüber den kurzfristig fälligen Verbind- 
lichkeiten“ definiert. Gemeint ist wohl das üb- 
licherweise als Liquidität 1. Grades bezeichnete 
Verhältnis zwischen liquiden Mitteln 1. Ordnung 
(Kasse, Bank, Postscheck) und den „fälligen und 
kurzfristig fälligen Verbindlichkeiten" (LBA- 
Gutachten, S. 2). Wird eine derartige Kennziffer 
erstellt, die lediglich Aufschluß über die Liqui- 
ditätslage an einem bestimmten Stichtag (sta- 
tische Liquidität) geben kann, so ist die Frage 
zu stellen, weshalb nicht auch die Liquidität 
2. Grades, als dem Verhältnis aus liquiden Mit- 
teln IL und IIL Ordnung (Wechsel, Wertpapiere 
des Umlaufvermögens, kurzfristige Forderungen, 
geldwertnahe Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und 
sonstige, kurzfristig liquidisierbare Vermögens- 
werte) zu den kurzfristigen Verbindlichkeiten, er- 
mittelt worden ist, um die Aussagekraft zu erhö- 
hen. 

627 

b) Es wird weder die Summe der kurzfristigen Ver- 
bindlichkeiten noch die der liquiden Mittel in 
absoluten Zahlen ausgewiesen, sondern ledig- 
lich der Saldo als „Überschuß“ bzw. „Fehlbetrag" 
jeweils zum 31. Oktober, 30. November und 
31. Dezember 1970 errechnet. Der Prüfer soll die 
Verbindlichkeiten aus den bei Paninternational 
„provisorisch“ angelegten Karteikarten ermit- 
telt haben, auf denen vom Buchhalter die ein- 


gehenden Rechnungen erfaßt wurden. Doch sind 
letztere nicht alle Verbindlichkeiten bekannt ge- 
worden, da es nach Aussage des Zeugen Zerr, 
der ab 1. Januar 1971 Leiter des Rechnungswe- 
sens der Firma Paninternational war, „ganz be- 
stimmte Geschäfte“ gab, „die Dr. Trommer unter 
Ausschluß jeglicher Firmenmitglieder machte 2^®). 
Der Zeuge „wußte zum damaligen Zeitpunkt“ 
nicht, welche Verbindlichkeiten z. B. gegenüber 
BAC und den „größeren Versicherungen" 
bestanden (ebd.). Auf hierdurch entstehende 
Fehler will der Zeuge den Prüfer aufmerksam 
gemacht haben. 

628 

Nach Meinung des Zeugen ist durch Dr. Nitzsche 
ein Schätzverfahren zur Anwendung gekommen. 
Zu den ermittelbaren Verpflichtungen sind die 
Gehälter für drei Monate sowie ein Betrag von 
etwa 300 bis 400 000 DM zum Ausgleich noch 
nicht verbuchter Rechnungen hinzugeschlagen 
worden. Dagegen sollen Verbindlichkeiten, „die 
zu dem Zeitpunkt ohne weiteres hätten anfallen 
können“, nicht erfaßt worden sein. Der Zeuge 
benannte hier vor allem Flughafenrechnun- 
gen 2^^), die etwa 600 bis 800 000 DM je Monat 
aus machten. 

629 

Hierzu ist zu bemerken, daß es im Rahmen der 
Bonitätsbeurteilung von Interesse ist, etwas über 
die Art und Fälligkeit der Verbindlichkeiten und 
darüber zu wissen, wie sich die Zahlungsgewohn- 
heiten der Firma darstellen. Letzteres kann am 
Beispiel regelmäßig wiederkehrender Verbind- 
lichkeiten in der Art von Flughafenrechnungen, 
Versicherungsprämien, Zins- und Tilgungszah- 
lungen u. ä. untersucht werden. 


c) Im einzelnen hätte berücksichtigt werden müs- 
sen, inwieweit durch Einnahmevorverlagerungen 
und Ausgabennachverlagerungen das zum Prü- 
fungstermin ermittelte Ergebnis beeinflußt wor- 
den ist. Immer jedoch müssen Kennziffern oder 
Salden der ermittelten Art von geringem Aus- 
sagewert bleiben, wenn sie nicht näher inter- 
pretiert werden, also insbesondere die kurz- 
fristigen Forderungen und Verbindlichkeiten 
nicht erläutert und in ihrer Struktur nicht aufge- 
schlüsselt sind. Die Aussagekraft von Kennzif- 
fern kann ferner dadurch erhöht werden, daß sie 
mit Richtzahlen der Luftfahrtbranche verglichen 

2 ^®) Der Zeuge Zerr verwies in diesem Zusammenhang 
auf einen Wartungsvertrag über 200 000 Pfund mit 
Jet Aviation, Basel, den Paninternational nicht er- 
füllt habe. Man habe ihn, wie der Zeuge meinte, 
mit 60 000 Pfund ohne Gegenleistung abgegolten. 

2 ^®) Auch nach Aussage des Zeugen Dr. Trommer ist 
nicht geprüft worden, ob die Versicherungsprämien 
gezahlt worden sind. Es sei aber geprüft worden, 
wie hoch die Versicherungsprämien insgesamt waren. 

217) Diese Aussage wurde durch Dr. Trommer bestätigt. 
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werden. Schließlich bleibt die Frage einer Liqui- 
ditätsreserve ungeklärt. 

631 

d) Sinnlos ist die Angabe der als sog. Tagesliquidi- 
tät bezeidineten Geldbestände am 13. Januar 
1971. Es ist völlig bedeutungslos, bei welchen 
Banken Guthaben unterhalten werden. Durch die 
Ausgliederung der einzelnen Banken könnte bei 
Dritten der Eindruck entstehen, als ob es sich 
hier um eine für die wirtschaftliche Leistungs- 
fähigkeit wichtige Aussage handele. 

632 

e) Wie der Prüfer vor dem Ausschuß aussagte, 
kommt der Überschuß von 5 263 000 DM am 
31. Dezember 1970 wie auch der Barbestand am 
13. Januar 1971 von 4 440 000 DM durch bis zum 
15. Dezember 1970 eingezahlte Kommanditein- 
lagen zustande, die geleistet wurden, um noch 
für 1970 in den Genuß von Sonder abschreibungen 
zu kommen. 

Der Prüfer ging offenbar von der Vorstellung 
aus, daß Höhe und Wachstumsrate des Komman- 
ditkapitals und Betrag der Kassenbestände und 
Bankguthaben am 31. Dezember 1970 und 13. Ja- 
nuar 1971 die Bonität der Firrna beweisen: 
„Wenn so viel Kapital da ist, dann kann gar 
nichts schief liegen!" 

Hierzu ist zweierlei zu bemerken: erstens han- 
delt es sich aus den genannten Gründen an die- 
sen Terminen um eine außerordentliche Liquidi- 
tätssituation. Und zweitens läßt sich eine der- 
artige Auffassung nur vertreten, wenn über die 
vergangene und geplante zukünftige Kapitalver- 
wendung ausreichende Informationen vorhanden 
sind. 

633 

f) Das Gutachten gibt keinen Aufschluß über den 
Forderungsbestand. Zu seiner Beurteilung wird 
üblicherweise eine Aufgliederung nach Art, Fäl- 
ligkeit, Sicherung und Höhe der Forderungen 
vorgenommen. Über die in der Zeugenverneh- 
mung bekannt gewordene Uneinbringlichkeit von 
Forderungen an eine Firma „Türkenflug AG" 
von DM 1,1 Millionen gibt das Gutachten keine 
Auskunft. Forderungen an die Firma Pan- 
europa sind dem Prüfer zum Prüfungszeit- 
punkt nicht „als besonders hoch auf gefallen". 
Doch sind bekanntlich später DM 9 Millionen 
Paneuropa-Forderungen uneinbringlich gewor- 
den. 

634 

Abgesehen von der generellen Notwendigkeit, 
Forderungen auszuweisen, hätte insbesondere 
wegen der besonderen Rechtsform des geprüften 
Unternehmens auf die Kreditbeziehungen (z. B. 
Darlehen) zwischen Paneuropa und Paninterna- 
tional eingegangen werden müssen. 


635 

g) Das Gutachten läßt eine Aufschlüsselung sowohl 
der Kapital- als auch der Vermögensseite sowie 
die kennzahlenmäßige Beurteilung der Beziehun- 
gen zwischen beiden Bilanzseiten vermissen. Es 
fehlen gleichermaßen Angaben über den Ver- 
schuldungsgrad, die Kapitalintensität, Anlagen- 
deckung u. ä. Kennziffern, die auch Vergleiche 
mit Richtwerten der Branche erlauben. 


2. Zu Position 6 (Beschäftigtenstand) 

636 

Der Beschäftigtenstand wird in Form einer Beschäf- 
tigtenstatistik nach Funktionen und Anzahl der Mit- 
arbeiter aufgegliedert. Dabei wird jeweils der Stand 
am 9. August 1969, 1. April und 13. Dezember 1970 
(31. ?) ermittelt Auch hier sind dem Prüfer 
offensichtlich mehr oder weniger problemlose Fakten 
zur Verfügung gestellt worden, die trotz ihres de- 
taillierten Ausweises und wegen fehlender Erläute- 
rungen nur eng begrenzte Aussagekraft besitzen. 
Wenn zu wenig Piloten vorhanden, diese teilweise 
unzureichend qualifiziert waren oder die Boeing- 
Mannschaft wegen fehlender Betriebserlaubnis 
nicht eingesetzt werden konnte, so wird die Renta- 
bilität entscheidend auch durch die Personalsituation 
begrenzt. Vor allem fehlen auch Angaben über die 
Gehaltskosten und deren Entwicklung im Zeitver- 
lauf. Wichtig wäre es auch gewesen, wenn Angaben 
über im gegebenen Fall notwendig gewordene Aus- 
bildungsinvestitionen gemacht worden wären 


3. Zu Position 7 (Ertragsiage) 

637 

Unter der Überschrift „Ertragslage" heißt es in dem 
hier untersuchten Gutachten: 

„Berechnung des Betriebsergebnisses für die Zeit 
vom 1. Januar bis 31. Oktober 1970. 


21®) Nach der Aussage des Zeugen Dr. Trommer war die 
Firma Paninternational ein Bestandteil eines Tou- 
ristikverbundes. Zu diesem Verbund gehörte die 
1969 gegründete Firma Paneuropa- Jugendreisen. Zwi- 
schen den Firmen Paneuropa und Paninternational 
war eine Kapitalverflechtung in der Form vorhan- 
den, daß die Firma Paneuropa mit 500 000 DM Kom- 
manditist der Firma Paninternational war. Die per- 
sönlich haftenden Komplementäre beider Firmen, Dr. 
Trommer und Botzenhardt, waren identisch. 

21®) s. dazu Rdnr. 57 

220) Die Besatzungen für die beiden Boeing 707, deren 
gewerbliche Verwendung erst am 2. April 1971 ge- 
nehmigt wurde (s. Rdnr. 294), standen — wie die 
Flugzeuge selbst — - dem Unternehmen nach dem 
Ergebnis der Beweisaufnahme bereits seit 1. Dezem- 
ber 1970 zum Einsatz zur Verfügung. 

221) Der Zeuge Dr. Trommer sagte vor dem 1. Unter- 
suchungsausschuß aus, daß im Jahre 1971 mit Crew- 
Ausbildungskosten in Höhe von 10 Millionen DM 
zu rechnen gewesen sei. 
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Einnahmen aus Flugleistungen 24 817 000 DM 

X Betriebsaufwendungen 

Fixkosten 1 1 527 000 DM 
variable 

Kosten 11 612 000 DM 23 139 000 DM 

Betriebsgewinn für die Zeit 

vom 1. Januar bis 31. Oktober 1970 1 678 000 DM 


Bei dieser Berechnung ist die Normalabschreibung 
(= 10 ‘Vo p. a.) anteilig berücksichtigt. Die Sonder- 
abschreibung gemäß § 82 f. EStDV wurde nicht in 
Ansatz gebracht. 

Auf Grund des vorliegenden rechtsverbindlichen 
Auftragsbestandes ergeben sich für 1970 Einnahmen 
aus Flugleistungen in Höhe von 32 500 000 DM." 

Dazu wird folgendes ausgeführt: 

638 

a) Ein entscheidendes Kriterium für die Beurtei- 
lung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit eines 
Unternehmens ist das Unternehmens- und Be- 
triebsergebnis. Eine aussagefähige Unterneh- 
mens- und Betriebsergebnisrechnung kann nur 
auf der Grundlage eines den Grundsätzen ord- 
nungsmäßiger kaufmännischer Buchführung und 
Bilanzierung entsprechenden Rechnungswesens 
erfolgen. 

Diese Grundvoraussetzung war jedoch im vor- 
liegenden Falle nicht gegeben. Denn nach der 
glaubhaften Aussage des Zeugen Zerr bestand 
Anfang 1971 ein „Buchungsrückstand von ca. 
sechs Monaten" Auf diesen Sachverhalt will 
der Zeuge den Prüfer hingewiesen haben; auf 
jeden Fall hätte aber dieser Sachverhalt bei der 
Prüfung erkannt werden müssen. Insofern kann 
gesagt werden, daß von seiten des Rechnungs- 
wesens die Voraussetzungen für eine Prüfung 
der Ertragslage nicht gegeben waren. 

639 

bj Wenn man von den im Gutachten verwendeten 
Begriffen ausgeht, so wird unter Position 7 eine 
Beurteilung der Ertragslage anhand einer Be- 
triebsergebnisrechnung angestrebt. Abgesehen 
davon, daß es unklar ist, wie zum 31. Oktober 
1970, bei dem am 1. Januar 1971 konstatierten 
Buchungsrückstand von ca. sechs Monaten, eine 


222) Dieser Buchungsrückstand ist nach der Aussage des 
Zeugen erst bis Ende 1971 aufgearbeitet worden. 

223) Obwohl die Genehmigung zur gewerblichen Verwen- 
dung noch nicht erteilt war, waren die beiden Boeing 
707 bereits seit 1. Dezember 1970 voll ausgebucht. Das 
Unternehmen mußte deshalb kurzfristig Subcharter- 
verträge eingehen. Dabei, so brachte der Zeuge Dr. 
Frommer zum Ausdruck, habe das Unternehmen im 
Schnitt 20®/o mehr zahlen müssen, als es selbst ein- 
genommen habe. 


aussagekräftige Betriebsabrechnung erstellt wor- 
den sein soll, erfaßt eine Betriebsergebnisrech- 
nung nur die mit der Erstellung und dem Ab- 
satz der Betriebsleistung zusammenhängenden 
Aufwendungen und Erträge. Durch sie wird er- 
kennbar, welcher Teil des Gesamterfolges mit 
der eigentlichen, flugbetrieblichen Tätigkeit zu- 
sammenhängt. Eine solche leistungsorientierte 
Betriebsergebnisrechnung vermag bei vollstän- 
diger Erfassung der Kosten und Erlöse Einblick 
in die betriebsbezogene Leistungsfähigkeit zu er- 
öffnen. Hierbei werden allerdings jene Aufwen- 
dungen und Erträge, die neutralen (betriebsfrem- 
den oder außerordentlichen) Charakter haben, 
nicht erfaßt. Daher kann eine aussagekräftige 
Erfolgsanalyse erst erfolgen, wenn im Rahmen 
einer Unternehmensergebnisrechnung alle pe- 
riodenbezogenen Aufwendungen und Erträge er- 
faßt werden. 

640 

Im vorliegenden Falle fehlt nicht nur eine Ana- 
lyse des Unternehmensergebnisses, auch die sog. 
„Betriebsergebnisrechnung" ist aussagelos. An- 
stelle der in diesem Zusammenhang inhaltslee- 
ren, auf den Reagibilitätsgrad der Kosten in be- 
zug auf Beschäftigungsvariationen abstellenden 
Unterscheidung in fixe und variable Kosten, de- 
ren Ermittlung im übrigen unklar bleibt, wäre 
eine detaillierte Analyse der Kostenstruktur er- 
forderlich gewesen. So ist beispielsweise nicht zu 
beurteilen, inwieweit die berücksichtigte Ab- 
schreibung dem leistungsbedingten Wertverzehr 
entspricht, ferner, ob und inwieweit kalkulato- 
rische Zinsen und Subcharterkosten einge- 
rechnet worden sind. Was speziell die Angabe 
der Flugerlöse für 1970 anlangt, so kann aus 
dem Gutachten nicht entnommen werden, ob 
und inwieweit die auf Grund des „vorliegenden 
rechtsverbindlichen Auftragsbestandes" für 1970 
angenommenen „Einnahmen aus Flugleistungen 
in Höhe von 32 500 000 DM" tatsächlich einge- 
flogen wurden, ob etwa darin geplante Flug- 
einnahmen aus den Boeing-Maschinen enthal- 
ten sind und ob im letzten Falle die Auswirkun- 
gen auf die Betriebsaufwendungen (z. B. Sub- 
charterkosten) berücksichtigt worden sind. 

641 

Die auf 10 Monate begrenzte und unstrukturierte 
sog. „Betriebsergebnisberechnung" ist, selbst 
wenn sie, was sehr zu bezweifeln ist, zutrifft, 
für eine Beurteilung der Ertragslage des Unter- 
nehmens im Jahre 1970 ungeeignet. Sie gibt auch 
keinerlei Aufschluß über dessen künftige Er- 
tragsentwicklung. Es fällt auf, daß darüber An- 
gaben im vorliegenden Gutachten fehlen. Für die 
Beurteilung der wirtschaftlichen Leistungsfähig- 
keit erscheint aber eine Erfolgsvorschau unerläß- 
lich. Einer solchen Erfolgsvorschau wäre eine de- 
taillierte Erlösvorschau anhand der vorliegen- 
den Auftragsbedingungen und eine realistische 
Kostenvorschau auf der Grundlage von Erfah- 
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rungswerten zugrunde zu legen. Im Rahmen 
einer Erlösvorschau wären dabei insbesondere 
die in der Luftfahrtindustrie üblichen Rabatte zu 
berücksichtigen. Erfahrungswerte zur Prognose 
von Kosten und Aufwand dürften einer Bundes- 
behörde wie dem LBA relativ leicht zugänglich 
sein. 


4. Zu Positionen 8 und 9 (Auftragsbestand 1971 
und Preispolitik) 

642 

Unter der Überschrift „Auftragsbestand 1971" wird 
in dem Gutachten angegeben: 

„Der Auftragsbestand der Gesellschaft vom 1. Ja- 
nuar bis 31. Oktober 1971 beträgt 76 660 000 DM. 
Das entspricht 8428 verkauften Blockstunden für 
drei BAC 1-11 und 5578 verkauften Blockstunden für 
Boeing 707." 

643 

Unter der Überschrift „Preispolitik" heißt es schließ- 
lich: 

„Die Verkaufspreise für 1971 sind wie folgt kalku- 
liert: 

BAC 1-11 4300 DM pro Blockstunde/114 Passagiere 
Boeing 707 6000 DM pro Blockstunde/180 Passagiere. 

Auf diese Preise wird bei Abnahme von mehr als 
5000 Stunden (mindestens 21 Millionen DM) 5 ®/o 
Rabatt gewährt." 

Dazu ist folgendes zu sagen: 

644 

a) Der Auftragsbestand 1971 von Panintemational 
für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Oktober 1971 
wird mit 76 660 000 DM angegeben. Bei 8428 ver- 
kauften Blockstunden für drei BAC sowie 5578 
verkauften Blockstunden für zwei Boeing 707 er- 
gibt sich aber auf der Grundlage der in Position 9 
kalkulierten Blockstundenpreise für die jeweili- 
gen Flugzeugtypen lediglich ein Auftragsbestand 
in Höhe von 69 708 400 DM. Insofern ist für die 
genannte Zeit ein fehlender Auftragsbestand von 
rd. 7 Millionen DM festzustellen. 

645 

b) Äußerst problematisch ist die Einplanung der 
beiden Boeing 707 in den Auftragsbestand 1971, 


^2^) Zum Begriff der Blockstunde s. Rdnrn. 206 und 218. 

225) s. Rdnrn. 292, 294 

225) s. Rdnrn. 292, 294, 295 f., 312 

227) Der Zeuge Dr. Trommer erklärte, aus dem Stillstand 
der beiden Boeing 707 in der Zeit vom 1. Dezember 
1970 bis 2. April 1971 seien dem Unternehmen pro 
Monat 3 Millionen DM Kosten erwachsen, die sich 
aus fixen Kosten — einschließlich der Kosten für 
die Besatzungen dieser Maschinen — und aus Sub- 
charterkosten zusammengesetzt hätten. 


insbesondere deswegen, weil dem Prüfer bekannt 
war, daß tdie Genehmigung zur gewerblichen 
Verwendung dieser Maschinen noch nicht erteilt 
war. Die im Gutachten genannten Zahlen für die 
Einnahmeentwicklung aus Flugleistungen auf der 
Basis des bestehenden Auftragsbestandes geben 
deshalb ein völlig verzerrtes Bild wieder, das 
in keinem Fall den Realitäten entsprechen kann. 
Spätestens im März 1971 mußte der Prüfer davon 
ausgehen, daß sein am 21. Januar 1971 gezeich- 
netes Bild von der Einnahmeentwicklung 1971 
der Panintemational völlig irreführend war, da 
die Genehmigung zur gewerblichen Verwendung 
der beiden Boeing 707 erst am 2. April 1971 ge- 
geben wurde 22®). Dem möglichen Hinweis auf 
Subcharterverträge ist entgegenzuhalten, daß 
zwar die Einnahmeplanung gegebenenfalls hätte 
eingehalten werden können, jedoch zwanigsläufig 
auf der Ausgabenseite erhebliche Mehrbelastun- 
gen entstehen mußten. Hinzu kam, daß in der 
Folge eine Boeing 707 zunächst überwiegend zur 
Besatzungsschulung zur Verfügung stehen 
mußte 226). Die genannten Fakten mußten 
zwangsläufig zu einer erheblichen Minderung 
der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Pan- 
intemational führen 227 ) . 

Aber auch schon am Tage der Prüfung war ein- 
deutig abzusehen, daß der im Gutachten vom 
21. Januar 1971 konzipierte Auftragsbestand 
1971 mit dem dem Unternehmen Panintemational 
zur Verfügung stehenden Fluggerät nicht erfüllt 
werden konnte. 


III. Die wesentlichen Mängel des Gutachtens 

Folgende wesentliche Mängel des Gutachtens sind 

hervorzuheben: 

646 

1. Das Gutachten entspricht sowohl im Umfang als 
auch in der Art der herangezogenen Untersu- 
chungskriterien und ihrer Interpretation nicht 
den Maßstäben und Merkmalen eines üblichen 
Wirtschaftsprüfungsigutachtens. 

Das Gutachten erfüllt nicht seinen Zweck; denn 
es erlaubt keinen verläßlichen Rückschluß auf 
die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des ge- 
prüften Unternehmens. 

647 

2. Soweit das Gutachten leistungsfähigkeitsrele- 
vante Informationen enthält, bestehen diese in 
der Aneinanderreihung einzelner Positionen, 
ohne daß eine Ermittlung von betriebswirtschaft- 
lichen Kennziffern und deren Auswertung vor- 
genommen wird. Es fehlen gleichermaßen ver- 
gleichende Daten von Vorperioden als auch ex- 
terne Branchenkenn- und Richtzahlen, die das 
LBA als Prüfungsinstanz hätte heranziehen müs- 
sen. 
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648 

3. Während über die Kapitalverhältnisse und die 
Liquiditätslage berichtet wird, fehlen Darlegun- 
gen über den Vermögens auf bau, über die ge- 
planten Betriebsmittel, die Beziehungen zwischen 
Vermögen und Kapital sowie die Rentabilität. 
Die Ausführungen über das Betriebsergebnis 
sind von sehr begrenztem Aussagegehalt. 

649 

4. Das Prüfungsgutachten enthält mit Ausnahme 
der Angaben über den Auftragsbestand keine 
Aussagen über die zu erwartende Entwicklung 
des Jahres 1971, speziell auch nicht über die ab- 
schätzbare Kostenentwicklung. Gerade die Vor- 
schaurechnung ist aber geeignet, über die zu- 
künftige Entwicklung der Leistungsfähigkeit 
Auskunft zu geben. Auf Grund der Mangel- 
haftigkeit des Rechnungswesens und fehlender 
Vergangenheits werte bestand für den Prüfer 
hier weitgehend „objektive Unmöglichkeit", doch 
hätte die Untemehmensleitung über die Ent- 
wicklungstendenzen zumindest eingehend be- 
fragt werden müssen. Der völlige Verzicht auf 
entsprechende Aussagen ohne Angaben darüber, 
weshalb eine derartige Analyse nicht durchge- 
führt werden konnte, könnte den Eindruck er- 
wecken, die wirtschaftlichen Verhältnisse seien 
in geordnetem Zustand. 

650 

5. Die Aussagekraft des Gutachtens wird in ent- 
scheidendem Maße durch den Umstand limitiert, 
daß zum Prüfungszeitpunkt ein Buchungsrück- 
stand von mehreren Monaten bestand. Dies ist 
aus dem Gutachten nicht erkennbar, weil der 
Prüfer über diesen Umstand nicht berichtet hat. 

651 

6. Im Widerspruch zu den Gepflogenheiten einer 
ordentlichen Wirtschaftsprüferpraxis läßt das 
Gutachten jegliche Stellungnahme zur Ordnungs- 
mäßigkeit der Buchführung vermissen. Dies ist 
nicht nur im Hinblick auf den unmittelbaren 
Zweck des Gutachtens, ein verläßliches Bild der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des Unter- 
nehmens zu gewinnen, sondern auch deshalb ein 
Mangel, weil aus der ini Rechnungswesen ge- 
übten Sorgfalt Rückschlüsse auf die Zuverlässig- 
keit und unternehmerische Qualifikation ge- 
zogen werden können. 


22®) s. dazu § 20 Abs. 2 Satz 1 LuftVG, wonach die Ge- 
nehmigung zur gewerbsmäßigen Beförderung von 
Personen oder Sachen durch Luftfahrzeuge die per- 
sönliche Zuverlässigkeit des Antragstellers und der 
für die Leitung des Unternehmens verantwortlichen 
Personen voraussetzt. 


652 

7. Es fehlt auch eine Beurteilung der der Geschäfts- 
leitung angehörenden Personen, die zugleich 
eine Stellungnahme über ihre fachliche Qualifi- 
kation und faktische Geschäftsführung einschlie- 
ßen müßte. Eine derartige Beurteilung wird zwar 
im Rahmen des Wirtschaftlichkeitsnachweises 
nach § 62 Abs. 1 Nr. 6 LuftVZO nicht verlangt. 
Im Falle eines Gutachtens, das — wie das hier 
untersuchte — der Verlängerung und Erweite- 
rung der Unternehmensgenehmigung diente, er- 
gibt sich die Notwendigkeit einer derartigen Be- 
urteilung jedoch aus § 20 LuftVG. 

Ergebnis 

653 

Das LBA-Gutachten über die wirtschaftliche Über- 
prüfung des Luftf ahrtunt emehmens Paninternatio- 
nal vom 21. Januar 1971 und die darin zum Aus- 
druck kommende Prüfmethode sind mangelhaft. 

Der Zweck des Gutachtens, eine verläßliche Aus- 
sage über die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des 
Unternehmens zu machen, wird nicht erfüllt. 

Eine gewissenhafte und gründliche Prüfung im Ja- 
nuar 1971 hätte zu dem Ergebnis führen können, 
daß die Genehmigung des Unternehmens bereits 
aus wirtschaftlichen Gründen hätte widerrufen wer- 
den müssen. 


D. Zusammenfassung der Ergebnisse zu A., B. 
und C. 

654 

Die Untersuchung der im Falle des Luftfahrtunter- 
nehmens Paninternational geübten Aufsichtspraxis 
hat schwerwiegende Mängel der flugbetrieblichen, 
der technischen und der wirtschaftlichen Prüfpraxis 
ergeben. In allen drei genannten Bereichen hat sich 
bei der anhand ausgewählter Prüfberichte vorge- 
nommenen Untersuchung herausgestellt, daß die 
Prüfungen nicht mit der gebotenen Sorgfalt und 
Gründlichkeit oder mit unzulänglichen Methoden 
vorgenommen wurden. 

655 

In den untersuchten Fällen ist jedoch nicht nur fest- 
gestellt worden, daß die Prüfungen unzulänglich 
waren. Es hat sich auch ergeben, daß die Bericht- 
erstattung über flugbetriebliche Prüfungen sowie 
über eine technische Prüfung mangelhaft bzw. miß- 
verständlich oder irreführend war. 

656 

Neben diesen Mängeln der Aufsichtspraxis des LBA 
hat die Untersuchung ergeben, daß der BMV als 
Genehmigungsbehörde im Falle des Luftf ahrtunter- 
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nehmens Paninternational die ihm zur Verfügung 
stehenden Mittel zur Aufklärung von Zweifeln an 
Prüfungsfeststellungen und zur Verifikation der An- 
nahme, bestimmte Prüfungsfeststellungen seien 
falsch bzw. überholt gewesen, nicht voll ausge- 
schöpft hat. Er hat es unterlassen, tatsächlich oder 
vermeintlich falsche Prüffeststellungen gegenüber 


SECHSTES KAPITEL 

Zu Punkt 3 des Untersuchungsauftrages 


657 

Zu Punkt 3 des Untersuchungsauftrages ist zu 
prüfen, ob die gesetzlichen Bestimmungen und die 
von den Behörden geübte Aufsichtspraxis das er- 
forderliche Höchstmaß an Zuverlässigkeit, Betriebs- 
und Flugsicherheit aller Charterfluggesellsdiaften 
gewährleisten. 

Die Untersuchung wendet sich zunächst der Frage 
der Aufsichtspraxis zu. Vorab wird jedoch auf fol- 
gendes hingewiesen: 

658 

Der Ausschuß war bestrebt, zunächst die Ermittlun- 
gen und Beratungen zu den Punkten 1 und 2 des 
Untersuchungsauftrages abzuschließen. Obwohl der 
Ausschuß seine Arbeit auch während der Sommer- 
pause des Parlaments fortsetzte, war dies erst um 
die Mitte des Monats September 1972 möglich. Vom 
Ausschuß beabsichtigte weitere Ermittlungen zum 
Thema „Aufsichtspraxis" konnten unter diesen Um- 
ständen wegen der vorzeitigen Beendigung der 
Legislaturperiode durch Auflösung des Deutschen 
Bundestages nicht mehr durdigeführt werden. Ins- 
besondere war es dem Ausschuß nicht möglich, 
seine Absicht zu verwirklichen, zu diesem Thema 
noch Sachverständige — z. B. Vertreter sachkundi- 
ger Verbände — anzuhören. 

Die Zeitnot, in die der Ausschuß durch die vor- 
zeitige Beendigung der Legislaturperiode geriet, 
ließ es auch nicht mehr zu, sich im Bericht im ein- 
zelnen mit den Anregungen und Vorstellungen aus- 
einanderzusetzen, die schriftlich von der Vereini- 
gung Cockpit e. V. und vom Verband Luftfahrt- 
personal in Deutschland e. V. vorgetragen wurden. 
Unter den dargelegten Umständen kann der Bericht 
zum Thema Aufsichtspraxis nicht so ausführlich 
sein, wie der Ausschuß sich dies gewünscht hätte. 

Entsprechendes gilt für den Teil des Berichts, der 
sich mit der Prüfung der gesetzlichen Bestimmun- 
gen befaßt. 


dem LBA zu beanstanden. Die darin zum Ausdruck 
kommende Aufsichtspraxis birgt u. a. die Gefahr 
fortdauernder Mißverständnisse und Irrtümer und 
der Wiederholung festgestellter, aber nicht bean- 
standeter Fehler in sich. Eine derartige Praxis kann 
sich nachteilig auf die Betriebs- und Flugsicherheit 
von Luftfahrtunternehmen auswirken. 


A. Die Aufsichtspraxis 

659 

Der Ausschuß ist davon ausgegangen, daß mit der 
Formulierung 

ob die von den Behörden geübte Aufsichtspraxis 

das erforderliche Höchstmaß an Zuverläsigkeit, Be- 
triebs- und Flugsicherheit aller Charterfluggesell- 
schaften ) gewährleistet, die Art und Weise der 
Wahrnehmung der Aufsichtspflichten angesprochen 
ist, die dem LBA und dem BMV obliegen. Der Aus- 
schuß hat es nicht als seine Aufgabe angesehen, 
auch die Aufsichtspraxis der gemäß § 31 Abs. 2 
Nr. 11 LuftVG, §§ 61 Nr. 1, 65 LuftVZO zuständigen 
Luftfahrtbehörden der Länder zu untersuchen. Dies 
wäre auch aus zeitlichen Gründen nicht mehr mög- 
lich gewesen. Dementsprechend hat er nur die Auf- 
sichtspraxis hinsichtlich der vom BMV als der zu- 
ständigen Bundesbehörde genehmigten Charterflug- 
gesellschaften geprüft. 

660 

Der Inhalt dieser Aufsichtspraxis ist an anderer 
Stelle dieser Untersuchung bereits mit der Feststel- 
lung umschrieben worden, daß im Rahmen der Auf- 
sicht über LuftfahTtunternehmen die Einhaltung aller 
Vorschriften des Luftverkehrsgesetzes und seiner 
Durchführungsverordnungen zu überwachen ist, die 
dem Unternehmer mittelbar oder unmittelbar ein 
Tun oder Unterlassen auferlegen. 

Diese Aufsicht auszuüben ist — auch dies ist bereits 
dargelegt — Sache des LBA. Inwieweit man davon 
sprechen kann, daß auch der BMV — wenn auch nur 
mittelbar — auf diesem Gebiet Aufsicht ausübt, er- 
gibt sich aus den Ausführungen zu C. IV. des Zwei- 
ten Kapitels dieses Berichts 


229) Charterfluggesellschaften sind gewerbliche Luftfahrt- 
unternehmen, die Luftverkehr betreiben, der nicht 
Fluglinienverkehr ist (Gelegenheitsverkehr). 

230) s. Rdnrn. 86 ff. 
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Abgesehen von der Aufsicht über Luftfahrtunter- 
nehmen hängt die Zuverlässigkeit und Sicherheit 
der Charterflugunternehmen auch von der Aufsicht 
des LBA über die luftfahrttechnischen Betriebe ab. 
Die Untersuchung mußte sich deshalb auch darauf 
erstrecken. 

661 

Die der Gewährleistung der Zuverlässigkeit und 
Sicherheit der vom BMV genehmigten Charterflug- 
gesellschaften dienende Aufsicht des LBA erschöpft 
sich jedoch nicht in der Aufsicht über Luftfahrtunter- 
nehmen und luftfahrttechnische Betriebe. Auch die 
vom LBA ausgeübte Aufsicht über das Luftfahrt- 
personal dient — soweit es sich um Luftfahrtperso- 
nal der Charterfluggesellschaften handelt — der 
Zuverlässigkeit und Sicherheit der Charterflug- 
gesellschaften. Demgemäß war auch die Aufsicht 
über das Luftfahrtpersonal in die Untersuchung ein- 
zubeziehen. 

662 

In allen drei Bereichen — auf dem Gebiet der Auf- 
sicht über Luftfahrtunternehmen, im Falle der Auf- 
sicht über luftfahrttechnische Betriebe und bei der 
Aufsicht über das Luftfahrtpersonal — werden Aus- 
maß (Quantität) und Qualität der Aufsicht mitbe- 
stimmt von 

— der Quantität des (Aufsichts-) Personals, 

— der Qualität des (Aufsichts-) Personals und von 

— der Organisation der Aufsicht. 

Auch dies war zu berücksichtigen. 

663 

Darüber hinaus hängt die Aufsichtspraxis nicht zu- 
letzt von den sie regelnden gesetzlichen Bestim- 
mungen ab. Ob diese Bestimmungen ausreichend im 
Sinne des Untersuchungsauftrages sind, wird in 
einem besonderen Kapitel untersucht. 

664 

Der Ausschuß war sich darüber im klaren, daß die 
hier umschriebene Aufsicht und die Art und Weise, 
in der sie ausgeübt wird, nur ein Faktor unter ande- 
ren Faktoren ist, die das Maß der Flugsicherheit der 
Charterflugunternehmen bestimmen. Die Flugsicher- 
heit hängt beispielsweise auch von der Flugsiche- 
rung (Luftverkehrskontrolle einschließlich Bewe- 
gungslenkung, Flugsicherungsberatung etc.) durch 
die Bundesanstalt für Flugsicherung ab. Sie steht — 
um ein weiteres Beispiel zu nennen — auch im Zu- 
sammenhang mit der Unfalluntersuchung und der 
Unfallverhütung. 

Derartige Sicherheitsaspekte zu untersuchen war der 
Ausschuß jedoch nicht beauftragt. Er hat sich jedoch 
für befugt gehalten, auch dazu — soweit ihm das 
zweckmäßig erschien und bei der Kürze der noch 
verbliebenen Zeit möglich war — etwas zu sagen ^^i). 


I. Die Aufsicht über Luftfahrtunternehmen 

665 

Wesentliche Aufgaben der Aufsicht über Luftfahrt- 
unternehmen sind bereits im Zweiten Kapitel dieser 
Untersuchung unter C. ^^^) angeführt worden. Diese 
Angaben bedürfen — soweit es sich um Aufgaben 
des LBA als Aufsichtsbehörde handelt — hier der 
Ergänzung. 

In einer Analyse des Referats Flugbetrieb und Luft- 
aufsicht der Abteilung Luftfahrt im Bundesministe- 
rium für Verkehr vom 5. Februar 1971 mit dem Be- 
treff „Analyse und Ausgestaltung des Luftfahrt- 
Bundesamtes auf dem Gebiet der Überwachung der 
Luftfahrtunternehmen, der Erlaubniserteilung an das 
Luftfahrtpersonal, Unfalluntersuchung und Unfall- 
verhütung" (im folgenden kurz LBA- Analyse ge- 
nannt) wird festgestellt, daß ein ausgewogenes Ver- 
hältnis zwischen staatlicher Aufsicht und Eigenver- 
antwortung des Unternehmers anzustreben sei. 

Dem ist zuzustimmen. 

666 

In Übereinstimmung mit der LBA-Analyse wird — 
auf Grund der geltenden Rechtsvorschriften und 
unter Berücksichtigung der Handhabung in den USA 

— folgender Umfang staatlicher Aufsicht als erfor- 
derlich erachtet: 

— Vor Erteilung bzw, Erweiterung der Genehmigung 
eines Unternehmens eine vollständige Prüfung 
der wirtschaftlichen, technischen und der flug- 
betrieblichen Voraussetzungen; 

— Nach Erteilung der Genehmigung jährlich eine 
in mehreren Teilprüfungen durchzuführende voll- 
ständige Prüfung hinsiditlich des Fortbestehens 
der wirtschaftlichen, technischen und flugbetrieb- 
lichen Voraussetzungen; 

— Eine Überwachung von mindestens 1 Vo aller 
Flugstunden (Blockstunden) eines Unternehmens, 
das Flugzeuge mit einem höchstzulässigen Flug- 
gewicht von mehr als 5700 kg betreibt; 

— Die Abnahme der nach der Betriebsordnung für 
Luftfahrtgerät bzw. der Prüfordnung für Luft- 
fahrtpersonal erforderlichen Prüfungsflüge zur 
Feststellung des Fortbestehens der fliegerischen 
Befähigung der von den Unternehmen als Prüf- 
kapitäne eingesetzten Luftfahrzeugführer sowie 
die Überwachung von 10 Vo der von den Prüf- 
kapitänen durchgeführten Prüfungsflüge. 

667 

Darüber hinaus ist nach Ansicht des Ausschusses — 
abgesehen von der in Teilprüfungen jährlich durch- 
zuführenden vollständigen Prüfung — eine voll- 


231) s. dazu Rdnrn. 734 ff. 

232) s. Rdnrn, 74 ff. Soweit diese Aufsicht auch in der 
Einleitung und Durchführung von Ordnungswidrig- 
keiten- Verfahren besteht, konnte sie aus Zeitmangel 
im Bericht nicht mehr behandelt werden. 
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ständige Prüfung eines Luftfahrtunternehmens dann 
zu gewährleisten, wenn sich Anzeichen dafür er- 
geben, daß sich die wirtschaftlichen, technischen oder 
flugbetrieblichen Grundlagen einer Unternehmens- 
genehmigung so verschlechtert haben, daß sie als 
unzureichend erscheinen. 

668 

Alle diese Erfordernisse werden — abgesehen von 
der vollständigen Prüfung der wirtschaftlichen, tech- 
nischen und flugbetrieblichen Voraussetzungen bei 
der Erteilung der Genehmigung als Luftfahrtunter- 
nehmen — zur Zeit nicht voll erfüllt. Flugbetrieb- 
liche Prüfungen werden z. B. nur zu etwa einem 
Viertel des hiernach Erforderlichen durchgeführt. 
Eine Überwachung der Flüge der Unternehmen, die 
Flugzeuge mit einem höchstzulässigen Fluggewicht 
von mehr als 5700 kg betreiben, wird nur bei 0,2 Vo 
aller Flugstunden vorgenommen. Die Prüfungsflüge 
zur Feststellung des Fortbestehens der fliegerischen 
Befähigung der von den Unternehmen als Prüf- 
kapitäne eingesetzten Luftfahrzeugführer wird zur 
Zeit überhaupt nicht vom LBA durchgeführt. Schließ- 
lich werden die von den Prüfkapitänen der Unter- 
nehmen durchgeführten Prüfungsflüge praktisch 
kaum überwacht. 

669 

Die hiernach in quantitativer Hinsicht unzureichende 
Prüfungspraxis des LBA ist eine Folge des unge- 
nügenden Personalbestandes dieser Behörde. Dieser 
Personalbestand hat mit der gestiegenen Zahl der 
gewerblichen Luftfahrtunternehmen, der Zahl der 
Luftfahrer u. a. Zuwachsraten, die sich in einer Ver- 
mehrung des Arbeitsumfanges des LBA auswirken, 
nicht Schritt gehalten. 

670 

Für die Prüfung der flugbetrieblichen Voraussetzun- 
gen von derzeit insgesamt 13 Luftfahrtunternehmen 
(einschließlich DLH) mit insgesamt 143 Flugzeugen 
von mehr als 5700 kg höchstzulässigem Fluggewicht 
stehen dem LBA einschließlich des (kommissari- 
schen) Leiters des Referats Flugsicherheitsinspek- 
tion insgesamt (nur) vier Flugbetriebsprüfer zur 
Verfügung. 

671 

Demgegenüber wäre nach der bereits erwähnten 
LBA- Analyse nach dem Stand von Ende 1970, der 
dadurch, daß einige Luftfahrtunternehmen inzwi- 
schen ihren Betrieb eingestellt haben, in etwa noch 
der jetzigen Situation entspricht, 17 Flugbetriebs- 
prüfer (12 Flugzeugführer, 2 Flugnavigatoren und 
3 Flugingenieure) erforderlich. 


^^^) RegDir Ehmke ist auf seinen eigenen Wunsch im 
August d. J. als Leiter des Referates Flugsicherheits- 
inspektion des LBA abgelöst worden. 

^^'‘) s. Rdnrn. 81 ff. 


672 

Wichtige Sonderaufgaben des Referates Flugsicher- 
heitsinspektion — wie z. B. die Beteiligung an ICAO- 
Regionalkonferenzen — sind bei der Berechnung 
dieses Personalbedarfs noch nicht berücksichtigt. 

673 

Zur Aufsicht über Luftfahrtunternehmen gehört — • 
wie dargelegt — auch die Aufsicht darüber, ob die 
Unternehmen wirtschaftlich ausreichend leistungs- 
fähig sind. Auch diese Aufsicht wurde bis vor kur- 
zem nicht in genügendem Umfange ausgeübt. Auf 
diesem Gebiet ist jedoch inzwischen eine Verbesse- 
rung der Situation dadurch eingetreten, daß das LBA 
seit Juni 1972 für die wirtschaftliche Überprüfung 
der Luftfahrtunternehmen auch Wirtschaftsprüfungs- 
unternehmen einsetzt. Eine weitere Verbesserung 
wird sich dadurch ergeben, daß ab 1. Oktober 1972 
im LBA ein zweiter wirtschaftlicher Betriebsprüfer 
zur Verfügung steht. Für die wirtschaftliche Prü- 
fungspraxis ist der Personalbestand deshalb ab 
Oktober 1972 quantitativ ausreichend. 


II. Die Aufsicht über luftfahrttechnische Betriebe 

674 

Die Aufsicht über luftfahrttechnische Betriebe, dies 
ergibt sich bereits aus den Ausführungen, die im 
Zweiten Kapitel dieses Berichts unter C. III. gemacht 
wurden “^^), besteht zunächst darin, zu prüfen, ob 
ausreichende personelle, technische und organisato- 
rische Voraussetzungen, insbesondere eine von der 
Werkstättenleitung unabhängige Prüforganisation 
vorhanden sind, um die Nachprüfung ordnungs- 
gemäß durchzuführen (s. § 33 Abs. 2 LuftGerPO). 
Wenn diese Voraussetzungen, die bei Unternehmen, 
die die Instandhaltung ihrer Flugzeuge im eigenen 
luftfahrttechnischen Betrieb durchführen, zu den 
technischen Voraussetzungen der Unternehmens- 
genehmigung gehören, nicht vorliegen, ist die An- 
erkennung eines luftfahrttechnischen Betriebes zu 
versagen (§ 33 Abs. 2 LuftGerPO). 

Als Überwachungsaufgabe des LBA im Hinblick auf 
die luftfahrttechnischen Betriebe ist in § 35 Luft- 
GerPO ausdrücklich hervorgehoben, daß die Zulas- 
sungsbehörde, das LBA, die Nachprüfung zu über- 
wachen hat. 

675 

In der zitierten LBA- Analyse wird jährlich — auf- 
geteilt in vier Teilprüfungen (1 Teilprüfung je Vier- 
teljahr) — eine vollständige Prüfung eines jeden 
luftfahrttechnischen Betriebes für erforderlich ge- 
halten. Auch dieses Soll wird zur Zeit hinsichtlich 
der luftfahrttechnischen Betriebe von Luftfahrtunter- 
nehmen bei weitem nicht erreicht. 

Auch dies ist eine Folge des unzureichenden Per- 
sonalbestandes des LBA. 
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676 

Für die Prüfung der luftfahrttechnischen Betriebe der 
Luftfahrtunternehmen und die Prüfung dessen, was 
außer eigenen luftfahrttechnischen Betrieben der 
Luftfahrtunternehmen zu den technischen Voraus- 
setzungen der vom BMV genehmigten Luftfahrt- 
unternehmen zählt (z. B. Prüfung der vertraglichen 
Abmachungen mit luftfahrttechnischen Betrieben, so- 
weit das Luftfahrtunternehmen nicht selbst als luft- 
fahrttechnischer Betrieb für die Instandhaltung sei- 
ner Flugzeuge anerkannt ist; technische Bereit- 
stellung der Flugzeuge zum Fluge durch technische 
Kontrollen vor Flugfreigabe einschließlich Aus- 
wechseln von vorgeprüften Teilen), steht dem LBA 
praktisch derzeit nur ein einziger Betriebsprüfer zur 
Verfügung 2 ^®). 

Nach der angeführten LBA-Analyse ist jedoch — 
unter Berücksichtigung der heutigen Verhältnisse — 
eine Zahl von sieben technischen Betriebsprüfern 
erforderlich. Daraus wird ersichtlich, daß der tech- 
nische Betriebsprüfer Riedel schon vom Umfang der 
von ihm wahrzunehmenden Aufgaben her völlig 
überfordert war. 


III. Die Aufsicht über das Luftfahrtpersonal 
677 

Wie unter 1. dieses Kapitels die Prüfung der Voraus- 
setzungen der Unternehmensgenehmigung für die 
Zwecke dieser Untersuchung mit zur Aufsicht ge- 
rechnet wurde und wie unter IL auch die Prüfung 
der Voraussetzungen der Anerkennung eines Luft- 
fahrtunternehmens als luftfahrttechnischer Betrieb 
zur Aufsicht über luftfahrttechnische Betriebe ge- 
zählt wurde, so wird hier die Prüfung der Voraus- 
setzungen der Erlaubniserteilung auch als Aufsicht 
verstanden, obwohl es sich dabei zweifellos nicht 
um Aufsicht im eigentlichen Sinne handelt. Dem 
liegt die Überlegung zugrunde, daß für die Gewähr- 
leistung der Flugsicherheit der Charterflugunter- 
nehmen z. B. die Praxis der Erlaubniserteilung an 
Linienflugzeugführer und Berufsflugzeugführer 1. 
und 2. Klasse zumindest ebenso wichtig ist wie etwa 
die Aufsicht darüber, ob die einmal bescheinigte 
Befähigung auch fortbesteht. So verstanden sind im 
Rahmen der Aufsicht über das Luftfahrtpersonal 
von Charterflugunternehmen nach den §§ 22, 27, 28 
Abs. 2, 29 LuftVZO sowie § 2 Abs. 1 Nr. 5, 7, 8 und 
10 LBAGes folgende Aufgaben wahrzunehmen: 


^35) Neben dem technischen Betriebsprüfer Riedel sind 
zwar während der Ermittlungen des 1. Unter- 
suchungsausschusses noch zwei weitere Personen mit 
der Wahrnehmung der Aufgaben eines technischen 
Betriebsprüfers betraut worden. Der technische Be- 
triebsprüfer Riedel ist jedoch seit einiger Zeit er- 
krankt, und es ist nicht abzusehen, wann er wieder 
dienstfähig sein wird. Ein kürzlich als Betriebsprü- 
fer eingestellter Angestellter muß erst noch einge- 
arbeitet werden. 

zum Umfang der Erlaubnis s. § 16 LuftPersPO 
2^0 zum Umfang der Erlaubnis s. § 12 LuftPersPO 
23®) zum Umfang der Erlaubnis s. § 8 LuftPersPO 


— Erteilung, Verlängerung, Erneuerung, Beschrän- 
kung und Widerruf der Erlaubnisse für Linien- 
flugzeugführer 2 ^®), Berufsflugzeugführer 1. Klas- 
se 2 ®^), Flugnavigatoren, Flugdienstberater und 
der Prüfer von Luftfahrtgerät Klassen 1 und 2; 

— Erteilung, Verlängerung, Erneuerung, Beschrän- 
kung und Widerruf von Berechtigungen nach der 
Prüfordnung für Luftfahrtpersonal (z. B. Instru- 
mentenflugberechtigung, Musterberechtigung, 
Lehrberechtigung) an die vorgenannten Luft- 
fahrer; 

— Umschreibung militärischer Erlaubnisse für vor- 
genanntes Personal; 

— Anerkennung ausländischer Erlaubnisse im Ein- 
zelfall; 

— Abnahme der Prüfungen zum Erwerb der Instru- 
mentenflugberechtigung von Berufsflugzeugfüh- 
rern 2. Klasse 2 ®®). 

678 

§ 104 LuftPersPO sieht vor, daß die bei der Erlaub- 
niserteilung erforderlichen Prüfungen vor einem 
durch die Erlaubnisbehörde — d. h. im Falle der o. a. 
Aufgaben durch das LBA — bestimmten Prüfungsrat 
abzulegen sind, soweit nach den Vorschriften der 
Prüfordnung für Luftfahrtpersonal nicht die Ab- 
nahme der Prüfung durch einen Sachverständigen 
oder Fluglehrer vorgesehen ist. Dieser Regelung 
liegt der Gedanke zugrunde, daß die fachlichen Auf- 
gaben bei der Erlaubniserteilung weitgehend von 
freien Mitarbeitern wahrgenommen werden sollten. 
Die Durchführung der Prüfung durch behördeneigene 
Kräfte ist aber durch die Regelung des § 104 Abs. 1 
LuftPersPO nicht ausgeschlossen. Nach der schon 
wiederholt zitierten Analyse hat sich jedoch die auf 
§104 Abs. 1 LuftPersPO beruhende Prüfungspraxis 
nicht bewährt. Bereits 1969 hatte das LBA — auch 
dies ergibt sich aus der angeführten Analyse — auf 
die jahrelangen Schwierigkeiten, geeignete Prü- 
fungsräte und Sachverständige bei der stetig wach- 
senden Zahl der Bewerber und dem durch die An- 
forderungen der Luftfahrt bedingten Umfang der 
Prüfungen zu gewinnen, hingewiesen. Neben unzu- 
mutbaren Verzögerungen bei der Abwicklung der 
Prüfungen leiden bei der auf § 104 Abs. 1 LuftPersPO 
gestützten Praxis sowohl Qualität als auch Einheit- 
lichkeit der Prüfungen. Darüber hinaus besteht der 
Verdacht von „Gefälligkeitsprüfungen". 

679 

Nach den bisherigen Erfahrungen und unter Berück- 
sichtigung der Handhabung im Ausland müßte das 
LBA — der Analyse zufolge — auf Grund des gel- 
tenden Rechts u. a. in folgenden Fällen mit eigenem 
Fachpersonal bei der Erlaubniserteilung tätig wer- 
den: 

— Im Rahmen seiner Zuständigkeit Durchführung 
sämtlicher theoretischen und praktischen (Flug-) 
Prüfungen zur erstmaligen Erteilung einer Er- 
laubnis (mit Ausnahme der Erlaubnis für Prüfer 
von Luftfahrtgerät), der Instrumentenflug-, Lehr- 
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und Einweisungsberechtigungen sowie der Um- 
schreibung militärischer Erlaubnisse und Aner- 
kennung ausländischer Erlaubnisse; 

— Durchführung der nach §§ 61 Abs. 2 und 65 Abs. 2 
LuftPersPO erforderlichen Prüfungs- und Über- 
prüfungsflüge der für die verschiedenen Luftfahr- 
zeugmuster bestimmten Sachverständigen; 

— Überwachung von 10 Vo der von den Sachver- 
ständigen durchgeführten Prüfungs- und Über- 
prüfungsflüge nach § 61 Abs. 2 und § 65 Abs. 2 
LuftPersPO. 

680 

Tatsächlich werden die Aufgaben, die das LBA hier- 
nach erfüllen müßte, zur Zeit entweder überhaupt 
nicht oder nur unvollkommen von dieser Behörde 
wahrgenommen, weil es auch auf diesem Gebiet an 
ausreichendem Personal fehlt. 


IV. Die quantitave Beurteilung der Aufsichtspraxis 
681 

Aus den Ausführungen zu 1. bis III. ergibt sich, daß 
die vom LBA geübte Aufsicht (die Aufsicht über 
Luftfahrtunternehmen, die Aufsicht über das Luft- 
fahrtpersonal und die Aufsicht über luftfahrttech- 
nische Betriebe) in quantitativer Hinsicht das erfor- 
derliche Höchstmaß an Zuverlässigkeit, Betriebs- 
und Flugsicherheit der vom BMV genehmigten 
Charterflugunternehmen nicht oder nur unzuläng- 
lich gewährleistet. 

Dem LBA fehlt es an Personal, um die Aufsicht in 
dem Umfange wahrzunehmen, wie dies erforderlich 
wäre. 

682 

Ob — soweit der BMV an der Aufsicht über Luft- 
fahrtunternehmen beteiligt ist — auch insoweit die 
Aufsichtspraxis, wie es den Anschein hat^*^®), unter 
Personalmangel leidet, konnte aus Zeitmangel nicht 
mehr untersucht werden. 

683 

Personalmangel des LBA besteht nicht nur auf den 
Gebieten der Aufsicht über Luftfahrtunternehmen, 
der Aufsicht über das Luftfahrtpersonal und der Auf- 
sicht über luftfahrttechnische Betriebe, sondern auch 
auf anderen — hier nicht näher untersuchten — Auf- 
gabengebieten, wie z. B. auf dem der Unfallunter- 
suchung und Unfallverhütung. 

684 

Die schlechte personelle Ausstattung des LBA ist — 
jedenfalls gilt dies für die Haushaltsjahre 1971 und 


239) s. Rdnr. 600 

240) Drei Stellen sind derzeit unbesetzt. 

241) s. Rdnr. 39 


1972 — nicht etwa darauf zurückzuführen, daß für 
den Haushalt beantragte Stellen vom Deutschen Bun- 
destag nicht bewilligt worden wären. Die Stellen 
sind vielmehr beim Deutschen Bundestag nicht in 
dem Umfange beantragt worden, wie dies nach der 
LBA-Analyse erforderlich gewesen wäre. Allerdings 
sind unter dem Eindruck der Beweisaufnahme des 
1. Untersuchungsausschusses mit einer diesbezüg- 
lichen Vorlage (Nachschiebeliste für 1971) des Bun- 
desministers für Wirtschaft und Finanzen vom 2. Fe- 
bruar 1972 für das LBA 35 (neue) Stellen beantragt 
worden. Diese Stellen hat der Haushaltsausschuß 
des Deutschen Bundestages in seiner 77. Sitzung am 
3. Februar 1972 mit der Maßgabe bewilligt, daß über 
die beantragten Stellen sofort verfügt werden könne. 
Bereits am 15. Dezember 1971 hatte der Haushalts- 
ausschuß einer Vorlage des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen vom 25. November 1971 zu- 
gestimmt, die für das LBA acht zusätzliche Stellen 
vorsah. Diese Stellen stehen mit Wirkung vom 1. De- 
zember 1971 zur Verfügung. Damit wurde die Zahl 
der verfügbaren Stellen (Stellensoll) für die Flugbe- 
triebsprüfer allerdings nur von sechs auf sieben ^^‘^) 
und das Stellensoll für technische Betriebsprüfer von 
einer auf drei Stellen erhöht. 

685 

Die Tatsache, daß nicht schon für das Haushaltsjahr 
1971 mehr Stellen für Flugbetriebsprüfer beantragt 
wurden, habe — wie der Leiter des LBA beim Be- 
such einer Delegation des 1. Untersuchungsausschus- 
ses in Braunschweig ^^^), dem Sitz des LBA, erläu- 
terte — strukturelle Gründe. Eine größere Zahl von 
neuen Flugbetriebsprüfern könne nicht ohne 
Schwierigkeiten in die bestehende Organisation 
eingegliedert werden. Hinzu komme, daß es — wie 
die Erfahrung gezeigt habe — schwierig sei, offene 
Flugbetriebsprüferstellen zu besetzen. 

686 

Wie es stellenplanmäßig nach den angeführten 
Stellenbewilligungen im Bereich der Aufsicht über 
das Luftfahrtpersonal aussieht, konnte nicht mehr 
festgestellt Mrerden. Sicher ist jedoch, daß das Stel- 
lensoll auch in diesem Bereich noch unzureichend 
ist. 

687 

Als einen Mangel, der nicht nur qualitativer son- 
dern auch quantitativer Art ist und deshalb hier 
mit angeführt werden soll, hat der Ausschuß ange- 
sehen, daß es bei der zuständigen Behörde, dem 
LBA, nichts gibt, was dem vergleichbar ist, was in 
den USA als SWAP (Systemworthiness Analysis 
Program) bezeichnet wird. Dabei handelt es sich 
— wie dem Ausschuß während seines Informations- 
aufenthalts in den USA dargelegt wurde — um eine 
Art der Überprüfung von Luftfahrtunternehmen 
durch eine Systemanalyse, die neben der ständigen 
Überwachung der Luftfahrtunternehmen durch In- 
spektoren — in den USA ist jedem Unternehmen 
(mindestens) ein Inspektor zugeteilt — regelmäßig 
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und auf Anforderung durchgeführt wird. Diese Ana- 
lyse wird von einem Team vorgenommen. Sie hat 
die Aufgabe, die Überwachung der Luftfahrtunter- 
nehmen durch die Inspektoren durch eine gründ- 
liche Analyse des gesamten Betriebs der Unter- 
nehmen zu ergänzen und wirkungsvoller zu gestal- 
ten. Dem SWAP-Team gehören nur besonders qua- 
lifizierte Inspektoren an, die u. a. über eine breite 
technische Schulung und Erfahrung verfügen und 
mit der Technik der Systemanalyse vertraut sein 
müssen. Darüber hinaus wird von einem Angehö- 
rigen eines SWAP-Teams u. a. die erprobte Fähig- 
keit verlangt, sich mündlich und schriftlich wir- 
kungsvoll ausdrücken und verständlich machen zu 
können. 

688 

Neben regelmäßigen (planmäßigen) Systemanaly- 
sen von Unternehmen werden in den USA System- 
analysen durchgeführt, wenn Anzeichen dafür be- 
stehen, daß der technische und der Flugbetrieb eines 
Unternehmens nicht mehr den Anforderungen ent- 
spricht. In einer Dienstanweisung (Order 8000.3 C 
der FAA vom 14. April 1972) werden u. a. folgende 
Gründe genannt, die eine außerplanmäßige System- 
analyse rechtfertigen: 

— Unfälle und Zwischenfälle, 

— Übertretungen (Zuwiderhandlungen) und Be- 
schwerden, 

— unzureichende Instandhaltung von Flugzeugen 
und 

— bemerkenswerte Personalfluktuation. 

689 

Hiervon ausgehend hätte es im Falle des Luftfahrt- 
unternehmens Paninternational viele Umstände ge- 
geben, die eine Systemanalyse nach amerikani- 
schem Vorbild gerechtfertigt hätten. Möglicherweise 
wären LBA und BMV zu anderen Entscheidungen 
gekommen, wenn dieses Instrument zur Verfügung 
gestanden hätte. 

V. Die qualitative Beurteilung der Aufsichtspraxis 

690 

In den Abschnitten I. bis IV. dieses Kapitels ist 
dargestellt, daß die Aufsichtspraxis in quantitati- 
ver Hinsicht unzureichend ist. Sie genügt nach dem 
Ergebnis der Beweisaufnahme des 1. Untersuchungs- 
ausschusses aber ^auch in qualitativer Hinsicht auf 
dem Gebiete der Aufsicht über Luftfahrtunterneh- 
men und bei der Aufsicht über luftfahrttechnische 
Betriebe nicht den Anforderungen. Dies ergibt sich 
aus den im Vierten Kapitel dieses Berichts festge- 
stellten (Aufsichts-)Pflichtverletzungen und aus 
den Untersüchungsergebnissen, die im Fünften Ka- 
pitel dieses Berichts wiedergegeben sind 2 ^^). 

242) s. Rdnrn. 370 ff., 392 ff. und 481 

243) s. Rdnrn. 556 ff., 587, 596, 604, 615 und 646 ff. 

244) s. Rdnrn. 654 ff. 


691 

Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme hat der 
Ausschuß keinen Zweifel, daß die im Fünften Kapi- 
tel dieses Berichts aufgezeigten Mängel ^^^) sympto- 
matisch für die Aufsichtspraxis im LBA und im 
Bundesministerium für Verkehr waren. 

Es muß demnach festgestellt werden, daß die vom 
LBA geübte Aufsichtspraxis auch in qualitativer 
Hinsicht nicht oder nur unzureichend das erforder- 
liche Höchstmaß an Zuverlässigkeit, Betriebs- und 
Flugsicherheit der vom BMV genehmigten Charter- 
flugunternehmen gewährleistet. 

692 

Das gleiche gilt von der Aufsichtspraxis des, BMV, 
soweit er es unterläßt, tatsächlich oder vermeintlich 
falsche Prüffeststellungen gegenüber dem LBA zu 
beanstanden. 


VI. Zur Ausbildung (Schulung) des mit Aufgaben der 
Aufsicht betrauten Personals 

693 

Zu 1. bis IV. dieses Kapitels ist festgestellt, daß die 
Ursache für die mangelhafte Quantität der Aufsichts- 
praxis darin besteht, daß das LBA für die ordnungs- 
gemäße Wahrnehmung seiner Aufgaben zu wenig 
Personal hat. Eine Ursache für die festgestellte man- 
gelhafte Qualität der Aufsicht dürfte — abgesehen 
von der zweifellos gegebenen Arbeitsüberlastung 
des vorhandenen Personals — zumindest in einigen 
Fällen in unzureichender Qualifikation des LBA- 
Personals liegen. Diese Annahme stützt sich nicht 
nur auf den persönlichen Eindruck, den der Aus- 
schuß während der Beweisaufnahme und bei der 
Auswertung verschiedener Prüfberichte gewonnen 
hat, sondern auch auf Äußerungen des derzeitigen 
Leiters des LBA bei einem Besuch einer Delegation 
des 1. Untersuchungsausschusses in Braunschweig. 

694 

Allem Anschein nach fehlt es zum Teil an einer 
aufgabenbezogenen Grundausbildung sowie an der 
erforderlichen Verwaltungsschulung (z. B. Schulung 
in der Technik der Prüfung und Berichterstattung). 

695 

Ohne einen Zusammenhang zu den Mängeln her- 
steilen zu wollen, die vom Ausschuß bei der Über- 
prüfung von flugbetrieblichen Gutachten festgestellt 
wurden, ist hier auch zu beanstanden, daß die 
Flugbetriebsprüfer — soweit sie den Flugbetrieb 
der Unternehmen nicht nur am Boden kontrollie- 
ren — fliegerisch nicht oder nicht in ausreichen- 
dem Maße in Übung gehalten werden. In der bereits 
zitierten Analyse wird zu Recht darauf hingewiesen, 
daß die Flugbetriebsprüfer sich, wie in anderen 
Staaten, der raschen Entwicklung ständig anpassen 
müßten; d. h. sie müßten aktiv fliegerisch tätig 
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sein, wenn ihre Arbeit als Flugbetriebsprüfer wir- 
kungsvoller als bisher sein soll und wenn sie von 
den betroffenen Luftfahrtunternehmen mehr als bis- 
her respektiert werden sollen. 

696 

Die hiernach erforderliche fliegerische Inübunghal- 
tung erstreckt sich auf 

— die regelmäßige Durchführung von Flügen als 
Flugzeugführer am Steuer, als Flugnavigator 
oder als Flugingenieur (allgemeine Inübunghal- 
tung) sowie 

— den Erwerb und die Aufrechterhaltung von 
Musterberechtigungen für die bei den Luftfahrt- 
unternehmen verwendeten verschiedenen Luft- 
fahrzeugmuster (besondere Inübunghaltung). 

697 

Ersteres ist wichtig für die Beurteilung von Vor- 
schriften, die für den Luftverkehr und insbesondere 
für den Flugbetrieb der Luftfahrtunternehmen gel- 
ten. Letzteres dient dazu, die Flugbetriebsprüfer 
mit Betriebsverfahren und Anforderungen vertraut 
zu machen bzw. vertraut zu halten, die bestimmte 
Flugzeugmuster an die Flugbesatzungen stellen. 
Die besondere Inübunghaltung ist darüber hinaus 
erforderlich, um den Flugbetriebsprüfern die reali- 
stische Beurteilung und Überwachung der prakti- 
schen Leistungen der Flugzeugführer zu ermöglichen. 


700 

Die Zivilluftfahrtbehörde der USA, die FAA, un- 
terhält einen eigenen Flugbetrieb, der — wie der 
Ausschuß auf seiner Informationsreise erfahren hat 
— über 21 eigene Flugzeuge, darunter Großflug- 
zeuge wie Douglas DC 9, Boeing 720, Boeing 727, 
Electra etc. verfügt. Darüber hinaus stehen der 
FAA zur Ausbildung 22 angemietete Flugzeuge so- 
wie Flugsimulatoren — z. B. für Boeing 707 — zur 
Verfügung. 

701 

Zweifelsfrei übersteigt das in den USA praktizierte 
Verfahren den Rahmen des hier finanziell Mögli- 
chen. Eine erfolgversprechende und wirtschaftlich 
vertretbare Lösung — darin wird in der Analyse zu 
Recht hingewiesen — dürfte in der Zusammenarbeit 
mit der Flugbereitschaft der Bundeswehr liegen, die 
über Flugzeugmuster verfügt, die auch in der Zivil- 
luftfahrt häufig verwendet werden (B 707, HFB 320, 
Convair 440); die Bundeswehr erhält Flugaufträge, 
die denen des kommerziellen Luftverkehrs entspre- 
chen, hat die nötige Unabhängigkeit von kommer- 
ziellen Interessen und freie Kapazität infolge der 
relativ geringen Auslastung der Flugzeuge. Damit 
könnte die allgemeine fliegerische Inübunghaltung 
und zumindest ein Teil der besonderen fliegeri- 
schen Inübunghaltung auf einer Anzahl von Flug- 
zeugmustern gewährleistet werden. 

702 


698 


Auch das bei der Prüfung des Luftfahrtpersonals 
eingesetzte bzw. einzusetzende Fachpersonal muß 
ständig mit der fliegerischen Praxis in Kontakt 
bleiben bzw. fliegerisch in Übung gehalten werden, 
wenn die Prüfungen den Belangen der Praxis 
gerecht werden sollen. Die Analyse sieht dafür 
folgendes vor: 


Hinsichtlich der 
Sachverständigen 
für Theorie: 


Regelmäßige Erfahrungsflüge 
(ohne Funktion eines Flug- 
besatzungsmitgliedes) 


Hinsichtlich der 
Flugprüfer: 


Regelmäßige Durchführung 
von Flügen als Flugzeug- 
führer sowie Erwerb und 
Aufrechterhaltung von 
Musterberechtigungen 
(allgemeine und besondere 
Inübunghaltung) . 


699 


Die USA sind jedoch — wie der Ausschuß festge- 
stellt hat — nicht nur in der praktischen Ausbil- 
dung, sondern auch in der theoretischen Schulung 
vorbildlich. Im Aeronautical Center in Oklahoma 
City, einer Organisationseinheit der FAA, unterhält 
die FAA für die Ausbildung ihres Personals eine 
Akademie (FAA Academy). Die Akademie hat 875 
Beschäftigte, davon 600 Ausbilder, die jährlich bis 
zu 13 000 Personen, auch Ausländern, in 123 ver- 
schiedenen Kursen Wissen vermitteln. Es gibt allein 
29 verschiedene Kurse für die den Luftfahrtunter- 
nehmen zugeteilten (Flugbetriebs-) Inspektoren (Air 
Carrier Inspectors). Den Hauptanteil der Auszubil- 
denden stellt das für die Flugsicherung benötigte 
Personal, das FAA-Personal ist^^®). Die Akademie 
hat einen Etat von 17 Millionen Dollar. Wenn in der 
Bundesrepublik Deutschland eine der FAA Acade- 
my entsprechende Ausbildungsstätte nicht geschaf- 
fen werden kann, so müßten zumindest andere, we- 
niger kostspielige Wege gefunden werden, das Per- 
sonal des LBA besser aus- und fortzubilden, als 
dies bisher geschieht. 


Hinsichtlich der Flugbetriebsprüfer wurde im Aus- 
land folgende Lösung des Problems gefunden: 
Kleinere Staaten mit wenigen Flugbetriebsprüfern 
(z. B. Österreich) senden ihre Flugbetriebsprüfer zu 
ausländischen Luftverkehrsgesellschaften mit Flug- 
zeugmustern, die den einheimischen Mustern ent- 
sprechen. Dort werden die Flugbetriebsprüfer für 
etwa zwei bis vier Monate im Jahr als Flugzeug- 
führer (mit Musterberechtigung) tätig. 


2^5) Anders als in der Bundesrepublik Deutschland sind 
in den USA die Überwachung der Luftfahrtunter- 
nehmen und des Luftfahrtpersonals und die Flug- 
sicherung (Air Traffic Control) ein und derselben 
Behörde, der FAA, übertragen. Die FAA ist in einem 
gewissen Umfange auch für die Flugplätze des Lan- 
des zuständig. 

Von der Gesamtzahl der Beschäftigten der FAA 
(54 550) sind allein 25 113 als Air Traffic Control 
Specialists in der Flugsicherung tätig. 
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VII. Zur Organisation der Aufsicht 

703 

Einleitend wurde bereits bemerkt, daß die Qualität 
der Aufsicht auch davon mitbestimmt wird, wie sie 
organisiert ist. Der Ausschuß konnte dieser Frage 
jedoch aus Zeitmangel nicht weiter nachgehen. Ins- 
besondere konnte er keine sicheren Feststellungen 
zu der Frage treffen, ob die derzeitige Organisation 
des LBA und die des BMV — soweit sie sich auf die 
Aufsicht auswirkt — ein Höchstmaß an Effektivi- 
tät der Aufsicht gewährleistet. Zweifel ergeben sich 
in dieser Hinsicht daraus, daß in der LBA- Analyse 
eine Umorganisation des LBA mit dem Ziele vorge- 
schlagen wird, eine Abteilung Flugbetrieb aufzu- 
bauen. Diese Zweifel werden auch dadurch ge- 
stützt, daß es in einer Untersuchimg mit dem Titel 
„Die Situation des Luftfahrt-Bundesamtes", die der 
Direktor des LBA der Delegation des Untersu- 
chungsausschusses in Braunschweig vorlegte, u. a. 
heißt, neben einer Personalvergrößerung sei als 
zweiter Schritt zur Verbesserung der Situation des 
LBA unter Verwendung der bereits vorliegenden 
Einzelanalysen eine Systemanalyse des Amtes und 
seiner Aufgaben zu erstellen. Als dritter Schritt 
wird in der angeführten Ausarbeitung schließlich 
für erforderlich gehalten: 

Die Ausarbeitung eines Planes für die sy- 
stemgerechte Entwicklung der Organisation 
im Hinblick auf die Vermeidung von Über- 
schneidungen, die Verbesserung der inneren 
Zusammenarbeit, die Möglichkeit weiterer 
Rationalisierung und Vereinfachung u. a. 

704 

Daraus darf man schließen, daß es innerhalb des 
LBA bei der Bearbeitung der dieser Behörde oblie- 
genden Aufgaben an Koordination fehlt. Die An- 
nahme, daß es im LBA an Koordination und Koope- 
ration fehlt, wird durch das Ergebnis der Beweis- 
aufnahme insofern gestützt, als sich aus verschie- 
denen Zeugenaussagen und anderen Umständen er- 
gibt, daß die Zusammenarbeit zwischen dem Refe- 
rat Luftfahrtpersonal (II/3) einerseits und Flug- 
sicherheitsinspektion (Referat II/4) andererseits 
schlecht war, obwohl gerade zwischen diesen bei- 
den Referaten wegen der engen Verzahnung der 
Aufgaben eine gute Zusammenarbeit erforderlich 
gewesen wäre. Ähnliches gilt nach dem Ergebnis 
der Beweisaufnahme für das Verhältnis der Außen- 
stelle Düsseldorf des LBA zum LBA. 

705 

Zu den organisatorischen Voraussetzungen einer 
möglichst wirkungsvollen Aufsichtspraxis können 
auch die Bedingungen gezählt werden, unter denen 
die mit der Wahrnehmung von Aufsichtsaufgaben 
betrauten LBA- Angehörigen arbeiten müssen. Dazu 
gehört insbesondere die Unterbringung. Diese Un- 
terbringung ist — dies ist beim Besuch einer Dele- 
gation des Untersuchungsausschusses in Braun- , 


schweig und Frankfurt festgestellt worden — unzu- 
länglich. Diese Feststellung gilt in einem beson- 
deren Maße für die Unterbringung der Außenstelle 
Frankfurt des LBA. Für die Hauptstelle des LBA in 
Braunschweig wird insofern eine Verbesserung ein- 
treten, als dort ein neues Amtsgebäude auf dem 
Flughafengelände gebaut wird. Ob diese Standort- 
wahl für eine möglichst wirkungsvolle und ratio- 
nelle Ausübung der Aufsiditsaufgaben richtig ist, 
erscheint jedoch zweifelhaft. Die Wahl des Stand- 
orts einer Verwaltungsdienststelle sollte einfache 
und schnelle Fühlungnahmen mit solchen Stellen 
ermöglichen, mit denen die Verwaltungsdienststelle 
nach ihrem Aufgabenbereich Kontakt zu pflegen hat. 
Unter diesem Aspekt wäre zu erwägen, ob nicht 
wenigstens für die Abteilung Betrieb des LBA doch 
ein anderer Standort als Braunschweig gewählt 
werden sollte. 

706 

Die Aufsichtspraxis hängt auch von der Verteilung 
der diesbezüglichen Zuständigkeiten zwischen dem 
LBA als Aufsichtsbehörde und dem BMV als Ge- 
nehmigungsbehörde, die ebenfalls in einem gewis- 
sen Umfange Aufsichtsaufgaben wahrzunehmen 
hat 2^®), ab. In bezug auf alle Charterflugunterneh- 
men spielt in diesem Zusammenhang auch die Zu- 
ständigkeitsverteilung zwischen Bund (LBA und 
BMV) einerseits und den Landesbehörden anderer- 
seits eine Rolle. 

Dies sind jedoch Fragen, die hier nicht weiter ver- 
folgt werden können. Sie werden jedoch an anderer 
Stelle dieser Untersuchung noch einmal aufgegrif- 
fen 247). 

Ergebnis 

707 

Aus den Darlegungen zu I. bis VIL ergibt sich, daß 
die Aufsicht über die vom BMV genehmigten Luft- 
fahrtunternehmen in quantitativer und qualitativer 
Hinsicht unzureichend ist und das erforderliche 
Höchstmaß an Zuverlässigkeit, Betriebs- und Flug- 
sicherheit dieser Luftfahrtunternehmen nicht oder 
nur unzureichend gewährleistet. 

Dies hat personelle und — möglicherweise — auch 
organisatorische Gründe. 


B. Die gesetzlichen Bestimmungen 

708 

Schließlich ist zu untersuchen, ob die gesetzlichen 
Bestimmungen das erforderliche Höchstmaß an Zu- 
verlässigkeit, Betriebs- und Flugsicherheit aller 
Charterfluggesellschaften gewährleisten. 


24®) s. Rdnrn. 86 ff. 

247) s. dazu Rdnrn. 734 ff. 
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Der Beschränkung der Untersuchung der Aufsichts- 
praxis entsprechend ist der Ausschuß davon aus- 
gegangen, daß es seine Aufgabe war, (nur) die ge- 
setzlichen Bestimmungen zu untersuchen, die sich auf 
die Zuverlässigkeit, Betriebs- und Flugsicherheit der 
vom BMV genehmigten Luftfahrtunternehmen aus- 
wirken. Dabei hat der Ausschuß unter „gesetzliche 
Bestimmungen" die Gesamtheit des diesbezüglichen 
materiellen Rechts (förmliche Gesetze und Verord- 
nungen), aber auch Verwaltungsrichtlinien verstan- 
den. 

709 

Hiervon ausgehend waren folgende Bestimmungen 
in Betracht zu ziehen; 

Luftverkehrsgesetz vom 4. November 1968 

(LuftVG) in der Fassung des 

Änderungsgesetzes 
vom 30. März 1971 

Luftverkehrs-Zulassungs- 
Ordnung (LuftVZO) 

Luftverkehrs-Ordnung 
(LuftVO) 

Prüfordnung für 
Luftfahrtpersonal 
(LuftPersPO) 

Prüfordnung für 
Luftfahrtgerät 
(LuftGerPO) 

Betriebsordnung 
für Luftfahrtgerät 
(LuftBO) 

1. Durchführungs- 
verordnung zur Betriebs- 
ordnung für Luftfahrtgerät 
(1. DVO LuftBO) vom 15. Juli 1970 

Verordnung über die 
Flugsicherungsausrüstung 
(FlusiAusrVO) vom 11. Juni 1968 

1 . Durchführungs- 
verordnung zur 

FlusiAusrVO vom 23. Juli 1970 

Richtlinien für Verkehrs- 
flughäfen und Luftfahrt- 
unternehmen beim All- 
wetterflugbetrieb nach 

Betriebsstufe II vom 15. August 1966 

Regelung der Flug-, 

Flugdienst- und Ruhe- 
zeiten des Bordpersonals 
der Unternehmen des 
gewerblichen Gelegen- 
heitsverkehrs mit Flug- 
zeugen über 5700 kg 

Richtlinien des Bundes- 
ministers für Verkehr für 
die Ausbildung und 

Prüfung des Luftpersonals vom 1. Mai 1967 
248) s. Rdnr. 659 


Vorläufige Richtlinien des 
Luftfahrt-Bundesamtes 
für die Einweisung von 
Flugzeugführern auf 
Flugzeugmuster über 
14 000 kg Höchstgewicht 
mit Turbinenantrieb 

in Luftfahrtunternehmen vom Februar 1969 

Vorläufige Richtlinien des 
Luftfahrt-Bundesamtes 
für die technischen Dienste 
der Luftfahrtunternehmen 
und Luftfahrerschulen 

(§17 LuftBO) vom Juni 1971 

I. Grundsätzliche Bemerkungen 

710 

In der zu den Untersuchungsthemeu des 1. Unter- 
suchungsausschusses eingeholten Stellungnahme 
des BMV vom 22. Oktober 1971 (s. Anlage 4 zu die- 
sem Bericht) wird die Frage, ob die gesetzlichen 
Bestimmungen im Rahmen des rechtlich Möglichen 
das erforderliche Höchstmaß an Zuverlässigkeit, Be- 
triebs- und Flugsicherheit der Charterfluggesell- 
schaften gewährleisten, bejaht. Diese Feststellung 
wird allerdings dadurch eingeschränkt, daß es heißt: 

Das schließt natürlich eine Überprüfung dieser 
Vorschriften zur Verbesserung ihrer Effektivi- 
tät nicht aus. 

711 

Eine Reihe von sachverständigen Zeugen aus dem 
LBA haben demgegenüber vor dem 1. Unter- 
suchungsausschuß betont, daß das geltende Recht in 
bezug auf die Betriebs- und Flugsicherheit der Luft- 
fahrtunternehmen verbesserungsbedürftig sei. Diese 
Ansicht wurde auch vom derzeitigen Leiter des LBA 
in einem Schreiben vom 17. August 1972 an den 
Berichterstatter des 1. Untersuchungsausschusses 
zum Ausdruck gebracht. Auch der Berufsverband 
Luftfahrtpersonal in Deutschland e. V. und die Ver- 
einigung Cockpit e. V. äußerten sich in ihren Stel- 
lungnahmen 2^®) in diesem Sinne. Schließlich geht die 
Verbesserungsbedürftigkeit der gesetzlichen Bestim- 
mungen auch aus einer Stellungnahme hervor, die 
ORR Garbers, Hilfsreferent im Referat Flugbetrieb 
und Luftaufsicht des Bundesministeriums für Ver- 
kehr, auf Wunsch des Ausschusses unter dem Datum 
des 21. Juni 1972 abgab. 

712 

In der Stellungnahme des Leiters des LBA wird dar- 
auf hingewiesen, daß dem gesamten (förmlichen) 
Luftrecht die erforderliche Einheitlichkeit und Ge- 
schlossenheit, das „Systemdenken" fehle. Dieser 
Mangel an Geschlossenheit zeige sich in vielen Fehl- 
plazierungen von Bestimmungen, die in Verordnun- 
gen zu finden seien, in denen man sie nicht erwarte. 

249) s. Rdnr. 38 


vom 28. November 1968 
vom 14. November 1969 

vom 5. April 1967 

vom 16. Mai 1968 

vom 4. März 1970 
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Diese Kritik stimmt insofern mit der angeführten 
Stellungnahme des ORR Garbers überein, als auch 
dieser bezüglich der in den verschiedenen Verord- 
nungen getroffenen Regelungen eine Überarbeitung 
mit dem Ziel der klareren Abgrenzung zueinander 
für wünschenswert hält 

713 

Die damit zum Ausdruck gebrachte Kritik ist nach 
Auffassung des Ausschusses berechtigt. Die Prüf- 
ordnung für Luftfahrtpersonal regelt z. B. die wei- 
tere Inübunghaltung der Luftfahrer (§§ 61, 65 u. a.)f 
in der Betriebsordnung für Luftfahrtgerät dienen 
eine Reihe von Vorschriften demselben Zweck (§§ 34, 
42 u. a.). Eine deutlichere Abgrenzung kann hier zur 
besseren Überschaubarkeit der Vorschriften bei- 
tragen. Das gleiche gilt für mehrere andere Bereiche. 
Bei der insoweit erforderlichen Überarbeitung der 
Vorschriften müßte besonderer Wert auch auf eine 
einheitliche und unmißverständliche Terminologie 
gelegt werden. Ein besonderer Anlaß für diesen Hin- 
weis besteht deshalb, weil — wie die Beweisauf- 
nahme ergeben hat — der Begriff der „Schulung" 
vom LBA einerseits und dem BMV andererseits man- 
gels einer unmißverständlichen Begriffsbestimmung 
unterschiedlich verstanden wurde 

714 

In diesem Zusammenhang ist auch darauf hinzuwei- 
sen, daß — wie festgestellt — aus den geltenden 
Rechtsvorschriften nicht immer mit der wünschens- 
werten Klarheit hervorgeht, inwieweit im einzelnen 
dem LBA Aufsichtspflichten und ob und inwieweit 
dem BMV solche Pflichten obliegen. Auch dies müßte 
unmißverständlich klargestellt werden, zumal auch 
im LBA — wie sich aus einem Schreiben vom 1. De- 
zember 1970 an den BMV (Aktenzeichen III — 
010.1/70) ergibt, Zweifel hinsichtlich der Zuständig- 
keit für die Wahrnehmung bestimmter Aufgaben 
bestanden haben und möglicherweise noch bestehen. 

715 

In diesem Zusammenhang ist auch auf den Wider- 
spruch hinzuweisen, der zwischen § 20 Abs. 2 Satz 1 
Abs. 2 LuftVG und § 63 Abs. 2 LuftVZO besteht 252). 
Auch diesen Widerspruch gilt es zu beseitigen. 


II. Die ergänzungs- bzw. änderungsbedürftigen 
Bestimmungen im einzelnen 

Abgesehen von dem, was bereits unter 1. dargelegt 
wurde, ist folgendes zu bemerken: 

716 

1. Nach § 62 LuftVZO, §§ 2, 38 LuftBO und § 33 
Abs. 2 LuftGerPO müssen in einem Luftfahrt- 


25®) s. dazu Rdnrn. 543 ff. 

251) s. Rdnr. 78 i. V. m. Rdnrn. 81 f. 
25^^) s. Rdnrn. 470 f. 

253) s. dazu Rdnrn. 397 ff. 

254) s. Rdnrn. 395 ff. 


unternehmen und einem luftfahrttechnischen Be- 
trieb als Voraussetzung der Genehmigung bzw. 
Anerkennung in flugbetrieblicher und/oder tech- 
nischer Hinsicht ausreichende personelle Vor- 
aussetzungen gegeben sein. Dies gilt nicht nur 
in quantitativer, sondern auch in qualitativer 
Hinsicht, insoweit insbesondere in bezug auf 
das Führungspersonal. 

Die Qualifikation des Führungspersonals — 
Flugbetriebsleiter, Chefpilot, technischer Be- 
triebsleiter und Leiter der Prüforganisation — 
ist derzeit nicht hinreichend umschrieben. Dies 
gilt namentlich für den Flugbetriebsleiter. Die 
geltenden Rechtsvorschriften legen weder fest, 
welche Voraussetzungen von ihm im einzelnen 
erfüllt werden müssen, ehe seiner Bestellung 
zugestimmt werden kann, noch regeln sie den 
Geschäfts- und Verantwortungsbereich des Flug- 
betriebsleiters. 

Dies ist — wie die Untersuchungen des Aus- 
schusses ergeben haben ^53) _ ein besonders 
gravierender Mangel. 


Der Berufsverband Luftfahrtpersonal in Deutsch- 
land e. V. hat zu diesem Punkt in einer Stel- 
lungnahme vorgeschlagen, die Bestellung von 
Flugbetriebsleitern von einer Berechtigung 
(Lizenz) abhängig zu machen, deren Vorausset- 
zungen in der LuftPersPO geregelt werden soll- 
ten. Die Bestellung eines Flugbetriebsleiters 
von einer Art Befähigungsnachweis abhängig 
zu machen, ist in der Tat ein erwägenswerter 
Gedanke. Jedenfalls müßte bei der Regelung 
der Voraussetzungen der Bestellung eines Flug- 
betriebsleiters nicht nur auf die fachliche Quali- 
fikation abgestellt werden. Es ist vielmehr er- 
forderlich — diese Erkenntnis ergibt sich zwin- 
gend aus den Ausführungen zu E. im Vierten 
Kapitel dieser Untersuchung ^54) — ^ die Zustim- 
mung zur Bestellung eines Flugbetriebsleiters 
auch von der persönlichen Zuverlässigkeit des 
Bewerbers abhängig zu machen. 

718 

Es besteht hiernach kein Zweifel, daß es erfor- 
derlich ist, die Voraussetzungen für die Zustim- 
mung zur Bestellung eines Flugbetriebsleiters 
verbindlich zu regeln. Wie dies im einzelnen zu 
geschehen hat, bleibt einer weiteren Prüfung 
durch den BMV Vorbehalten. Dabei ist nach An- 
sicht des Ausschusses in die Überlegungen mit 
einzubeziehen, ob nicht auch für Stellvertreter 
von Flugbetriebsleitern nähere Regelungen ge- 
troffen werden müssen. 

Entsprechendes gilt für die Bestellung der ande- 
ren oben genannten Führungskräfte. 

719 

2. Nach § 22 LuftBO i. V. m. § 22 Erste DVO LuftBO 
müssen Flugzeuge mit Turbinentriebwerken mit 
Flugschreibern ausgerüstet sein. Die Aufzeich- 
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nungen dürfen allerdings gemäß § 22 Abs. 4 
Erste DVO LuftBO nur zum Zwecke der Unter- 
suchung von Störungen und Unfällen verwendet 
werden. 

Es sollte zugelassen werden, die Flugschreiber 
allgemein auch zur Beurteilung des Sicherheits- 
standes eines Unternehmens auszuwerten. Eine 
derartige Auswertung wäre eine wertvolle Er- 
gänzung der Betriebsprüfungen im Fluge durch 
die Flugbetriebsprüfer. Mit zunehmender Flug- 
gastkapazität der neuen Großflugzeuge wird es 
immer dringlicher, auch diese Überwachungs- 
möglichkeit zu nutzen. 

720 

3. Es fehlen — dies ist in der Beweisaufnahme 
des 1. Untersuchungsausschusses wiederholt von 
Zeugen aus dem LBA beklagt worden — Durch- 
führungsvorschriften zum Zweiten Abschnitt 
(Allgemeine technische Betriebsvorschriften) 
und zum Dritten Abschnitt (Besondere techni- 
sche Betriebsvorschriften) der Betriebsordnung 
für Luftfahrtgerät. 

Es wäre in diesem Zusammenhang insbeson- 
dere notwendig, verbindliche Durchführungs- 
vorschriften für die technischen Dienste der 
Luftfahrtunternehmen und Luftfahrerschulen 
(§ 17 LuftBO) zu erlassen. Zur Zeit gibt es in 
dieser Hinsicht nur die unverbindlichen Vor- 
läufigen Richtlinien für die technischen Dienste 
der Luftfahrtunternehmen und Luftfahrerschulen 
des LBA vom Juni 1971. 

721 

4. Nach § 42 Abs. 6 LuftBO hat der Unternehmer 
für die Mitglieder der Besatzung die höchst- 
zulässigen Flugzeiten und Flugdienstzeiten so- 
wie angemessene Ruhezeiten in Übereinstim- 
mung mit Vorschriften des LBA festzulegen 
und zu gewährleisten, daß die sichere Flug- 
durchführung nicht gefährdet wird. Die LBA- 
Regelung, auf die hiermit Bezug genommen 
wird, gibt es bis heute noch nicht. 

Die oben angeführten Richtlinien des BMV mit 
der Überschrift „Regelung der Flug-, Flug- 
dienst -und Ruhezeiten des Bordpersonals der 
Unternehmen des gewerblichen Gelegenheits- 
verkehrs mit Flugzeugen über 5700 kg" sind 
unverbindlich und veraltet. Sie müssen, um im 
Einzelfalle wirksam zu werden, als Auflage 
gemäß § 20 Abs. 2, § 22 LuftVG in die Unter- 
nehmensgenehmigung aufgenommen werden. 

Die angeführten Richtlinien lassen zu, daß ein 
verantwortlicher Flugzeugführer noch nach 14 
bis 15 Stunden seit der letzten Bettruhe eine 
Landung unter schwierigsten (Wetter-)Bedin- 
gungen (Blindanflug) durchführen muß. Diese 
Regelung bedarf nach Ansicht des Ausschusses 
zumindest bei Flügen über mehere Zeitzonen 
der Änderung. 
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5. Bei Flugzeugen, zu deren Mindestbesatzung 
ein Flugingenieur gehört, muß mindestens ein 
weiteres Flugbesatzungsmitglied in der Lage 
sein, bei physischem Ausfall des Flugingenieurs 
dessen Routineaufgaben zu übernehmen, ohne 
eine Erlaubnis für Flugingenieure besitzen zu 
müssen. 

Dies ist zur Zeit nicht gewährleistet. 

Eine Regelung sollte in § 51 der 1. Durchfüh- 
rungsverordnung zur Betriebsordnung für Luft- 
fahrtgerät erfolgen, der die Zusammensetzung 
der Flugbesatzung regelt. 

723 

6. In der Beweisaufnahme des 1. Untersuchungs- 
ausschusses hat es sich als Mangel herausge- 
stellt, daß als Voraussetzung für die Erteilung 
der Berechtigung zur Einweisung von Flug- 
zeugführern (§ 73 LuftPersPO) zwar eine prak- 
tische Tätigkeit als verantwortlicher Flugzeug- 
führer von 200 Flugstunden, jedoch keine Zeit 
vorgeschrieben ist, die der Bewerber um die 
Einweisungsberechtigung mindestens auf dem 
Muster geflogen sein muß, für das er die Ein- 
weisungsberechtigung beantragt. 

724 

7. Der Ausschuß sieht es nach dem Ergebnis der 
Beweisaufnahme auch als einen Mangel an, daß 
es keine verbindlichen Mindestflugzeiten für 
die Flugeinweisung im Sinne von § 59 Abs. 2 
LuftPersPO und der Vorläufigen Richtlinien des 
LBA vom Februar 1969 für die Einweisung von 
Flugzeugführern auf Flugzeugmuster über 
14000 kg Höchstgewicht mit Turbinenantrieb 
in Luftfahrtunternehmen gibt 2 ^^). 

Es wäre zu erwägen, inwieweit die Richtwerte, 
die in den zitierten Vorläufigen Richtlinien auf- 
gestellt sind, in eine verbindliche Vorschrift 
übernommen werden können. 

725 

8. Nach § 25 Abs. 1 Nr. 19 Erste DVO LuftBO 
ist im Flugbetriebshandbuch das Verfahren zur 
Gewichtskontrolle und zur Kontrolle der 
Schwerpunktlage zu regeln. Nach der oben an- 
geführten Stellungnahme des Hilfsreferenten 
für Flugbetrieb und Luftaufsicht im Bundes- 
ministerium für Verkehr ^^®), ORR Garbers, wer- 
den zum Teil unterschiedliche Verfahren ver- 
wandt, die zu großen Gewichtsdifferenzen füh- 
ren können. Dadurch könnten bei Triebwerk- 
ausfall Gefahren für die Flugbetriebssicherheit 
entstehen. Unter diesen Umständen erscheint 
es erforderlich, ein einheitliches Verfahren zur 
Gewichts- und Schwerpunktlage-Kontrolle fest- 
zulegen. 


255) s. dazu Rdnrn. 537 ff. 

256) s. Rdnr. 711 
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9. Nach § 49 LuftBO hat der Unternehmer für 
Flüge mit Flugzeugen, die in der Lufttüchtig- 
keitsgruppe VerkehTsflugzeuge zugelassen sind, 
und für Flüge nach Instrumentenflugregeln das 
Verfahren festzulegen, nach dem die Wetter- 
mindestbedingungen für die anzufliegenden 
Flughäfen und die Mindestflughöhen für die 
Flugstrecken zu ermitteln sind. Das Verfahren 
bedarf der Zustimmung der Aufsichtsbehörde. 

Nach der zuletzt unter Punkt 8. angeführten 
Stellungnahme des ORR Garbers hat die Fest- 
legung der Verfahren in der Vergangenheit 
wiederholt zu Auseinandersetzungen geführt. 
Dies und die Bedeutung der erforderlichen Fest- 
legungen lassen es als nötig erscheinen, dies- 
bezügliche verbindliche Regelungen in der 1. 
Durchführungsverordnung zur Betriebsordnung 
für Luftfahrtgerät zu treffen. 
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10. Die Voruntersuchung des Unfalls des Flug- 
zeuges BAC 1-11 D-ALAR vom 6. September 
1971 hat ergeben, daß den Triebwerken der ver- 
unglückten Maschine durch die Wasserspritz- 
anlage anstelle von Wasser bei einem soge- 
nannten Naßstart Kerosin zugeführt worden 
ist. 

Dies führte nach dem Ergebnis der Vorunter- 
suchung zu Überhitzungen in den Brennern so- 
wie Schäden an den beiden Triebwerken der 
Maschine und schließlich zu einem erheblichen 
Schubverlust, der eine kritische Beeinflussung 
der Flugleistungen des Flugzeuges zur Folge 
hatte. 

728 

Es lag nahe zu prüfen, ob der Umstand, daß an- 
stelle von demineralisiertem Wasser Kerosin in 
die Wassereinspritzanlage gelangen konnte, auf 
einem Mangel in den Betriebsvorschriften oder 
anderen Vorschriften beruhte. Der Ausschuß ist 
deshalb dieser Frage nachgegangen und hat zu- 
nächst eine Antwort darauf gesucht, wie demi- 
neralisiertes Wasser in die Einspritzanlage der 
verunglückten Maschine gelangen konnte. Die 
Antwort auf diese Frage folgt aus dem Sach- 
verhalt, der sich aus den vom Untersuchungs- 
ausschuß beigezogenen kriminalpolizeilich'en Er- 
mittlungsakten 258) ergibt. Dies ist der ermittelte 
Sachverhalt: 

729 

Für den Transport von entmineralisier- 
tem Wasser, das für sogenannte Naß- 
starts der Flugzeuge vom Muster BAC 

257) Bei einem Naßstart wird den Triebwerken durch 
eine Wassereinspritzanlage demineralisiertes Was- 
ser zugeführt. Die Wassereinspritzung dient dazu, 
die bei Verwendung erhöhten Startschubs notwen- 
dige Kühlung der Triebwerke zu gewährleisten. 

258) s. Rdnr. 18 i. V. m. Rdnr. 37 


1-11 gebraucht wird, waren von der Fir- 
ma P aninternational 1969/70 durchsich- 
tige Plastikbehälter angeschafft worden. 
Die Behälter waren für jeweils 60 Liter 
Wasser vorgesehen und haben zum Zeit- 
punkt ihrer Beschaffung und auch später 
keine Kennzeichnung getragen. Ein La- 
gerraum für leere Wasserbehälter war 
in der Station Düsseldorf des Unterneh- 
mens nicht vorgesehen. Leere Behälter 
wurden neben dem Gebäude der Technik 
vor dort liegenden alten Reifen abge- 
stellt, „weil sie dort jederzeit greifbar 
waren" (Aussage des Flugzeugelektrikers 
S.). Bei Bedarf wurden die Behälter bei 
der Air-BP-Tankstelle auf dem Düssel- 
dorfer Flughafen gefüllt und dann verla- 
den. Behälter mit Wasser, das von den 
Flugzeugen nicht verbraucht worden war, 
wurden entladen und zu den leeren Be- 
hältern gestellt. 

Am Morgen des 5. September 1971 wurde 
bei dem Flugzeug D-ALAL (Boeing 707) 
der Panintemational in Düsseldorf ein 
Pumpenwechsel vorgenommen. Dabei 
floß Kerosin in großer Menge unkontrol- 
liert aus, weil die Sicherungsventile nicht 
schlossen. Der Schichtführer holte vom 
Abstellplatz der Wasserbehälter einen 
und später noch weitere leere Wasserbe- 
hälter, um das ausfließende Kerosin auf- 
zufangen. Zumindest zwei Wasserbehäl- 
ter wurden mit auslaufendem Kerosin ge- 
füllt und später mit einem Transporter 
zum Abstellplatz der Wasserbehälter zu- 
rückgefahren. Dort wurden sie ausgela- 
den und ungesichert und ungekennzeich- 
net zu den abgestellten leeren bzw. mit 
entmineralisiertem Wasser gefüllten Be- 
hältern gestellt. 

Einen Tag später, am 6. September 1972, 
gab der Kapitän des später verunglück- 
ten Flugzeuges BAC 1-11 D-ALAR in 
Düsseldorf die Anweisung, entminerali- 
siertes Wasser für einen Naßstart in Ma- 
laga in Plastikbehältem an Bord zu neh- 
men, weil er beim Start in Malaga ein 
großes Startgewicht und hohe Tempera- 
turen erwartete und seines Wissens auf 
diesem Flugplatz entmineralisiertes Was- 
ser nicht beschafft werden konnte. Der 
Schichtführer S. erhielt den Auftrag, 
300 Liter entmineralisiertes Wasser zu 
verladen. Er wußte, daß sich in dem Flug- 
zeug ein Wassertank befand, der jedoch 
nicht betankt werden sollte. Er sollte das 
Wasser in Plastikbehältem in den Fracht- 
raum verladen. 

Auf Grund des ihm erteilten Auftrags 
fuhr S. zum Lagerplatz der Wasserbe- 
hälter und stellte fest, daß zwischen lee- 
ren Behältern zwei Behälter mit Inhalt 
standen. Er konnte deutlich erkennen, 
daß diese Behälter bis zum unteren Ende 
des Behälterhalses gefüllt waren. Er lud 
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die beiden gefüllten und drei leere Be- 
hälter auf den Transporter und fuhr da- 
mit zur Air-BP-Station. 

Zumindest in einem der beiden gefüllten- 
Behälter befand sich Kerosin statt Was- 
ser. 


tional) zu verhindern — empfohlen, 
Wasserbehälter zur Aufbewahrung von 
demineralisiertem Wasser für Wasser- 
einspritzsysteme von Turbojetmaschinen 
mit folgender Beschriftung zu versehen: 

Attention 

For demineralized water only! 

Die Verschlüsse der Umfüllstutzen aller 
Wasserinjektionssysteme sollten darauf- 
hin geprüft werden, ob sie eine unter- 
scheidende Markierung tragen. 

Im allgemeinen erscheint es notwendig, 
Vorschriften zu erlassen, die eine klare 
Auszeichnung aller Behälter und der 
Verschlüsse von Einfüllstutzen — in 
Flugzeugen und sonstwo — für alle zum 
Flugbetrieb erforderlichen Flüssigkeiten 
(operational fluids) vorsehen. Darüber 
hinaus wird es als notwendig angesehen, 
alle diese Flüssigkeiten (verschieden- 
artig) zu färben. 
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Auf der BP-Station gab S. den Auftrag, 
180 Liter Wasser in die drei leer mitge- 
führten Behälter zu füllen. Dort lag be- 
reits eine Order für 300 Liter vor, die 
dann auf 180 Liter abgeändert wurde. Die 
beiden Behälter, die S. gefüllt vom Ab- 
stellplatz der Wasserbehälter mitgenom- 
men hatte, und die drei Behälter, die 
von der BP-Station gefüllt worden waren, 
wurden dann im Frachtraum 1 der Ma- 
schine D-ALAR verstaut. 

Noch am 6. September 1971, nachmittags, 
wurde die Maschine in Hamburg von 
Flugkapitän H. übernommen, der den 
Flug nach Malaga/Spanien fortsetzen 
sollte. Flugkapitän H. entschloß sich für 
einen Naßstart, weil das Flugzeug nach 
seinen Berechnungen für einen trockenen 
Start um 300 kg überladen gewesen 
wäre. 

Der Kopilot erhielt die Anordnung zur 
Wasserbetankung. Zur Ausführung des 
Auftrages ließ er aus dem Frachtraum 1 
die fünf gefüllten Plastikbehälter ent- 
laden und zur Wasserbetankung bereit- 
stellen. Dann wurde die in den Behältern 
enthaltene Flüssigkeit in den Wasser- 
tank der Maschine umgepumpt. 

Um 17.18 Uhr wurde vom Tower der 
Flug zum Start freigegeben. Flugkapitän 
H. startet mit Wassereinspritzung. 

Kurz darauf fiel nach explosionsartigen 
Erschütterungen in den Triebwerken zu- 
erst das linke und dann das rechte Trieb- 
werk der Maschine aus. Dann ereignete 
sich das, was in den kriminalpolizeilichen 
Ermittlungsakten als mißglückte Not- 
landung beschrieben wird. 


Den hier geschilderten Unfall und die wahr- 
scheinliche Unfallursache gab das LBA — einer 
internationalen Vereinbarung entsprechend — 
schon kurz nach dem Unfall der International 
Civil Aviation Organisation (ICAO) bekannt, 
die den Mitgliedstaaten auf Grund dieser Mel- 
dung am 24. November 1971 in einem Summary 
Report No. 29 unter der Überschrift „Precau- 
tionary action taken or under consideration" 
— - einer Empfehlung des LBA folgend — mit- 
teilte: 

Als Sofortmaßnahme wird — - um die 
Wiederholung eines ähnlichen Unglücks 
(wie das im Summary Report No. 29 ge- 
schilderte Unglück der Maschine D-ALAR 
des Luftfahrtunternehmens Paninterna- 


Zweifellos würden die angeregten, zur Zeit 
noch fehlenden Vorschriften zu einer Verbes- 
serung der Betriebs- und Flugsicherheit beitra- 
gen. Derartige Vorschriften könnten jedoch nur 
international über die ICAO eingeführt wer- 
den. Ob und wann dies geschieht, ist fraglich. 
Der Ausschuß hält es deshalb für erforderlich, 
den Unternehmen durch eine Durchführungs- 
vorschrift zu § 16 Abs. 2 LuftBO, der den Min- 
destinhalt der als Technisches Betriebshandbuch 
bezeichneten Dienstanweisung für das techni- 
sche Personal anerkannter luftfahrttechnischer 
Betriebe regelt, oder auf andere Weise sicher- 
zustellen, daß in die Technischen Betriebshand- 
bücher Vorschriften über die Kennzeichnung 
und Benutzung von Behältern für deminerali- 
siertes Wasser aufgenommen werden, sofern 
das Unternehmen Luftfahrzeuge mit Wasser- 
einspritzsystemen einsetzt. Des weiteren wäre 
zu erwägen, zur Aufnahme in die Technischen 
Betriebshandbücher Anweisungen darüber vor- 
zuschreiben, wie zu verfahren ist, wenn es sich 
als möglich oder notwendig erweisen sollte, 
aus Flugzeugen auslaufenden Kraftstoff auffan- 
gen zu müssen. 

732 

11. Wer vorsätzlich oder fahrlässig den Pflichten 
zuwiderhandelt, die sich für ihn aus der Be- 
triebsordnung für Luftfahrtgerät, der Prüford- 
nung für Luftfahrtgerät und anderen Rechts- 
vorschriften ergeben, die auf Grund des Luft- 
verkehrsgesetzes erlassen sind, handelt unter 
den Voraussetzungen des § 58 Abs. 1 LuftVG 
ordnungswidrig. Die Ordnungswidrigkeit kann 
nach § 58 Abs. 2 LuftVG mit einer Geldbuße 
bis zu 5000 DM bzw. 10 000 DM geahndet 
werden. Dieser Bußgeldrahmen erscheint dem 
Ausschuß bei den Ordnungswidrigkeiten, die 
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mit einer Gefährdung der Betriebs- und Flug- 
sicherheit verbunden sein können — insbeson- 
dere auch unter Berücksichtigung der Finanz- 
kraft der Charterfluggesellschaften — als zu 
gering. Er sollte angemessen erhöht werden. 

Ergebnis 

733 

Die gesetzlichen Bestimmungen, die in bezug zur 
Zuverlässigkeit, Betriebs- und Flugsicherheit der 
vom BMV genehmigten Charterflugunternehmen 
stehen, sind in einigen Punkten revisions- bzw. 
ergänzungsbedürftig. Insoweit ist die Feststellung 
gerechtfertigt, daß diese gesetzlichen Bestimmungen 
nicht oder nur unvollkommen das erforderliche 
Höchstmaß an Zuverlässigkeit, Betriebs- und Flug- 
sicherheit aller Charterfluggesellschaften gewähr- 
leisten. 


C. Sonstige Sicherheitsaspekte 

734 

Hier möchte der Ausschuß noch einige Punkte 
ansprechen, die — wenn sie auch nicht zu den 
Themen „Aufsichtspraxis" und „Gesetzliche Be- 
stimmungen" im Hinblick auf die vom BMV ge- 
nehmigten Charterflugunternehmen gehören — 
einen Bezug zum Untersuchungsthema jedenfalls 
insofern haben, als sie im Zusammenhang mit 
der Flugsicherheit aller Charterflugunternehmen 
(einschließlich der von den Länderbehörden geneh- 
migten) stehen. 

Gemeint sind 

— die Zuständigkeitsverteilung zwischen 
Bund und Ländern bei der Genehmigung 
und Aufsicht über Luftfahrtunternehmen; 

— die Zuständigkeitsverteilung zwischen 
Bund und Ländern bei der Erlaubnis- 
erteilung an Flugzeugführer; 

— ■ die Ausbildung der Flugzeugführer und 
Fluglehrer; 

— die Einführung einer zentralen Registrie- 
rung des gesamten Luftfahrtpersonals und 
der Ergebnisse von medizinischen Unter- 
suchungen dieses Personals sowie 

— die Einrichtung einer dem amerikanischen 
NTSB entsprechenden Behörde. 


I. Zur Zuständigkeitsverteilung zwischen Bund und 
Ländern bei der Genehmigung von Luftfahrtunter- 
nehmen und der Aufsicht über Luftfahrtunterneh- 
men 

735 

Für die Genehmigung von Luftfahrtunternehmen, 
die Gelegenheitsverkehr mit Flugzeugen bis zu 


5700 kg höchstzulässigem Fluggewicht betreiben, 
sind gemäß § 31 Abs. 2 Nr. 11 und § 61 LuftVZO 
die Länderbehörden und nicht der Bund (BMV) 
zuständig. Das gleiche gilt gemäß § 65 LuftVZO 
für die Aufsicht über diese Luftfahrtunternehmen. 
Diese Aufgaben führen die Länder im Aufträge 
des Bundes aus (§31 Abs. 2 LuftVG). 

Nicht nur vom Berufsverband Luftfahrtpersonal in 
Deutschland e. V., sondern auch vom Direktor des 
LBA wurde darauf hingewiesen, daß diese Regelung 
unzweckmäßig und der Flugsicherheit abträglich 
sei. Von beiden Stellen — vom Berufsverband 
Luftfahrtpersonal in Deutschland e. V. mit Stellung- 
nahme vom 19. Juli 1972 und vom Direktor des 
LBA mit seinem bereits angeführten Schreiben vom 
17. August 1972 — wird für notwendig gehalten, 
alles, was gewerblicher Luftverkehr ist, von einer 
Stelle genehmigen und überwachen zu lassen. 

736 

Der Direktor des LBA führt in seiner Stellungnahme 
u. a. aus; 

Der jetzt vorhandene Trennungsstrich bei der 
Gewichtsgrenze von 5,7 Tonnen der verwen- 
deten Flugzeuge ... ist durch nichts mehr 
gerechtfertigt. Flugzeuge unter 5,7 Tonnen 
stehen heute schwereren in Ausrüstung und 
Betrieb nichts nach. Auch hier fehlt es an der 
Ganzheitsbetrachtung. Das wirkt sich so aus: 
ein kleineres Unternehmen will mit Flugzeu- 
gen unter 5,7 Tonnen gewerblichen Gelegen- 
heitsverkehr betreiben. Dazu braucht es die 
Genehmigung des Landes. Dies beauftragt das 
LBA, die auch für größere Unternehmen 
üblichen drei Gutachten zu erstellen, über die 
wirtschaftlichen, technischen und flugbetrieb- 
lichen Voraussetzungen. Auf Grund dieser 
• Gutachten, manchmal auch entgegen, wird die 
Genehmigung erteilt . . . 

Genau in diesem Bereich, nämlich bei den 
kleineren zweimotorigen Flugzeugen zwi- 
schen 2 und 5,7 Tonnen, haben wir . . die 
höchsten Unfallquoten, bezogen auf die Zahl 
der in dieser Kategorie zugelassenen Luftfahr- 
zeuge. 

737 

In der Stellungnahme des Berufsverbandes Luftfahrt- 
personal in Deutschland e. V. heißt es u. a., für die 
Zulassung von gewerblichen Luftfahrtunternehmen 
gebe es in den Ländern insgesamt 18 verschiedene 
Amtsstellen. Das gleiche gelte für die Überwachung 
dieser Unternehmen. Der Verband bringt zum Aus- 
druck, ein Teil der Bundesländer sei quantitativ nur 
bedingt fähig, der größere Teil aber qualitativ völlig 
außerstande, eine Flugbetriebsüberwachung durch- 
zuführen, die „auch nur im mindesten" den Ansprü- 
chen einer sich immer komplizierter darstellenden 
Luftfahrt gerecht werde. Die Einstellung von Fach- 
kräften mit Erfahrungen aus der jüngeren Luftfahrt 
sei den Ländern wohl auch nicht zuzumuten, da sol- 
che Kräfte teuer und in den Länderbereichen wohl 
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auch nicht auszulasten seien. Hinsichtlich der Über- 
wachung durch die zuständigen Behörden der Länder 
äußerte sich der Direktor des LBA in einem ähn- 
lichen Sinne. 

738 

Der 1. Untersuchungsausschuß hat die Richtigkeit 
dieser Behauptungen nicht überprüfen können. Er 
meint jedoch, daß sie Anlaß sein müßten, die Zu- 
ständigkeitsverteilung zwischen Bund und Ländern 
zu überprüfen und zu erwägen, ob nicht die Geneh- 
migung und Überwachung aller Luftfahrtunterneh- 
men zentral von einer Luftfahrtbehörde (Bundesbe- 
hörde), dem LBA, vorgenommen werden sollte. 

In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, 
daß der Ausschuß auch die Zuständigkeitsverteilung 
zwischen dem BMV als Genehmigungsbehörde einer- 
seits und dem LBA als Aufsichtsbehörde anderer- 
seits bedenklich erscheint. Auch insofern müßte 
überprüft werden, ob es nicht besser wäre, beide 
Aufgaben in einer Behörde, dem LBA, zusammenzu- 
fassen. 


II. Zur Zuständigkeitsverteilung zwischen Bund und 
Ländern bei der Erlaubniserteilung an Flugzeug- 
führer 

739 

Was zu L über die Zuständigkeitsverteilung bei der 
Genehmigung und Überwachung von Luftfahrtunter- 
nehmen gesagt wurde, gilt entsprechend für die Zu- 
ständigkeitsverteilung bei der Erlaubniserteilung an 
Flugzeugführer. 

Die Erlaubnis, der jeder bedarf, der ein Luftfahrzeug 
führt oder bedient (§ 4 Abs. 1 LuftVG), wird gemäß 
§ 31 Abs. 2 Nr. 1 LuftVG § 22 Abs. 1 Nr. 1 LuftVZO 
für Berufsflugzeugführer 2. Klasse, aus denen sich — 
soweit sie nicht Berufsflugzeugführer 1. Klasse oder 
Linienflugzeugführer sind — die zweiten Flugzeug- 
führer (Kopiloten) der Luftfahrtunternehmen zusam- 
mensetzen, von der örtlich zuständigen Landesbe- 
hörde erteilt. Erlaubnisbehörde für Linienflugzeug- 
führer und für Berufsflugzeugführer 1. Klasse ist da- 
gegen das LBA. Dementsprechend ist auch die Zu- 
ständigkeit für die Erteilung der Berechtigungen 
nach der Prüfordnung für Luftfahrtpersonal an diese 
Personen verteilt (vgl. § 31- Abs. 2 Nr. 1 LuftVG 
i. V. m. § 108 LuftPersPO u. § 22 Abs. 1 LuftVZO) 2 ®®). 
Auch die Zuständigkeiten für die Überwachung 
der Linienflugzeugführer sowie der Berufsflugzeug- 
führer 1. und 2. Klasse und die Zuständigkeiten für 
die Anordnung des Widerrufs, des Rühens und der 
Beschränkung der Erlaubnis gemäß § 29 LuftVZO 
sind auf das LBA einerseits und die örtlich zuständi- 
gen Landesbehörden andererseits verteilt. 


259) Allerdings wird die Prüfung zum Erwerb der Instru- 
mentenflugberechtigung gemäß § 22 Abs. 1 aus- 
nahmslos vom LBA abgenommen. 

260) s. Rdnr. 711 

261) s. Rdnr. 38 


740 

Diese Zersplitterung hat beispielsweise zur Folge, 
daß die Flugbetriebsprüfer des LBA bei Flugbe- 
triebsprüfungen hinsichtlich der Linienflugzeugfüh- 
rer und der Berufsflugzeugführer 1. Klasse eines 
Luftfahrtunternehmens, nicht jedoch bei den Berufs- 
flugzeugführern 2. Klasse auf eigene Unterlagen 
(Fliegerakten mit Prüfungsnachweisen etc.) zurück- 
greifen können. Hinzu kommt — und dies ist gra- 
vierender — , daß durch die Zersplitterung der Zu- 
ständigkeit für die Erteilung der Erlaubnis, und da- 
mit für die Prüfung der Erlaubnisbewerber, ein ein- 
heitlicher Ausbildungsstand der Berufsflugzeugfüh- 
rer nicht gewährleistet werden kann. Gerade 
die Anfangsausbildung der Berufsflugzeugführer 
2. Klasse, aus denen sich die Linienflugzeugführer 
und die Berufsflugzeugführer 1. Klasse rekrutieren, 
ist aber von entscheidender Bedeutung für den Lei- 
stungsstand des fliegenden Personals und damit für 
die Sicherheit der Luftfahrt. Bei der derzeitigen 

Rechtslage ist jedoch darauf hat der Direktor des 

LBA in seiner Stellungnahme hingewiesen — mög- 
lich, bei der Verweigerung der Erlaubnis durch ein 
Land oder Regierungspräsidium es so lange bei an*- 
deren Regierungspräsidien oder Ländern zu ver- 
suchen, bis der Erlaubnisbewerber irgendwo — auch 
ohne Verbesserung seines Leistungsstandards — 
die Erlaubnis doch erhält. 

Diese Umstände lassen es als zweckmäßig, wenn 
nicht erforderlich erscheinen, die Zuständigkeit für 
die Erlaubniserteilung an Berufsluftfahrer bei einer 
Behörde, dem LBA, zu konzentrieren. 


111. Zur Ausbildung der Flugzeugführer und Fluglehrer 

741 

Zum Thema „Ausbildung" schreibt der Direktor des 
LBA a. a. O. ^eo) 

Abgesehen von der Lufthansa-Schule in Bre- 
men, die durch strenge Auslese, klaren und 
zweckentsprechenden Aufbau des Lehrplans 
in theoretischer und praktischer Hinsicht die 
Gewähr für eine gute und solide Ausbildung 
ihres Nachwuchses bietet, liegt die Ausbil- 
dung der angehenden Berufspiloten an an- 
derer Stelle schwer im argen . . . 

Dringend erforderlich wäre hier die Errich- 
tung einer zentralen staatlichen oder privaten 
Ausbildungsstätte für höheres Luftfahrtper- 
sonal . . . Wenn dies schon nicht durchzu- 
führen sein sollte, muß aber auf dem Gebiet 
der Ausbildung eine weitaus straffere Steue- 
rung und Überwachung der Ausbildungsstät- 
ten sowie ihrer Prüfungen ermöglicht werden. 

742 

Die Errichtung einer zentralen Ausbildungsstätte, 
einer „Luftverkehrs-Akademie", hält auch die Ver- 
einigung Cockpit e. V. in ihrer Stellungnahme ^®^) 
für erforderlich. 
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Sie führt u. a. aus: 

Die schnelle technolo0sche Weiterentwick- 
lung verlangt nach modernen, der Zukunft 
gerecht werdenden Ausbildungsplänen und 
neuzeitlichen Lernmethoden, die einen hohen 
Leistungsstandard ermöglichen. Nur mit einer 
zentralen Ausbildungsstätte kann verhindert 
werden, daß innerhalb der einzelnen Luft- 
fahrtberufe ein gravierendes Leistungsgefälle 
auf treten kann und daß sich dann in der Folge 
L ei stungs schwächere bei finanzschwachen Be- 
darfsverkehrsunternehmen zusammenfinden. 
Daneben würde die Einrichtung einer Luftver- 
kehrs-Akademie das LBA davon befreien, 
private Ausbildungsstätten kontrollieren zu 
müssen, ohne sie kontrollieren zu können. 
Darüber hinaus wäre die Ausbildung des ein- 
zelnen Arbeitnehmers der teilweise auch bei 
Großunternehmen zu beobachtenden Willkür 
im Einzelfall entzogen. 

Diese Ausführungen und Anregungen sollten ge- 
prüft und ihre Verwirklichung sollte erwogen wer- 
den. 


IV. Zur Einführung einer zentralen Registrierung des 
gesamten Luftfahrtpersonais und der Ergebnisse 
medizinischer Untersuchungen dieses Personals 

743 

Bei seinem Informationsbesuch in den USA hat der 
1. Untersuchungsausschuß in Oklahoma City auch 
das Civil Aeromedical Institute der FAA kennen- 
gelernt. Dieses Institut führt und speichert die medi- 
zinischen Nachweise von annähernd 710 000 aktiven 
Luftfahrern. Es wertet die flugmedizinischen Be- 
richte über jeden einzelnen Luftfahrer aus. 

Nach Ansicht des Ausschusses sollte im Interesse 
der Sicherheit erwogen werden, etwas Ähnliches 
auch in der Bundesrepublik Deutschland einzuführen. 


V. Einrichtung einer den amerikanischen National 
Transportation Safety Board (NTSB) entsprechen* 
den Institution 

744 

Das NTSB ist eine unabhängige Bundesbehörde, die 
über die Sicherheit des gesamten Verkehrswesens 
der Vereinigten Staaten wacht; ihr Zuständigkeits- 
gebiet umfaßt die Schiffahrt, den Eisenbahnverkehr, 
den Straßenverkehr, den Transport von Flüssig- 
keiten und Gasen mittels Pipelines und die Zivil- 
luftfahrt. 

Das NTSB wurde durch Gesetz aus dem Jahre 1966 
ins Leben gerufen und begann seine Arbeit im April 
1967. An seiner Spitze stehen fünf Mitglieder, die 
vom Präsidenten der Vereinigten Staaten ernannt 
und vom Senat bestätigt werden. Eines dieser fünf 


Board-Mitglieder wird vom Präsidenten als Vor- 
sitzender bestimmt. 

745 

Die Hauptaufgabe des Safety Board besteht darin, 
die Ursache von Verkehrsunfällen aller Art festzu- 
stellen und über die Umstände, die dazu führten, zu 
berichten. Es wertet seine Untersuchungsergebnisse 
aus, indem es Studien veröffentlicht und Sicherheits- 
empfehlungen — insbesondere auch Empfehlungen 
zur Änderung oder Ergänzung von Vorschriften — 
gibt. 

Dies bedeutet nicht, daß das NTSB tatsächlich alle 
Unfalluntersuchungen auf seinem Zuständigkeits- 
gebiet selbst durchführt. Dies geschieht grundsätz- 
lich nur bei Luftfahrtunfällen. Das Safety Board 
untersucht selbst alle Unfälle von Luftfahrtunter- 
nehmen und alle Flugunfälle mit tödlichem Ausgang. 
Das Safety Board hat jedoch die FAA ermächtigt, 
Unfälle ohne Todesfolge zu untersuchen, soweit es 
sich nicht um Unfälle von Luftfahrtunternehmen 
handelt. 

Im übrigen — d. h. auf dem Gebiete des Straßenver- 
kehrs, des Schienenverkehrs, der Schiffahrt und beim 
Transport von Gasen und Flüssigkeiten durch Pipe- 
lines — übernimmt das NTSB die Unfalluntersuchung 
nur, wenn es sich um Unfälle katastrophalen Aus- 
maßes oder solche Unfälle handelt, die in technischer 
Hinsicht ungewöhnlich oder von solcher Art sind, 
daß im nationalen Interesse zur Verhütung anderer 
(ähnlicher) Unfälle eine Untersuchung durch das 
NTSB geboten erscheint. ' 

746 

Um sicherzustellen, daß seine Funktionen ohne Be- 
einflussung durch Interessenkonflikte ausgeübt wer- 
den, ist das Safety Board — obwohl es dem Ver- 
kehrsministerium (Department of Transportation) 
angegliedert ist — eine autonome Behörde. 

Das Safety Board beschäftigt 257 Personen, die mei- 
sten davon sind Spezialisten auf den verschiedenen 
Gebieten des Verkehrswesens. Es hat seine Zentrale 
in Washington und elf Außenstellen im Lande. 

über seine Tätigkeit hat es dem Kongreß jährlich 
Bericht zu erstatten. 

747 

Es wird von amerikanischer Seite als ideal ange- 
sehen, die Untersuchung von Unfällen besonderer 
Bedeutung auf allen Verkehrsgebieten einer Be- 
hörde übertragen zu haben, da die Erkenntnisse aus 
Unfällen in einem Verkehrszweig auch für die ande- 
ren Bereiche von größtem Nutzen sein könnten. 

Dem Ausschuß erscheint es erwägenswert, eine ähn- 
liche Einrichtung in einem den hiesigen Verhältnis- 
sen angepaßten verkleinerten Maßstab auch für die 
Bundesrepublik Deutschland zu schaffen. 


117 



Drucksache VI/3830 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


SIEBENTES KAPITEL 

Zusammenfassung der Ergebnisse der Untersuchung 


A. Die Untersuchungsergebnisse zu Punkt 1 des 
U ntersuchu ngsauftrages 

748 

Alle Vermutungen, die den Fragen zu 1 a) bis e) zu- 
grunde lagen, sind — bis auf den Punkt Id) — durch 
die Untersuchungen des Ausschusses uneinge- 
schränkt oder im wesentlichen bestätigt worden: 

i. Zu 1 a) 

749 

Dem LBA lagen schon am 9. Juli 1971 Schreiben von 
zwei ehemaligen Flugbetriebsleitern sowie ein 
Schreiben von einem ehemaligen stellvertretenden 
Flugbetriebsleiter vor, die Zweifel in die Zuver- 
lässigkeit und Leistungsfähigkeit des Luftfahrtunter- 
nehmens Paninternational begründen mußten, 

II. Zu 1 b) 

750 

Es kann zwar nicht festgestellt werden, daß seit Zu- 
lassung des Luftfahrtunternehmens Paninternational 
in zwei Jahren nicht zuletzt wegen Sicherheitsmän- 
geln vier Flugbetriebsleiter ihren Dienst aufgaben. 

Es ist jedoch erwiesen, daß das Unternehmen in der 
Zeit vom 1. Juli 1969 bis 7. Juli 1971 vier verschie- 
dene Flugbetriebsleiter hatte, von denen einer 
(Kluttig) wegen Sicherheitsmängeln abgelöst wurde. 
Bei einem zweiten (Artinger) lag die Ablösung — 
jedenfalls aus der Sicht des LBA — im Interesse der 
Sicherheit des Flugbetriebes. Beim dritten (Kalmar) 
stand die Ablösung (Entlassung) vermutlich eben- 
falls im Zusammenhang mit Sicherheitsmängeln; 
denn die „Zerstörung des Vertrauensverhältnisses", 
mit der die Entlassung begründet wurde, dürfte 
darin gesehen worden sein, daß sich Kalmar aus 
Sorge um die Sicherheit an das LBA gewandt hatte. 
Bei einem vierten Flugbetriebsleiter (Kuehnel) kam 
die Ablösung der vom Flugbetriebsleiter aus Sicher- 
heitsgründen angedrohten Aufgabe des Amtes zu- 
vor. 

III. Zu 1 c) 

751 

Das Luftfahrtunternehmen Paninternational war in 
der Zeit vom 7. Juli bis einschließlich 15. September 
1971 ohne verantwortlichen Flugbetriebsleiter. 


IV. Zu 1 d) 

752 

Ob sich die Gesellschaft häufig in Finanzschwierig- 
keiten befand, so daß beispielsweise das Geld zur 
Beschaffung der für die ordnungsgemäße Wartung 
der Maschinen erforderlichen Ersatzteile oft nicht 
vorhanden war, konnte nicht restlos aufgeklärt wer- 
den. Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme ist es 
jedoch erwiesen, daß die Ersatzteilbevorratung für 
die beiden Maschinen des Musters Boeing 707 nicht 
ausreichend war. Es kann jedoch nicht ausgeschlos- 
sen werden, daß dieser Umstand nicht auf man- 
gelnde Liquidität, sondern auf andere Gründe zu- 
rückzuführen war. 


V. Zu 1 e) 

753 

Die Dienststelle Düsseldorf des LBA stellte — einem 
an die Firma Paninternational in Düsseldorf-Loh- 
hausen adressierten Schreiben dieser Dienststelle 
vom 4. Mai 1971 zufolge — nach Besuchen der neuen 
Werkstätten und Lagerräume der Firma in Düssel- 
dorf, Flughafen, fest, daß in den Werkstätten und 
Lagerräumen „völlige Unordnung und Durcheinan- 
der" herrschten, so daß „die ordnungsgemäße Durch- 
führung der Wartung und die Nachprüfung der 
Wartung von Flugzeugen technisch nicht möglich" 
sei. 


VI. Sonstige Ergebnisse zu Punkt 1 des Unter- 
suchungsauftrages 

754 

Nach den Ergebnissen der Untersuchung sind dem 
BMV als Genehmigungsbehörde und dem LBA vor 
dem Hamburger Unfall am 6. September 1971 über 
das hinaus, was zu 1 a) bis e) des Untersuchungs- 
auftrages festgestellt wurde, eine Vielzahl von Tat- 
sachen und Tatsachenbehauptungen bekanntgewor- 
den, die Zweifel in die Zuverlässigkeit und Lei- 
stungsfähigkeit des Luftfahrtunternehmens Pan- 
international begründen mußten. 

Der Ausschuß hat diese Tatsachen und Tatsachen- 
behauptungen in einem 16 Seiten umfassenden Kata- 
log zusammengestellt. Dieser Katalog beginnt zu a) 
mit einem Bericht des LBA an den BMV vom 25. Juni 
1969 und endet zu u) mit einem Bericht des LBA an 
den BMV vom 2. August 1971. 
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B. Die Untersuchurigsergebnisse zu Punkt 2 des 
Untersuchungsauftrages 

755 

Der Ausschuß hat es nicht als seine Aufgabe ange- 
sehen, im Rahmen des Schriftlichen Berichts zu 
Punkt 2 des Untersuchungsauftrages jede in Frage 
kommende (Aufsichts-) Pflichtverletzung zu erörtern. 
Er hat es vielmehr für gerechtfertigt gehalten, seine 
Darlegungen zu Punkt 2 auf folgende besonders 
markante Sachkomplexe zu beschränken: 

— Die Verlängerung und Erweiterung des 
Luftfahrtunternehmens Paninternational 
als luftfahrttechnischer Betrieb, 

— die Erweiterung der Unternehmensgeneh- 
migung zur gewerblichen Verwendung des 
vierten Flugzeuges vom Muster BAC 1-11 
und der beiden Flugzeuge vom Muster 
Boeing 707, 

— die Zustimmung zur Bestellung des Flug- 
kapitäns Dr. Weber als Flugbetriebsleiter 
des Unternehmens sowie 

— die Unterlassung des Widerrufs der Ge- 
nehmigung als Luftfahrtunternehmen vor 
dem Unfall am 6. September 1971. 


I. Die Verlängerung und Erweiterung der Anerken- 
nung des Luftfahrtunternehmens Paninternational 
als luftfahrttechnischer Betrieb 


756 

Nach dem Ergebnis der Untersuchung fehlten für 
eine Erweiterung der Anerkennung des Unterneh- 
mens als luftfahrttechnischer Betrieb für die In- 
standhaltung von Flugzeugen des Musters Boeing 
707 sowohl die personellen als auch die technischen 
und organisatorischen Mindestvoraussetzungen. 

757 

Für die Verlängerung der Anerkennung als luft- 
fahrttechnischer Betrieb für die Instandhaltung von 
Flugzeugen des Musters BAC 1-11 waren zwar die 
personellen, nicht jedoch die erforderlichen techni- 
schen und organisatorischen Voraussetzungen ge- 
geben. 

758 

Damit steht fest, daß die Verlängerung und Erweite- 
rung der Anerkennung rechtswidrig war. 

759 

Der Vorwurf, rechtswidrig gehandelt und damit 
seine Aufsichtspflicht verletzt zu haben, trifft das 
LBA. 


760 

Dem BMV kann die Verlängerung und Erweiterung 
der Anerkennung des Luftfahrtunternehmens Pan- 
international als luftfahrttechnischer Betrieb nicht 
zum Vorwurf gemacht werden.- 


II. Die Erweiterung der Unternehmensgenehmigung 
zur gewerblichen Verwendung des vierten Flug- 
zeuges vom Muster BAC 1-11 und der beiden 
Boeing 707 

761 

Die Zulassung der vierten BAC 1-11 erscheint be- 
denklich, weil die technischen und — geht man von 
den Gutachten der Flugbetriebsprüfer und den Be- 
richten des LBA aus — die flugbetrieblichen Voraus- 
setzungen für die Zulassung dieses Flugzeuges ver- 
mutlich nicht gegeben waren. 

762 

Die Zulassung der beiden Flugzeuge vom Muster 
Boeing 707 war unzulässig, weil die technischen 
Voraussetzungen für die Genehmigung der gewerb- 
lichen Verwendung dieser Maschinen nicht gegeben 
waren. 

Die flugbetrieblichen Voraussetzungen erscheinen 
zweifelhaft. 


763 

Unabhängig davon, ob die rechtlichen Vorausset- 
zungen für eine Erweiterung der Unternehmensge- 
nehmigung zur gewerblichen Verwendung der vier- 
ten BAC 1-11 und der beiden Boeing 707 gegeben 
waren oder nicht, hat das LBA seine Pflichten als 
Aufsichtsbehörde verletzt, indem es 

a) dem BMV ohne erneute technische und 
flugbetriebliche Prüfung mitteilte, gegen 
die Genehmigung der gewerblichen Ver- 
wendung der vierten BAC 1-11 bestünden 
keine Bedenken und 

b) dem BMV ohne erneute technische Prü- 
fung berichtete, auch gegen die gewerb- 
liche Verwendung der beiden Boeing 707 
bestünden keine Bedenken mehr. 

764 

Der BMV muß gegen sich gelten lassen, daß er sich 
den Stellungnahmen des LBA, gegen eine Erweite- 
rung der Unternehmensgenehmigung zur gewerb- 
lichen Verwendung einer vierten BAC 1-11 und 
zweier Boeing 707 bestünden keine Bedenken 
(mehr), ohne weiteres anschloß, obwohl diese Stel- 
lungnahmen ohne Angaben von Gründen übermittelt 
wurden und im Widerspruch zu allen früheren Be- 
richten standen. 
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III. Die Zustimmung zur Besteiiung des Fiugkapitäns 
Dr.-Ing. Weber ais Fiugbetriebsieiter des Luft- 
fahrtunternehmens Paninternational 

765 

In Abwägung aller dargelegten Umstände ist der 
Ausschuß trotz fortbestehender Bedenken zu der 
Auffassung gekommen, daß sich die Zustimmung zur 
Bestellung des Dr. Weber als Flugbetriebsleiter ge- 
rade noch im Rahmen des Ermessens hielt, das dem 
LBA bei einer derartigen Entscheidung eingeräumt 
ist. 

766 

Dieses Ergebnis bedeutet nicht, daß die Verweige- 
rung der Zustimmung falsch gewesen wäre. Vom 
Standpunkt der Flugbetriebssicherheit wäre die Ver- 
weigerung der Zustimmung jedenfalls die bessere 
Entscheidung gewesen, wenn man davon ausgeht, 
daß im Falle einer Verweigerung die Unternehmens- 
genehmigung widerrufen und der Flugbetrieb ein- 
gestellt worden wäre. 

Es liegt im Wesen der Ermessensverwaltung be- 
gründet, daß sie, in einem Grenzfall wie dem hier 
behandelten, sowohl die eine wie die andere Ent- 
scheidung ermöglicht. Ein Vorwurf läßt sich demnach 
damit, daß die Zustimmung zur Bestellung des 
Dr. Weber als Flugbetriebsleiter schließlich erteilt 
wurde, trotz aller fortbestehenden Bedenken nicht 
begründen. 


IV. Die Unterlassung des Widerrufs der Genehmi- 
gung als Luftfahrtunternehmen vor dem Unglück 
am 6. September 1971 

767 

Die Genehmigung der Firma Paninternational als 
Luftfahrtunternehmen hätte im Mai/ Juni 1971 wider- 
rufen werden müssen, weil die technischen Voraus- 
setzungen der Unternehmensgenehmigung in dieser 
Zeit nicht gegeben waren. 

Daraus, daß die Unternehmensgenehmigung in die- 
ser Zeit nicht widerrufen wurde, kann dem BMV 
jedoch kein Vorwurf gemacht werden, weil ihm 
die Umstände, die den Widerruf geboten hätten, 
nicht bekannt waren. 

Das LBA hat sich aber im Zusammenhang mit der 
Unterlassung des Widerrufs vorwerfbar pflicht- 
widrig verhalten. 


V. Die Gründe für die festgestellten 
(Aufsichts-)Pflichtverletzungen 

768 

Zu diesem Punkt hat der Ausschuß untersucht, 
ob das Verhalten der LBA und des BMV im Falle 
des Luftfahrtunternehmens Paninternational durch 
das bestimmt war, was in dem Briefwechsel zwischen 


dem damaligen Bundesminister für Verkehr, Georg 
Leber, und Abgeordneten Dr. Franz Josef Strauß, 
der der Einsetzung des Untersuchungsausschusses 
vorausging, als „politische Intervention" umschrie- 
ben wurde. Der Ausschuß ist zu der damit aufge- 
worfenen Frage, ob Dritte, u. a. Abgeordneter 
Wienand, beim Bundesministerium ifür Verkehr 
oder beim LBA Einfluß auf die Entscheidungen 
der genannten Behörden genommen haben, zu fol- 
gendem Ergebnis gekommen: 

769 

Nach den bisherigen Ermittlungen kann nicht fest- 
gestellt werden, daß die Aufsichtspflichtverletzungen 
ihren Grund in der Einflußnahme Dritter, u. a. des 
Zeugen Wienand, gehabt haben. Dies ist keine 
abschließende Feststellung. Der Ausschuß konnte 
die Beweisaufnahme zu diesem Punkt nicht zu 
Ende führen. 


C. Die Untersuchungsergebnisse zu Punkt 3 des 
Untersuchungsauftrages 

770 

Der Ausschuß ist davon ausgegangen, daß es seine 
Aufgabe war, nur die Aufsichtspraxis und die ge- 
setzlichen Bestimmungen in bezug auf die Zuver- 
lässigkeit sowie die Betriebs- und Flugsicherheit 
der vom BMV genehmigten Charterfluguntemehmen 
zu untersuchen. 


I. Die Beurteilung der Aufsichtspraxis 

771 

Der Ausschuß hat sowohl Ausmaß (Quantität) der 
Aufsicht wie auch die Qualität der Aufsicht unter- 
sucht, soweit sie dazu dient, die Zuverlässigkeit 
sowie die Betriebs- und Flugsicherheit der Charter- 
flugunternehmen zu gewährleisten. Die Untersu- 
chung erstreckte sich auf die Aufsicht über Luft- 
fahrtuntemehmen, die Aufsicht über luftfahrttech- 
nische Betriebe und die Aufsicht über das Luftfahrt- 
personal. 

Diese Aufsicht auszuüben, ist Aufgabe des LBA 
und ~ allerdings nur bei der Aufsicht über Luft- 
fahrtunternehmen — mittelbar auch Sache des BMV 
als Genehmigungsbehörde. 

1. Die Quantität der Aufsicht 

772 

Die Untersuchung hat ergeben, daß die vom LBA 
geübte Aufsicht (die Aufsicht über Luftfahrtunter- 
nehmen, die Aufsicht über luftfahrttechnische Be- 
triebe und die Aufsicht über das Luftfahrtpersonal) 
in quantitativer Hinsicht das erforderliche Höchst- 
maß an Zuverlässigkeit sowie Betriebs- und Flug- 


120 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksadle VI/3830 


Sicherheit der vom BMV genehmigten Charterflug- 
unternehmen nicht oder nur unzureichend gewähr- 
leistet. 

Dem LBA fehlt es an Personal, um die Aufsicht in 
dem Umfange wahrzunehmen, wie dies erforderlich 
wäre. 

2. Die Qualität der Aufsicht 

773 

Die Untersuchung der im Falle des Luftfahrtunter- 
nehmens Paninternational geübten Aufsiditspraxis 
hat schwerwiegende Mängel der flugbetrieblichen, 
der technischen und der wirtschaftlichen Prüfpraxis 
ergeben. In allen drei Bereichen hat sich bei der 
anhand ausgewählter Prüfberichte vorgenommenen 
Untersuchung herausgestellt, daß die Prüfungen 
nicht mit der gebotenen Sorgfalt und Gründlichkeit 
oder mit unzulänglichen Methoden vorgenommen 
wurden. 

774 

In den untersuchten Fällen ist jedoch nicht nur fest- 
gestellt worden, daß die Prüfungen unzulänglich 
waren, es hat sich auch ergeben, daß die Bericht- 
erstattung über flugbetriebliche Prüfungen sowie 
über eine technische Prüfung mangelhaft bzw. miß- 
verständlich oder irreführend war, 

775 

Neben diesen Mängeln der Aufsichtspraxis des LBA 
hat die Untersuchung ergeben, daß der BMV als 
Genehmigungsbehörde im Falle des Luftfahrtunter- 
nehmens Paninternational die ihm zur Verfügung 
stehenden Mittel zur Aufklärung von Zweifeln an 
Prüfungsfeststellungen und zur Verifikation der 
Annahme, bestimmte Prüfungsfeststellungen seien 
falsch bzw. überholt gewesen, nicht voll ausge- 
schöpft hat. Er hat es unterlassen, tatsächlich oder 
vermeintlich falsche Prüffeststellungen gegenüber 
dem LBA zu beanstanden. Die darin zum Ausdruck 
kommende Aufsichtspraxis birgt unter anderem die 
Gefahr fortdauernder Mißverständnisse und Irrtü- 
mer und der Wiederholung festgestellter, aber nicht 
beanstandeter Fehler in sich. Eine derartige Praxis 
kann sich nachteilig auf die Betriebs- und Flug- 
sicherheit von Luftfahrtunternehmen auswirken. 

776 

Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme hat der 
Ausschuß keine Zweifel, daß die hier aufgezeigten 
Mängel symptomatisch für die Aufsichtspraxis im 
LBA und im Bundesministerium für Verkehr waren. 

777 

Es muß demnach festgestellt werden, daß die vom 
LBA geübte Aufsichtspraxis auch in qualitativer 
Hinsicht nicht oder nur unzureichend das erforder- 
liche Höchstmaß an Zuverlässigkeit, Betriebs- und 


Flugsicherheit der vom BMV genehmigten Charter- 
flugunternehmen gewährleistet. 

778 

Das gleiche gilt von der Aufsichtspraxis des BMV 
als Genehmigungsbehörde, soweit er es unterläßt, 
tatsächlich oder vermeintlich falsche Prüffeststel- 
lungen gegenüber dem LBA zu beanstanden. 


II. Die Beurteilung der gesetzlichen Bestimmungen 
779 

Die gesetzlichen Bestimmungen, die in bezug zur 
Zuverlässigkeit sowie Betriebs- und Flugsicherheit 
der vom BMV genehmgten Charterflugunterneh- 
men stehen, sind in einigen Punkten revisions- bzw. 
ergänzungsbedürftig. Insoweit ist die Feststellung 
gerechtfertigt, daß die gesetzlichen Bestimmungen 
nicht oder nur unvollkommen das erforderliche 
Höchstmaß an Zuverlässigkeit, Betriebs- und Flug- 
sicherheit aller Charterflugunternehmen gewährlei- 
sten. 


III. Sonstige Sicherheitsaspekte 

780 

Der Aussdiuß war sich darüber im klaren, daß die 
Art und Weise, in der die Aufsicht ausgeübt wird, 
sowie die Qualität der in bezug auf die Betriebs- 
und Flugsicherheit geltenden gesetzlichen Bestim- 
mungen nur zwei Faktoren unter vielen anderen 
sind, die das Maß der Flugsicherheit der Charter- 
flugunternehmen bestimmen. Andere Sicherheits- 
aspekte zu untersuchen war der Ausschuß zwar 
nicht beauftragt; er hat sich jedoch für befugt ge- 
halten, auch insofern einige Punkte anzusprechen. 
Gemeint sind 

— die Zuständigkeitsverteilung zwischen 
Bund und Ländern bei der Genehmigung 
und Aufsicht über Luftfahrtunternehmen; 

— die Zuständigkeitsverteilung zwischen 
Bund und Ländern bei der Erlaubnisertei- 
lung an Flugzeugführer; 

— die Ausbildung der Flugzeugführer und 
Fluglehrer; 

— die Einführung einer zentralen Registrie- 
rung des gesamten Luftfahrtpersonals und 
der Ergebnisse von medizinischen Unter- 
suchungen dieses Personals sowie 

— die Einrichtung einer dem amerikanischen 
NTSB entsprechenden Behörde. 

781 

1 . Zur Zuständigkeitsverteilung zwischen Bund und 
Ländern bei der Genehmigung und Aufsicht über 
Luftfahrtunternehmen ist' der Ausschuß zu der 
Ansicht gekommen, daß Anlaß dafür besteht, 
die Zuständigkeitsverteilung zu überprüfen und 
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zu erwägen, ob nicht die Genehmigung und 
Überwachung aller Luftfahrtunternehmen zen- 
tral von einer Luftfahrtbehörde (Bundesbehörde), 
dem LBA, vorgenommen werden sollte. 

782 

2. Zur Zuständigkeitsverteilung zwischen Bund und 
Ländern bei der Erlaubniserteilung an Flugzeug- 
führer ist der Ausschuß der Ansicht, daß die von 
ihm aufgezeigten Umstände es als zweckmäßig, 
wenn nicht erforderlich erscheinen lassen, die 
Zuständigkeit für die Erlaubniserteilung für die 
Berufsflugzeugführer bei einer Behörde, dem 
LBA, zu konzentrieren. 

783 

3. Zur Ausbildung der Flugzeugführer und Flug- 
lehrer meint der Ausschuß, daß es erwägens- 


wert sei, eine zentrale Ausbildungsstätte einzu- 
richten. 

784 

4. Der Ausschuß vertritt die Auffassung, daß die 
Einführung einer zentralen Registrierung des 
gesamten Luftfahrtpersonals und der Ergebnisse 
medizinischer Untersuchungen dieses Personals 
— amerikanischem Vorbild entsprechend — er- 
wogen werden sollte. 

7*85 

5. Dem Ausschuß erscheint es schließlich erwägens- 
wert, eine dem amerikanischen NTSB ähnliche 
Einrichtung in einem den hiesigen Verhältnissen 
angepaßten verkleinerten Maßstab auch für die 
Bundesrepublik Deutschland zu schaffen. 


Bonn, den 21. September 1972 


Dr. Schmitt- Vockenhausen 

Berichterstatter 


Dr. Jobst 

Mitberichterstatter 
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Anlage 1 


Dr, h. c. Franz Josef Strauß 

Bundesminister der Finanzen a. D. München, den 13. September 1971 

Landesvorsitzender der CSU 

Per Einschreiben 
Per Luftpost 
Per Eilboten 


Herrn Bundesminister 
Georg Leber 

53 Bonn 

Bundesministerium 
für Verkehr 


Sehr geehrter Herr Bundesminister! 

Ihr Fernschreiben vom 9. 9. 71 habe ich erhalten. Ich 
nehme dazu Stellung: 

1. Ihre Antwort überrascht mich sehr, besonders, 
daß Sie bereits nach wenigen Stunden das positive 
Ergebnis der von Ihnen angeordneten Untersuchung 
mitteilen. 

Es kann sich doch jetzt auf keinen Fall schon um die 
Klärung des in Frage stehenden Unfalls handeln, die 
wie wohl immer geraume Zeit erfordern dürfte, 
sondern um die Zuverlässigkeit und Sicherheit der 
genannten Gesellschaft in der Durchführung eines 
einwandfreien Flugbetriebes. 

Zu dem Unfall möchte ich Ihnen nur einen Hinweis 
geben, daß sich möglicherweise Kerosin in den Ein- 
spritztanks für Wasser-Methanol befunden hat. 
Wenn das zutrifft, ist es einwandfrei eine Folge 
nachlässiger Wartung, oder wie der englische Spe- 
zialist sich ausdrückte, eine Folge von bloody 
jnaintenance engineering. Denn alle BAC 1-11 ope- 
rators in England sind nach dem Unfall telefonisch 
verständigt worden, ihre Wassereinspritzung dar- 
auf zu überprüfen, ob Kerosin im Tank sei. 

Da ich nicht annehmen kann, daß von Ihnen die 
Ihrem Ministerium und den nachgeordneten Dienst- 
stellen übergebenen Unterlagen unterdrückt werden, 
muß ich davon ausgehen, daß sie entweder Ihnen 
nicht vorgelegt worden sind oder daß die in ihnen 
enthaltenen schwerwiegenden Vorwürfe nicht emst- 
genommen worden sind. Zu diesen schriftlichen Un- 
terlagen hinzu müßten auch der Verlauf und das Er- 
gebnis verschiedener im BMV und im LBA zu die- 
sem Thema der technischen Zuverlässigkeit des Un- 
ternehmens ab gehaltenen Sitzungen herangezogen 
werden. Es müßte amtsbekannt sein, daß es seit der 
Gründung des Unternehmens immer wieder Anlaß 
gegeben hat, sich mit der technischen und fliegeri- 
schen Qualität des Unternehmens zu befassen. 

Daher ist mir Ihre Feststellung, daß im Amt davon 
nichts bekannt sei, völlig unverständlich. Wenn Sie 
an dieser Auffassung festhalten, habe ich jedenfalls 
meine aus gewissensmäßiger Verantwortung kom- 
mende Verpflichtung erfüllt, Sie darauf hinzuweisen. 


Die weitere Verantwortung liegt dann ohnehin bei 

Ihnen. 

2. Ich gebe Ihnen dazu als Außenstehender folgende 

Hinweise: 

a) bei LBA Abt. II/4 ist von dem letzten Flug- 
betriebsleiter des Unternehmens, der aus Grün- 
den der Unvereinbarkeit seiner Auffassung von 
Flugsicherheit mit den bei dem Unternehmen be- 
stehenden Zuständen am 8. 7. 71 ausgeschie- 
den ist, ein Schreiben eingereicht worden, dem 
drei Anlagen mit schwerwiegenden Vorwürfen 
gegen die technische und fliegerische Zuverläs- 
sigkeit des Unternehmens beigefügt waren. Das 
Schreiben trägt das Datum des 5. 7. 71 und 
weist im letzten Absatz folgenden Satz auf: 
„Meine große Befürchtung bzw. Angst ist die, 
daß wir aus technischen Gründen einen Unfall 
haben könnten, ehe noch der neue Manager 
Mr. Moos, richtig eingreifen konnte." Bei diesem 
Flugbetriebsleiter handelt es sich um einen 
Mann, der 37 Jahre fliegerische Erfahrung hat 
und als aktiver Pilot vor dem Kriege, während 
des Krieges, unter anderem als Chef einer Nadit- 
jagdstaffel, und mit kurzer Unterbrechung nach 
dem Kriege als Pilot und Flugkapitän bis heute 
tätig war. Im übrigen kommt er aus dem Dienste 
des LBA, aus dem er ausgeschieden ist, um Flug- 
betriebsleiter des Unternehmens zu werden. 
Wenn er nun diese Stellung aufgegeben hat, 
dann waren es bei seinem Alter schwerwiegende 
Gründe. 

b) Bei LB A/Mitte ist mit Poststempel vom 9. 7. 71 
ein Schreiben des gleichen Flugbetriebsleiters 
eingegangen, dem 12 Anlagen beigefügt waren, 
und zwar: 

1 . Anlage 1 : Schreiben meiher Flottenchefs und 
des Chefpiloten über Mängel in der Technik. 

2. Anlage 2: Schreiben über Probleme in der 
Technik mit Verbesserungsvorschlägen von 
Mr. Rubin Montanez, dem Techn. Vertreter 
von American Airlines, z. Z. in Düsseldorf 
stationiert. 
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3. Anlage 3: Unterlagen über die Ruderrisse 
der B 707 (Mr. Neylon hatte bei der Bespre- 
chung am 30. 6. in Braunschweig gesagt, 
das Flugzeug könne für Training geflogen 
werden). 

4. Anlage 4: Lack of Safety in der Technik, 
unterschrieben von versdi. Piloten. (Original 
ist in meiner Hand) 

5. Anlage 5: Bericht eines Mechanikers 

6. Anlage 6: Zeugenaussage über Eingriff in 
meine Befugnisse 

7. Anlage 7: Eingriff in meine Befugnisse betr. 
Sicherheit und Technik 

8. Anlage 8: Mein Lagebericht an Dr. Trommer 
vom 30. 6. 71 

9. Anlage 9: Ausfall des Crewtrainings zu- 
gunsten kommerzieller Flights. 

10. Anlage 10: Fehlendes Werkzeug 

11. Anlage 11: Bericht über Zustand der B 707 
der Capt. von Americ. Airlines 

12. Anlage 12: Meine Antwort auf Absetzung. 

Eine Abschrift dieser Anlagen war durch den 
Flugbetriebsleiter am Vormittag des 7. 7. 71 
im Bundes Verkehrsministerium persönlich über- 
geben worden. Es wird nicht ohne Bedeutung 
sein festzustellen, welche Auflagen das LBA 
schriftlich oder mündlich daraufhin vorgeschla- 
gen hat und welche dann unter dem Einfluß des 
Ministeriums wirklich ausgesprochen wurden. 

c) Ferner ist dem BMV bekannt, daß bei PAN 
INTERNATIONAL seit Zulassung des Unterneh- 
mens vor zwei Jahren vier Flugbetriebsleiter 
ihren Dienst wieder aufgegeben haben, bzw. 
wegen der dort in Fragen Sicherheit herrschen- 
den Bedingungen aufgeben mußten. 

So liegt z. B. bei LBA 11/4 ein Fernschreiben eines 
früheren Flugbetriebsleiters schon vom 29. 4. 70 
vor, in dem es heißt: „Unter den momentanen 
Umständen sind wir nicht in der Lage, einen 
sicheren Flugbetrieb aufrechtzuerhalten." Die 
Tatsache, daß der letzte Flugbetriebsleiter nicht 
in die Lage versetzt wurde, eine nachhaltige Ver- 
besserung der Verhältnisse durchzusetzen, hat 
dann nach einem zermürbenden Kampf mit Un- 
ternehmensleitung und Behörden, die ihn aus 
welchen Gründen auch immer nicht ausreichend 
unterstützten, zu seinem Ausscheiden geführt. 

Seit dem Ausscheiden des 4. Flugbetriebsleiters 
am 7. 7. 71 wurde der verstärkte Sommerflug- 
betrieb ohne verantwortlichen Flugbetriebsleiter 
bis zum 31. 8. 71 durchgeführt. Der Stellvertreter 
wies nicht die Voraussetzungen für eine Geneh- 
migung als erster Flugbetriebsleiter auf. Dem 
BMV waren diese Umstände bekannt und es hat 
offensichtlich diesen Umstand gebilligt oder ge- 
duldet. Wie weit das mit den geltenden Bestim- 
mungen vereinbar ist, wird sicherlich noch ge- 
klärt werden. 

Es wäre ferner zu prüfen, ob der jetzt vom Mini- 
sterium eingesetzte Flugbetriebsleiter Dr. Weber 


vorher bei LTU aus der gleichen Funktion aus 
Sicherheitsgründen abgelöst wurde. Ich stelle 
Ihnen anheim, diese Gründe in Erfahrung zu 
bringen. Es ist zu fragen, ob ihnen diese Gründe 
seinerzeit beim Besuch des Herrn Dr. Trommer, 
als die Genehmigung Webers zur Debatte stand, 
bekannt waren und mit welcher Weisung Mini- 
sterialrat Huck in dieser Angelegenheit das LBA 
aufgesucht hat. 

d) Außerdem gibt es ein Schreiben des LBA/Düssel- 
dorf vom 4. 5. 71 an das erwähnte Unternehmen, 
in dem es wörtlich heißt: „Anläßlich der Besuche 
Ihrer neuen Werkstätten, Lager- und Büroräume 
im Flughafen Düsseldorf am 29. 4. 71 und 3. 5. 71 
haben wir leider feststellen müssen, daß in den 
Werkstätten und in den Lagerräumen völlige Un- 
ordnung und Durcheinander herrschte. Wir sehen 
uns deshalb veranlaßt. Sie darauf hinzuweisen, 
daß unter diesen Umständen die ordnungsge- 
mäße Durchführung der Wartung und die Nach- 
prüfung der Wartimg von Flugzeugen technisch 
nicht möglich ist." 

3. Bei einer sorgsamen Überprüfung des Unter- 
nehmens hätte nicht verborgen bleiben können, daß 

a) der Crew-Planer Lehmann die Unternehmens- 
leitung fernschriftlich am 21. 6. 71 darauf hinge- 
wiesen hat, daß z. B. in den letzten drei Wochen 
70 ®/o des gesamten Trainingsprogramms wegen 
ständiger Verwendung der Flugzeuge zu kom- 
merziellen Zwecken nicht durchgeführt werden 
konnte, daß die notwendigen Grundüberprüfun- 
gen für vier der ohnehin zu kleinen Cockpit Be- 
satzungen ausgefallen seien, daß 3 Kapitäne 
nicht mehr legal seien, da sie 280 Quartalstunden 
erreicht hätten, daß einige Trainings ausgefallen 
seien, da die geplanten Maschinen aus techni- 
schen Gründen nicht einsatzbereit waren. 

b) das Geld zur Beschaffung der für die ordnungs- 
gemäße Wartung der Maschinen, auch der 
BAC 1-11, erforderlichen Ersatzteile oft nicht vor- 
handen war. 

Aus schwebenden Prozessen geht weiterhin her- 
vor, daß das Unternehmen finanzielle Verbind- 
lichkeiten, z. B. auch Landegebühren, gegenüber 
Subcharterern nicht erfüllen konnte oder wollte, 
obwohl sie doch durch den Verkauf der Flug- 
karten die Gelder für diese Flüge hereingenom- 
men hatte. 

c) das Unternehmen, wie sogar im Fernsehen er- 
wähnt, wegen seiner Verspätungen bekannt war. 
Ihre Hauptursache lag in technischen Mängeln. 
Aus einem vom Chefpiloten, zwei Flottenchefs, 
darunter auch dem für die BAC 1-11 zuständigen, 
sowie drei Traningskapitänen Unterzeichneten 
Protokoll vom 30. 4. 71 geht hervor, wie die 
Dinge lagen. Es heißt wortwörtlich: „Im Laufe 
der letzten Monate hat sich erwiesen, daß eine 
der Hauptursachen der Abflugverspätungen tech- 
nische Gründe waren. Außerdem fehlten sehr oft 
Ersatzteile und die ,carried forward items' konn- 
ten oder wurden nicht beseitigt." 
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Für die sichere und pünktliche Durchführung des 
Flugbetriebes ist eine einwandfrei arbeitende 
Technik unbedingt Voraussetzung. 

d) ursprünglich ein Flugprogramm für Monat Juli 
aufgestellt war, nach dem die wöchentlichen 
Blockstunden für alle vier BAC 1-11 432 Stunden 
betragen sollten, d. h. für jedes Flugzeug 108 
Stunden in der Woche, I 5 V 2 Stunden pro Flug- 
zeug im Tag ohne Training. Es ist von der Tech- 
nik wie vom Flugbetrieb her nicht möglich, pro 
Flugzeug mehr als 12 Stunden einzuplanen, 
außerdem bei vier BAC 1-11 eine Maschine jede 
Woche für Trainingszwecke abzustellen. Es ist 
bekannt, daß das LBA mit Recht das notwen- 
dige Crewtraining allen Passagierflügen und den 
damit verbundenen kommerziellen Erwägungen 
den Vorzug gibt. Es ist zur Klärung der in Frage 
stehenden Angelegenheit zwingend erforderlich 
zu wissen, welches Monatsprogramm im Juli und 
im August, als es keinen verantwortlichen Flug- 
betriebsleiter gab, beim Ministerium eingereicht 
und genehmigt worden ist. 

4, Unter diesen Umständen und angesichts dieser 
Mitteilungen können Sie die Feststellung nicht auf- 
rechterhalten, daß von Miß ständen im Zusammen- 
hang mit dieser Gesellschaft Ihnen nichts bekannt 
sei. Ich bitte Sie nochmals unter Bezugnahme auf 
mein erstes Fernschreiben eine mit größter Sorgfalt 


vorzunehmende Überprüfung vorzunehmen und da- 
für alle in Ihrem Ministerium und naciigeordneten 
Dienststellen vorhandenen Unterlagen, sowie Ver- 
lauf und Ergebnis der in diesem Zusammenhang 
durchgeführten Besprechungen, sowie die von Ihrem 
Ministerium veranlaßten oder nicht veranlaßten 
Maßnahmen heranzuziehen. Ich habe, offen gesagt, 
den Eindruck, daß infolge der Besetzung maßgeben- 
der Stellen durch juristisch gebildete Beamte, durch 
das Verhalten eines Teiles dieser Beamten bezie- 
hungsweise durch die von ihnen gegebenen oder 
unterlassenen Weisungen untergeordnete, aber flie- 
gerisch und technisch erfahrene Mitarbeiter mit 
ihren Vorschlägen nicht zum Zuge kamen oder ein- 
geschüchtert wurden. Wie weit hier auch politische 
Interventionen stattgefunden haben, ist eine zusätz- 
lich zu stellende Frage. Ein Verfahren in der von 
Ihnen vorgeschlagenen Weise führt nur dazu, daß 
dieselben wieder über das entscheiden oder nicht 
entscheiden, worüber sie schon vorher befunden 
oder nicht befunden haben. Ich bin gerne bereit, mit 
meinen Gewährsleuten an einer Besprechung teil- 
zunehmen, in der unter Teilnahme aller mit dem 
Gesamtvorgang befaßten Bediensteten des LBA und 
BMV eine Behandlung der von mir erwähnten und 
möglicherweise noch weiterer sich ergebender Vor- 
würfe erfolgt. Ich bin auch bereit, meinen Gewährs- 
leuten zu empfehlen, daß sie bei Erfüllung der ge- 
nannten Voraussetzungen auch ohne meine An- 
wesenheit sich für eine solche Besprechung zur Ver- 
fügung stellen. 


Mit freundlichen Grüßen 

gez. F. J. Strauß 
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53 Bonn, den 20. September 1971 
2100 


Herrn 

Bundesminister a. D. 

Dr. h. c. Franz Josef Strauß 

Mitglied des Deutschen Bundestages 

8 München 19 

Lazarett Straße 33 


Sehr geehrter Herr Kollege! 

Ihr Fernschreiben vom 16. September habe ich er- 
halten. Ich möchte folgendes klarstellen: 

Ihr Fernschreiben vom 9. September enthält den 
Vorwurf, politische Interventionen hätten bei der 
Behandlung von Beanstandungen über die Paninter- 
national eine Rolle gespielt. Jedenfalls läßt der ge- 
samte Sinngehalt dieses Fernschreibens keine an- 
dere Schlußfolgerung zu. Sie schreiben am Schluß, 
die Fortsetzung des Flugbetriebes könne nur erlaubt 
werden, wenn eine „nicht beeinflußte und keiner 
politischen Intervention zugängliche Prüfung" er- 
folgt sei. Ich gehe also davon aus, daß der in Ziffer 2 
Ihres Fernschreibens behauptete „Hintergrund" des 
Flugzeugunglücks in sachwidrigen Einflußnahmen 
gesehen wird. 

Abgesehen davon, daß es, wie Sie ganz genau wis- 
sen, unter meiner Verantwortung keine sachwidrige 
Einflußnahme auf technische Genehmigungs- oder 
Überprüfungsvorgänge gibt, habe ich Ihre Behaup- 
tung zum Anlaß genommen, über diesen Punkt so- 
fort nach Ihrem Telefonanruf Ermittlungen selbst 
vorzunehmen öder durch meinen Staatssekretär vor- 
nehmen zu lassen. Alle angehörten Fachbeamten 
meines Hauses und des Luftfahrt-Bundesamtes ha- 
ben es nachdrücklich verneint, bei ihren Entschei- 
dungen einer sachwidrigen Einflußnahme gefolgt zu 
sein. Eine derartige Einflußnahme hat es auch nie- 
mals gegeben. 

Daß Sie leider auch mit Unterstellungen arbeiten, ist 
mir besonders deutlich geworden, als ich Ihren Brief 
vom 13. September gelesen hatte. Auf Seite 4 des 
Briefes schreiben Sie, es sei zu fragen, ob mir die 
Gründe für die Ablösung des Herrn Dr, Weber bei 
dem Besuch des Herrn Dr. Frommer bekannt ge- 
wesen seien und mit welcher Weisung der Ministe- 
rialrat Huck in dieser Sadie das Luftfahrt-Bundesamt 
aufgesucht habe. Wenn in dem inhaltlich zitierten 
Satz das Wort „ihnen" klein geschrieben worden 
ist, dann ist dies entweder ein Schreibfehler oder die 
Tarnung einer Unterstellung, über die der flüchtige 
Leser hinweglesen soll. Die Unterstellung besteht 
darin, ich hätte einen Besuch des Herrn Frommer 
gehabt und dem Ministerialrat Huck Weisung ge- 
geben. Beides ist falsch. Herr Frommer ist niemals 


bei mir gewesen und ich habe niemals in dieser 
Sache irgendeinem Beamten Weisungen gegeben. 

Ich habe mit meinen fernschriftlichen Antworten 
bewußt Über Ihre Unterstellungen hinweggesehen. 
Bis dahin wollte ich die Annahme nicht ausschließen, 
daß es Ihnen nur um die Sachaufklärung geht. Des- 
halb habe ich mich in meinem Fernschreiben vom 
9. September darauf beschränkt, sie über das Ergeb- 
nis der Untersuchungen zu unterrichten, die sich „auf 
sachwidrige Einflußnahmen" bezogen. Im übrigen 
wollte ich Ihnen Gelegenheit zur Konkretisierung 
Ihrer Vorwürfe geben und auch meine Gesprächs- 
bereitschaft bekunden, soweit Punkte zu behandeln 
sind, die nicht Gegenstand der bisherigen fachlichen 
Untersuchungen waren. Der polemisdie Inhalt Ihres 
Fernschreibens vom 16. September ist deshalb für 
mich enttäuschend. 

Ich möchte nun noch auf die wesentlichen Sachpunkte 
eingehen. 

Zunächst möchte ich folgendes bemerken: 

Ob zu den Unfallursachen nachlässige Wartung ge- 
hört, wird im Rahmen der Unfalluntersuchung ge- 
prüft, Hierzu wird auch geprüft, ob eine Verwechs- 
lung für den Unfall ursächlich war. Daß im Bundes- 
verkehrsministerium keine Unterlagen unterdrückt 
werden, bedarf keiner besonderen Betonung. Mir ist 
bekannt, daß das Unternehmen wiederholt Anlaß 
gegeben hat, sich im Rahmen der fachlichen Luft- 
aufsicht mit ihm zu befassen. Ich habe in meinem 
Fernschreiben an Sie vom 9. September nicht aus- 
geführt, davon sei nichts bekannt. Dies ist jedoch 
durch meine vorstehenden Ausführungen gewiß hin- 
reichend klargestellt. Im übrigen verweise ich inso- 
weit auf mein Fernschreiben an Sie vom 15. Sep- 
tember. 

Wie ich bereits erwähnt habe, sind mir die Be- 
hauptungen des Flugbetriebsleiters Kuehnel über 
angebliche Beanstandungspunkte bekannt geworden. 
Herr Kuehnel hat am 7. Juli 1971 in der Abteilung 
Luftfahrt vorgesprochen. Die von ihm gegen das 
Unternehmen erhobenen Vorwürfe wurden am glei- 
chen Tage fernschriftlich dem Luftfahrt-Bundesamt 
mitgeteilt. Gleichzeitig wurde für den folgenden 
Tag, also für den 8. Juli, zu einer Besprechung in 
der Abteilung Luftfahrt eingeladen. An der Bespre- 
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chung nahmen nur Fachbeamte teil. Drei Referate 
der Abteilung Luftfahrt sowie vier Bedienstete des 
Luftfahrt-Bundesamtes waren Besprechungsteilneh- 
mer. 

Das Luftfahrt-Bundesamt wurde beauftragt, eine 
Überprüfung der Paninternational in technischer, 
flugbetrieblicher und auch in wirtschaftlicher Hin- 
sicht durchzuführen. Hierbei sollten insbesondere die 
erhobenen Vorwürfe untersucht werden. 

Bereits vor Eingang des Abschlußberichts des Luft- 
fahrt-Bundesamtes über das Ergebnis der Überprü- 
fung wurden Erweiterungen des Flugbetriebes, die 
übrigens noch von dem damaligen Flugbetriebsleiter 
Kuehnel beantragt und dann bewilligt worden 
waren, zurückgenommen. Zwei Flugzeuge mußten 
überwiegend für Schulungszwecke und als Reserve- 
flugzeuge bei technischen Ausfällen zur Verfügung 
stehen. 

Am Rande möchte ich bemerken, idaß Herr Kuehnel 
noch während seiner Tätigkeit als Flugbetriebsleiter 
in einem Schreiben an Frau Trommer von der Firma 
Paninternational darauf hingewiesen hat, daß das 
Luftfahrt-Bundesamt das notwendige Training allen 
Passagierflügen vorzieht. Dies mag etwas überspitzt 
formuliert gewesen sein, läßt aber deh Schluß zu, 
daß Herr Kuehnel während seiner Zeit als Flugbe- 
triebsleiter die strenge Praxis des Luftfahrt-Bunides- 
amtes gekannt hat. Das ist auch deshalb bemerkens- 
wert, weil Formulierungen in Ihrem Schreiben vom 
13. September teilweise wörtlich die Diktion des 
Herrn Kuehnel erkennen lassen. 

Der Abschlußbericht des Luftfahrt-iBundesamtes vom 
2. August 1971 kam zu dem Ergebnis, daß in einer 
Reihe von Fällen die Behauptungen des Herrn 
Kuehnel in seiner Vorsprache vom 7. Juli unzutref- 
fend waren und daß in anderen Fällen wesentliche 
Verbesserungen eingetreten sind. Dies wird in dem 
Bericht näher ausgeführt. Hieraus ergibt sich auch, 
daß im Juli eine erneute Überprüfung in den Be- 
triebsräumen des Unternehmens auf dem Flughafen 
Düsseldorf erfolgt ist. 

Der Abschlußbericht kommt zu Auflagen, die der 
wirkungsvolleren Überwachung des Unternehmens 
dienen. Hervorheben möchte ich die Aufstellung der 
Umlaufzeiten und der Blockzeiten im gewerblichen 
Betrieb je Tag und Flugzeug. Der Flugzeugumlauf 
sollte im Wege der Auflage so geplant werden, daß 
die täglichen Liegezeiten jedes Flugzeuges grund- 
sätzlich 10 zusammenhängende Stunden betragen. 

Diese Forderungen des Luftfahrt-Bundesamtes sind 
als Auflagen verwirklicht worden. 

Auch die Bestellung eines geeigneten Flugbetriebs- 
leiters war nach meinen Feststellungen stets Gegen- 
stand der Fachaufsicht. Ich will nicht unerwähnt las- 
sen, daß der Eintritt des Herrn Kuehnel in das 
Unternehmen seinerzeit vom Luftfahrt-Bundesamt 
begrüßt wurde. Es bestand nämlich die Überzeugung, 
daß damit eine kontinuierliche Lösung eingetreten 
sei. Leider war diese Annahme irrig. 

Mir ist bekannt, daß der häufige Wechsel der 
Flugbetriebsleiter auf häufige Eingriffe der Unter- 
nehmensleitung in deren Verantwortungsbereich 


zurückzuführen war. Inzwischen ist auf Veranlas- 
sung meines Hauses und des Luftfahrt-Bundesamtes 
eine klare Trennung der Zuständigkeiten erfolgt. 

Die Genehmigung des Unternehmens ist nach dem 
Ausscheiden des Herrn Kuehnel als Flugbetriebs- 
leiter nicht widerrufen worden. Dies ergab sich 
aus § 63 Luftverkehrszulassungsordnung. Vom 

7. Juli bis 31. August wurde der Flugbetrieb von 
Flugkapitän Geister und von Herrn Knauth ge- 
leitet. Beide Herren sind vom Luftfahrt-Bundesamt 
als für die vorübergehende Wahrnehmung dieser 
Aufgabe geeignet angesehen worden. Seit dem 
1. September ist Herr Dr. Weber als Flugbetriebs- 
leiter bestellt. 

Die Gründe für das Ausscheiden des Herrn Dr. 
Weber bei LTU sind mir bekannt. Auch das Luft- 
fahrt-Bundesamt kannte von Anfang an diesen 
Vorgang. Was mein Haus anbelangt, so hat einer 
der Fachbeamten vor der Herstellung des abschlie- 
ßenden Einvernehmens mit dem Luftfahrt-Bundes- 
amt unmittelbar mit LTU Fühlung aufgenommen. 
Hierbei ging es vor allem darum, den Flugbetrieb 
unter allen in Betracht kommenden Gesichtspunkten 
zu beurteilen. 

Das mündlich ausgestellte Zeugnis von LTU, und 
zwar von einer Seite des Unternehmens, die für 
die Beurteilung derartiger Fragen voll urteilsfähig 
ist, war positiv. Ich habe mir dieses positive Urteil 
inzwischen durch mein Haus noch einmal bestätigen 
lassen. Auch ich war und bin daran interessiert, 
daß der bestellte Flugleiter, der übrigens nicht nur 
Diplomingenieur, sondern auch Flugkapitän ist, über 
jeden Zweifel erhaben ist. Inzwischen konnte auch 
die gesetzlich erforderliche Zustimmung zu der Be- 
stellung ausgesprochen werden. 

Es trifft zu, daß Paninternational im Juni 1971 
70'Vo des vorgesehenen Trainingsprogramms nicht 
durchgeführt hat. Dies hat jedoch nicht dazu geführt, 
daß Besatzungen ohne gültige Erlaubnis eingesetzt 
wurden. Die Flugzeitüberschreitungen betrugen bei 
den drei Kapitänen nicht mehr als 5 bis 7 Stunden 
im Quartal. Es handelt sich hierbei um Überschrei- 
tungen, die auch bei anderen Unternehmen Vorkom- 
men. 

In Ziff. 3 b) Ihres Schreibens gehen Sie auf die 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit kurz ein. Ich muß 
jedoch aus den Akten feststellen, daß gegen die 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Paninterna- 
tional keine Bedenken bestanden. Das letzte wirt- 
schaftliche Gutachten des Luftfahrt-Bundesamtes 
vom 21. Januar 1971 ergab eine ausreichende 
Liquidität. Aus diesem Grunde bestanden gegen 
eine Verlängerung der Genehmigung als Luftfahrt- 
unternehmen in wirtschaftlicher Hinsicht keine Be- 
denken. Im übrigen lege ich Wert auf die Fest- 
stellung, daß kein Fall bekannt ist, in dem ein 
Flugzeug wegen des Fehlens von Ersatzteilen in 
einem luftuntüchtigen Zustand eingesetzt worden 
wäre. 

Zu dem Flugprogramm weise ich zunächst darauf 
hin, daß für den Monat Juli der Antrag von dem 
früheren Flugbetriebsleiter Kuehnel, also von Ihrem 
Informanten, unterzeichnet worden ist. Gemäß einer 
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Auflage vom 27. Mai 1970, nach der die monatlichen 
Flugprogramme durch den Flugbetriebsleiter aus- 
drücklich bestätigt werden müssen, hat Herr Kuehnel 
auf dem Flugprogramm für Juli vermerkt, das Pro- 
gramm könne aus flugbetrieblicher Sicht durchge- 
führt werden. 

Das Programm ist am 2. Juli 1971 genehmigt 
worden. Die Genehmigung ist nicht zu beanstanden, 
weil die tatsächlichen Einsatzzeiten nicht so sind, 
wie Sie dies in Ihrem Schreiben darstellen. So ist 
beispielsweise in keinem Fall eine Höchsteinsatz- 
zeit von 15 V 2 Stunden erreicht worden, übrigens 
wäre dies von Herrn Kuehnel zu verantworten 
gewesen. 

Das Ausflugsprogramm für August 1971 ist am 
27. Juli von dem stellvertretenden Flugbetriebs- 
leiter Knauth überbracht worden. Die vorgeschrie- 
bene Bestätigung war für den Flugbetrieb von den 
beiden stellvertretenden Flugbetriebsleitern und für 
den technischen Betrieb von dem Betriebsleiter 
unterzeichnet worden. 

Nachdem zunächst nur für die erste Augustwoche 
eine Genehmigung mit der Auflage erteilt worden 
war, das Programm zur Beachtung der Trainings- 
auflagen und zur Beseitigung von Unpünktlichkei- 
ten umzustellen und neu vorzulegen, erfolgte die 
Genehmigung des weiteren Programms am 6. August 
1971. Der Genehmigungserlaß berücksichtigt die 
Auflagen, die sich aus den Vorschlägen des Luft- 


fahrt-Bundesamtes in seinem Bericht vom 2, August 
1971 ergeben. 

Abschließend möchte ich noch besonders, auf das 
Schreiben der Außenstelle Düsseldorf des Luftfahrt- 
Bundesamtes an Paninternational vom 4. Mai 1971 
eingehen. Dieses Schreiben, das mir abschriftlich 
vorliegt, enthält in der Tat die von Ihnen zitierte 
Feststellung. Das Schreiben enthält aber weiterhin 
sinngemäß die Auflage, Werkstätten und Lager 
wieder in einen Zustand zu versetzen, der eine 
Nachprüfung der Wartung von Flugzeugen gewähr- 
leistet. 

Mir ist berichtet worden, daß dem entsprochen wor- 
den ist. Ich habe keinen Anlaß, an der Richtigkeit 
dieses Berichts zu zweifeln, zumal ich auch dem 
Bericht des Luftfahrt-Bundesamtes an mich vom 
2. August 1971 entnehme, daß eine Überprüfung 
der Betriebsräume in Düsseldorf vorgenommen 
worden ist. 

Natürlich bin ich bereit, weitere Aufklärung zu 
geben. Die Korrektheit, mit der die zuständigen 
Behörden oft unter schwierigen personellen und 
räumlichen Bedingungen die Aufgaben der Luftauf- 
sicht erfüllen, steht für mich außer Zweifel. Zu der 
von Ihnen vor geschlagenen Erörterung „im größe- 
ren sachkundigen Kreis" sehe ich deshalb keinen 
Anlaß. Auf welcher Basis meinerseits Gesprächs- 
bereitschaft besteht, habe ich Ihnen bereits mit- 
geteilt. 


Mit freundlichen Grüßen 
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Zeugenllste 


Lfd. 

Nr. 


Name 


Stellung und Funktion 


Lfd. 

Nr. 


Name 


Stellung und Funktion 


1 Artinger 

2 Buslei 

3 Dammler 

4 Ehmke 

5 Garbers 

6 Hierl 

7 Holzapfel 

8 Huck 

9 Kluttig 

10 Koneffke 

1 1 Kuehnel 

12 Lindberg 


Flugbetriebsleiter bei Pan- 
international von Juli 1970 
bis März 1971 


13 Matschego 


Ltd. Regierungsbaudirektor, 
Leiter der Abteilung Betrieb 
im LBA 


Technischer Regierungsamt- 
mann, Sachbearbeiter im Re- 
ferat Flugtechnik und Flug- 
forschung im Bundesministe- 
rium für Verkehr 

Angestellter, Leiter der 
Dienststelle Düsseldorf des 
LBA 

Regierungsdirektor, Leiter 
des Referates Flugsicher- 
heitsinspektion im LBA 

Oberregierungsrat, ehemali- 
ger Flugzeugführer der DLH, 
Hilfsreferent im Referat 
Flugbetrieb und Luftaufsicht 
im Bundesministerium für 
Verkehr 

Regierungsbaudirektor, Hilfs- 
referent im Referat Flugtech- 
nik und Flugforschung im 
Bundesministerium für Ver- 
kehr 

Angestellter, Flugbetriebs- 
prüfer der LBA-Außenstelle 
Mitte (Frankfurt) 

Ministerialrat, Leiter des Re- 
ferates Flugbetrieb und Luft- 
aufsicht im Bundesministe- 
rium für Verkehr 

Flugbetriebsleiter, später As- 
sistent der Geschäftsführung 
der Paninternational 

Angestellte, früher Personal- 
leiterin der Paninternational 

Angestellter, ehern. Flugbe- 
triebsprüfer beim LBA, von 
März bis Juli 1971 Flugbe- 
triebsleiter bei Paninterna- 
tional 


14 Moos 

15 Nitzsche, Dr. 

16 Ossenbühn 

17 Paas 

18 Pütter 

19 Riedel 

20 Schabmayr 


Angestellter, früher (seit 
1. Juli 1971) technischer Be- 
triebsleiter bei Paninterna- 
tional 

Angestellter, wirtschaftlicher 
Betriebsprüfer des LBA 

Direktor des LBA a. D., von 
Januar 1970 bis Oktober 1971 
Leiter des LBA 

Ministerialrat, Leiter des Re- 
ferates Luftverkehr im Bun- 
desministerium für Verkehr 

Regierungsdirektor, ehern. 
Leiter des Referates Luft- 
fahrtpersonal im LB A 

Angestellter, techn. Betriebs- 
prüfer des LBA 

Angestellter, früher Ver- 
kaufsleiter der Paninterna- 
tional 


21 Schwarzer Diplom-Kaufmann, Beirats- 

mitglied der Paninternatio- 
nal 

22 Stukenberg, Dr. Regierungsdirektor, Hilfs- 

referent im Referat Luftver- 
kehr im Bundesministerium 
für Verkehr 


23 Trommer, Dr. Geschäftsführer, ehern. Ge- 
schäftsführer der Paninterna- 
tional 


24 Wienand Mitglied des Deutschen Bun- 

destages 

25 Wrede Angestellter, Flugbetriebs- 

prüfer der LBA-Außenstelle 
Mitte (Frankfurt) 


Angestellter, Flugbetriebs- 
prüfer der LBA-Außenstelle 
Mitte (Frankfurt) 


26 Zerr 


Angestellter, früher Leiter 
des Rechnungswesens bei 
Paninternational 
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22. Oktober 1971 


Stellungnahme *) 

des Bundesverkehrsministeriums zu den Unter- 
suchungsthemen des 1. Untersuchungsausschusses 
des Deutschen Bundestages gemäß Drucksache W 2624 


Der Firma 

Paninternational Luftverkehrsgesellschaft mbH & Co. 
Germania Luftfahrtinvestition und -betrieb KG 

8 München 2, Theatinerstraße 34 

wurde am 1. Juli 1969 erstmals die Genehmigung 
als Luftfahrtunternehmen gemäß § 20 LuftVG er- 
teilt, Das Unternehmen führte damals den Namen 
„PAN AIR Luftverkehrsgesellschaft mbH & Co. 
Germania Luftfahrtinvestition und -betrieb KG“, 
Die Unternehmensgenehmigung war zunächst auf 
3 Monate befristet und enthielt die Erlaubnis zur 
gewerblichen Verwendung eines Flugzeuges vom 
Muster BAC 1-11. 

In der Folgezeit wurde die Unternehmensgenehmi- 
gung wiederholt erweitert und verlängert; sie ge- 
stattete dem Unternehmen zuletzt die gewerbliche 
Verwendung von vier Luftfahrzeugen des Musters 
BAC 1-11 und von zwei Flugzeugen des Musters 
Boeing 707. Die genebmigungsrechtliche Entwicklung 
der Paninternational ist aus beigefügter Übersicht 
zu ersehen. 

Das Unternehmen besitzt außerdem die Anerken- 
nung als luftfährttechnischer Betrieb seitens des 
Luftfahrt-Bundesamtes (§31 ff. der Prüfordnung für 
Luftfahrtgerät — LuftGerPO — vom 16. Mai 1968 
— BGBl. I S. 416— ). 

Die Überprüfung der wirtschaftlichen Leistungs- 
fähigkeit des Unternehmens durch das Luftfahrt- 
Bundesamt (LBA) hat weder in der Gründungsphase 
noch in der Folgezeit Anlaß zu Bedenken gegeben. 
Noch im letzten Gutachten vom 21. Januar 1971 über 
die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit wurde diese 
als gut beurteilt. 

Demgegenüber ergab sich seit Gründung der Pan- 
international die Notwendigkeit, das Unternehmen 
laufend intensiv dahin gehend zu überprüfen, ob die 
personellen, technischen und flugbetrieblichen Vor- 
aussetzungen für einen sicheren Betrieb in dem vom 
Unternehmen beabsichtigten Umfang gegeben wa- 
ren. Die Schwierigkeiten beruhten vor allem darauf, 
daß erheblich mehr Flüge verkauft wurden, als flug- 
betrieblich zu vertreten war. Diese Unzuträglichkei- 
ten erforderten einschneidende Einschränkungen 
und Auflagen zur Genehmigung, so besonders durch 
die Nachträge zur Genehmigungsurkunde vom 


*] hier ohne dazugehörige Anlagen 


29. September 1969 

27. Mai 1970 

21. August 1970 

14. Oktober 1970 

16. März 1971 

2. April 1971 

14. April 1971 

21. Juli 1971 

sowie mit den Ausflugerlaubnissen vom 
6. August 1971 
und vom 24. August 1971. 

Erst nach besonders eingehender Überprüfung 
wurde die Verwendung ider beiden Flugzeuge vom 
Muster Boeing 707 genehmigt. Aus technischen und 
flugbetrieblichen Gründen konnte die Betriebser- 
laubnis hierfür erst im April 1971 erteilt werden, 
obwohl die Flugzeuge bereits im Herbst 1970 an 
die Paninternational ausgeliefert worden waren. 

Im einzelnen wird zu den Untersuchungsthemen ge- 
mäß Drucksache W2624 wie folgt Stellung genom- 
men: 

Zu 1 a) : 

Dem LBA, also der zuständigen Überwachungsbe- 
hörde, sind keine Schreiben von ehemaligen Flug- 
betriebsleitern mit Vorwürfen der genannten Art 
übermittelt worden. Soweit bekannt, wurde nur von 
einem ehemaligen Flugbetriebsleiter (Kuehnel) ein 
Schreiben mit Datum vom 5. Juli 1971 persönlich an 
den zuständigen Referenten im LBA gerichtet, der 
sich jedoch bis zum 15. Juli in Urlaub befand. 

Das LBA erhielt hiervor erst Kenntnis nach Rück- 
kehr des Referenten. 

Bei ider Abteilung Luftfahrt hat Flugbetriebsleiter 
Kuehnel allerdings bereits am 7. Juli 1971 vorge- 
sprochen. Er teilte mit, daß er wegen Differenzen 
mit der Geschäftsführung des Unternehmens über 
technische und flugbetrieblidie Mängel die Verant- 
wortung als Flugbetriebsleiter nicht mehr tragen 
könne. Er sei deshalb von der Geschäftsleitung be- 
urlaubt worden. 

Die von ihm im einzelnen erhobenen Vorwürfe wur- 
den noch am gleichen Tage dem LBA fernschriftlich 
mitgeteilt; zugleich wurde das LBA zu einer Bespre- 
chung auf den folgenden Tag eingeladen. 
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Das Ergebnis der Besprechung vom 8. Juli 1971 
wurde in einem Vermerk niedergelegt. 

Aufgrund 'des Besprechungsergebnisses wurde das 
LBA am gleichen Tage fernschriftlich angewiesen, 
sofort das Gesamtunternehmen in technischer, flug- 
betrieblicher und ggf. auch in wirtschaftlicher Hin- 
sicht zu überprüfen. 

Bereits vor dem Abschlußbericht des LBA an das 
BMV über das Ergebnis der Überprüfung der Pan- 
international wurden aufgrund von Bedenken, wel- 
che das LBA am 20. Juli 1971 fernschriftlich mit- 
teilte, Erweiterungen 'des Flugbetriebes, die am 
11. Juni 1971 beantragt und am 5. Juli 1971 einge- 
räumt worden waren, am 21. Juli 1971 zurückge- 
nommen. 

Von diesem Zeitpunkt an mußten also wieder zwei 
Flugzeuge (1 BAC 1-11/1 Boeing 707) überwiegend 
für Schulungszwecke und als Reserveflugzeuge bei 
technischen Ausfällen zur Verfügung stehen. 

In seinem Abschlußbericht vom 2. August 1971 
stellte das LBA fest, daß 

— ein neuer Flugbetriebsleiter bis zum 15. August 
zu bestellen sei, 

— die tägliche Liegezeit jedes Flugzeuges 10 zu- 
sammenhängende Stunden betragen 'solle und 

— über Verspätungen, Umlaufzeiten und Blockzei- 
ten Aufstellungen einzureichen seien. 

Im Rahmen der Ausfluggenehmigungen für das Mo- 
natsprogramm August wurden die beiden letzten 
Forderungen als Auflagen verwirklicht. 

Zu 1 b) und c) : 

Der häufige Wechsel der Flugbetriebsleiter ist im 
wesentlichen auf die ständigen Eingriffe der Unter- 
nehmensleitung in 'den Verantwortungsbereich der 
Flugbetriebsleiter zurückzuführen. 

Insbesondere hatte sich das Unternehmen durch die 
fristlose Trennung von seinem 4. Fiugbetriebsleiter 
(Kuehnel) am 6. Juli 1971 in eine schwierige Lage 
gebracht, weil dadurch eine ordnungsgemäße Über- 
gabe der Geschäfte an einen Nachfolger nicht gege- 
ben war. 

Bei der Frage der Bestellung des Nachfolgers erga- 
ben sich Schwierigkeiten. Paninternational hatte 
mehrere Bewenber vorgeschlagen (Heltzel, Geister, 
Stöckl, Rundström, McCash, Dr. Weber), zu deren 
Bestellung das LBA wegen mangelnder Erfahrung 
als Flugbetriebsleiter oder mangelnder Eignung die 
Zustimmung zunächst nicht geben wollte. 

Nachdem das Unternehmen weitere Anwärter für 
den Flugbetriebsleiterposten nicht hatte benennen 
können und die Verweigerung der Zustimmung zu 
einigen der vorgeschlagenen Anwärter sich aus 
Rechtsgründen nicht aufrechterhalten ließ, wurden 
zwei der Vorgeschlagenen (Geister, Dr. Weber) er- 
neut in Betracht gezogen. 

Nach Abwägung ihrer persönlichen Erfahrungen 
wurde Herrn Dr. Weber der Vorzug gegeben und 
eine Zurückstellung der Bedenken gegen seine vor- 
läufige Bestellung für vertretbar gehalten. 


Die vorläufige Bestellung des Dr. Weber zum Flug- 
betriebsleiter durch das Unternehmen ist zum 
10. September 1971 erfolgt. Ihr stimmte das LBA am 
16. Septeniber 1971 nach der eindeutigen Festlegung 
des Verantwortungsbereiches des Flugbetriebsleiters 
zu. 

Vom 7. Juli bis 10. September wurde der Flugbe- 
trieb — wie bei evtl. Urlaub oder Erkrankung des 
Flugbetriebsleiters Kuehnel ■ — von Flugkapitän 
Geister und Herrn Knauth geleitet, die vom LBA als 
für die vorübergehende Wahrnehmung dieser Auf- 
gabe geeignet angesehen wurden. 

Die Vorgänge um die Person des Flugbetriebsleiters 
vermochten einen Widerruf der Genehmigung des 
Unternehmens nicht zu rechtfertigen, weil das Er- 
fordernis der Bestellung eines Flugbetriebsleiters 
(§ 38 LuftBO) nur vorübergehend nicht erfüllt war 
(§ 64 LuftVZO) und eine Gefährdung der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung (§ 20 LuftVG) nicht Vorge- 
legen hat. 

Zu Id): 

Seit Erteilung der Genehmigung als Luftfahrtunter- 
nehmen ist Paninternational wiederholt in wirt- 
schaftlicher Hinsicht durch das Luftfahrt-Bundesamt 
überprüft worden. Gegen die wirtschaftliche Lei- 
stungsfähigkeit ergaben sich hierbei zu keiner Zeit 
Bedenken. Das letzte wirtschaftliche Gutachten des 
LBA vom 21. Januar 1971 zeigte eine gute Liquidität 
der Gesellschaft. 

Damit waren die wirtschaftlichen Grundlagen für 
eine Verlängerung und Erweiterung der Genehmi- 
gung der Paninternational als Luftfahrtunternehmen 
gegeben. 

In der Besprechung vom 7. Juli 1971 behauptete der 
frühere Flugbetriebsleiter Kuehnel, Paninternational 
erfülle seine Verbindlichkeiten nicht. 

Aufgrund des Ergebnisses der Besprechung vom 
8. Juli wurde eine erneute wirtschaftliche Überprü- 
fung der Paninternational in das Ermessen des LBA 
gestellt. 

Da kein Fall festgestellt werden konnte, in dem die 
Beschaffung von Ersatzteilen aus wirtschaftlichen 
Gründen unterblieben ist und dadurch ein Flugzeug 
in nicht lufttüchtigem Zustand eingesetzt wurde, sah 
das LBA für eine erneute Überprüfung außerhalb der 
üblichen wirtschaftlichen Überwachung keinen An- 
laß. 

Zu 1 e) : 

In der bereits genannten Besprechung im BMV am 
8. Juli 1971 über die Vorwürfe des ehemaligen 
Flugbetriebsleiters der Paninternational, Herr Kueh- 
nel, wurde auch der Zustand in den Werkstätten 
und Lagerräumen der Gesellschaft in Düsseldorf er- 
örtert. Hierbei wurde auch 'das Schreiben der LBA- 
Außenstelle Düsseldorf vom 4. Mai 1971 an Pan- 
international, von dem das BVM erst am 7. Juli 
Kenntnis erhalten hatte, erwähnt. Von den Vertre- 
tern des LBA wurde hierzu jedoch ausdrücklich be- 
tont, daß in technischer Hinsicht zwar erhebliche 
Mängel bestünden, diese aber für eine Schließung 
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des Betriebes nicht ausreichten. Mängel gebe es in 
erster Linie im organisatorischen Bereich. 

Das LBA wurde am gleichen Tage mündlich und 
fernschriftlich angewiesen, sofort das gesamte Unter- 
nehmen auch in technischer Hinsicht nochmals zu 
überprüfen. Als Ergebnis berichtete das LBA am 
2. August 1971 über wesentliche Verbesserungen im 
technischen Betrieb der Paninternational. Ein Wider- 
ruf der Anerkennung als luftfahrttechnischer Betrieb 
ist daher nicht erfolgt. 

Zu 2): 

Das BVM hat auf Grund der jeweils bekanntge- 
wordenen Tatsachen Maßnahmen getroffen, die im 
Rahmen des pflichtgemäßen Ermessens zur Gewähr- 
leistung der Betriebs- und Flugsicherheit hinreichend 
erschienen. 

Obgleich im Rahmen der Genehmigungsverfahren 
(Grundgenehmigung, Verlängerungen, Erweiterun- 
gen) der Paninternational Mängel festgestellt wur- 
den, waren diese nicht so schwerwiegend, daß sie 
eine Versagung der Genehmigungen zur Folge ha- 
ben mußten. Vielmehr waren bei der Erteilung der 
Genehmigungen entsprechend dem Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit der Mittel Auflagen auszuspre- 
chen, durch die diese Mängel ausgeschaltet werden 
konnten. Wären dem Unternehmen die Genehmigun- 
gen wegen der angeführten Mängel versagt worden, 
so hätte nach der Rechtsprechung der Verwaltungs- 
gerichte damit gerechnet werden müssen, daß der die 
Genehmigungen versagende Verwaltungsakt aufge- 
hoben und der Genehmigungsbehörde nahegelegt 
worden wäre, als eine zur Abstellung der Mängel 
adäquate Maßnahme ein weniger schwerwiegendes 
Mittel als die Versagung der Genehmigung anzu- 
wenden. Gleiches hätte gegolten, wenn ein Widerruf 
einer Genehmigung erwogen worden wäre. 

Die Luftfahrtabteilung des BVM hat deshalb jeweils 
bei Bekanntwerden von Tatsachen, die die Betriebs- 
und Flugsicherheit der Paninternational betrafen, 
unverzüglich die erforderlichen Maßnahmen, insbe- 
sondere durch z. T. einschneidende Auflagen und 
durch laufende Überprüfungen, ergriffen. Wegen der 
Einzelheiten wird auf die Ausführungen zu 1) Bezug 
genommen. 

Zu 3); 

Die Frage, ob die gesetzlichen Bestimmungen im 
Rahmen des rechtlich Möglichen das erforderliche 
Höchstmaß an Zuverlässigkeit, Betriebs- und Flug- 
sicherheit der Charterfluggesellschaften gewährlei- 
sten, kann bejaht werden. Das schließt natürlich eine 
Überprüfung dieser Vorschriften zur Verbesserung 
ihrer Effektivität nicht aus. 

Anders als bei sonstigen Verkehrsträgern wird dem 
Gesichtspunkt der Aufrechterhaltung der Sicherheit 
und Ordnung, wie er in § 29 des Luftverkehrsge- 
setzes (LuftVG) als Aufgabe der Luftfahrtbehörden 
umschrieben wird, durch ein mehrfaches Sicherheits- 
system Redinung getragen, nämlich durch 


a) die Unternehmensgenehmigung; 

b) die Zulassung des Luftfahrtgeräts; 

c) die Anerkennung als luftfahrttechnischer Betrieb. 

Zu a); 

Ein Unternehmen (§ 20 LuftVG), ganz gleich, ob 
es Fluglinienunternehmen oder sogenannte „Char- 
terfluggesellschaft" ist, d. h. ein Unternehmen, das 
Personenbeförderung in nichtlinienmäßiger Form 
betreibt, muß zunächst nach § 62 der Luftverkehrs- 
Zulassungs-Ordnung (LuftVZO) eine Reihe von 
Unterlagen beibringen, um der Genehmigungsbe- 
hörde die fachliche Prüfung des Antrages zu er- 
möglichen. Zu diesen Unterlagen zählt auch der 
Nachweis der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 
des Unternehmens. Hierzu muß aber darauf hin- 
gewiesen werden, daß dieser Nachweis nur dazu 
dient, festzustellen, ob nicht durch mangelnde wirt- 
schaftliche Grundlagen eine Gefährdung der Sicher- 
heit des Betriebes z. B. durch Einsparung an 
Ersatzteilen oder verkürzte Wartung aus Kosten- 
gründen zu befürchten ist. Die Genehmigungsbe- 
hörde ist weder nach dem LuftVG noch nach 
sonstigen luftrechtlichen Vorschriften zu einer 
dauernden Überwachung der Geschäftsgebarung des 
Unternehmens unter anderen Gesichtspunkten ver- 
pflichtet. 

Die Genehmigungsbehörde kann weitere Unterlagen 
fordern und verlangen, daß die Nachweise nach 
§ 62 Abs. 1 Nr. 6, 8 und 9 LuftVZO durch Vorlage 
von Gutachten des LBA geführt werden — vgl. 
§ 2 Abs. 1 Nr. 16 des Gesetzes über das LBA vom 
30. 11. 1952 (BGBl. I S. 354) in der Fassung des 
Änderungsgesetzes vom 16.5. 1968 (BGBl. I S.397) — . 
Soweit den Anforderungen nach § 62 LuftVZO 
Genüge getan ist und auch die sonstigen in § 20 
LuftVG genannten Voraussetzungen erfüllt sind, 
wird die Genehmigung erteilt, wobei die Geneh- 
migungsbehörde das Recht hat, Auflagen zu machen, 
wovon im Falle der Paninternational — wie an 
anderer Stelle dargestellt — Gebrauch gemacht 
wurde. 

Uber die Vorschriften des § 20 LuftVG hinaus 
enthält das LuftVG in § 22 noch eine Vorschrift, 
um den gewerblichen Verkehr, der nicht Flug- 
linienverkehr ist, gewissen Auflagen und Bedingun- 
gen zu unterwerfen, wenn durch seinen Betrieb 
die öffentlichen Verkehrsinteressen nachhaltig be- 
einträchtigt werden können. Diese Vorschrift gibt 
aber keine Handhabe, allgemein die Genehmigung 
von Charterfluggesellschaften einzuschränken. Es 
ist erwogen worden, ob man nicht durch eine Kon- 
tingentierung der Charterfluggesellschaften die 
Möglichkeiten ihrer Überwachung in bezug auf 
Betriebs- und Flugsicherheit erhöhen könne. Bei 
diesen Erwägungen ergibt sich das Problem, in- 
wieweit eine solche Einschränkung der Berufsfrei- 
heit, denn um eine solche würde es sich handeln, 
mit den Grundrechten nach Artikel 2 und 12 des 
Grundgesetzes zu vereinbaren wäre. Der BMV hat 
bei früherer Gelegenheit zu einer Anfrage im 
Deutschen Bundestag mit dem Ziel einer weiteren 
Liberalisierung der Vorschriften des LuftVG zum 
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Ausdruck gebracht, daß er im Hinblick auf eine 
bessere Ordnung des Charterflugverkehrs eine Ver- 
schärfung des § 22 begrüßen würde. Die Überle- 
gungen zu dieser Frage sind aber noch nicht ab- 
geschlossen. 

Unabhängig von der Frage der Aufsicht (Unter- 
nehmensaufsicht nach § 65 LuftVZO), die dem BMV 
als Genehmigungsbehörde bzw. dem LBA als ihrem 
Erfüllungsgehilfen obliegt, trifft die Verantwortung 
für die Betriebs- und Flugsicherheit in erster Linie 
den Unternehmer. Was der Unternehmer hierbei 
zu leisten hat, ergibt sich nicht nur aus der Geneh- 
migung, sondern vor allem auch aus der Betriebs- 
ordnung für Luftfahrtgerät (LuftBO) vom 4. März 
1970. 

Diese ist wiederum eine den deutschen Rechtsver- 
hältnissen angepaßte Fassung der internationalen 
Betriebsvorschriften, dem Anhang 6 (Operation of 
Aircraft) zum Abkommen über die Internationale 
Zivilluftfahrt. In § 2 Abs. 1 LuftBO ist klar aus- 
gesprochen, daß der Halter des Luftfahrtgeräts die 
Verantwortung für die Einhaltung der Vorschriften 
dieser Verordnung und der zu ihrer Durchführung 
erlassenen Vorschriften (1. DVO LuftBO vom 
15. 7. 70) zu tragen hat, sofern nicht die Verordnung 
selbst etwas anderes bestimmt. Die Verordnung 
sieht vor, daß die vom Unternehmer getroffenen 
Maßnahmen der Zulassungsbehörde oder der Auf- 
sichtsbehörde (bei größeren Luftfahrtunternehmen 
BMV, bei kleineren Unternehmen die oberste Luft- 
fahrtbehörde des jeweiligen Bundeslandes) anzu- 
zeigen sind, daß Unterlagen vorgelegt werden 
müssen usw. Dieses System zeigt deutlich, daß 
die Tätigkeit der staatlichen Stellen nur eine über- 
wachende sein soll, nämlich ob der Unternehmer 
bzw. der Halter des Luftfahrtgeräts den ihm oblie- 
genden Pflichten nachkommt. Es ist jedoch nicht 
Sache der genannten Stellen, die einzelnen vor- 
genommenen Handlungen selbst zu überwachen. Ein 
solches Verfahren wäre schon aus praktischen Grün- 
den nicht durchführbar und ist der Grund dafür, 
daß nach der weltweiten Regelung dem Unter- 
nehmer bzw. dem Halter in erster Linie die Ver- 
antwortung auferlegt wird. § 57 LuftBO gibt den 
Behörden einen Katalog von Bußgeldvorschriften 
an Hand, um die Beachtung der LuftBO im Inter- 
esse der Betriebs- und Flugsicherheit zu erzwingen. 

Zu b): 

Unabhängig von dem Genehmigungsverfahren nach 
§ 20 LuftVG verläuft die Zulassung des zur Ver- 
wendung vorgesehenen Luftfahrtgerätes. Für die 
Zulassung ist das LBA nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 des 
Gesetzes über das LBA zuständig. Die Zulassung 
des Geräts ist von den Nachweisen nach § 8 Abs. 2 
der LuftVZO abhängig. Da das LBA nicht jedes 
der über 3000 deutschen Luftfahrzeuge hinsichtlich 
seiner Lufttüchtigkeit unmittelbar überwachen kann, 
kommt es nach der Zulassung wiederum wesent- 
lich auf die Selbstverantwortung des Unternehmers 
bzw. des Halters an. Er ist nach § 11 LuftVZO ver- 
pflichtet, unverzüglich der Zulassungsbehörde (LBA) 
technische Mängel, welche die Lufttüchtigkeit beein- 
trächtigen oder beeinträchtigen können, anzuzeigen, 


soweit sie nicht durch die vorgeschriebene regel- 
mäßige Instandhaltung zu beheben sind. Die Beach- 
tung dieser Vorschrift kann vom LBA nach § 108 
Abs. 1 LuftVZO erzwungen werden. 

Zu c): 

Nach den Vorschriften der § 5 ff. LuftBO obliegen 
dem Unternehmer bzw. dem Halter die Aufgaben 
der Wartung. Nach § 9 LuftBO ist die Instandhal- 
tung der Flugzeuge, die in der Lufttüchtigkeits- 
gruppe Verkehrsflugzeuge zugelassen sind, von Be- 
trieben durchzuführen, die eine Anerkennung als 
luftfahrttechnischer Betrieb nach der LuftGerPO be- 
sitzen. 

Oft bemühen sich Luftfahrtunternehmen — wie z. B. 
auch Paninternational — aus Gründen der Betriebs- 
vereinfachung um eine solche Anerkennung, die 
unabhängig von der Genehmigung nach § 20 LuftVG 
erteilt wird. Auch hier ist das Verfahren zur An- 
erkennung eines luftfahrttechnischen Betriebes 
durch die Zulassungsbehörde (im vorliegenden Falle 
LBA) bis in alle Einzelheiten geregelt (§ 32 ff. 
LuftGerPO). Die Verantwortung für die Nachprü- 
fung obliegt den so anerkannten luftfahrttechni- 
schen Betrieben, ein System, das in ähnlicher, noch 
weitergehender Form für die Prüfung von Luftfahrt- 
gerät z. B. in Großbritannien Anwendung findet. 
Analog der Regelung in der LuftVZO trifft hier den 
anerkannten luftfahrttechnischen Betrieb die Pflicht 
zur Anzeige von besonderen Schwierigkeiten, die 
bei Prüfungen auftreten. Nach § 35 überwacht die 
Zulassungsbehörde die Nachprüfung. Sie ist be- 
rechtigt, an den Prüfungen teilzunehmen und jeder- 
zeit nachzuprüfen, ob die Voraussetzungen für die 
Anerkennung noch fortbestehen. 

Das System der Genehmigung, Zulassung und An- 
erkennung ist als eine geschlossene und in sich 
aufeinander abgestimmte Regelung anzusehen, bei 
der die Gewichte nach Maßgabe der Notwendig- 
keiten zur Aufrechterhaltung der Betriebs- und 
Flugsicherheit und den tatsächlichen Möglichkeiten 
aufeinander abgestimmt sind. 

Im Vorstehenden ist dargestellt, in welchem Um- 
fange die Aufteilung der Verantwortung erfolgt ist. 
Menschliche Fehlhandlungen lassen sich auch durch 
Rechtsvorschriften nicht ausschließen. Ihre Auswir- 
kungen können jedoch durch das System staatlicher 
Aufsicht gemildert werden. Zu den Punkten a) bis c) 
ist der Umfang der Aufsicht, wie sie der Gesetz- 
geber fordert, in großen Zügen Umrissen. Im ein- 
zelnen ist zu der Frage, in welchem Umfange und 
wie sie ausgeübt werden kann, noch folgendes aus- 
zuführen: 

Zur Zeit werden ln der Bundesrepublik Deutsch- 
land 14 Luftfahrtunternehmen mit 139 Großflug- 
zeugen (über 5700 kg höchstzulässiges Fluggewicht) 
und ca. 1750 Flugbesatzungsmitgliedern (Flugzeug- 
führer, Flugnavigatoren, Flugingenieure) im Rah- 
men der Unternehmens auf sicht nach § 65 LuftVZO 
von 4 Flugbetriebsprüfern des LBA überwacht. 

Der nach den internationalen Richtlinien (ICAO — 
Manual of Procedures for Operations Certification 
and Inspection, Doc. 8335 — AN/879) sowie nach 
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den Erfahrungen maßgebender luftfahrttreibender 
Staaten erforderliche Überwachungsgrad aller Luft- 
fahrtunternehmen wird derzeit in der BRD nicht 
erreicht. 

Im Bereich des Charterverkehrs hat die Anzahl der 
Genehmigungsverfahren stark zugenommen. Sie 
steigt weiterhin an, wie die beigefügte Übersicht 
der z. Z. vorliegenden neuen Genehmigungsan- 
träge (einschließlich des vorgesehenen Flugzeug- 
parks ) zeigt. 

Die Personalausstattung des LBA hat mit dieser 
Entwicklung nicht Schritt gehalten. Vom Bundes- 
minister für Verkehr beantragte Stellen wurden 


bisher nur teilweise bewilligt. Bewilligte Stellen 
konnten oft nicht unmittelbar besetzt werden. 

ünabhängig von diesem Mangel arbeitet der Bun- 
desminister für Verkehr an Lösungen zur Verbes- 
serung der personellen und organisatorischen Situa- 
tion der Luftaufsicht, Ein Vorentwurf hierzu liegt 
bereits vor. Wegen der Vielzahl schwieriger Pro- 
bleme (großes Gefälle zwischen der Vergütung des 
fliegenden Personals in den Luftfahrtunternehmen 
und des Personals im Öffentlichen Dienst, allgemei- 
ner Personalmangel in der Luftfahrt, Aus- und Fort- 
bildung des fliegerischen Personals) ist eine schnelle 
Lösung nicht leicht zu finden. 
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B, Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der vom 1. Untersuchungsausschuß vorgelegte 
Bericht wird zustimmend zur Kenntnis genom- 
men. 

2. Die Bundesregierung möge 

a) darauf hinwirken, daß die nach dem Bericht 
des 1. Untersuchungsausschusses bei der Pra- 
xis der Aufsicht über Cbarterfluguntemehmen 
bestehenden Mängel beseitigt werden; 

b) die notwendigen Initiativen ergreifen, um die 
vom 1. Untersuchungsausschuß auf gezeigten 
Möglichkeiten zur Verbesserung der gesetz- 
lichen Vorschriften zu nutzen; 

c) eine Sachverständigenkommission einsetzen, 
die die Aufgabe haben soll zu prüfen, ob es 


— orientiert an der Flugsicherheit — not- 
wendig oder zweckmäßig ist, 

— die Zuständigkeitsverteilung zwischen 
Bund und Ländern bei der Genehmigung 
und Aufsicht über Luftfahrtunternehmen 
sowie bei der Erlaubniserteilung an Be- 
ruf sflugzeugführer neu zu ordnen; 

— eine zentrale Ausbildungsstätte für Flug- 
zeugführer und Fluglehrer einzurichten; 

■ — eine zentrale Registrierung des gesamten 
Luftfahrtpersonals und der Ergebnisse von 
medizinischen Untersuchungen dieses Per- 
sonals einzuführen; 

— eine dem amerikanischen NTSB entspre- 
chende Behörde einzurichten. 
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